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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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TREFF/1291: Kassel - "Heldinnen und Helden unterm Herkules", Führung im Stadtmuseum, 19.12.


documenta-Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum 



Eine Führung durch die Dauerausstellung "Heldinnen und Helden unterm
Herkules" mit der Museumsführerin Ulrike Städtler findet am Mittwoch,
19. Dezember, 17 Uhr, im Stadtmuseum, Ständeplatz 16, statt.

Wer war in Kassel berühmt? Es gibt bestimmt einige Persönlichkeiten,
die einem sofort einfallen, zum Beispiel Sophie Henschel, Sigmund
Aschrott, die Brüder Grimm oder auch die beiden Jungs von "Milky
Chance". Sie haben in Kassel einiges bewirkt oder vertreten die Stadt
erfolgreich in der ganzen Welt. Doch wer war tatsächlich ein Held oder
eine Heldin?

Ulrike Städtler wird im Rahmen der Dauerausstellung beleuchten, wer
unter diesen Titel fallen könnte und welche Heldentaten in Kassel
schon vollbracht wurden.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
eigentliche Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt
und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter 0561 787-4405.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.2018

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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LATEINAMERIKA/094: Kolumbien - Lebensgefahr für indigene Menschenrechtler


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Kolumbien: Friedensvertrag bringt keinen Frieden - Indigene
Menschenrechtsverteidiger in Lebensgefahr



Göttingen, den 14. Dezember 2018 - Indigene Menschenrechtsverteidiger
sind in Kolumbien in höchster Gefahr, warnt die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV). Allein seit Amtsantritt von Präsident Iván
Duque im August wurden dort nach Angaben des Dachverbandes der
indigenen Völker Kolumbiens ONIC 36 indigene Menschenrechtler
ermordet. "Trotz des Friedensvertrages mit der FARC-Guerilla
beherrschen Terror und Angst das Leben der Indigenen und der
Afro-Kolumbianer in den ländlichen Gebieten und der Staat kommt
seiner Verpflichtung, die Bevölkerung zu schützen nicht nach",
kritisierte die GfbV-Referentin für indigene Völker, Yvonne Bangert,
am Freitag in Göttingen. "Die Indigenen sind zwischen die Fronten
bewaffneter Gruppen geraten, die um die früher von der Guerilla
kontrollierten Gebiete kämpfen. Dabei geht es um viel Geld: Hier
verlaufen die Wege für den Drogenschmuggel und hier liegen auch die
Kokapflanzungen."

Der jüngste Mord ereignete sich in der ersten Dezemberwoche im
Reservat Huellas. Dort wurde der 28 Jahre alte Dorfvorsteher der
Ortschaft Caloto (Bezirk Cauca), Edwin Dagua, von einer bewaffneten
Einheit der rechtsradikalen "Schwarzen Adler" getötet. Dagua hatte
mehrfach Todesdrohungen erhalten. Die Regierung hatte zugesagt, ihn
zu schützen, ihr Versprechen jedoch nicht eingehalten.

Zuvor wurden am 2. Dezember im südlichen Teil der benachbarten
Provinz Nariño drei Awa ermordet. Héctor Ramiro García Guanga und
sein Sohn Arturo García starben, als bisher unbekannte Täter auf die
Teilnehmer des Ältestenrates ihres Dorfes schossen. Vier Älteste
wurden verwundet. In der Siedlung Tumaco wurde am selben Tag ein
16-jähriges Awa-Mädchen ermordet.

Der UN-Beauftragte für die Situation von Menschenrechtsverteidigern
Michel Forst bezeichnet die Lage der Menschenrechts- und
Umweltaktivisten in Kolumbien als dramatisch. Seinem Bericht von
Anfang Dezember zufolge wurden dort seit 2016 bis zu 335
Menschenrechtsverteidiger ermordet. Etwa 500 Menschen seien akut
gefährdet. Wer sich insbesondere im ländlichen Kolumbien für die
Wahrung der Menschenrechte, den Schutz indigener Territorien oder von
Minderheiten einsetze, riskiere sein Leben. Nach Angaben der ONIC
häufen sich Morde an Indigenen gerade in den Provinzen Cauca,
Cordoba, Caldas und Antioquia. Nur etwa die Hälfte der Mordfälle
werde juristisch verfolgt.
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NAHOST/332: Nordost-Syrien - Neuen Krieg der Türkei gegen Kurden verhindern


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Nordsyrien: Erdogan droht mit neuem Krieg - USA, EU und
Deutschland müssen türkischen Angriff auf Kurden,
Assyrer/Chaldäer/Aramäer, Armenier, Christen und Yeziden
verhindern



Göttingen, 13. Dezember 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) warnt vor einem neuen Krieg des türkischen Präsidenten Recep
Tayyip Erdogan gegen den von Kurden, aber auch von christlichen
Assyrern/Chaldäern/Aramäern, Armeniern und Yeziden bewohnten
Nordosten Syriens. "Die Nato-Partner der Türkei - vor allem
Deutschland und die USA - müssen verhindern, dass sich die Tragödie
von dem heute türkisch besetzten Afrin im Nordwesten Syriens
wiederholt", erklärte der GfbV-Syrienexperte Kamal Sido am Donnerstag
in Göttingen. Das Schicksal der Menschen in Afrin vor Augen müssten
bei einem Angriff der türkischen Armee auch Hunderttausende aus dem
bisher relativ ruhigen und stabilen Nordosten Syriens flüchten.

In Afrin wurden während der gewaltsamen Eroberung durch die von
Islamisten unterstützte türkische Armee von Januar bis März 2018
Tausende Menschen getötet. Mindestens 3000 wurden verschleppt und
etwa 250.000 Kurden, Yeziden, Aleviten und Christen vertrieben. Die
Region ist seither türkisch besetzt. Täglich erreichen die GfbV von
dort erschreckende Berichte über Morde, Entführungen, Raubzüge,
Brandstiftungen bis hin zu Misshandlungen von Frauen. In Afrin wurde
faktisch auch das islamische Scharia-Recht eingeführt. Deswegen
hätten Frauen, Christen, Yeziden, Aleviten aber auch aufgeklärte
Muslime keine Möglichkeit frei zu leben, sagte Sido.

Erdogan hatte am Mittwoch angekündigt, dass seine Armee im Nordosten
Syriens "sehr bald" eine Militäroffensive starten werde, um dort die
Menschen "vor der separatistischen Terrororganisation" zu schützen.
"Damit meint Erdogan jedoch die politischen Kräfte der Kurden und
anderer Volksgruppen, die seit Jahren ihre Region zwischen den
Flüssen Euphrat und Tigris vor den brutalen Angriffen des
"Islamischen Staates" und anderer radikaler islamistischer Gruppen
schützen und erfolgreich verteidigen", sagte Sido. Islamistische
Gruppierungen würden von Erdogan zum Teil unterstützt oder geduldet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/298: Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung lehnt Papier der Bundesregierung zu Paragraph 219a vehement ab (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung lehnt Papier der 
Bundesregierung zu Paragraph 219a vehement ab

Pressemitteilung des Bündnisses für sexuelle Selbstbestimmung vom 13.
Dezember 2018



Das Papier der Bundesregierung zu Paragraph 219a gibt Positionen
radikaler Abtreibungsgegner wieder und führt die Entmündigung von
ungewollt Schwangeren, Ärzt*innen und Beratungsstellen fort.

Am 12. Dezember legten Katarina Barley (SPD), Franziska Giffey (SPD),
Jens Spahn (CDU) und Helge Braun (CDU) ein Eckpunktepapier zur
"Verbesserung der Information und Versorgung in
Schwangerschaftskonflikten" vor.

Hierzu erklärt Ines Scheibe, Sprecherin des Bündnisses [1] und selbst
in der Schwangerschaftskonfliktberatung tätig:

"Wir als Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung (BfsS) kritisieren das
Eckpunktepapier aufs Schärfste, da die vorgeschlagenen Maßnahmen die
Situation von Ärzt*innen, Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen und
ungewollt Schwangeren insgesamt nicht verbessern werden. Die
vorgesehenen Maßnahmen tragen im Gegenteil zu einer zusätzlichen
Stigmatisierung von Schwangerschaftsabbrüchen und ungewollter
Schwangerschaften bei. Vor diesem Hintergrund ist die versprochene
Herstellung von Rechtssicherheit für Ärzt*innen durch eine Ergänzung
des Paragraph 219a StGB scheinheilig."

Statt Paragraph 219a StGB zu streichen, wie von einer Mehrheit der
Expert*innen und Betroffenen gefordert, soll eine Studie zur
"Häufigkeit und Ausprägung seelischer Folgen von
Schwangerschaftsabbrüchen" in Auftrag gegeben werden.

Scheibe weiter: "Das Papier zeigt leider deutlich, dass sich
christliche Fundamentalist*innen und selbsternannte
Lebenschützer*innen in der Bundesregierung durchgesetzt haben. Dabei
ist das hier postulierte "Post-Abortion-Syndrom", also ein erhöhtes
Risiko einer psychischen Störung als Folge eines
Schwangerschaftsabbruchs, ein wissenschaftlich längst widerlegter
Mythos, mit dem radikale Abtreibungsgegner immerfort Ängste schüren.
Ich finde es skandalös, dass dieser sich nun in diesem Papier
wiederfindet."

Studien zeigen hingegen, dass das gesellschaftliche Stigma, mit dem
ein Schwangerschaftsabbruch behaftet ist, hervorgerufen u.a. durch die
Regelung über das Strafgesetzbuch, bei vielen Betroffenen eine sehr
große psychische Belastung darstellt. Wir als Bündnis für sexuelle
Selbstbestimmung lehnen darum diesen vermeintlichen Kompromiss ab und
fordert die Streichung der Paragraphen 218/219 aus dem
Strafgesetzbuch.

Das "Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung" ist ein breites Bündnis
aus Beratungsstellen, verschiedener feministischer und
allgemeinpolitischer Gruppen, Verbänden, Gewerkschaften und Parteien
sowie Einzelpersonen. Gegründet wurde es 2012 und organisiert seither
Proteste gegen den jährlich stattfindenden, bundesweiten "Marsch für
das Leben" (vormals "1000 Kreuze Marsch").


Anmerkung:


[1] http://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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REZENSION/027: Isabelle Lehn, Sascha Macht, Katja Stopka - Schreiben lernen im Sozialismus (SB)


Isabelle Lehn, Sascha Macht, Katja Stopka

Schreiben lernen im Sozialismus



Das Institut für Literatur "Johannes R. Becher"

von Christiane Baumann



"Kaderschmiede" oder "Dichterschule"? So einfach ist es nicht!
Studie beleuchtet DDR-Literaturinstitut "Johannes R. Becher"

Nur wenig ist heute noch in der Öffentlichkeit über die "kleinste
Hochschule der Welt" (533) und das erste und lange Zeit einzige
Literaturinstitut im deutschsprachigen Raum bekannt, die
DDR-Kunsthochschule "Johannes R. Becher", an der Schreibende das
Diplom erwerben konnten. Insofern ist der Band Schreiben lernen im
Sozialismus, der sich der Geschichte dieses einzigartigen und
bislang in der Forschung kaum beachteten Instituts unter Einbeziehung
von Dokumenten, Aktenbeständen und Erinnerungen widmet, längst
überfällig. Bedeutende Namen, sowohl den Lehrkörper als auch die
Studentenschaft betreffend, ranken sich um das Literaturinstitut, das
im September 1955 in Leipzig gegründet wurde. Unter den Lehrkräften
finden sich der Lyriker Georg Maurer und der Begründer des
Malik-Verlages, der Autor und Publizist Wieland Herzfelde. Zu den
prominenten Gastdozenten zählten der Literaturwissenschaftler Hans
Mayer, der Philosoph Ernst Bloch oder der mit seiner LTI bekannt
gewordene Romanist Victor Klemperer. Mayer-Schüler wie Friedrich
Albrecht, Horst Nalewski oder Kurt Kanzog bestimmten maßgeblich die
Ausbildung, die interdisziplinär angelegt war und Dozierende wie den
renommierten Neurowissenschaftler Armin Ermisch, den
Sprachwissenschaftler Gerhard Helbig oder den Sexualwissenschaftler
und Jugendforscher Kurt Starke einschloss. Die Liste der Studierenden
ist ebenso bemerkenswert. Zu nennen sind Fred Wander, Erich Loest,
Kurt Bartsch, Werner Bräunig, Adolf Endler, Heinz Czechowski, Rainer
Kirsch, Sarah Kirsch, Gerti Tetzner, Dieter Mucke, Günter Görlich,
Gerhart Holtz-Baumert, Angela Krauß, Thomas Rosenlöcher oder Kerstin
Hensel, um einige Namen zu nennen, die das Bild der DDR-Literatur
mitprägten.

Die Untersuchung, die den inzwischen im Kontext von Studien zur
Literatur der DDR gängigen "Feld"-Begriff von Pierre Bourdieu zum
Ausgangspunkt nimmt, ohne ihn allerdings zu vertiefen, nähert sich der
Geschichte des Instituts für Literatur (IfL) in chronologischen,
thematischen und biographischen Quer- und Längsschnitten. Ziel ist es,
kulturpolitische Einflussfaktoren, Organisationsstrukturen,
Ausbildungskonzepte, Curricula und literaturästhetische Aspekte zu
erhellen, die die Einbettung des Instituts in den "machtpolitischen
Raum der DDR" (21) transparent und Fragen nach "einer sozialistischen
Literaturästhetik" (20) diskutabel machen. Die Autoren verstehen ihre
Arbeit auch als einen "Beitrag zur Untersuchung literarischer
Begabungsförderung in der DDR" und als Grundlage für
"Vergleichsstudien zur literarischen Ausbildungspraxis im vereinten
Deutschland" (20-21). Dabei werden (kultur)-politische Zäsuren wie die
Geheimrede Chruschtschows auf dem XX. Parteitag der KPdSU 1956 zu den
stalinistischen Verbrechen, die I. Bitterfelder Konferenz 1959, das
"Kahlschlagplenum" des ZK der SED 1965, der politische Machtwechsel
von Walter Ulbricht zu Erich Honecker und die einsetzende
"Tauwetterperiode" 1971, die Turbulenzen um die Ausbürgerung Wolf
Biermanns 1976 und der Mauerfall 1989 als folgenreich gesetzt. Der
hier nicht explizit genannte Mauerbau 1961 erweist sich in der
historischen Überschau als ebenso einschneidend, ging er doch mit
einer Veränderung im politischen Selbstverständnis, einer
"regelrechte(n) Aufbruchstimmung" (235) unter Kulturschaffenden
einher, die auch im IfL nicht ohne Resonanz blieb (231 ff.) und sich
in der "Ankunftliteratur" und maßstabsetzenden Werken wie Christa
Wolfs Der geteilte Himmel niederschlug.

Die Studie beschreibt die Anfänge des Instituts, das sich zunächst
gegen Vorbehalte zu behaupten hatte. Dass es hierbei nicht nur um die
"Lehrbarkeit der literarischen Meisterschaft" (31) ging, wie die
Autoren herausstellen, sondern dass man ein Experiment wagte, für das
es, abgesehen vom Moskauer Gorki-Institut, keine Vorbilder gab, ist
nicht zu unterschätzen. Im Übrigen gehörte die Forderung Johannes R.
Bechers, der als DDR-Kulturminister als einer der Skeptiker ins Feld
geführt wird, nach einer abgeschlossenen Berufsausbildung letztlich zu
den Zulassungsbedingungen. Schließlich ging es auch um Geld, denn man
alimentierte die Ausbildung mit einem Stipendium von 500-600 Mark
großzügig, was nicht zuletzt manchen Schreibenden bewog, sich zu
bewerben.[1] Der Band entwirft ein differenziertes Porträt des
Gründungsdirektors Alfred Kurella, dessen Agieren als "janusköpfig"
(97) beschrieben wird, weil er klassenkämpferische Haltung mit
Toleranz verband. Immerhin zeichnete er für die, wie nicht nur Adolf
Endler betonte, "großartigste Bibliothek moderner Literatur" (143)
verantwortlich. Kurellas konstatierte Orientierung auf
bürgerlich-humanistische und proletarisch-revolutionäre Schriftsteller
dürfte jedoch weniger seinem "bürgerlichen Bildungsideal" (96) als der
offiziellen kulturpolitischen Linie geschuldet gewesen sein, die im
Prozess der demokratischen Erneuerung nach dem Zweiten Weltkrieg auf
das humanistische deutsche Kulturerbe rekurrierte, wie man im
Manifest des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung
Deutschlands (1945) nachlesen kann. In diesem Zusammenhang ist die
im Band eingangs formulierte Behauptung, es sei in der Sowjetischen
Besatzungszone um den Aufbau eines "sozialistischen Staat(es) der
Arbeiter und Bauern" (11) gegangen, zu korrigieren. Hier schließt
letztlich auch das Statut des Institutes von 1955 nahtlos an, das die
"Entwicklung der zeitgenössischen deutschen Literatur im Geiste der
fortschrittlichen Traditionen und Errungenschaften der deutschen und
der Weltliteratur" (476) auf die Agenda setzte. Es ging nicht um
sozialistischen Realismus oder um das retortemäßige Produzieren von
Autoren aus den Reihen der Arbeiterklasse und Bauernschaft, wie der
Band suggeriert, sondern um die Fortbildung von Schriftstellern und
Literaturkritikern. Wird dieses Statut am Ende von den Autoren selbst
als "weitgehend unideologisch" (476) bewertet, so erscheint es im
Eingangskapitel ideologisch verbrämt, wenn vom "Vorhaben, junge
Schriftsteller ausgerechnet an einem Literaturinstitut [...] in der
Methode des sozialistischen Realismus zu schulen" (32), die Rede ist.

Schreiben lernen im Sozialismus - der Titel irritiert, weil er das
Arbeitsfeld des IfL auf das dichterische Schreiben einengt und jene
Aspekte, die das Volkskunstschaffen, die Volksbildung und
Begabtenförderung betreffen, ausspart. Er ist letztlich konsequent,
weil er auf die entscheidende Leerstelle des Bandes aufmerksam macht,
die nur hätte geschlossen werden können, wenn die zahlreichen
Fernstudiengänge sowie Förder- und Bildungsmaßnahmen des Instituts für
Nicht-Berufsschriftsteller in die Überlegungen einbezogen worden
wären. Dann wäre die Verankerung des IfL im Volkskunstschaffen, seine
Vernetzung mit den Bezirkskabinetten für Kulturarbeit, mit den
Arbeitsgemeinschaften junger Autoren des Schriftstellerverbandes und
den Zirkeln schreibender Arbeiter bis zum DDR-Verlagswesen in den
Fokus gerückt und damit ein Netzwerk zur Talentsichtung und
Begabungsförderung, die der Band trotz erklärter Absicht nur bedingt
erhellt. Dazu hätte es eines breiteren Ansatzes bedurft, der auch
angenommene Positionen in Frage gestellt hätte. Zu nennen ist die
Feststellung vom "Scheitern des Bitterfelder Weges" (243), der
angeblich "ausgerufen" (219) wurde und aus Arbeitern und Bauern "große
Schriftsteller" (56) machen wollte, wie unter Berufung auf Wolfgang
Emmerich wiederholt konstatiert wird, eine Position, die inzwischen
durch wissenschaftlich fundierte Publikationen widerlegt ist. [2]
Bereits in den 1950er Jahren hatten sich Zirkel schreibender Arbeiter
als Bewegung "von unten" formiert, was Anthologien belegen. Der
Bitterfelder Weg als Programm nahm 1959 diese Entwicklung auf
und zielte darauf, Werktätige aus bildungsfernen Schichten an Kunst
und Literatur heranzuführen, zur Bildung und
Persönlichkeitsentwicklung beizutragen und das bürgerliche
Bildungsmonopol zu brechen. Die Losung "Greif zur Feder Kumpel! Die
sozialistische Nationalkultur braucht dich!", die vom Schriftsteller
und Institutsabsolventen sowie späteren Dozenten Werner Bräunig
stammt, stellte bewusst nicht auf eine sozialistische
Nationalliteratur ab. Die in der Studie konstruierte Verschränkung von
Bitterfelder Programm und Ästhetik des sozialistischen Realismus
unterstellt einen literar-ästhetischen Anspruch, der sich mit dieser
Bewegung primär nicht verband, deren Wirkungsmächtigkeit die bis zur
Wende rund 300 aktiven Zirkel schreibender Arbeiter jedoch bezeugen.
Dass zur Durchsetzung des Bitterfelder Weges erstmals
gesonderte Lehrgänge für schreibende Arbeiter und Zirkelleiter
angeboten wurden und sich das Institut als "Förderstätte für
schreibende Arbeiter im öffentlichen Bewusstsein" (219) zu etablieren
suchte, ist folgerichtig. Es überrascht nicht, dass sich, wie die
Autoren, feststellen, in der Geschichte dieser Institution wie in
einem "Mikrokosmos" (186) gesellschaftliche, kulturpolitische und
literarische Prozesse in der DDR widerspiegeln.

Dass die "Kunstautonomie" im sich wandelnden sozialen Gefüge der DDR,
unter sich verändernden Produktions-, Vermittlungs- und
Rezeptionsbedingungen, sich immer wieder neu zu behaupten hatte und
behauptete, belegen die Untersuchungen des Bandes zu literarischen und
kunsttheoretischen Abschlussarbeiten der knapp 1000 Absolventen, die
als eigentliche Entdeckung gelten können. Sie offenbaren die
Spannbreite im politischen und poetologischen Selbstverständnis der
Studierenden, das von Systemkonformität aus Überzeugung über
Angepasstheit bis zu offenem Widerspruch und zur Verweigerung reichte
und von ästhetischem Pluralismus zeugt, was die Autoren zu der
Feststellung führt, dass sich die "staatlich verordnete Konformität in
der Unterrichtspraxis nicht aufrechterhalten ließ" (403). Damit wird
einem in westdeutscher Geschichtsschreibung immer wieder
reproduzierten Klischee widersprochen. Auch die Erkenntnis, dass sich
die Institutsgeschichte nicht auf eine "kulturpolitische
Konfliktgeschichte" (547) reduzieren lässt, eröffnet eine
differenzierte Sicht auf das Literaturinstitut, das Zeiten der
Zwangsexmatrikulationen, nicht nur, aber vor allem aus politischen
Gründen wie bei Helga M. Novak oder Andreas Reimann, erlebte, aber
seinen besonderen "Wert" als "Begegnungsstätte und Ausgangspunkt für
zahlreiche dauerhafte literarische Beziehungen, Freundschaften und
Netzwerke unter DDR-Autoren" (76) erhielt. Manch Exmatrikulierter, wie
Reimann, aber auch Dieter Mucke und Martin Stade, kehrte später an das
Institut zurück. Wenn schließlich in der Studie konstatiert wird, dass
Lehrverfahren und künstlerische Ausbildungsziele des IfL sich von
heutiger Ausbildungspraxis nicht unterscheiden würden, dann lässt das
die Schlussfolgerung zu, dass das erste Literaturinstitut im
deutschsprachigen Raum qualitative Maßstäbe setzte, die noch heute
Gültigkeit haben. Dieses Institut, dass auf nichts Bewährtes
zurückgreifen konnte, fand offenkundig in einem Lern- und Lehrprozess
zu seinem fachlichen Profil, das sich in der Auseinandersetzung mit
normativen und ideologischen Zwängen formte und zu behaupten wusste.

Die Frage "Kaderschmiede" oder "ambitionierte Dichterschule" (549)
können die Autoren am Ende nicht beantworten, weil die
gesellschaftliche Realität in der DDR und damit auch am
Literaturinstitut komplexer und vielschichtiger war als landläufig
dargestellt und sich nicht in plakative Termini und Klischees pressen
lässt. Die im Band dokumentierte Geschichte der "Abwicklung" des
Instituts kann als westdeutscher Musterfall ideologischer
Kahlschlagpolitik gelten, wie sie in der Nachwendezeit an
DDR-Universitäten und Hochschulen an der Tagesordnung war, was
letztlich eine produktive, kritische Auseinandersetzung mit der
DDR-Vergangenheit ebenso verhinderte wie eine Wiedervereinigung auf
Augenhöhe. Wer dazu im Literarischen nach Aufschlussreichem sucht,
lese den jüngst erschienenen Roman Verwirrnis von Christoph
Hein, der sich übrigens 1991 mit anderen prominenten Schriftstellern
und Intellektuellen, darunter Elfriede Jelinek, Volker Braun, Lutz
Seiler oder Adolf Muschg, um den Erhalt des Becher-Instituts bemühte.
Die materialreiche, 600 Seiten umfassende Studie Schreiben lernen
im Sozialismus ist dort, wo sie sich unvoreingenommen auf das
gesichtete Material einlässt, ein Gewinn, wenngleich ein erster
Baustein zur Geschichte des Instituts.


Anmerkungen:

[1] Ein einkommensunabhängiges Grundstipendium von 200 Mark wurde in
der DDR erst Ende der 1970er Jahre eingeführt.

[2] Vgl. Anne Sokoll, Die Zirkel schreibender Arbeiter in der DDR.
Geschichte, Ästhetik und Kulturpraxis einer Bewegung. (Diss.)
Düsseldorf 2016; Rüdiger Bernhardt: Vom Schreiben auf dem
Bitterfelder Weg. Die Bewegung schreibender Arbeiter - Betrachtungen
und Erfahrungen. Essen 2016.
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ADVENT/111: Adventskalender - für den 15. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Samstag, den 15. Dezember
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Er möcht' gern ein Stück

vom Stollen erwerben,

fürs kirchliche Glück

den Süßstoff beerben.

zum 15. Dezember 2018
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AUSSICHTEN/8488: Und morgen, den 15. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.12.2018 bis zum 16.12.2018 +++






[image: Jean-Luc 8488 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Am frostigen Rande

Frühnebel und grau,

Jean-Lucs Freundesbande,

die ärgern sich blau.
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UNIVERSITÄT/076: Goethe-Universität - Schulterschluss mit Mailand, Lyon und Birmingham (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 12.12.2018

Schulterschluss mit Mailand, Lyon und Birmingham



Die Goethe-Universität und drei europäische Partnerhochschulen wollen
sich zur "Europäischen Universität" vernetzen. Bei einem ersten Treffen ist
"Vertrauen durch Mobilität" als zentrales Thema festgelegt worden.

FRANKFURT. Die Goethe-Universität hat sich gemeinsam mit Hochschulen in
Mailand, Lyon und Birmingham zu einer Allianz europäischer Hochschulen
zusammengeschlossen, um in Zukunft noch intensiver zu kooperieren.
Gemeinsam will man sich im Februar um den Titel "Europäische Universität"
und Förderung durch die EU bewerben. Am Montag und Dienstag trafen sich
die Partner in Frankfurt, um Ziele und Möglichkeiten der Kooperation zu
diskutieren.

"Die Bewerbung als Europäische Universität ist eine große Chance für die
Goethe-Uni", sagt Prof. Rolf van Dick, als Vizepräsident der 
Goethe-Universität zuständig für Internationales, am Rande des Treffens. 
Als Europäische Universität könne man sich in Europa stärker vernetzen 
und neue wissenschaftliche und nichtwissenschaftliche Projekte angehen.

Jeweils drei bis fünf Universitäten können sich bei der Europäischen
Kommission als "Europäische Universität" bewerben. Wichtige
Voraussetzungen sind eine gemeinsame langfristige Bildungsstrategie, ein
gemeinsamer (virtueller) "europäischer Campus", eine von Diversität
geprägte Studierendenschaft und Forschung, die die wichtigsten
Herausforderungen der Zukunft in den Blick nimmt. Mit der University of
Birmingham, der Université Lumière Lyon II und Sciences Po Lyon sowie der
Università Cattolica del Sacro Cruce in Mailand unterhält die
Goethe-Universität bereits eine Partnerschaft, und auch die vier Städte
sind jeweils als Partnerstädte freundschaftlich miteinander verbunden. Als
"Europäische Universität" könnte die Zusammenarbeit konkretisiert und
intensiviert werden. Bei einem Erfolg stünden dem Konsortium bis zu fünf
Millionen Euro für zunächst drei Jahre zur Verfügung.

In einer vielbeachteten Grundsatzrede hatte der französische
Staatspräsident Emmanuel Macron im September 2017 den Aufbau von zwanzig
Europäischen Universitäten bis 2024 vorgeschlagen, womit er keine neu zu
schaffenden Institutionen meinte, sondern die europäische Vernetzung und
Ausrichtung der bestehenden Hochschulen. In einer für die Europäische
Union schwierigen Zeit soll die universitäre Wissenschaft als wichtiger
Motor der europäischen Integration gestärkt werden. Gerade die jüngere
Generation könnte dadurch wieder mehr Verbundenheit zum Projekt Europa
entwickeln. Doch auch allgemein ist die Wissenschaft für die Herausbildung
einer europäischen Identität von großer Bedeutung - Ausdruck davon sind
schon in der Vergangenheit zum Beispiel das Austauschprogramm Erasmus oder
durch die EU geförderte Forschungsverbundprojekte.

An der Goethe-Universität hatte Macron seine Vorstellungen bei einem
Besuch im Oktober 2017 eindrucksvoll bekräftigt. "Das hat uns alle sehr
begeistert", sagt van Dick. Im April wurde eine entsprechende Task Force
eingerichtet, die van Dick leitet. "Das Treffen war für mich sehr
inspirierend", lobte James Walker von der Université Lumière Lyon II die
Initiative der Goethe-Universität. Man habe sich sehr schnell auf
derselben Seite gefunden, was Ziele und Werte angehe. "Selbst wenn die
Bewerbung jetzt nicht klappen sollte, wäre das nicht schlimm, denn wir
werden trotzdem kooperieren", so Walker. "Wenn wir als Unis nicht
zusammenarbeiten können, wie sollen wir es dann von unseren Politikern
erwarten?", meinte Michael Whitby von der University of Birmingham in
Anspielung auf die Brexit-Krise. Und Edilio Mazzolini von der Università
Cattolica in Mailand ist "stolz, Teil dieses Netzwerks" zu sein, denn die
Identität seiner Hochschule sei "zutiefst europäisch".

Mobilität, so das Fazit des Treffens, soll ein wesentliches Thema der
Europäischen Universität sein: Mobilität von Studierenden, aber auch des
wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Personals sowie die
Mobilität von Ideen. Die Hochschulen stehen vor ähnlichen
Herausforderungen zum Beispiel in der Lehre, gemeinsam könnten bessere
Lösungen gefunden werden. Birmingham ist ein langjähriger strategischer
Partner, mit der Université Lumière Lyon II gibt es seit vielen Jahren
Kooperationen in den Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, mit Sciences
Po Lyon eine gelebte Partnerschaft mit den Politikwissenschaften und mit
Mailand einen gemeinsamen Masterstudiengang mit der Filmwissenschaft.



Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drittmittelstärksten und drei
größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in Medizin,
Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften. Zusammen mit
der Technischen Universität Darmstadt und der Universität Mainz ist sie
Partner der länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz
Rhein-Main (siehe auch 
www.uni-frankfurt.de/59086401/rhein-main-allianz).

Internet: www.uni-frankfurt.de

 * 

Quelle:
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FRÜHGESCHICHTE/135: Frühe Urmenschen ernährten sich äußerst flexibel (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 13.12.2018

Du bist, was du isst: Frühe Urmenschen ernährten sich äußerst
flexibel



Frankfurt am Main, den 13.12.2018. Sich von dem ernähren, was regional
wächst - was heute in Mode ist, war für den Urmenschen alltäglich.
WissenschaftlerInnen der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und
der Goethe-Universität Frankfurt haben jetzt anhand von fossilem
Zahnschmelz herausgefunden, dass die frühen Urmenschenarten Homo
rudolfensis und Paranthropus boisei, die vor 2,4 Millionen Jahren in
Malawi lebten, überraschend anpassungsfähig waren und ihren Speiseplan
gemäß regionaler Ressourcen änderten. Diese Flexibilität hat zu ihrer
erfolgreichen Ausbreitung beigetragen. Die neuen Ergebnisse schließen eine
bedeutende Wissenslücke, berichtet das Team im Fachblatt "PNAS".

Wer wissen will, was unsere Vorfahren vor rund 4 bis 1,4 Millionen Jahren
aßen, kann auf Daten aus Fossilien-Fundstätten im ostafrikanischen Graben
im heutigen Kenia und Äthiopien, und aus Funden in südafrikanischen Höhlen
zurückgreifen. Zwischen den beiden Regionen liegen rund 3000 Kilometer;
wovon sich die Urmenschen in diesem Teil der 'Wiege der Menschheit'
ernährten, ist bislang rätselhaft.

WissenschaftlerInnen der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und
der Goethe-Universität Frankfurt, haben nun fossilen Zahnschmelz von drei
Homo rudolfensis und Paranthropus boisei-Individuen untersucht, die vor
circa 2,4 Millionen Jahren im Zentrum dieser Wissenslücke, dem südlichen
Teil des ostafrikanischen Grabensystems an den Ufern des Malawisees,
lebten. Zahnschmelz ist die beständigste Substanz von Wirbeltieren. Selbst
nach Jahrmillionen lässt sich aus dessen Kohlenstoff und 
Sauerstoff-Isotopenzusammensetzung rekonstruieren, was das Individuum 
gegessen hat. Geochemische Analysen ermöglichen es, die aufgenommenen 
Anteile von Pflanzen mit verschiedenen Photosynthesewegen zu unterscheiden.

"Die von uns untersuchten Homo rudolfensis und Paranthropus boisei haben
sich insgesamt zu 60 bis 70 Prozent von sogenannten 
C3-Photosynthese-Pflanzen ernährt, die innerhalb des Grabensystems vorkamen. 
Das waren vermutlich vornehmlich Teile von Bäumen, beispielsweise deren 
Früchte, Blätter und Knollen. Es wurden beträchtlich weniger 
Pflanzenbestandteile verzehrt, die heute in offenen afrikanischen Savannen 
dominieren, nämlich Pflanzen die C4-Photosysnthese betreiben. Ein 
untersuchtes Homo rudolfensis-Individuum hat sogar fast ausschließlich 
C3-Pflanzenmaterial zu sich genommen", erklärt die Leiterin der Studie, Dr. 
Tina Lüdecke, Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum.

Wie das Team rekonstruiert hat, wuchsen im frühen Pleistozän am Malawisee
in üppiger Menge Bäume und andere C3-Pflanzen. Im Vergleich zu offeneren
Lebensräumen in Ostafrika führte hier ein kühleres und feuchteres Klima
zur Ausbreitung von Baumsavannen. Zusätzlich analysierte fossile Zähne von
umherziehenden Urpferden und Antilopen belegen, dass in größerer
Entfernung vom Malawisee ausreichend C4-Pflanzenmaterial zur Verfügung
stand. Doch Homo rudolfensis und Paranthropus boisei zogen es nicht nur
wegen des Zugangs zum Wasser vor, in Seenähe zu bleiben, sondern auch um
von dessen lokalen Resourcen zu profitieren.

Etwa zeitgleich zu den untersuchten Homo rudolfensis und Paranthropus
boisei lebte weiter nördlich im ostafrikanischen Graben Paranthropus
aethiopicus. Im Gegensatz zu den Malawisee-Anwohnern nahm er deutlich mehr
C4-Pflanzen zu sich. Solche C4-Pflanzen waren in der trockenen
Graslandschaft des ostafrikanischen Grabens, in der Paranthropus
aethiopicus lebte, eher zur Hand. "Das zeigt uns, dass einige der frühen
Urmenschen überraschenderweise schon vor 2,4 Millionen Jahren in der Lage
waren, ihre Ernährung auf ihre Umgebung auszurichten", kommentiert
Lüdecke.

Zu diesem Befund passen auch bisherige Auswertungen von Paranthropus- und
Homo-Vertretern, die vor 2 Millionen Jahren lebten und die dieses
Verhalten fortführten. Wer in den südafrikanischen Wäldern lebte, ernährte
sich weiter maßgeblich von C3-Pflanzen. Ihre Verwandten im trockeneren
Norden hingegen aßen zunehmend die dort wachsenden C4-Pflanzen, die auch
heute noch für viele Bewohner der Erde Hauptnahrungsmittel sind.

"Soweit wir bisher wissen, gab es keine anderen Primaten, die ihre
Ernährung so flexibel handhabten. Dass die frühen Urmenschen ihren
Speiseplan differenziert an verschiedene Umweltbedingungen anpassen
konnten, war daher sicher einer der Schlüssel zum Erfolg auf dem Weg zu
Homo sapiens.", bilanziert PD Dr. Ottmar Kullmer, einer der Co-Autoren der
Studie vom Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseum und der 
Goethe-Universität Frankfurt.


Originalpublikation:

Lüdecke, T. et al. (2018): Dietary versatility of Early Pleistocene
hominins. PNAS, doi: 10.1073/pnas.1809439115

https://www.pnas.org/content/early/2018/12/05/1809439115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 13.12.2018
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GUTE-NACHT/3659: Im Advent - Rund, runder, platt (SB)






[image: ]

Die Kaninchen warteten schon auf ihr Futter, als Marlene und Simon
mit Opa zum Schrebergarten kamen. Das kleine Schaf Molly war auch
wieder mit von der Partie. Doch beim Füttern konnte Marlene das
Schaf nicht die ganze Zeit auf dem Arm behalten. So setzte sie es
auf die Holzbank beim Kräuterbeet ab.

Molly sah sich um. Wäre sie nicht aus Wolle, sondern aus Fleisch und
Blut, hätte sie wohl Gefallen an den zwar mickrigen, dennoch
vorhandenen Kräutern im Beet gefunden. Da gab es Salbei, noch ein paar
Stengel Schnittlauch und sogar Petersilie. Und das zu dieser
Jahreszeit.

Während Molly sich umsah und wartete, darauf daß die Kaninchen bald
genug zu Fressen hatten, vernahm es leises Geflüster. Es horchte
gespannter hin und bemerkte, daß die Stimmen genau von unter der Bank
herkamen, auf der es hockte. Molly spitzte die Ohren und konnte zwei
Stimmen ausmachen. Die eine war wie eine warme leichte Brise, die
andere klang mürrisch.

"Bist du auch ein zerdrückter Ball, dem die Luft ausgegangen ist?",
fragte die mürrische Stimme. "Ich bin doch kein Ball, den die Kinder
mit ihren Füßen treten. Ich bin eine Nuß. An mir würden sich die
Kinder aber schnell einen Zeh verstauchen." Da lachte die mürrische
Stimme: "Eine Nuß? So eine große Nuß wie dich hab ich noch nie
gesehen. Nicht einmal an Weihnachten. Da lag ich nämlich unter dem
Weihnachtsbaum als Geschenk. Und nachdem ich ausgepackt worden war
und auf dem Schoß von Konrad landete, konnte
ich all die leckeren Sachen auf dem Tisch sehen, mit dem sich die
Menschen vollstopften, sodaß ihre Bäuche ganz rund wurden."

"Und da gab es Nüsse?", fragte die brisenhafte Stimme. "Ja, sehr
wohl. Haselnüsse und Ernüsse, Para- und Pekanüsse und die Walnüsse,
das waren die größten auf dem Teller." - "Dennoch bin ich eine Nuß,
ich bin die Kokosnuss."

Da erinnerte sich plötzlich die mürrische Stimme: "Ach ja, es gab da
wirklich noch eine weitere Nuß, jetzt wo du es ansprichst. Eine
Kokosnuß, die war wirklich sehr groß und die Schale konnte nur
mit einem Hammer geöffnet werden, einen Nußknacker, der diese Nuß
geöffnet hätte, gab es nicht. Aber du schaust nicht wie diese Nuß aus,
du bist ja noch viel größer."

Die leichte Brise entgegnete: "Das liegt daran, daß die große Nuß, die
du gesehen hast, nicht die ganze Kokosnuß war. Ich aber bin die ganze
Kokosnuß und in mir wächst der Kern, den du gesehen hast und den die
Menschen als Kokosnuß bezeichnen."

"Das soll ich dir glauben?", fragte die mürrische Stimme. "Warum nicht,
wenn ich dir das doch sage. Aber wer bist du überhaupt?", fragte die
Kokosnuß. "Ich bin der Fußball, das weiß doch jeder." Da lachte die
Kokosnuß und ein leichter Duft nach Plätzchen verbreitete sich in der
Luft: "Für einen Fußball bist du aber ziemlich platt." - "Das liegt daran,
daß mir die Luft ausgegangen und keiner da ist, der mich wieder
aufpumpt ..."

So ging es zwischen der Kokosnußmama und dem platten Ball noch lange
hin und her.
Das Schaf Molly fand das Gespräch der beiden so interessant, daß es
gar nicht mitbekam, wie Opa, Simon und Marlene den Schrebergarten
ohne Molly wieder mitzunehmen verließen. So ist das mit den Menschen,
sie sind sehr vergeßlich.

Gute Nacht!

zum 15. Dezember 2018
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LESUNG/1818: Braunschweig - Bilderbuchkino "Morgen, Biber, wird's was geben" am 20.12.2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt: "Morgen, Biber, wird's was geben"



Braunschweig. Die vorweihnachtliche Geschichte von Britta Schwarz
"Morgen, Biber, wird's was geben" ist am Donnerstag, 20. Dezember, um
16.30 Uhr, als Bilderbuchkino in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek, Rheinring 12, zu sehen. Eingeladen sind Kinder von
drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss kann gemalt
werden. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6857.

In der Geschichte geht es um die Weihnachtsvorbereitungen im Wald. Die
Tiere basteln, singen und schmücken ihre Bauten. Nur der Biber hat nie
Zeit. Er scheint gar nicht zu merken, dass bald Weihnachten ist. Eines
Morgens aber findet jedes Tier einen geheimnisvollen Brief vom Biber
vor seiner Haustür.

Die Zweigstelle Weststadt ist montags und donnerstags von 10 bis 18
Uhr geöffnet. Das nächste Bilderbuchkino findet in der Weststadt am
Donnerstag, 17. Januar, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig
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Telefax: (0531) 470 - 29 94
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LESUNG/1817: Unna - Mehrsprachiges Bilderbuchkino im ZIB am 19.12.2018


Kreisstadt Unna

Mehrsprachiges Bilderbuchkino im ZIB



Kreisstadt Unna. Der Intergrationsrat und die Bibliothek im Zentrum
für Information und Bildung laden Menschen ab 3 Jahren herzlich am:
Mittwoch, 19. Dezember 2018, um 16 Uhr zum Bilderbuchkino: "Steffi
Staune im Schnee" von Christa Unzner ein.

Steffi Staune ist ein kleines Mädchen mit großer Fantasie. Sie erlebt
die seltsamsten Dinge. Kinder ab 3 Jahren werden in Steffis Welt
entführt. In Kooperation mit der Sonntagsschule des Vereins Stern, der
Kita-Moschee der türkisch-islamischen Gemeinde Unna e.V., dem
Elternverein Pinocchio der deutsch-italienischen Gesellschaft e.V. und
dem Deutsch-Polnischem Kulturverein Unna wird das fantasievolle
Bilderbuch in den Sprachen: Deutsch, Italienisch, Polnisch, Russisch
und Türkisch präsentiert.

Die Initiatoren wollen auf diesem Weg die Kinder auf ihrem Weg zur
Mehrsprachigkeit unterstützen und anregen. Jede Sprache ist ein
Geschenk. Kinder mit ihren Eltern sind herzlich eingeladen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.2018

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFFEN/164: Cuxhaven - Krabbeltreff in der Stadtbibliothek am 19.12.2018


Stadt Cuxhaven

Krabbeltreff in der Stadtbibliothek



Am Mittwoch, den 19. Dezember findet um 16 Uhr der letzte Krabbeltreff
in diesem Jahr statt. Kinder von sechs Monaten bis zu zwei Jahren sind
dazu herzlich mit ihren Eltern eingeladen. Vorlesen, weihnachtliche
Sing- und Sprachspiele stehen dann auf dem Programm. Veranstalter ist
die Stadtbibliothek Cuxhaven.

Weitere Informationen unter Tel. 04721/ 700 70 800 oder in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.12.2018

STADT CUXHAVEN

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSSTELLUNG/9617: Mönchengladbach - Mathiaus Smith, nächste "Rheydter Kunstsprosse, 5.-31.1.2018


Stadt Mönchengladbach

Mathiaus Smith als nächste "Rheydter Kunstsprosse

Vernissage im Januar: #23 Mattistrations mit Quartierscafé



Das Quartiersmanagement Rheydt startet mit einer Ausstellungseröffnung
der Rheydter Kunstsprossen in das neue Jahr 2019 und lädt am Samstag
5. Januar zwischen 11-13 Uhr gleichzeitig auch zum monatlichen
Quartierscafé in die Passage am Ring in die Friedrich-Eberstraße 53-55
in Rheydt ein.

Im Januar freut sich das Team des Quartiersmanagements auf den jungen
Künstler Mathiaus Smith, welcher im Rahmen der Rheydter Kunstsprossen
seine Illustrationen, Zeichnungen und Fotografien im Quartiersbüro
Rheydt präsentieren wird. Die Ausstellung mit dem Titel "#23
Mattistration" ist über den gesamten Monat hinweg während der
Öffnungszeiten zu besuchen. Der Titel steht dabei für eine Mischung
aus seinem Namen, sowie seinen Werken - den Illustrationen.

Mathiaus Smith beschreibt sich selbst als einen offenen, ehrlichen und
humorvollen Menschen, welcher sich über verschiedene kreative Medien
in seiner Freizeit auslebt. Er zeichnet für sein Leben gerne, am
liebsten eigene Stories und Welten, außerdem versucht er sich am
Schreiben von Liedern und poetischen Texten. Hierfür lässt er sich
gerne von der Schönheit der Natur und abenteuerlichen Reisen
inspirieren.

Er liebt Metaphysik und Müsli, doch maßgeblich finden Science Fiction
Abenteuer, Digitales Zeichnen, wie auch chinesische Tuschemalerei und
Noir Comicstyle Einfluss in seinen Kunstwerken. Auch die Welt der
Mangas und Roccoco, wie auch (Neo-) Gotische Architektur bieten ihm
eine weitere wichtige Inspirationsquelle, welche seine surrealen und
teilweise spirituellen Werke entstehen lassen.

Quartiersmanagement Rheydt lädt monatlich junge Künstlerinnen und
Künstler dazu ein über den Zeitraum von einem Monat in ihren Räumen
auszustellen. Bei Interesse freut sich das Team über Bewerbungen an:
quartiersmanagement@skm-ry.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.2018

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/721: Braunschweig - Künstlerwerkstatt in der Mühle, 27. bis 29.12.2018


Stadt Braunschweig

Künstlerwerkstatt in der Mühle

Workshop in den Weihnachtsferien



Braunschweig. In den Weihnachtsferien bietet das Kinder- und
Jugendzentrum Mühle, An der Neustadtmühle 3, von Donnerstag, 27.
Dezember, bis Samstag, 29. Dezember, jeweils von 9 bis 17 Uhr einen
Workshop "Künstlerwerkstatt in der Mühle" an. Es bietet sich für die
acht- bis 14jährigen kreativen Teilnehmerinnen und Teilnehmer die
Gelegenheit, verschiedene Maltechniken und Materialien auszuprobieren.
Anwesend ist eine freischaffende Künstlerin, die bei der Umsetzung der
Ideen unterstützt. Der Workshop kostet inklusive Verpflegung und
Material 45 Euro pro Person. Weitere Informationen und Anmeldung unter
der Telefonnummer 17488 oder per Mail an jzmuehle@hotmail.com.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.2018
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Faschismus in den USA

von Mario Keßler, New York



Erinnern sich Blättchen-Leser noch an Sinclair Lewis' Buch "It Can't
Happen Here" ("Das ist bei uns nicht möglich")? Unter diesem Titel hatte
der Nobelpreisträger 1935 einen Roman vorgelegt, dessen Hauptfigur Buzz
Windrip nach seiner Wahl zum Präsidenten der USA ein faschistisches Regime
errichtet. Mit dieser Warnung griff Lewis in die direkte politische
Auseinandersetzung um Faschismus und Antifaschismus in Franklin D.
Roosevelts Amerika ein, denn die Gestalt des Buzz Windrip war dem früheren
Gouverneur von Louisiana und nachmaligem US-Senator Huey Long
nachempfunden, der 1935 aus nichtpolitischen Motiven ermordet wurde. Long
verband ausgesprochen linke Forderungen nach höheren Sozialleistungen und
einer Umverteilung des Wohlstandes zugunsten der Armen mit Methoden der
Ämterpatronage, Erpressung politischer Gegner und rassistischer Agitation
gegen Schwarze. Er war damit der Prototyp eines sogenannten "Dixiecrat",
das heißt eines führenden Mitgliedes der Demokratischen Partei, die in den
Südstaaten einen extremen Rassismus verfocht.

Rassismus und Populismus erreichten in den Jahren des New Deal in den USA
ein seit dem Bürgerkrieg unbekanntes Ausmaß. Auf mehr Besorgnis noch als
Longs Auftreten stieß unter linken und liberalen Amerikanern Gerald L. K.
Smith, ein katholischer Geistlicher, der als selbsternannter Nachfolger
Longs 1936 in Louisiana die Union Party gründete. Die Rivalität zwischen
Smith und William Lemke, dem Kandidaten der Partei für die anstehenden
US-Präsidentschaftswahlen, verurteilte die Union Party jedoch zur
politischen Wirkungslosigkeit. Dabei verbanden Smith und besonders Charles
Coughlin, ein anderer katholischer Priester und de-facto der
Parteiideologe, ihre Feindschaft gegenüber den Immigranten, besonders den
aus Nazideutschland geflüchteten, mit einem sich immer mehr steigernden
Antisemitismus. Sie stießen in Teilen der katholischen Bevölkerung auf
Akzeptanz und konnten mit ihrer Mischung aus Populismus und Antisemitismus
sogar ehemalige Linke wie Jacob S. Coxey, der einst einen der ersten
Armenmärsche nach Washington organisiert hatte, gewinnen.

Doch auch profaschistische Demagogen protestantischer Spielart wie William
Dudkey Pelley, der 1936 die gleichfalls kurzlebige Christian Party
gründete, oder Gerald Winrod, der Führer der Defenders of Christian Faith,
stießen in das Horn des Judenhasses und der Flüchtlingshetze. Vor allem
aber betrieb der Ku Klux Klan neben der gewalttätigen Pogromhetze gegen
Schwarze auch eine rabiate antisemitische und antikatholische Kampagne.
Gemeinsam war ihnen allen, ungeachtet sonstiger Gegensätze, die Hassfigur
des Juden als Urheber wie als Profiteur der Wirtschaftskrise und als
"Strippenzieher" Roosevelts. Die von Coughlin geführte Christian Front
begriff sich nicht als Partei, sondern als Sammlungsbewegung aller "wahren"
Amerikaner, die folglich nur Roosevelts Gegner seien könnten.

Der Presse-Tycoon William Randolph Hearst konnte schon aufgrund seines
gewaltigen Einflusses auf die öffentliche Meinung in keinem Fall ignoriert
werden. "From coast to coast", vom New York Morning Journal bis zum
San Francisco Examiner, erreichten seine Massenblätter Millionen von
Menschen. Hearst war zunächst ein Bewunderer Mussolinis wie Hitlers. Er
reiste 1934 nach Deutschland, wo ihn Hitler empfing. Vom anfänglichen
Roosevelt-Anhänger hatte sich Hearst in dessen erbitterten Gegner
verwandelt und den New Deal mit der gewaltsam durchgesetzten Planwirtschaft
in der Sowjetunion gleichgesetzt.

Antikommunismus und Antisozialismus verbanden sich in der Hearst-Presse mit
tendenziösen Meldungen, in denen Neueinwanderer für alle möglichen
Straftaten verantwortlich gemacht wurden. Die Anti-Immigrations-Kampagne
erreichte im Fall von Bruno Richard Hauptmann, des angeblichen Mörders von
Charles Lindberghs Baby, einen Höhepunkt. Obwohl die Beweislage gegen den
aus Kamenz stammenden Hauptmann sehr dürftig war, wurde er im April 1936
hingerichtet. Hearsts Hitler-freundliche Haltung fand jedoch mit der
Reichspogromnacht 1938 ihr Ende, und die deutschen Exilanten, die bis dahin
Gründe gehabt hatten, die Hearst-Presse zu fürchten, sprachen und schrieben
nun bisweilen freundlich über den Pressezaren.

Als ihren Hauptfeind sahen die Emigranten aller politischen Richtungen
jedoch mit Recht den 1936 entstandenen Deutsch-Amerikanischen Bund an.
Dieser erlebte im Gefolge der Festigung des Hitlerregimes einen Aufschwung.
Er konnte bis zu 25.000 zahlende Mitglieder gewinnen. Von ihnen waren 8.000
in einer uniformierten Sturmabteilung, der SA (offiziell: Ordnungsdienst),
zusammengefasst - ganz wie im deutschen "Vorbild". Eine der Hitlerjugend
nachgebildete Organisation sorgte, nicht zuletzt in Sommerlagern, für die
Gehirnwäsche der Heranwachsenden. Die SA suchte Versammlungen und
Demonstrationen jüdischer und gewerkschaftlicher Organisation zu sprengen
und wurde sogar gegenüber jüdischen Weltkriegsveteranen gewalttätig.

In seiner Propaganda bezeichnete der Bund Präsident Roosevelt, dessen Name
entstellt wurde, als jüdisch versippt und als Anhängsel seines
Finanzministers Morgenthau. Eine Reihe ihrer Hetzveranstaltungen führten
die Nazis gemeinsam mit Coughlins Christian Front durch. Ihre Aktivitäten
bewogen jüdische Organisationen zur Forderung, die US-Bundesregierung möge
Schritte zum Verbot der Nazipartei einleiten. Diese Forderungen, denen sich
die Flüchtlinge aus Deutschland, Österreich und Italien in ihrer Gesamtheit
anschlossen, wurden lauter, als der Bund am 20. Februar 1939 im Madison
Square Garden eine Kundgebung abhielt - demagogisch aus Anlass des
Geburtstages von George Washington - und die Riesenhalle tatsächlich bis
zum letzten Platz füllen konnte. Die Regierung wurde nun aktiv und
beauftragte das im Jahre 1934 beim Repräsentantenhaus gebildete Komitee für
unamerikanische Aktivitäten (House Un-American Activities Committee oder
HUAC) mit der genauen Überwachung der Nazis. Doch erst mit dem
Kriegseintritt der USA wurde Ende 1941 der Bund verboten.

Das nach seinem Vorsitzenden, dem demokratischen Mitglied des
Repräsentantenhauses Martin Dies jr. benannte Dies-Komitee sollte jedoch
nicht nur die extreme Rechte, sondern auch kommunistische Umtriebe (oder
was dafür gehalten wurde) überwachen. Der Lauf der Geschichte brachte es
mit sich, dass zu den Überwachten bald auch ein junger, aus Deutschland
geflüchteter Schriftsteller gehörte, der 1938 mit "Nazis in U.S.A." die
wohl wichtigste zeitgenössische Studie über Fritz Kuhn und seine
Gefolgschaft geschrieben hatte: Stefan Heym.

Wer die beiden "Unite the Right"-Aufmärsche gewalttätiger Rassisten und das
Massaker in der Synagoge in Pittsburgh hier jüngst am Fernsehschirm
miterleben musste, wird fragen, ob die Schatten des Faschismus wirklich zu
Schatten der Vergangenheit geworden sind.

 * 
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George Grosz - der Karikaturist von Militarismus und Kapitalismus

Ausstellung im Bröhan-Museum Berlin

Von Sybille Fuchs

13. Dezember 2018



Zurzeit sind anlässlich des hundertsten Jahrestags der Novemberrevolution
1918/19 Werke des Malers und Zeichners George Grosz im Bröhan-Museum in
Berlin zu sehen. Die Sonderschau mit über 200 Exponaten aus Berliner
Museen, Privatsammlungen, dem Kunsthandel und aus seinem Nachlass ist in
mehrfacher Hinsicht sehenswert.

Grosz' Karikaturen widerlegen die gegenwärtige Propaganda, die Weimarer
Republik sei die Geburtsstunde der deutschen Demokratie gewesen. Er zeigt,
wie sich hinter der demokratischen Fassade die Kräfte der Reaktion
sammelten, wie in allen Poren des Staatsapparats die Konterrevolution
lauerte, nachdem die Revolution niedergeschlagen und die Macht des Kapitals
und des Militarismus gerettet worden waren. Ein Satz von Hannah Arendt, den
die Ausstellung am Eingang zitiert, drückt genau das aus: "Wir jungen
Studenten lasen in jenen Jahren keine Zeitung. George Grosz' Karikaturen
erschienen uns nicht als Satire, sondern als realistische Fotoreportage."

Zugleich sind Grosz' Zeichnungen und politische Bilder von verblüffender
Aktualität. Unwillkürlich tauchen vor dem inneren Auge des Besuchers
Gesichter, Figuren und Ereignisse aus der gegenwärtigen Politik auf, in der
die Eliten im Namen von Demokratie erneut Militarismus, Faschismus und
Polizeistaat vorantreiben. Wieder stützen sie sich dabei auf die willigen
Helfer der Sozialdemokratie und Gewerkschaftsbürokratie.

Schließlich zeigt die Ausstellung im Bröhan-Museum auch, wie ein
herausragender Künstler, der sich an die Seite der Revolution 1918/19
gestellt und, inspiriert durch sie, einprägsame, in die Zukunft weisende
Werke geschaffen hat, letztlich durch die tragischen Niederlagen der
Arbeiterklasse, den Verrat des Stalinismus und schließlich die
faschistische Katastrophe in Resignation versunken ist. In seinem
amerikanischen Exil standen am Ende subjektivistische, apokalyptische
Bilder, und seine späten karikaturistischen Versuche verblassten vor den
ungeheuren Grausamkeiten des Zweiten Weltkriegs.

Grosz hat wie kein anderer mit beißender Satire das hässliche,
undemokratische Gesicht der deutschen Bourgeoisie und ihrer
sozialdemokratischen Helfershelfer in der Weimarer Republik dargestellt.
Das bekannteste Gemälde von George Grosz, Stützen der Gesellschaft
(1926), das Staatsmacht, Justiz, Militär, Presse, Kirche und
Sozialdemokratie als Vertreter der herrschenden Klasse illustriert, wird im
Bröhan-Museum leider nicht gezeigt. Es ist derzeit in der Berlinischen
Galerie in einer Sonderausstellung zur 1918 gegründeten Künstlervereinigung
"Novembergruppe" zu sehen, der Grosz zeitweilig angehörte.

Aber auch seine im Bröhan-Museum gezeigte kolorierte Zeichnung zur
Inthronisation Hindenburgs mit dem Titel "Der Sieg des republikanischen
Gedankens". Von Loebe empfangen. Von Noske begrüsst. Von Ebert gerufen
aus dem Jahr 1925 bringt die politischen Verhältnisse auf den Punkt. Die
Rückkehr des altersschwachen obersten Militaristen und Monarchisten aus dem
Ersten Weltkrieg, Paul von Hindenburg, als Reichspräsident - und späterer
Königsmacher von Hitler - wäre ohne die SPD und ohne die Unterdrückung der
Revolution mit ihrer Hilfe nicht möglich gewesen.

Die letzte umfassende Ausstellung des Gesamtwerks von George Grosz wurde
vor über zwanzig Jahren, in den Jahren 1995/1996, in Deutschland gezeigt.
Die jetzige Ausstellung im Bröhan-Museum ist nicht so groß, gibt jedoch
einen hervorragenden Einblick in das vielfältige Schaffen des Künstlers.
Das gilt ganz besonders für die ausführliche Präsentation des grafischen
Werks. Die Mappen mit ihren bissig-bösen Karikaturen sind nur selten in
dieser Vollständigkeit zu sehen.

Sie zeigt aber auch eher unbekannte Seiten des Künstlers, wie seine
Arbeiten für das Theater und seine Fotografien von der Überfahrt nach New
York 1932 und den ersten Eindrücken in der Neuen Welt, die unfreiwillig
seine neue Heimat werden sollte. Auch ein wunderbar gezeichneter Brief über
die Seereise an seinen kleinen Sohn ist zu sehen.

Georg Ehrenfried Groß, so sein eigentlicher Name, wird am 26. Juli 1893 in
Berlin-Mitte als Sohn eines Gastwirtsehepaares geboren. Die Familie lebt im
Arbeiterviertel Wedding. Nach dem frühen Tod des Vaters 1902 zieht die
Mutter mit dem Sohn nach Stolp in Pommern (heute polnisch Slupsk), wo die
Mutter die Bewirtschaftung eines Offizierskasinos übernimmt.

Seine künstlerische Ausbildung erhält er von 1909 bis 1912 an der Königlich
Sächsischen Kunstgewerbeschule in Dresden, von der er jedoch verächtlich
mitteilt, sie habe vor allem aus der "Wiedergabe von Gipsabgüssen in
Originalgröße" bestanden. Die im Bröhan Museum ausgestellten Frühwerke des
Künstlers zeigen, wie Grosz sich zunächst als Spätromantiker und im
Jugendstil versucht. Unverkennbar sind allerdings schon deutlich
karikierende Zuspitzungen.

Grosz war, wie er selbst berichtet, in jener Zeit vollkommen unpolitisch,
verstand sich dennoch als Teil einer Rebellion gegen die "Obrigkeit", die
er in seiner Schulzeit mit dem Rohrstock und später mit dem Polizeisäbel
kennenlernt.

Nach dem Diplom kann er mit einem Staatsstipendium in Berlin
weiterstudieren. Grosz besucht in Berlin Ausstellungen moderner Kunst, aber
auch Jahrmärkte, Kneipen und Tanzlokale. Überall skizziert er Figuren und
Szenen. Im Frühjahr 1913 kann er für acht Monate nach Paris gehen, wo er
ebenfalls die Atmosphäre und die Menschen studiert. Er nimmt Unterricht im
Aktzeichnen und lässt sich von Honoré Daumier und Henri de Toulouse-Lautrec
inspirieren.

Wie viele andere junge Künstler damals meldet sich Grosz 1914 freiwillig
zum Kriegsdienst, wird aber bereits 1915 nach einer Operation wegen einer
Stirnhöhlenvereiterung als dienstuntauglich entlassen. Wie sein Freund
Helmut Hertzfeld (John Heartfield) anglisiert er 1916 aus Protest gegen
Hurrapatriotismus und Deutschtümelei seinen Namen in George Grosz. Außerdem
drückt er darin seine Begeisterung für Amerika aus, in dem er wie viele
seiner Zeitgenossen - u.a. sein späterer Freund Bertolt Brecht - ein Land
der Freiheit und der Demokratie sieht. Seine Lithografie  Erinnerung an
New York (veröffentlicht in der Ersten George Grosz Mappe, 1917)
entsteht bereits, lange bevor er das Land der Sehnsucht wirklich
kennenlernen sollte.

Nach eigener Angabe sollte er als Deserteur erschossen werden und wurde nur
durch die Intervention seines Mäzens Harry Graf Kessler gerettet. Im Januar
1917 wird er wieder eingezogen, erleidet jedoch schon zwei Tage später
einen Nervenzusammenbruch. Er leidet unter Depressionen und
Halluzinationen. Während seines Aufenthalts in einer Nervenheilanstalt
greift er einen Sanitätsoffizier an. Aufgrund eines Gutachtens des
berühmten Psychiaters Magnus Hirschfeld wird er schließlich wegen
Dienstuntauglichkeit Ende April 1917 endgültig aus dem Militär entlassen.
"Krieg war für mich Grauen, Verstümmelung und Vernichtung", erklärt er.
Noch während des Krieges erscheinen Gedichte und Lithografien von ihm in
Franz Pfemferts Zeitschrift Die Aktion und in der Zeitschrift der
Brüder Herzfelde Neue Jugend.

Dada und Novembergruppe

Am Kriegsende schließt Grosz sich der Berliner Dadabewegung an, die mit
wilden Provokationen die Stadt, das Bildungsbürgertum und die Kunstszene
aufmischt. Viele der dadaistischen Experimente wirken bis heute in der
Kunstszene nach: Aktionskunst, neuartige, verfremdete Verbindungen von Wort
und Bild, Wort- und Buchstabenspiele und die von so unterschiedlichen
Künstlern wie Hannah Höch und John Heartfield entwickelte Kunst der
Collage. Letztere nimmt Grosz nach dem Zweiten Weltkrieg wieder auf, die
Berliner Ausstellung zeigt einige Beispiele.

Wie Grosz wenden sich viele Künstler und Intellektuelle in dieser Zeit nach
links. Während des Spartakusaufstandes 1919 wird Grosz verhaftet, kann aber
entkommen. Zusammen mit seinen Freunden Wieland Herzfelde, John Heartfield
und dem Theaterregisseur Erwin Piscator tritt Grosz 1919 der neugegründeten
Kommunistischen Partei bei. Er wird Mitglied der Novembergruppe, eine
Künstlervereinigung, die sich als radikal und revolutionär versteht und eng
mit dem Arbeitsrat für Kunst zusammenarbeitet.

Als die Novembergruppe entgegen ihrer Zielsetzung sehr rasch zum bloßen
Ausstellungsverein verkommt, bildet sich eine Opposition, zu der sich Otto
Dix, George Grosz und andere der KPD nahestehende Künstler bekennen. Sie
wollen "Ausdruck der revolutionären Kräfte, Instrument der Notwendigkeiten
unserer Zeit und der Massen ... sein". (Veröffentlicht in der Zeitschrift
Der Gegner, II/8-9, 1920/21)

In der russischen Oktoberrevolution sehen sie einen Weg in eine Zukunft
ohne Krieg und soziales Elend. Grosz sucht nach einem neuen "Realismus",
einer Wirksamkeit der Kunst im Leben und einer der politischen Situation
angemessenen "Tendenzkunst".

Im Malik Verlag der Brüder Herzfelde erscheint ab 1919 die Zeitschrift
Die Pleite  mit großformatigen Grosz-Zeichnungen, die in Berlin im
Original zu sehen sind. Zu den darin erschienenen Zeichnungen gehören das
Blatt von  Geldsacks Gnaden mit einer bissigen Karikatur Friedrich
Eberts, oder auch die Karikaturen Ludendorfs Rückkehr und Noske
bei der Arbeit. Das Titelblatt der Nummer 3 zeigt Noske triumphierend
und trägt den Titel Prost Noske! - das Proletariat ist entwaffnet!
Nummer 4 ziert die Maifeier in Plötzensee, auf dem gefangene
Revolutionäre auf einem Gefängnishof herummarschieren müssen.

Grosz' Darstellung des Proletariats ist geprägt von tief empfundener
Anteilnahme an den Mühen und Leiden der unterdrückten Klasse, die die neue
Gesellschaft aufbauen soll. Hohles Siegespathos und falscher Optimismus
sind in diesen Bildern - vor allem in seiner Mappe Im Schatten
(1921) - nicht zu finden, auch wenn er zu diesem Zeitpunkt noch große
Hoffnungen hegt, dass die Abrechnung folgt.

Immer wieder thematisiert er den Gegensatz zwischen Kapitalisten, Bankiers,
Kriegsgewinnlern und Militärs auf der einen Seite und den Ausgebeuteten auf
der anderen, wie in dem Blatt Früh um 5 Uhr. Im Vordergrund feiernde
Bourgeois mit ihren Damen und darüber auf der Straße Proletarier, die zur
Arbeit eilen, eine Bildgestaltung, die er oft verwendet und selbst als
"dialektisch" charakterisiert. Zu dieser Zeit ist Grosz Gründungsmitglied
der Internationalen Arbeiterhilfe, für die er gemeinsam mit Käthe Kollwitz
und Otto Dix Plakate gestaltet.

Bemerkenswert sind die Zeichnungen und Titel der Mappe Die Räuber
(1922/1923), die er mit Zitaten aus dem Drama Friedrich Schillers unterlegt
sowie jeweils mit englischen und französischen Titeln versieht. Auch hier
steht der Gegensatz von Arm und Reich im Mittelpunkt. Zum Beispiel
kombiniert er das Bild, in dem ein feister Reicher am Tisch sitzt und
tafelt, vor ihm ein dünnes, nacktes, ausgehungertes Kind, das bettelnd die
Hände ausstreckt, mit dem Zitat: "Löwen und Leoparden füttern ihre Jungen,
Raben tischen ihren Kleinen auf ..."

Grosz und die Weimarer Justiz

In der Mappe Gott mit uns (1920) kontrastiert Grosz die
Gleichgültigkeit, mit der Politik, Militär, Justiz, Kirche und Ärzte auf
die Leiden der Rekruten reagieren. Auf dem Blatt mit dem Titel Licht und
Luft dem Proletariat kreisen Gefangene mit gesenktem Kopf unter der
Aufsicht eines Justizbeamten in einem von hohen Mauern mit winzigen,
vergitterten Fenstern umgebenen Gefängnishof.

Zu dieser Mappe gehört auch die Zeichnung Die Kommunisten fallen und die
Devisen steigen. Im Hintergrund werden demonstrierende Arbeiter von der
Polizei mit Gewehren und Knüppeln angegriffen, im Vordergrund prosten sich
zwei dicke Aktionäre mit Sektgläsern zu.

Dreimal wird Grosz angeklagt, wegen Beleidigung der Reichswehr, Angriffs
auf die öffentliche Moral und Gotteslästerung. Letztere Klage betraf seine
Darstellung einer Christusfigur am Kreuz mit Gasmaske und Soldatenstiefeln
unter dem Titel Maul halten und weiterdienen.

1927 arbeitet Grosz mit an Erwin Piscators Schwejk-Inszenierung in
der Berliner Volksbühne, bei der eine Fülle neuer Mittel eingesetzt werden:
Projektionen, Verfremdungseffekte, Filme usw. Grosz zeichnete die
Hintergrundbilder, die dann in der Mappe Hintergrund erscheinen. Auch diese
Arbeiten, dazu Figurinen und Kostümentwürfe werden in der
Bröhan-Ausstellung gezeigt.

Siegfried Hitler

Schon früh nimmt Grosz wahr, wie mitten im Schoß der "demokratischen"
Weimarer Republik das Gespenst des Nationalsozialismus vorhanden ist. Grosz
zeichnet die an der Macht gebliebenen Repräsentanten des Staatsapparats,
die im Kampf gegen das Proletariat nicht zögern, ihre Zuflucht zu den
Methoden von Diktatur und Polizeistaat zu nehmen. In einer Fotolithografie
von 1923 zeigt er Siegfried Hitler im Germanenfell mit den
Hitlerzitaten: "Ich schlage vor, dass die Leitung der deutschen Regierung
ICH übernehme" und "Der morgige Tag findet entweder in Deutschland eine
nationale Regierung oder uns tot. Es gibt nur eins von beiden."

1922 unternimmt Grosz zusammen mit dem Schriftsteller Martin Andersen Nexö
eine fünfmonatige Russlandreise, hört dort Reden von Wladimir Lenin und Leo
Trotzki. Interessiert verfolgt er die vielfältigen künstlerischen Projekte
der sowjetischen Künstler. Auch mit den heftigen Kontroversen in und
außerhalb der bolschewistischen Partei über Fragen der Kunst setzt er sich
auseinander. Er diskutiert darüber mit Karl Radek und Anatoli
Lunatscharski, dessen Konzeption des Proletkults er ablehnt: "Der Name war
schlecht gewählt. Eine proletarische Kultur konnte es doch nicht geben,
wenn man den Sinn des Wortes nicht grob verfälschte. Es entwickelt sich der
Prolet nach oben zur Kultur hin, so war er eben kein Prolet mehr in dem
Sinne wie man bisher das Wort verstanden hat." (George Grosz,  Ein
kleines Ja und ein kleines Nein. Sein Leben von ihm selbst erzählt,
Hamburg, 1955, S. 175)

Die beginnende bürokratische Degeneration in der Sowjetunion lässt ihn an
seinen politischen Auffassungen zweifeln. 1923, als der deutsche Oktober
scheitert, reagiert Grosz wie viele seiner künstlerischen und
intellektuellen Zeitgenossen mit zunehmender Skepsis in die Arbeiterklasse.
Immer mehr wird sie in seinen Augen zur leidenden und manövrierbaren Masse.
Grosz tritt 1923 aus der KPD aus, bleibt aber weiter ihr Unterstützer und
engagiert sich in der internationalen Roten Hilfe.

Auf dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise karikiert Grosz mit seinem Blatt
Weltpolitiker (1931) weitsichtig die Lage zwei Jahre vor Hitlers
Machtübernahme: Der britische Premierminister Ramsay MacDonald, der
französische Ministerpräsident Pierre Laval und der belgische
Premierminister Henri Jaspar spielen Karten um die Zukunft Europas. Im
Hintergrund bearbeitet inzwischen der deutsche Reichskanzler Heinrich
Brüning eine Weltkarte mit dem Rasierer. Und vorne rechts in der Ecke sitzt
Josef Stalin, der unbekümmert über einem Kästchenspiel brütet. In ihm sieht
Grosz offenbar alles andere als die Hoffnung des internationalen
Proletariats.

Grosz in Amerika

1932 erhält Grosz einen Ruf von die New Yorker Art Students League.
Amerika, das gelobte Land, erscheint ihm wie ein rettender Strohhalm, und
sein Entschluss, am 12. Januar 1933 endgültig dahin überzusiedeln, erweist
sich buchstäblich als Lebensrettung. Am 31. Januar wird Hitler
Reichskanzler und wenige Tage danach durchsuchen die Nazis seine leere
Wohnung in Berlin. Kaum vorstellbar, dass er in Deutschland geblieben, den
Naziterror überlebt hätte. Kurz darauf brennen seine Werke auf den
Scheiterhaufen. Einige seiner Bilder werden in der Ausstellung Entartete
Kunst in München 1937 gezeigt. Schon 1933 wird Grosz von den Nazis
ausgebürgert.

Zunächst ist er von Amerika begeistert. Er findet seine Jugendträume
verwirklicht, zeichnet und fotografiert begeistert in den Straßen von New
York. In seinem Hotelzimmer fertigt er Hunderte von Aquarellen über das am
Tage Beobachtete an. Aber bald ist er ernüchtert: "Einem europäisch
erzogenen Menschen und besonders einem Künstler fällt natürlich diese
gleichsam totale Anpassung nicht immer leicht. Es bedarf ständiger Übung,
jeden Tag zu allem und jedem ja und amen zu sagen." (Grosz, Ein kleines
Ja..., S. 233)

Durch Kunstunterricht, später durch ein Guggenheim-Stipendium hat er sein
Auskommen. Aber in vieler Hinsicht teilt er das Schicksal vieler Emigranten
aus Nazideutschland. Er kann künstlerisch nicht wirklich Fuß fassen in der
Neuen Welt und auch nicht von seiner Kunst leben. Vielmehr muss er
weiterhin unterrichten, und auch seine Frau muss durch Arbeit zum
Lebensunterhalt beitragen. Jackson Pollock und James Rosenquist gehören zu
seinen Schülern. Rosenquists Collagen weisen eine deutliche Verwandtschaft
mit denen von Grosz auf, eine Kunstform, die er in seiner letzten
Schaffensphase noch einmal aufnimmt.

Er kann trotz Anerkennung in Kunstkreisen, Ausstellungen in Galerien und
großen Museen nur relativ wenige Werke verkaufen. Seine Malerei der
amerikanischen Zeit zeichnet sich durch eine Vielfalt an Themen und
Stilexperimenten aus. Seine Stillleben, Landschaften, Porträts und
Selbstporträts scheinen oft wie verzweifelte Versuche, Symbole und
Ausdrucksformen für den Zustand der Welt und des Individuums George Grosz
zu finden. Auch dies wird in der Bröhan-Ausstellung dokumentiert.

Prophetisch spiegelt sich schon früh in den amerikanischen Aquarellen und
Ölbildern die drohende Kriegsgefahr und Zerstörung. Er drückt seine Gefühle
in apokalyptischen Landschaften aus, ihm ist bewusst, zwischen zwei Kriegen
zu leben. 1934 entsteht das Aquarell The Menace. (Die Bedrohung).
Aus dunklen Wolken blickt eine riesige Hitlerfratze mit bluttriefendem Mund
hervor, am Himmel ein Bomber, unten Feuer und Zerstörung. Er malt Alpträume
von brennenden, zerstörten Städten und sumpfigen Landschaften, in denen
Monster oder Elendsgestalten herumtaumeln.

Interregnum

Mit seiner Mappe  Interregnum, einer Sammlung antifaschistischer
Zeichnungen, die ebenfalls in Berlin vollständig zu sehen ist, knüpft er
noch einmal an seine satirischen Geißelungen der Spießer und Militaristen
der frühen 20er Jahre an. Darin charakterisiert er das Nazi-Regime und
seine Grausamkeiten. Einige der darin enthaltenen Blätter deuten auch eine
Gleichsetzung von Stalinismus und Faschismus an. In der tief gespaltenen
New Yorker Kunstszene findet seine neue Mappe keinen starken Widerhall.

Grosz lehnt die Mitte der dreißiger Jahre von der amerikanischen
Kommunistischen Partei betriebenen Volksfrontbündnisse ab, in denen sich
zahlreiche bürgerliche Intellektuelle und Künstler im Zeichen des Kampfs
gegen die faschistische Gefahr um die Stalinisten scharen.

Sein nachfolgendes amerikanisches Werk lässt vermuten, dass er sich immer
weiter aus politischen Diskussionen zurückgezogen hat. Er verkehrt in den
1930er Jahren mit antistalinistischen Intellektuellen wie Edmund Wilson,
Dos Passos und dem damaligen Trotzkisten Max Eastman. Unter dem Eindruck
der immer katastrophaleren Politik der Stalinisten, ihrer Verbrechen in
Spanien und den Moskauer Prozessen wendet er sich schließlich vollkommen
von der kommunistischen Bewegung ab und verliert jedes Vertrauen in die
Arbeiterklasse.

Gegen Ende des Zweiten Weltkriegs und kurz danach malt er apokalyptische
und alptraumartige Bilder von Tod, Chaos und Schrecken der Zerstörung, die
an Hieronymus Bosch oder Breughel erinnern, darunter das erschütternde
Kain oder Hitler in der Hölle (1944), das in der Berliner
Ausstellung zu sehen ist.

Die Serie Stickmen (Die Stockmänner) drückt seine tiefe Resignation
aus: Substanzlose Menschen bewegen sich in einer substanzlosen Welt. In den
1940er Jahren fühlt er sich zunehmend ausgehöhlt und leer. Die Bilder mit
dem Titel Maler des Lochs (1947/48) sind ein Sinnbild für sein
damaliges Lebensgefühl, voller düsterer Selbstironie dafür, dass der Maler
in seinem Tun eigentlich keinen Sinn mehr sieht. Er produziert buchstäblich
"nichts" mehr, symbolisiert durch ein Loch in seinem Kopf, auf der Stirn,
auf der Staffelei und auf allen darum herumstehenden Bildern.

In der letzten Phase seines Lebens widmet er sich der Collage, imaginiert
sich selbst als Clown und sinniert über sein Amerika: "Wenn auch mein
amerikanischer Traum 'ne Seifenblase war, schön geschillert hat se doch."

Mit seinen Collagen, die im letzten Teil der Ausstellung zu sehen sind,
knüpft er noch einmal an Dada und die Berliner Zeit an. Hier schließt sich
der Kreis und endet wieder in Berlin, wo die Karriere von George Grosz
begann. Am 28. Mai 1959 kehrt er etwas widerwillig in seine Heimat zurück,
aber es gelingt ihm nicht mehr, einen neuen Anfang zu machen. Am 6. Juli
fällt er im Flur des Hauses Savignystraße 5 betrunken die Treppe herunter
und erstickt an seinem Erbrochenen. Fast könnte man diesen Tod als Grosz'
letzten Kommentar zu Adenauers Deutschland begreifen, in dem es im
Staatsapparat unter demokratischer Maske von alten Nazis und Militärs nur
so wimmelte.

George Grosz in Berlin / 18.10.2018-6.1.2019 / Bröhan-Museum,
Schlossstraße 1a, Berlin-Charlottenburg, www.broehan-museum.de / Noch bis
zum 6. Januar zu sehen.
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GRASWURZELREVOLUTION/1815: Der klassische Faschist - Jair Bolsonaro hat die Wahl gewonnen


graswurzelrevolution Nr. 434, Dezember 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Der klassische Faschist

Jair Bolsonaro hat die Wahl gewonnen und soll am 1. Januar 2019 als
Staatspräsident Brasiliens vereidigt werden

von Nicolai Hagedorn




BOLSONARO: "ES WIRD EINE IN BRASILIEN NIEMALS GESEHENE
 SÄUBERUNG GEBEN."



Mit Jair Bolsonaro wählten die Brasilianer im Oktober 2018 einen
Faschisten ins Präsidentenamt. Auf der Spurensuche spielen ökonomische
Zusammenhänge eine wichtige Rolle. Der Kapitalismus kann auch in
Brasilien seine Glücksversprechen nicht einlösen. Aber es regt sich
auch Widerstand.


Wer Brasilien hauptsächlich mit begabten Fußballern,
begeisterten Karnevalistinnen und lebensfrohen Salsa-Tänzern
verbindet, dürfte sich darüber gewundert haben, dass dieses
freundliche Völkchen nun einen zu seinem Präsidenten gewählt hat, der
sich einmal für seinen "kleinen Schwächeanfall" entschuldigte, als er
statt eines weiteren Sohnes eine Tochter gezeugt hatte, der einer
Abgeordneten im Parlament schon einmal zuruft, sie sei es nicht einmal
wert, von ihm vergewaltigt zu werden, und der wissen ließ:

"Einen schwulen Sohn könnte ich nicht lieben. Da wäre es mir lieber,
wenn er bei einem Autounfall sterben würde." Den Sprüchen Bolsonaros
ließen seine Anhänger bald Taten folgen. Wie ein Zusammenschluss
brasilianischer Investigativjournalist*innen dokumentierte, kam es in
den ersten Oktoberwochen zu mehr als 60 politisch motivierten
Übergriffen auf Schwule, Lesben, Schwarze und andere missliebige
Personen.

Der 63jährige schwarze Capoeira-Lehrer Romualdo Rosário da Costa wurde
in einer Bar durch zwölf Messerstiche ermordet, weil er sich für
Bolsonaros Gegenkandidat Haddad ausgesprochen hatte. Der Angreifer gab
das gegenüber der Polizei ohne Umschweife zu. In Porto Alegre überfiel
eine Gruppe Männer eine 19jährige Frau und ritzte ihr mit einem
Taschenmesser ein Hakenkreuz in die Haut. Sie hatte eine LGBT-Fahne(1)
mit sich getragen und einen Anti-Bolsonaro-Sticker - das genügte den
Angreifern, wie der brasilianische Fernsehsender GloboNews berichtete.

Die LGBT-Gemeinde Brasiliens beklagte schon im Jahr 2017 über 387
Morde und befürchtet für das laufende Jahr eine ähnlich hohe Zahl an
Opfern ihrer Community.

Bolsonaro heizte die Gewaltwelle indes weiter an, unter anderem
forderte er, man möge Polizisten, die "10, 15 oder 20 Kriminelle
ermorden, eine Medaille geben" und wenn es nach ihm gegangen wäre,
hätten während der Dikta^tur von 1964 bis 1985 "mehr Leute getötet
werden sollen".

In den Jahren der Militärdiktatur waren mindestens 434 Menschen meist
aus politischen Gründen von den Militärs ermordet worden, wie die von
Ex-Präsident Lula eingesetzte so genannte "Wahrheitskommission", die
die Verbrechen der Militär-Junta aufarbeiten sollte, in ihrem
Abschlussbericht 2014 feststellte. Dass Bolsonaro überhaupt Präsident
werden konnte, ist allerdings auch dem politischen Chaos der letzten
Jahre geschuldet. Der Präsidentschaftskandidat der Arbeiterpartei PT,
der beliebte Ex-Präsident Luiz Inacio Lula da Silva, kurz "Lula",
wurde mitten im Wahlkampf verhaftet und in einem "Indizienprozess ohne
harte Beweise verurteilt", wie der Deutschlandfunk berichtete. Nach
wie vor stehen Lula Berufungsinstanzen offen, was den
Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen (UN) veranlasste, die
brasilianische Regierung aufzufordern, dessen Rechte zu respektieren
und ihn bei den Wahlen antreten zu lassen. Als Unterzeichnerstaat wäre
Brasilien eigentlich verpflichtet gewesen, diesem Hinweis zu folgen,
de-facto-Präsident Temer erklärte aber, die UN-Beurteilung sei nicht
bindend und untersagte Lula die Beteiligung am Wahlkampf. Die
renommierte deutsche Juristin Herta Däubler-Gmelin merkte seinerzeit
an: "Immer mehr Hinweise unterstreichen die Befürchtung, dass
zumindest ein erheblicher Teil der brasilianischen Justiz sich als Arm
der herrschenden Geld- und Machtelite Brasiliens begreift und unter
missbräuchlicher Berufung auf richterliche Unabhängigkeit die auch in
der Verfassung Brasiliens verankerten Prinzipien der
Rechtsstaatlichkeit opfert." Beobachter de
r brasilianischen Politik waren sich einig, dass diese rechtswidrige
Entfernung des Wahlfavoriten Lula die Machtübernahme durch Bolsonaro
überhaupt erst möglich gemacht habe. Auch die vorangegangene
Amtsenthebung der Präsidentin Roussef hatte den Ruch eines
Staatsstreiches. Ihr wurde vorgeworfen, das Staatsdefizit geschönt zu
haben, indem sie die Kreditaufnahme bei einer Staatsbank veranlasst
hat. Die US-Politikwissenschaftlerin Amy Erica Smith erklärte dazu
bereits 2016 gegenüber der New York Times, dieses Vorgehen sei "kein
legitimer Gebrauch des Amtsenthebungsverfahrens" und Roussef selbst
sprach in diesem Zusammenhang wiederholt von einem Putsch. Ihr
Nachfolger Temer leitete umgehend eine neoliberale Politikwende ein,
die der nun gewählte Bolsonaro zu verschärfen gedenkt.

Die rücksichtslose, menschenverachtende Politik Bolsonaros veranlasste
indes den brasilianischen Philosophen Vladimir Safatle, ihn als
"klassischen Faschisten" zu bezeichnen. Gegenüber der portugiesischen
Ausgabe der Deutschen Welle analysierte Safatle: "In Brasilien gibt es
ein faschistisches Potenzial, das bisher mehr oder weniger unterdrückt
wurde und jetzt sein Recht einfordert - und es wächst schnell. Das ist
aber ein Prozess, der sich seit langem angebahnt hat. Schon das
Militärregime hatte seine zivile Unterstützung und die rassistischen
und bigotten Einstellungen in bestimmten Bereichen der Gesellschaft
sind bekannt. Andererseits gibt es einen weiteren, erstaunlichen
Schlüsselaspekt, nämlich dass die Kampagne (gemeint ist Bolsonaros
Wahlkampf, N.H.) den öffentlichen Raum verlassen hat und sich in eine
von der Gesellschaft isolierte virtuelle Umgebung bewegte. In diesem
virtuellen Raum bestimmte die fortgesetzte Produktion von Bildern und
gefälschten Videos mit rhetorisch starken Ansprachen den Ton der
Kampagne."

Tatsächlich setzte das Bolsonaro-Team im Wahlkampf stark auf die
sozialen Medien. Wie die FAZ berichtet, haben Bolsonaro und seine
Unterstützer "das Land auf geschickte Weise mit einem Netz von
Whatsapp-Gruppen überzogen - allerdings zu Teilen widerrechtlich
finanziert durch unerlaubte Unternehmensspenden, mit denen man sich
die Kontaktdaten von Millionen Brasilianern kaufte. Ihre häufig
aggressiv zugespitzten Botschaften verbreiten Bolsonaro und seine
Leute nahezu ausschließlich über den Kurzmitteilungsdienst.
Traditionelle Medien wie das Fernsehen spielen fast keine Rolle mehr."

Neben Homosexuellen, Schwarzen, Armen und Indigenen war dabei ein
weiteres Feindbild allgegenwärtig: Der "Kommunismus". Im Unterschied
zu den anderen Hassobjekten der Faschisten ist der Hass auf
Kommunisten auch in liberalen, konservativen und sozialdemokratischen
Milieus konsensfähig. Insofern spielt der Anti-Kommunismus innerhalb
des neuen Faschismus eine Sonderrolle, zumal Bolsonaro wie dessen
erklärtes Vorbild Trump unter "Kommunisten" alles versteht, was nicht
seine Ansichten teilt. So erklärte er unter anderem, er wolle aus den
"kommunistischen UN" austreten. Aber auch sein Gegenkandidat, der
sozialdemokratische Fernando Haddad, sowie Medienschaffende, die die
von Safatle erwähnten und von Bolsonaros Wahlkampfteam manipulierten
Videos thematisierten, wurden als Kommunisten beschimpft.

Auch der brasilianische Generaldirektor der Welthandelsorganisation,
Roberto Azevedo, ist laut Bolsonaro Kommunist und der designierte
Außenminister Ernesto Araujo ist der Überzeugung, die Klimaveränderung
sei nur Teil eines Plots von Kulturmarxisten, die die westlichen
Ökonomien zugunsten Chinas ersticken wollten, wie der englische
"Guardian" berichtete.

So steht in der faschistischen Sprache "Kommunist" als Schimpfwort für
alles Linke und zunehmend auch für jede andere politisch missliebige
Person. Diese semantische Verschiebung dokumentiert die Produktion von
scheinbaren Wahrheiten in "einem virtuellen Raum", in dem jede
Behauptung zur Tatsache erklärt werden kann und Begriffe demnach auch
schlicht neu definiert werden können, und zum anderen zeigt die
Nutzung der Chiffre "Kommunist" die panische Angst der Funktionseliten
vor den Folgen der anhaltenden Krise des Kapitalismus und einer
möglichen radikalen Gegenbewegung.

So beschwört die nach dem Zusammenbruch des Realsozialismus gegnerlos
gewordene Bourgeoisie den alten Feind einerseits als Popanz und
fürchtet die Rückkehr antikapitalistischer Bewegungen andererseits als
den eigenen Zukunftsalptraum. Um diesen abzuwenden, setzt sie in der
Krise nicht das erste Mal auf den Faschismus.

Dabei können die faschistischen politischen Rampensäue wie Trump oder
Bolsonaro auf ein Narrativ setzen, das den eigentlich evidenten
Widerspruch ihrer Argumentation und ihre argumentativen Leerstellen
scheinbar konsistent ersetzen kann.

Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer erklärt den Erfolg des "autoritären
Nationalradikalismus" im Interview mit dem Deutschlandfunk in erster
Linie mit dem "Kontrollverlust der nationalstaatlichen Politik
gegenüber einem autoritären Kapitalismus, der seine Maxime rigoros
durchsetzen kann. Solch ein Finanzkapitalismus hat an
gesellschaftlicher Integration absolut kein Interesse, sondern da
geht's um Konkurrenz und um Verwertung. Dann werden auch Gruppen von
Menschen im Sinne von Ungleichwertigkeit, nach Nützlichkeit bewertet,
nach Verwertbarkeit und Effizienz. Dies dringt aber in die
Gesellschaft und in die Einstellungsmuster von Personen und von
Gruppen ein."

Der neue Faschismus nutzt die aus dem evidenten gesellschaftlichen
Kontrollverlust resultierenden Ängste und Inferioritätsgefühle und
tritt dem in seinem Narrativ als die Institution entgegen, die mit
starker Hand die Kontrolle über die unkontrollierbaren Risiken des
globalisierten kapitalistischen Weltsystems, die sich in
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Krisen und globalen
Flüchtlingsbewegungen darstellen, zurückgewinnt - und zwar auf Kosten
derer, die im allen auferlegten Konkurrenzkampf unterlegen sind. Daher
laufe die Strategie des "autoritären Nationalradikalismus" darauf
hinaus, "eine Emotionalisierung gesellschaftlicher Probleme als
Kontrollverluste darzustellen."

Ohne diese Emotionalisierung und Fiktionalisierung, die vor allem in
den "virtuellen Räumen" stattfinden, wäre die Ideologie des neuen
Faschismus auch unhaltbar, denn die Nationalradikalen antworten auf
die gesellschaftlichen Kontrollverluste genau genommen nur mit einer
noch höheren Dosis der Medizin, die die hegemoniale neoliberale
Standortpolitik seit Ende des Realsozialismus ohnehin verschrieben
hat. Besonders deutlich ist das in Brasilien zu beobachten.

Bolsonaro bekundete derweil im Wahlkampf, sich für Ökonomie nicht
weiter zu interessieren, und verwies auf seinen Finanzberater Paulo
Guedes. Guedes gilt als "Chicago-Boy", also Vertreter eines besonders
rigorosen Neoliberalismus. Er hat an der Universität Chicago
promoviert und seine Millionen unter anderem als Gründer der größten
brasilianischen Investmentbank BTG Pactual und als
Vorstandsvorsitzender des Vermögensverwaltungsunternehmens Bozano
Investimentos verdient. Seine Positionen enthalten das übliche
neoliberale Programm: Ausgabenkürzungen, freie Wechselkurse, die
Öffnung der brasilianischen Wirtschaft für den Welthandel sowie eine
Senkung der Staatsquote - und es ist schon erstaunlich, wie Bolsonaro
es geschafft hat, mit einem solchen Programm den Eindruck zu erwecken,
er wolle "Brasilien über alles" stellen, wie einer seiner Wahlslogans
verkündete. Dabei zeigt sich an dem Duo Guedes/Bolsonaro, wie die
Interessen von Kapital und Faschismus trotz aller Widersprüche
ineinander greifen: Die brasilianische Journalistin Malu Gazpar
zeichnet in ihrem Guedes-Porträt in der brasilianischen Zeitung Folha
den "radikalen Schritt" von Guedes nach, der mit seinem Eintritt in
Bolsonaros "Schattenkabinett" dessen Kampagne neuen Auftrieb gegeben
habe. Bolsonaro versprach umgehend, den Multimillionär zum
Superminister befördern zu wollen. So kündigte er an, die Ministerien
für Finanzen, Industrie und Wirtschaft sowie die für Privatisierungen
zuständige Behörde zu einem Megaministerium zusammenzuführen und
Guedes zu unterstellen. Bolsonaro sorgte künftig für einen running
gag, indem er auf ökonomische Fragen regelmäßig antwortete, da müsse
er erst Guedes fragen.

Die Bourgeoisie zeigte sich indes begeistert. Gaspar beschreibt in
ihrem Artikel, wie Bolsonaro und Guedes die maßgeblichen
brasilianischen Großkapitalisten umgarnten und zitierte einen der
Manager: "Viele Geschäftsleute wollen ihn zwar wählen, sind aber
verschreckt oder unsicher und Paulo Guedes gibt ihnen die
Entschuldigung, die sie brauchen." Kein Wunder, Guedes versprach,
"durch die Privatisierung so vieler Staatsunternehmen wie möglich und
Kosteneinsparungen könne eine Bolsonaro-Regierung das Staatsdefizit
senken".

Dabei scheint nicht einmal Bolsonaro die neoliberale Logik Guedes
einzuleuchten, zumal er in parlamentarischen Abstimmungen - Bolsonaro
sitzt seit 1991 im brasilianischen Kongress - bisher eher dadurch
auffiel, Renten und Pensionen sowie die seiner Meinung nach
"strategisch wichtigen" Staatsunternehmen erhalten zu wollen.
Insbesondere bei Einschnitten bei Militär und Polizei will der
ehemalige Militäroffizier und Waffennarr Bolsonaro nicht mitmachen.

Für die brasilianische Bourgeoisie hingegen steht fest, dass ein
neoliberaler Hardliner in Verbindung mit einem auch zu harter
Repression neigendem Linken-Hasser, der von den in Brasilien starken
und ultraautoritären evangelikalen Kirchen unterstützt wird, genau die
richtige Kombination zur Durchsetzung der eigenen Interessen ist. "In
keinem anderen Wählersegment erhielt Bolsonaro so viele Stimmen wie
unter den zehn Prozent der reichsten Brasilianer", berichtete die
Süddeutsche Zeitung nach dem ersten Wahlgang, die brasilianischen
Börsenkurse legten nach Bolsonaros Wahlsieg einen Zwischenspurt ein
und aus Deutschland grüßte die Deutsche Bank glücklich:
"Präsidentschaftswahlen gehen am Sonntag in die erste Runde - der
neoliberale Bolsonaro ist Wunschkandidat der Märkte".

So lässt sich der Zuspruch des Faschisten einerseits aus dem
antisozialen Reflex in Teilen der Bevölkerung erklären, die
internalisierte kapitalistische Konkurrenzlogik auf dem Rücken noch
schwächerer austragen zu wollen und der gezielten emotionalen
Mobilisierung solcher Affekte durch die kapitalistisch-faschistischen
Funktionseliten.

Dabei ist die brasilianische Wirtschaft ein Paradebeispiel für die
Unmöglichkeit nachholender Modernisierung innerhalb des
kapitalistischen Krisenmodus.

So lag die Arbeitsproduktivität pro Stunde in Brasilien im Jahr 2016
bei knapp 15 US-Dollar. Zum Vergleich: Im europäischen Krisenland
Griechenland liegt dieser Wert beinahe doppelt so hoch, in Deutschland
bei rund 60 US-Dollar. Wo das Konkurrieren mit den kapitalistischen
Zentren an vollkommen uneinholbaren Rückständen scheitert, ist die
Bourgeoisie auf die Auspressung des absoluten Mehrwerts angewiesen,
also in erster Linie auf die Verlängerung des Arbeitstages und die
Intensivierung der Arbeitsprozesse, was in Brasilien längst zu
sklavenähnlichen Arbeitsbedingungen führt und wobei ein repressives
neoliberales Regime durchaus hilfreich sein dürfte.

Anfang 2018 berichteten die Schweizer SRF-Journalistinnen Karin
Gfrörer und Nina Graf von den Zuständen in der brasilianische
Carnauba-Industrie. Das Carnauba-Wachs ist Bestandteil in vielen
Artikeln des täglichen westlichen Wohlstandsbedarfs wie Mascara oder
Gummibärchen. Da die Palmen, die das Wachs liefern, von Hand
bearbeitet werden müssen, bietet dieser Industriezweig, der in der
Erntezeit rund 200.000 Arbeiter*innen beschäftigt, die Möglichkeit
besonders perfider Ausbeutung: "Ein Großteil des Wachses wird unter
illegalen Bedingungen geerntet und verarbeitet. In der
Carnauba-Industrie seien sklavenähnliche Arbeitsbedingungen an der
Tagesordnung, kritisieren Behörden und Gewerkschaften." Und ein
Gewerkschafter erklärt: "Die Arbeiter schlafen draußen auf dem Feld
oder in heruntergekommenen Hütten." Auf vielen Carnauba-Farmen fehle
es an Grundlegendem: "Weder Betten noch Toiletten oder einen Tisch
gebe es für die Arbeiter. Diese müssten auf offenem Feld im Dreck
essen. Kranken- oder Unfallversicherungen gebe es nicht, denn kaum ein
Pächter oder Farmbesitzer schließe Verträge mit den Arbeitern ab. Rund
80 Prozent des Carnauba-Wachses werde unter solchen Bedingungen
hergestellt. Immer wieder müssen die Behörden wegen unhaltbaren
Zuständen eingreifen. Und regelmäßig werden in Razzien
Carnauba-Arbeiter aus solchen Bedingungen befreit.

Bereits Bolsonaros Vorgänger Michel Temer galt als Erfüllungsgehilfe
des brasilianischen Großkapitals. Wie der TAZ-Südamerikakorrespondent
Andreas Behn berichtet, hatte Temer bereits im Oktober 2017 "eine neue
Richtlinie erlassen, mit der Kontrollen und die Verfolgung von
sklavereiähnlichen Arbeitsverhältnissen erheblich erschwert werden".
Bezeichnend: Die Temer-Richtlinie löschte die beiden Straftatbestände
"erniedrigende Arbeitsbedingungen" und "unzumutbare Arbeitszeiten" aus
der Definition der Sklavenarbeit. Die Kapitalisten jubelten
erwartungsgemäß: "Der steinreiche Soja-Baron Blairo Maggi strahlt:
Endlich habe die Willkür bei den Betriebskontrollen ein Ende."

Auch die so genannte "schmutzige Liste", auf der die Namen solcher
Unternehmen veröffentlicht wurden, die Arbeiter*innen unter
sklavenähnlichen Verhältnissen hielten, schaffte Temer ab.

Die NGO "Walk Free Foundation" schätzte für das Jahr 2016 die Zahl der
in Brasilien unter sklavenähnlichen Bedingungen gehaltenen
Arbeiter*innen auf knapp 370.000, weist aber auch darauf hin, dass von
2003 bis 2017 unter den sozialdemokratischen Regierungen rund 35.000
Menschen von den Behörden aus solchen Sklavenverhältnissen befreit
werden konnten.

Damit dürfte es unter Bolsonaro bald vorbei sein, denn dessen
Mitgefühl mit Sklaven hält sich in Grenzen. Während des Wahlkampfes
erklärte er etwa, er habe ein Quilombo besucht, also eines der Dörfer,
die die Sklaven des kolonialen Brasiliens auf ihrer Flucht gegründet
hatten und von denen einige bis heute bestehen. Über die Dorfbewohner
wusste er zu berichten: "Der leichteste Afro-Nachkomme dort wog 100
Kilo. Sie tun nichts! Sie sind nicht mal zur Fortpflanzung zu
gebrauchen."

So dürften sich der Faschist und sein Chicago-Boy schnell daran
machen, die zuletzt verbesserten Arbeiterrechte wieder einzureißen.
Brasilien dürfte ein mit harten Bandagen geführter Klassenkampf
bevorstehen, wobei Bolsonaro Polizei und Militär und Teile der Justiz
hinter sich weiß, während sich die Gewerkschaften, soziale Bewegungen
und die trotz allem fest in der brasilianischen Gesellschaft
verankerte Arbeiterpartei PT sowie die progressiven Teile der Justiz
als Gegengewicht formieren dürften.

Dabei ist der Einfluss der Gewerkschaften nicht zu unterschätzen. Bei
einem LKW-Streik im Mai 2018 ließen die Arbeitskämpfer*innen schon
einmal die Muskeln spielen: Nach einer tagelangen Arbeitsniederlegung
stand die Versorgung der Megacities Sao Paulo und Rio de Janeiro kurz
vor dem Zusammenbruch - an über 90 Prozent der Tankstellen in Rio war
kein Benzin mehr zu bekommen. Temer setzte kurzerhand das Militär
gegen die Streikenden ein.

Gewalt seitens der herrschenden Klasse hat in der Geschichte des
brasilianischen Klassenkampfs Tradition, insbesondere während der
Militärdikatur (1964-85) sahen sich Gewerkschafter*innen harter
Repression ausgesetzt, die bis zur Ermordung von Gewerkschaftsführern
ging.

Bei Gründung der ersten größeren brasilianischen
Gewerkschaftsorganisationen Anfang des 20. Jahrhunderts hatten
anarchistische Gruppen großen Einfluss: "Sie forderten autonome,
dezentrale Gewerkschaften und setzten zur Verteidigung der
Arbeitnehmerinteressen auf direkte Aktionen wie Streiks", hält der DGB
in einer Zusammenfassung der brasilianischen Gewerkschaftsgeschichte
fest. Erst mit der militärischen Machtübernahme unter Getulio Vargas
schaffte es die Bourgeoisie, die radikalen anarchistischen und
kommunistischen Kräfte in den Gewerkschaften zurückzudrängen und deren
Widerstand zu brechen.

Dennoch konnten die neu gegründeten Dachverbände CUT und CGT ihren
Einfluss in den 1980er Jahren stark ausbauen. Bis zum Jahr 2007 habe
sich der CUT mit ca. 3.100 Mitgliedsgewerkschaften und sieben
Millionen organisierten Arbeitnehmer*innen zum größten und wichtigsten
Gewerkschaftsbund Lateinamerikas entwickelt.

Während die sozialdemokratischen Regierungen unter Lula und Rousseff
sich um mehr Einfluss der Gewerkschaften und eine Verbesserung der
Situation der Arbeitenden und Armen bemühten, steht die Wahl
Bolsonaros für einen Backlash vor allem innerhalb der brasilianischen
Mittel- und Oberschicht.

Indes wird die Formierung von gewerkschaftlichen Gegenmaßnahmen durch
die horrende Arbeitslosigkeit in Brasilien erschwert. Während die
brasilianische Statistikbehörde zuletzt von 30 Millionen arbeitslosen
oder unterbeschäftigten Erwerbsfähigen sprach, zeigt ein Blick auf die
Beschäftigungsquote, die auch diejenigen Erwerbsfähigen
berücksichtigt, die die Arbeitssuche aufgegeben haben oder dem
offiziellen Arbeitsmarkt nie zugerechnet wurden, dass nur gut 54
Prozent der brasilianischen Erwerbsfähigen in Lohnarbeitsverhältnissen
stehen , was bedeutet, dass rund 67 Millionen Brasilianer zwischen 15
und 65 Jahren keiner bezahlten Arbeit nachgehen. Selbst diese
Statistik dürfte das Problem noch beschönigen, da das Kriterium
"bezahlte Arbeit" hier sehr eng gefasst ist. So gilt hier schon als
lohnabhängig beschäftigt, wer in einem Zeitraum von einer Woche eine
Stunde bezahlt arbeitet.

Neben den organisierten Arbeiter*innen formiert sich auch anderweitig
gesellschaftlicher Widerstand. So kam es im Vorfeld der Wahlen zu
Massendemonstrationen von Frauen, die sich gegen den misogynen
Bolsonaro richteten. Laut den Organisatorinnen beteiligten sich rund
eine halbe Million Menschen in verschiedenen Städten Brasiliens an
diesen Demonstrationen. Mitorganisatorin Ludimilla Teixeira erklärte:
"Entweder kämpfen wir jetzt gemeinsam, oder wir werden später zusammen
trauern."

Darüber hinaus spielen soziale Organisationen wie die "Bewegung der
Arbeitenden ohne Dach" (MTST) eine bedeutende Rolle innerhalb der
Widerstandsbewegung. Die MTST sorgt immer wieder mit Großbesetzungen
für Aufsehen: "Die Wohnanlage João Candido in Tabão da
Serra, am Rand von São Paulo, ist so ein Projekt. 2014 wurde
die Anlage mit Wohnungen für 400 Familien eingeweiht - 10 Jahre nach
Besetzung des Geländes. Auswahl der Fläche, Erstellung der Grundrisse,
Organisation des Baus, alles haben die Armen selbst geleistet",
berichtet der DGB-Arbeitskreis "Solidarität mit brasilianischen
Gewerkschaften" in seinem Bericht "Brasilien 2018".

Ähnlich verhält es sich mit der Landlosenbewegung MST. Diese "hatte es
in 30 Jahren geschafft, dass über 500.000 Familien Zugang zu Land
bekommen haben", berichtet der Arbeitskreis, allerdings sei der Druck
seit des Politikwechsels in Brasilia auf die Bewegung gewachsen: "Seit
Temers parlamentarischem Putsch werden jetzt die Mittel der
Kleinbauernförderung und der Agrarreform gekürzt oder eingestellt. Das
Land droht wieder auf die Welthungerkarte des World Food Programms
zurück zu kehren."

Auch wenn die brasilianischen Arbeiter*innen und sozialen Bewegungen
in den anstehenden Auseinandersetzungen jede Solidarität verdient
haben, ist absehbar, dass innerhalb des krisenhaften kapitalistischen
Systems eine Angleichung der Lebensverhältnisse, eine faire Verteilung
des erwirtschafteten gesellschaftlichen Reichtums, oder gar eine
nachholende Modernisierung mit Anschluss an die Produktivitätsniveaus
der kapitalistischen Zentren unmöglich ist.

Insofern wird auch die brasilianische Linke nur dann eine tragfähige
Alternative entwickeln können, wenn sie das kapitalistische
Wertverwertungs- und Konkurrenzprinzip an sich in Frage stellt und
eine Transformationsperspektive entwickelt.

Dass die Faschisten in Zukunft nicht davor zurückschrecken dürften,
sich gegen Rechtsstaatlichkeit und Verfassung zu stellen, ließ
Bolsonaros Sohn Eduardo durchblicken. Hinsichtlich der Ermittlungen
bezüglich illegaler Wahlkampffinanzierung gegen seinen Vater, die das
Verfassungsgericht dazu bringen könnten, ihn an der Präsidentschaft zu
hindern, erklärte er: "Was muss man schon tun, um das
Verfassungsgericht zu schließen? Man muss nicht einmal einen Jeep
hinschicken, zwei Soldaten reichen."


ANMERKUNG

(1) LGBT ist eine aus dem englischen Sprachraum kommende Abkürzung für
Lesbian, Gay, Bisexual und Transgender, also Lesben, Schwule,
Bisexuelle und Transgender.
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Konzeption und Fähigkeitsprofil: Bundeswehr-Umbau für den Neuen
Kalten Krieg

von Jürgen Wagner



Beim folgenden Beitrag handelt es sich um eine leicht aktualisierte
Variante eines Artikels, der zuerst in der Graswurzelrevolution (Nr.
434/2018) erschien.

Seit einiger Zeit macht sich die Bundeswehr daran, konkret
auszubuchstabieren, was der vom Zaun gebrochene Neue Kalte Krieg mit
Russland für die Struktur, Bewaffnung und nicht zuletzt die
Finanzierung der Truppe bedeutet - oder zumindest, was auf dieser
Grundlage nun ganz oben auf ihrer Wunschliste steht. Wichtige
Vorarbeiten hierzu wurden bereits im Jahr 2017 veröffentlicht, die
dann in die "Konzeption der Bundeswehr" (KdB) vom 20. Juli 2018 und
das "Fähigkeitsprofil der Bundeswehr" (Fäpro), das am 3. September
2018 von Generalinspekteur Eberhard Zorn unterzeichnet wurde,
einflossen.


Vorarbeiten: Bühler-Papier und Kriegsplanungen

Den ersten wichtigen Meilenstein für eine grundlegende Neuausrichtung
der Bundeswehr in Richtung Russland, markierten im April 2017 die
"Vorläufigen konzeptionellen Vorgaben für das künftige
Fähigkeitsprofil der Bundeswehr". Verfasst unter der Ägide von
Generalleutnant Erhard Bühler wurden schon damals keine Zweifel daran
gelassen, dass der "Bündnisverteidigung" und damit faktisch der
Rüstung gegen Russland künftig wieder mehr Bedeutung zukommen soll.
Deutschland müsse bis 2031 drei schwere Divisionen mit je etwa 20.000
Soldaten in die NATO einbringen können, die erste bereits 2026, so die
wichtigste Aussage des Dokumentes (siehe auch IMI-Analyse
2017/11 [a]. Den nicht sonderlich zarten Hauch von Kaltem Krieg, den das ganze
vermittelte, fasste damals die FAZ (19.4.2017) treffend mit den
Worten zusammen: "Damit würden die Divisionen wieder die klassische
Struktur aus der Zeit vor 1990 einnehmen."[b]

Diese Hochrüstung gegen Russland ist überaus ernst zu nehmen, wie
allein schon ein ergänzender Blick in das vom Heereskommando Mitte
2017 herausgegebene Papier "Wie kämpfen die Landstreitkräfte künftig"
zeigt. Darin wird ein detailliertes Szenario entworfen, wie die
Bundeswehr einen Landkrieg gegen Russland im Jahr 2026 gewinnen kann
und welche Fähigkeiten hierfür beschafft werden sollen.[1] In dem
Dokument geht es darum, ein "Zielbild Landstreitkräfte (LaSK) 2026"
auszuarbeiten, das sich prägend auf die künftige Struktur und
Bewaffnung des Heeres auswirken soll: "Die in diesem Papier
dargelegten Ideen und Anforderungen werden in einem Operationskonzept
vertieft und dann konsequenterweise in neuen Strukturen münden. [...]
Das zukünftige Operationskonzept soll dabei die quantitativen und
qualitativen Forderungen des Fähigkeitsprofils der Bundeswehr -
abgeleitet aus den akzeptierten NATO Planungszielen und den nationalen
Aufgaben - mit den hier dargestellten Ideen verknüpfen. Es wird so zum
gedanklichen Kernelement der zukünftigen Entwicklung der
Landstreitstreitkräfte."

Der zunehmenden Bedeutung des Informationsraums[2] - sowohl für die
Auseinandersetzung auf dem Gefechtsfeld selbst wie auch an der
Heimatfront - wird unter anderem folgendermaßen Rechnung getragen:
"Jede Präsenz und Aktion von LaSK auf einem zukünftig 'gläsernen'
Gefechtsfeld oder Einsatzraum erzeugt reaktiv einen Effekt im
Informationsraum, der 'Kampf' um/mit Informationen muss zwingend - und
schnell im Sinne einer 'Golden Hour'- geführt werden. [...] Das
Gefechtsfeld wird transparenter und komplexer, sowohl im Sinne von
verbesserten Aufklärungsfähigkeiten aller Seiten, als auch
hinsichtlich der Verbreitung von Meldungen/Nachrichten/Gerüchten quasi
weltweit, in alle gesellschaftlichen Bereiche und in die eigene Truppe
hinein. Das Gefechtsfeld wird durch die Zusammentreffen von
verbesserter Aufklärung, schnelleren Entscheidungs- und
Bekämpfungszyklen aufgrund taktischer NetOpFü und zielgenauerer und
verbesserter Wirkmittel letaler, selbst für gut geschützte Kräfte.
[...] Taktische Cyber-Kräfte unterstützen offensiv und defensiv den
Einsatz von Landstreitkräften und [...] ermöglichen auch [...] den
Angriff auf gegnerische Systeme und die offensive Beeinflussung von
Entwicklungen im Informationsraum."

Daraufhin wird ein Szenario beschrieben, wie aus Sicht des Heeres ein
künftiger (Informations-)Krieg gegen Russland ablaufen könnte. Es
beginnt mit dem Auflaufen der maßgeblich von Deutschland aufgebauten
Ultraschnellen NATO-Eingreiftruppe (VJTF), was aber nicht die erhoffte
abschreckende Wirkung erzeugt: "Der Beschluss zur Aktivierung und
Verlegung der VJTF (stand by), bestehend im Kern aus dem DEU
Einsatzdispositiv (EDP), wurde aufgrund einer überraschenden
Lageentwicklung notwendig. [...] Dennoch kommt es nach einer Phase von
Desinformation, separatistischen Aktivitäten, lokalen Angriffen von
Separatisten und verdeckt operierenden Special Operation Forces zum
Angriff der gegnerischen Hauptkräfte."

Als Reaktion auf diesen russischen Angriff startet die NATO daraufhin
ihrerseits eine Offensive - auf dem Gefechtsfeld stellt sich das dann
wie folgt dar: "Zur Vorbereitung des Gegenangriffs befiehlt der
BrigKdr das Auslösen des langfristig vorbereiteten Lähmens des
gegnerischen FüInfoSys, um den gegnerischen Entscheidungsprozess zu
verlangsamen. Parallel werden in offenen Quellen (soziale Netzwerke,
Messenger Services, Nachrichtenkommentare etc.), eine Vielzahl von
Meldungen platziert, die auf ein Ausweichen der NATO-Kräfte hindeuten
und so die eigene Absicht verschleiern helfen."

Doch der (Informations-)Krieg soll nicht allein auf dem Gefechtsfeld,
sondern auch an der Heimatfront ausgefochten werden: "Nachdem sich der
Erfolg des Gegenangriffs abzeichnet, befiehlt der BrigKdr eine
offensive und mehrsprachige Informationskampagne, die durch Bilder,
Text, Videos etc. die Erfolge der NATO-Truppen herausstreicht und
zeigt, dass Kollateralschäden vermieden werden, aber auch eigene
Verluste nicht verschweigt. Zeitgleich werden ausgesuchte Angehörige
des Gegners und deren Angehörige adressiert. Durch diese zeitnahe
ehrliche und offene Berichterstattung wird gegnerischer Propaganda
entgegengewirkt, die öffentliche Meinung sowohl in den NATO-Staaten
als auch beim Gegner beeinflusst und die Informationshoheit umstritten
oder gewonnen."

Deutlicher ist wohl nach dem Ende der Blockkonfrontation noch nie ein
Krieg mit Russland öffentlich einsehbar durchgespielt worden. Noch
bedenklicher ist, dass diese anti-russische Stoßrichtung anschließend
dann auch Eingang in die beiden wichtigsten offiziellen Bundeswehr-Dokumente 
fand.


Dachdokument der Rüstung: Konzeption der Bundeswehr

Am 20. Juli 2018 unterzeichnete Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen die "Konzeption der Bundeswehr", die nun auch offiziell die
(Re-)Fokussierung auf Auseinandersetzungen mit Russland zum Inhalt
hatte. Dies ist allein aus dem Grund bereits relevant, da die in der
"Konzeption der Bundeswehr" vorgenommenen Weichenstellungen
weitreichende Auswirkungen haben, schließlich handelt es sich dabei
laut Planungsamt der Bundeswehr um das "Dachdokument der
Gesamtkonzeption der militärischen Verteidigung Deutschlands."[c] 

Und tatsächlich titelte die Süddeutsche Zeitung damals noch über den
zu diesem Zeitpunkt zirkulierenden KdB-Entwurf bereits am 4. Mai 2018
"Deutschland am Hindukusch verteidigen - das war einmal", wodurch
bereits im Aufmacher angedeutet wurde, Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen sei im Begriff, einen grundlegenden Kurswechsel
vorzunehmen: "Die CDU-Politikerin plant, die jahrelang vorherrschende
Fokussierung auf Auslandseinsätze, die unter anderem als Argument für
Einsparungen herhalten musste, zu beenden, und sich künftig
'gleichrangig' wieder der Landes- und Bündnisverteidigung zu
widmen."[d]

Dazu ist einiges anzumerken: So ist die Behauptung, die Fokussierung
auf Auslandseinsätze habe "Einsparungen" zur Folge gehabt, ebenso
sachlich falsch wie der Titel des Beitrags, da "Hindukusch-Einsätze"
keineswegs Geschichte sind, wie hier insinuiert wird. Im Artikel
selbst wird ja direkt darauf hingewiesen, dass beide Einsatzformen
künftig "gleichrangig" behandelt werden sollen. Deutschland soll
künftig eben nicht nur am Hindukusch und in der Sahelzone, sondern
zudem auch wieder in Osteuropa und wo sonst auch immer man meint,
Streit mit Russland anfangen zu wollen, "verteidigt" werden. Nichts
anderes ist gemeint, wenn von einer "gleichrangigen" Fokussierung auf
Auslandseinsätze und Landes- und Bündnisverteidigung die Rede ist.

Russland wird in der KdB zwar nicht ausdrücklich erwähnt, aber immer
wieder ist die Rede davon, dass aufgrund "der sicherheitspolitischen
Entwicklungen der letzten Jahre [...] die kollektive
Bündnisverteidigung wieder in den Fokus der strategischen Überlegungen
der NATO gerückt" sei. Hierbei könnten die Maßnahmen der
Bündnissolidarität "der Bundeswehr absehbar zusätzliche Leistungen und
Fähigkeiten, besonders in den Randgebieten der Bündnisse, aber auch
aufgrund der besonderen Lage Deutschlands als Transitland in der Mitte
Europas und als Host Nation abverlangen". Zudem sollten aufgrund der
"Relevanz der Landes- und Bündnisverteidigung" alle Angehörigen der
Bundeswehr ihre Rolle hierbei identifizieren und sich auch in der
Ausbildung wieder verstärkt auf diese Aufgabe ausrichten.
"Abschreckung und Verteidigung auf Grundlage einer geeigneten Mischung
aus konventionellen, nuklearen und Raketenabwehrfähigkeiten" seien
weiterhin ein Kernelement der Gesamtstrategie. Landes- und
Bündnisverteidigung sei außerdem "der bestimmende Parameter für die
Grundaufstellung der Bundeswehr".

Und weiter: "Die Bundeswehr muss [...] in der Lage sein, zur
kollektiven Bündnisverteidigung in allen Dimensionen mit kurzem
Vorlauf, mit umfassenden Fähigkeiten bis hin zu kampfkräftigen
Großverbänden innerhalb und auch am Rande des Bündnisgebietes
eingesetzt zu werden." Am wahrscheinlichsten sei ein "konventioneller
Angriff" an den Außengrenzen, deshalb müsse die Bundeswehr "über
Kräfte und Mittel verfügen, die nach kurzer Vorbereitung an den
Grenzen oder jenseits des Bündnisgebietes einsetzbar sind." Diese
Formulierungen sind entlarvend, lassen sie doch genug Spielraum, um
die Bundeswehr auch für Auseinandersetzungen in einem der aktuell noch
"blockfreien" Länder zwischen der NATO und Russland hochzurüsten, in
denen die Spannungen seit Jahren zunehmen.

Gleichzeitig spricht die KdB aber eben auch von einer "permanenten
360-Grad-Bedrohung" und meint damit nicht nur, dass die Konflikte mit
Russland inzwischen auch nördlich und südlich des Bündnisgebietes
ausgetragen werden, sondern dass man generell auch weiter global
interventionsfähig sein will. Schließlich könne es erforderlich sein,
so die KdB weiter, "Schifffahrt, Luftverkehr und Handelswege zu
sichern." Hierfür könne auch ein "zeitlich begrenzter
friedenserzwingender Kampfeinsatz erforderlich werden." Und weiter:
"Streitkräfte müssen einen Waffenstillstand einschließlich der
Einrichtung von Flugverbotszonen, Puffer- und Schutzzonen und der
Entwaffnung und Rückführung der Konfliktparteien umsetzen können."
Kommt es dann zu einer Intervention, stellt sich die Bundeswehr auch
noch selbst die Lizenz aus, gegebenenfalls direkt die Administration
des betroffenen Landes zu übernehmen - anders ist die folgende Passage
nur schwerlich zu interpretieren: "Ist das betroffene Land selbst
nicht in der Lage, die öffentliche Sicherheit und Ordnung umfassend
sicherzustellen, kann die Bundeswehr in einem ressortübergreifenden
Ansatz vorübergehend auch Ordnungsaufgaben wahrnehmen, deren
Äquivalent im Inland von nicht-militärischen Stellen geleistet wird."

Der aktuell so lautstark artikulierte finanzielle "Mehrbedarf" ergibt
sich deshalb also vor allem daraus, das eine ("Bündnisverteidigung")
wieder verstärkt tun, ohne das andere ("Hindukusch-Einsätze") lassen
zu wollen. Das Märchen von der kaputtgesparten Bundeswehr und die
Verweise auf die - im Wesentlichen vom Westen zu verantwortende -
Eskalation der Beziehungen zu Russland kommen dabei gerade recht, um
Ausgabensteigerungen gegenüber einer diesbezüglich sehr skeptischen
Bevölkerung rechtfertigen zu können. Die Feinausplanung hierfür wurde
kurz darauf im "Fähigkeitsprofil der Bundeswehr" vorgenommen.


Fähigkeitsprofil: Rüstungsstufenplan und erhöhter Personalbedarf

Das "Fähigkeitsprofil der Bundeswehr" vom 3. September 2018 übernimmt
im Wesentlichen die bereits im Bühler-Papier auffindbaren Vorschläge,
präzisiert sie aber noch einmal deutlich. So visiert das Fäpro einen
dreistufigen Umbau der Bundeswehr an - Schritt eins soll 2023
erfolgen. Zu diesem Zeitpunkt wird beabsichtigt, ein Brigadeäquivalent
- also etwa 5.000 Soldaten (unter Berücksichtigung von Rotations- und
Ruhezeiten noch einmal deutlich mehr) - mit voller Bewaffnung bei
gleichzeitiger Aufrechterhaltung aller anderen "Verpflichtungen" (z.B.
für die EU-Kampftruppen) in die NATO einbringen zu können. Der zweite
Schritt soll dann 2027 folgen (also ein Jahr später als noch im
Bühler-Papier vorgesehen), da will die Bundeswehr dann eine Division
(knapp 20.000 Soldaten) beisteuern. Das Ende des im Fäpro
beschriebenen Planungshorizontes ist schließlich 2031 erreicht, von da
ab sollen dann alle Teilstreitkräfte für einen Krieg mit Russland
gerüstet sein: Drei Divisionen (Heer), vier gemischte Einsatzverbände
(Luftwaffe), 25 Kampfschiffe (davon elf Fregatten) und 8 U-Boote
(Marine) sowie Kapazitäten zur Erlangung der Hoheit im
Informationsraum (Cyber) will die Bundeswehr bis dahin am Start
haben.[3]

Auch am Umfang der Truppe soll gedreht werden: Die Bundeswehr soll von
derzeit knapp 180.000 Soldaten bis 2025 auf 203.000 Soldaten
anwachsen.[4] Allerdings macht sich aktuell unter Brancheninsider
Skepsis breit, ob dieses Ziel erreicht werden kann: "Wir haben keinen
Anlass, von unserer Einschätzung abzurücken, dass die Trendwende
Personal gescheitert ist: Der Elefant im politischen Raum ist die
demographische Entwicklung. Unter den Brücken von Berlin spricht man
leise über andere Umfangszahlen." (griephan Briefe Nr. 28/2018)
Aufgrund der bereits heute existierenden Rekrutierungsprobleme, denen
die Truppe mit ihren massiven Werbeanstrengungen begegnet, dürfte sich
in diesem Bereich in den nächsten Jahren so einiges tun. Zumal, wenn
man berücksichtigt, dass der Personalbedarf sich für die spätere
Aufstellung der anvisierten Divisionen noch einmal deutlich erhöhen
dürfte.

Was aus all dem in jedem Fall klar wird - und daran lässt auch das
Fähigkeitsprofil keinerlei Zweifel aufkommen: die Umsetzung dieser
Pläne wird eine Menge Geld kosten.


Die Rechnung für den Kalten Krieg

Schon vor einiger Zeit kündigte Verteidigungsministerin von der Leyen
an, der Militärhaushalt solle bis 2024 auf 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes steigen. Bereits im Mai 2018 tauchten in einem
Papier der Bundeswehr-Universität erste Zahlen auf, was das konkret
für die Haushalte der nächsten Jahre bedeuten würde, die nun
weitgehend vom Fähigkeitsprofil übernommen wurden.

https://www.unibw.de/militaeroekonomie/diskussionsbeitrag-52-fipl_vtghaushalt.pdf

Obwohl der Bundeswehr-Etat bereits rasant von 23,8 Mrd. (2000) auf
38,5 Mrd. (2018) auch inflationsbereinigt um knapp 30 Prozent kräftig
zulegte, wurden für den Haushalt 2019 zunächst sogar 42,9 Mrd. Euro
vorgesehen. Weil auch das augenscheinlich nicht genügte, wurden dann
schlussendlich Ende November 2018 ein Etat von 43,22 Mrd. Euro für das
kommende Jahr verabschiedet. Doch all das verblasst regelrecht
gegenüber dem, was im Fäpro für die kommenden Jahre anvisiert wird.
Ausgehend vom bereits verabschiedeten Haushalt 2019 sollen saftige
jährliche Erhöhungen schließlich in einen Haushalt münden, der 2025
satte 59,78 Mrd. Euro und damit etwa 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts umfassen soll - etwa 135 Prozent mehr als noch
im Jahr 2000![5]

Natürlich ist das Fähigkeitsprofil eine Art Wunschliste des
Verteidigungsministeriums, insbesondere die Finanzausstattung der
Truppe ist schließlich Sache des Parlaments. Und ja, aktuell ziert
sich die SPD noch, Ausgabensteigerungen in diesem drastischen Umfang
zuzustimmen. Und wohl genau deshalb sprang Kanzlerin Angela Merkel
ihrer Verteidigungsministerin schnell beiseite und stellte sich
ebenfalls hinter das 1,5 Prozent-Ziel, das dann auf dem NATO-Gipfel im
Juli 2018 auch offiziell als deutsche Zusage in deutlich konkreterer
Form als frühere Absichtserklärungen angezeigt wurde.

Zu diesem Vorgehen kritisierte auch der Grüne Bundestagsabgeordnete
Tobias Lindner: "Zusagen an die NATO zu treffen, die zu
Ausgabensteigerungen im zweistelligen Milliardenbereich führen, ohne
diese wirklich darzulegen, oder zu diskutieren, ist problematisch. Die
zahlenmäßige Stärke und die Grundzüge der Organisation der
Streitkräfte ergeben sich laut Grundgesetz aus dem Haushaltsplan, der
durch das Parlament festgelegt wird." (Newsletter Verteidigung,
36/2018)

Dadurch wurde wohl bewusst eine Verpflichtung eingegangen, die es den
Sozialdemokraten schwer machen soll, diesbezügliche Bestrebungen
abzulehnen - und durch besonderen Widerstandswillen in Sachen
Aufrüstung sind sie ja ohnehin seit Langem nicht wirklich aufgefallen.
Damit das gerade auch angesichts einer durchaus rüstungsskeptischen
Bevölkerung auch so bleibt, möchte die Bundeswehr zudem nach
Möglichkeit jede öffentliche Diskussion über ihre Pläne vermeiden.


Rüsten nicht reden

Seit Jahren beklagen sich Bundeswehr und Sicherheitsestablishment über
das angeblich mangelnde Interesse der Öffentlichkeit für militärische
Fragen. Insofern ist es doppelt zynisch, dass das Fähigkeitsprofil als
"VS - nur für den Dienstgebrauch" eingestuft wurde - es darf also
nicht daraus zitiert werden (obwohl Teile des Inhaltes gleich an
befreundete Zeitungen durchgeschossen wurden). Da passt es ins Bild,
dass mit dem Schreiben, in dem Staatssekretär Benedikt Zimmer die
Abgeordneten auf den Geheimhaltungsstatus des Papiers hinwies, er auch
gleichzeitig betonte, mit dem Fähigkeitsprofil ergebe sich ein
"transparentes und nachvollziehbares Gesamtbild der Bedarfe der
Bundeswehr."

Der Vogel wurde aber mit drei Anlagen zum Fäpro abgeschossen, in denen
- mutmaßlich - eine detaillierte Aufstellung der Rüstungsprojekte
mitsamt ihrer Kosten bis zur ersten "Ausbaustufe" 2023 sowie die
zwischen 2024 und 2031 anvisierten Vorhaben enthalten sein sollen. Die
Anlagen sind als "geheim" eingestuft, Abgeordnete dürfen sie nur in
der Geheimschutzstelle des Bundestages einsehen, sich keine Notizen
darüber machen und auch nicht darüber reden. Augenscheinlich möchte
man vermeiden, dass es zu einer Debatte über den Sinn bzw. Unsinn
eines derartigen Fähigkeitsprofils kommt. Dieses Bestreben ist -
zumindest wenn man versucht, die Sache aus der Warte der Bundeswehr zu
betrachten - durchaus nachvollziehbar. Schließlich bedeuten ihre
unverschämten Forderungen angesichts der schwarzen Null ja eigentlich
zwangsläufig, dass dieses Geld an anderen dringend benötigten Stellen
fehlen wird.

Doch auch hier haben findige Militaristen eine mögliche "Lösung"
parat. So schrieb Wolfgang Ischinger, der Leiter der Münchner
Sicherheitskonferenz, vor einiger Zeit in in Capital (19.9.2018): "Was
nützt uns die 'Schwarze Null', die wir quasi zu den Zehn Geboten
zählen, wenn uns der Zusammenhalt in der EU um die Ohren fliegt.
[Deutschland wird] in die beiden zentralen außenpolitischen Säulen
unseres Landes, die EU und die NATO, deutlich mehr Geld investieren
müssen. Das wird teuer, womöglich sehr viel teurer."[e]
https://www.capital.de/wirtschaft-politik/ischinger-deutschland-muss-mehr-in-eu-und-nato-investieren


Anmerkungen

[1] Thesenpapier I: "Wie kämpfen die Landstreitkräfte künftig?"

https://www.pivotarea.eu/tag/wie-kaempfen-landstreitkraefte-kuenftig/

Das Papier wurde wohl im Sommer 2017 fertiggestellt, erschien aber
erst später zuerst auf pivotarea.eu, 22.9.2017. Erst danach wurde es
dann auch auf der offiziellen Seite des Heeres veröffentlicht.
Daraufhin folgten bislang Thesenpapier II "Digitalisierung von
Landoperationen" sowie Nummer III "Rüstung digitalisierter
Landstreitkräfte".

https://www.dwt-sgw.de/fileadmin/redaktion/SGW-Veranstaltungen/2018/8F7_Landoperationen/Thesenpapier_II_Digitalisierung_Landoperationen.pdf

http://www.deutschesheer.de/portal/poc/heer?uri=ci%3Abw.heer.aktuell.nachrichten.jahr2018.maerz2018&de.conet.contentintegrator.portlet.current.id=01DB050000000001%7CAXAH94493DIBR

[2] Siehe hierzu ausführlich die Broschüre IMI (Hg.): Krieg im
Informationsraum, Tübingen 2018.

https://www.imi-online.de/2018/03/23/broschuere-krieg-im-informationsraum/

Besonders wird das Feld logischerweise im Papier II "Digitalisierung
von Landoperationen" beackert. 

https://www.dwt-sgw.de/fileadmin/redaktion/SGW-Veranstaltungen/2018/8F7_Landoperationen/Thesenpapier_II_Digitalisierung_Landoperationen.pdf

Am 4. Dezember teilte dann das Heereskommando in einer
Pressemitteilung mit, nun wird der "Startschuss für die
Digitalisierung der Landstreitkräfte" gegeben: "Am Donnerstag
[6.12.2018] beginnt das Deutsche Heer mit der Aufstellung von Test-
und Versuchsstrukturen für digitale Technologien. [...] Der
Stationierungsort der Test- und Versuchskräfte wird Munster in
Niedersachsen sein. Die Soldatinnen und Soldaten dieser neuen Einheit
werden Technologien der Zukunft für den Einsatz in den
Landstreitkräften erproben."

https://www.presseportal.de/pm/127975/4132806

[3] Offiziell zugänglichen Informationen zum Fähigkeitsprofil finden
sich bei: 

https://www.bmvg.de/de/aktuelles/neues-faehigkeitsprofil-der-bundeswehr-27550

[4] Augengeradeaus (29.11.2018) präzisiert, wie sich diese Zahl genau
zusammensetzen soll: "Die Bundeswehr soll bis zum Jahr 2025 auf eine
Planungsgröße von 203.000 Soldaten und 66.000 zivilen Beschäftigten
aufwachsen. In diesen Zahlen sind allerdings, das ist öffentlich
vielleicht nicht so bewusst, 198.500 aktive Soldatinnen und Soldaten
und 4.500 Reservistenstellen enthalten."

https://augengeradeaus.net/2018/11/offizielle-planung-198-5000-aktive-soldaten-bis-2025/

[5] Was die Einzelposten anbelangt, sollen vor allem die Bereiche
Rüstungsinvestitionen und Materialerhaltung profitieren - von 8,16
Mrd. Euro (2019) sollen sie auf 17,33 Mrd. Euro (2025) ansteigen.

Quellen-Verweise:

[a] http://www.imi-online.de/2017/05/08/buehler-papier/

[b] http://plus.faz.net/evr-editions/2017-04-19/3jSfCXCjDTMu86eAMcqCnZoE?GEPC=s3

[c] https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=0ahUKEwjarNL-kOzaAhVJZFAKHVrECIAQFgg5MAI&url=http%3A%2F%2Fwww.planungsamt.bundeswehr.de%2Fportal%2Fpoc%2Fplgabw%3Furi%3Dci%253Abw.plgabw.grundlagen.konzeption_der_bundeswehr&usg=AOvVaw2Yva9NlTf26dnOnOOuUcvc

[d] https://www.sueddeutsche.de/politik/bundeswehr-deutschland-am-hindukusch-verteidigen-das-war-einmal-1.3965754

[e] https://www.capital.de/wirtschaft-politik/ischinger-deutschland-muss-mehr-in-eu-und-nato-investieren

 * 

Quelle:

IMI-Analyse 2018/29 vom 10. Dezember 2018

Konzeption und Fähigkeitsprofil: Bundeswehr-Umbau für den Neuen Kalten Krieg

https://www.imi-online.de/2018/12/10/konzeption-und-faehigkeitsprofil-bundeswehr-umbau-fuer-den-neuen-kalten-krieg/
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DOKUMENTATION/1574: ZDF - Dokumentation "Russlands versteckte Paradiese", am 19.12.2018 (ZDF)


ZDF

Russlands versteckte Paradiese

Dokumentation

Mittwoch, 19. Dezember 2018, 22.15 Uhr



ZDF: Mittwoch, 19. Dezember 2018, 22.15 Uhr
Russlands versteckte Paradiese
Dokumentation

Den westlichsten Zipfel Russlands bildet die Exklave Kurische Nehrung, ein schmaler Landstreifen, der in die Ostsee ragt. Für Zugvögel ist die Nehrung ein beliebter Rastplatz auf ihren Reisen zu den Brutgebieten im hohen Norden und zu den Winterquartieren im Süden. So wundert es nicht, dass hier auf der ältesten ornithologischen Forschungsstation der Welt seit mehr als 100 Jahren das Treiben der Vögel beobachtet wird. Heute werden die unterschiedlichsten Zugvögel in gigantischen Reusen aus Fischernetzen kurz gefangen, auf ihren Gesundheitszustand untersucht und beringt. Die gewonnenen Daten liefern der Forschung unter anderem eindeutige Nachweise für den globalen Klimawandel. 
Im Osten auf Kamtschatka liegt der Kurilensee, ein Paradies für die größten Braunbären der Welt. Zur Zeit der Lachswanderung finden sie hier Nahrung im Überfluss. Seit eine engagierte Anti-Wilderer-Einheit die etwa 500 Bären im Blick hat, sind die pelzigen Giganten in Sicherheit. Zuvor haben Wilderer immer wieder Jagd auf die Braunbären gemacht und einen florierenden Markt für Bärenprodukte in China bedient.

Hoch im Norden in einer Wüste aus Eis leben die Rentierherden der Nenzen. Seit Jahrhunderten sind die Huftiere und die nomadisch lebenden Menschen bestens an die lebensfeindlichen Bedingungen auf der Halbinsel Jamal angepasst. Doch trotz aller Flexibilität verändern Klimawandel und Gasförderung die Welt der Nenzen und ihrer Tiere rasant.

Im Süden begrenzt der mächtige und wilde Kaukasus das Land. In den Schutzgebieten von Nordossetien gibt es große Flächen mit uralten Bergwäldern – ideale Lebensräume für Europas größte Urrinder, die Wisente. In einer beispiellosen Anstrengung gelang es Naturschutzorganisationen, hier die erfolgreichen Nachzuchten der bereits ausgestorbenen Kolosse aus zoologischen Gärten wieder anzusiedeln.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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FILM/1605: ZDF - Komödie "Extraklasse", am 17.12.2018 (ZDF)


Extraklasse

Montag, 17. Dezember 2018, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Rollen und Darsteller, Inhalt



Stab

Buch: Matthias Tiefenbacher, nach der Vorlage von Gernot Gricksch
Regie: Mattias Tiefenbacher
Kamera: Michael Wiesweg
Schnitt: Horst Reiter
Musik: Biber Gullatz, Andreas Schäfer, Lukas Kiedaisch
Szenenbild: Claus Jürgen Pfeiffer
Redaktion: Günther van Endert, Petra Tilger


Die Rollen und ihre Darsteller

Ralph Friesner – Axel Prahl
Dörte Wiedebusch – Aglaia Szyszkowitz
Laila Knesselbeck – Inka Friedrich
Karin – Katharina Thalbach
Roman – Max Hegewald
Ingo – Simon Schwarz
Crystal – Mercedes Müller
Rina – Jennifer Urlich
Gökdal – Vedat Erincin
Mike – Dennis Mojen
Norbert – Nico Randel
Bob – Tony Harrisson Mpoudja
Massoud – Omar El Saeidi
Benedikt – Robert Schupp
u.a.


Inhalt

Ralph führte eigentlich ein wunderbares Leben als junger erfolgreicher Printredakteur, mit seiner fabelhaften Frau Laila in der gemeinsamen Traumwohnung. Eigentlich.

Denn diese Zeiten sind lange vorbei, wie Ralph bitter feststellen muss, als er sich an seinem 50. Geburtstag als arbeitsloser, verschuldeter, geschiedener Untermieter bei seinem ehemaligen Praktikanten und dessen Oma wiederfindet.

Während seine Exfrau Laila mit ihrem aufstrebenden neuen Partner nach wie vor im Luxus der früheren gemeinsamen Wohnung schwelgt, wird Ralph vom Arbeitsamt dazu verdonnert, als Lehrer an einer Abendschule anzufangen. Widerwillig muss er einsehen, dass er das Phlegma abstreifen und die Herausforderung eines stabilen Alltags endlich angehen muss. Zumal sich sozial engagierte Tätigkeiten nicht nur in seinem Lebenslauf und dem alten Freundeskreis gut machen. Vielleicht imponiert er damit auch Laila.

So schwer kann es ja wohl nicht sein, ein paar unmotivierte ehemalige Schulabbrecher zu unterrichten. Doch in der Schule kommt alles anders: Nicht nur, dass seine Schüler im Gegensatz zu ihm tatsächlich etwas lernen wollen, vor allem die strengen Auflagen der Rektorin Dörte Wiedebusch machen ihm, gelinde gesagt, das Leben zur Hölle.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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REPORTAGE/552: ZDF.reportage - "Kein Geld für'n Supermarkt – Der schwere Gang zur Tafel", am 16.12.2018 (ZDF)


ZDF.reportage

Kein Geld für'n Supermarkt – Der schwere Gang zur Tafel

Sonntag, 16. Dezember 2018, 18.00 Uhr / sonntags 18.00 Uh

Inhalt:

– Die nächsten "ZDF.reportagen" / Sendetermine und Stab

– Kein Geld für'n Supermarkt – Der schwere Gang zur Tafel

– Christkind ahoi – Flusskreuzfahrt zum Weihnachtsmarkt



Sonntag, 16. Dezember 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Kein Geld für'n Supermarkt
Der schwere Gang zur Tafel
Film von Michael Beck

Produktion: 99pro Media Redaktion: Mike Stagneth Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 23. Dezember 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Christkind ahoi
Flusskreuzfahrt zum Weihnachtsmarkt
Film von Sören Folkens

Produktion: Good Times
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Kein Geld für'n Supermarkt – Der schwere Gang zur Tafel

Fast 1,5 Millionen Menschen sind in Deutschland auf Lebensmittelspenden angewiesen. Arme, Alte, Männer, Frauen, Kinder holen sich regelmäßig Essen bei der Tafel ab, um satt zu werden. Bedürftige bekommen dort Lebensmittel kostenlos – oder für wenige Euro.

Auch Rentnerin Bärbel Kappus war lange auf die Tafel angewiesen. 700 Euro Rente waren einfach zu wenig, um monatlich über die Runden zu kommen. Zwischenzeitlich schlug sie sich mit Putz-Jobs durch und hat sich mit dem Thema Armut im Alter intensiv beschäftigt. Mittlerweile hilft sie anderen Bedürftigen bei Problemen und rechtlichen Fragen. Bremerhaven gilt als eine der ärmsten Städte Deutschlands – 11.000 Kunden zählt die Tafel dort. Ihr Chef Reiner Giese versucht mit entspannter norddeutscher Gelassenheit, sich von den vielen Problemen nicht entmutigen zu lassen, und unterstützt, wo es geht.

Deutschlandweit werden etwa 1,5 Millionen Tafelkunden von etwa 60 000 ehrenamtlichen Mitarbeitern in mehr als 2000 Läden und Ausgabestellen versorgt. Doch spätestens, seit die Essener Tafel zeitweise keine Ausländer mehr aufnahm und in Bremerhaven gegen Tafelmitarbeiter wegen Unterschlagung ermittelt wurde, wird auch Kritik an der Tafel lauter. Die Tafeln seien weder sozial noch nachhaltig, sagt Soziologe Prof. Dr. Stefan Selke. Der Staat werde durch sie aus seiner sozialen Verantwortung gelassen.

Wie gehen die Tafeln mit solchem Gegenwind um? Wie sieht ihr Konzept für die nächsten Jahre aus? Die "ZDF.reportage" befragt Tafel-Mitarbeiter und ihre Kunden in West und Ost, in der Stadt und auf dem Land.

 * 

Christkind ahoi – Flusskreuzfahrt zum Weihnachtsmarkt

Jedes Jahr im Dezember beginnt für viele die schönste Zeit des Jahres: die Advents-, oder wie manche auch sagen: die "Weihnachtsmarktzeit". Es gibt tatsächlich regelrechte "Weihnachtsmarkt-Fans". Die besuchen verschiedene Märkte in unterschiedlichen Städten, haben den Kennerblick für Deko wie Ware und ein feines Näschen für den richtigen Glühwein.

Auch Reiseveranstalter sind auf den Geschmack gekommen. Weihnachtsmarkttouren boomen. Meist mit dem Reisebus, neuerdings aber auch mit dem Flusskreuzfahrtschiff. Und so wird für die Kreuzfahrer der Weihnachtsmarkt gleich im doppelten Sinne zum wärmenden Hafen der Geselligkeit.

Doch was sind das für Menschen, die sich auf die Reise machen, um die Adventszeit auf diese Weise zu begehen? Und wer sind all diejenigen, die es möglich machen, dass dieser Weihnachtsmarktzauber während der Adventswochen glänzen kann?

Die 30-minütige "ZDF.reportage: Christkind ahoi" wirft einen Blick auf Menschen, die tagelang auf Reisen gehen, um die Vielfalt der Weihnachtsmärkte zu erleben. Der Film begleitet eine mehrtägige Flusskreuzfahrt zu den großen Weihnachtsmärkten entlang des Rheins. Die Kreuzfahrtteilnehmer lassen sich auf ein intensives Adventserlebnis ein. Auf dem Programm steht nicht nur der Besuch traumhafter Weihnachtsmärkte wie der in Heidelberg oder der des "Christkindlsmärik" in Straßburg. Die ganze Flussfahrt wird zu einer einzigen großen Adventsfeier mit adventlich geschmücktem Rheindampfer und abendlichem Weihnachtsliedersingen.

Neben den Gästen kommen auch die Menschen zu Wort, die das alles möglich machen: Das Schiffspersonal steht dieses Jahr vor besonderen Herausforderungen. Seit Wochen herrscht niedriger Pegelstand im Rhein. Der Steuermann muss präzise durch die Fahrrinne lenken, sonst findet die Flussfahrt ein jähes Ende.

Darüber hinaus schildert "Christkind ahoi" den Geschäftsalltag von Betreibern der Weihnachtsmarktstände, welche die Kreuzfahrtgäste bei ihren Landgängen besuchen. Werden sie das Geschäft des Jahres machen oder am Ende draufzahlen?

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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HÖRSPIEL/1864: Deutschlandfunk Kultur - "Groschenroman" von Martin Keune, 16.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Groschenroman

Das aufregende Leben des Erfolgsschriftstellers Axel Rudolph

Von Martin Keune

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 89'

(Ursendung)

Hörspiel

Sonntag, 16. Dezember 2018, 18.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Eine unglaubliche Lebensgeschichte: Axel Rudolph (1893-1944), Bochumer
Bergmann, zeitweilig obdachlos, wird Anfang der 30er-Jahre zum
gefeierten Drehbuchautor und Schriftsteller. 1939 fällt er in Ungnade:
Seine Affäre mit der Tochter eines NSDAP-Funktionärs endet vor dem
Volksgerichtshof und mit dem Todesurteil. Das Hörspiel gibt einige
Episoden und Stationen aus diesem gut dokumentierten "Leben als
Achterbahn" wieder.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1804: Deutschlandfunk - Wie Namen entstehen und wirken, 16.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Nomen est omen?

Wie Namen entstehen und wirken

Von Rainer Praetorius

Deutschlandfunk 2015

Freistil

Sonntag, 16. Dezember 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wer Kevin, Dennis oder Jacqueline heißt, hat es als Kind schwerer bei
Lehrern - das haben Studien herausgefunden. Auch in
Internet-Partnerbörsen fallen bei diesen Namen die Vorurteilsklappen.
Doch nicht nur Menschen werden Namen übergestülpt. Konsumartikel oder
ganze Unternehmen erhalten ebenfalls unverwechselbare Bezeichnungen.
Fehler bei der Namenswahl können sich ruinös auswirken. Auch
Künstlernamen, Pseudonyme oder politische Namen entfalten eine
spezielle Wirkung. Der große Trend auf allen Gebieten: exzessive
Namensindividualisierung - manchmal bis zur Unkenntlichkeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2783: Deutschlandfunk - Kammermusikfest Spannungen 2018, 17.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kammermusikfest Spannungen 2018

Werke von Dmitrij Schostakowitsch, Sergej Newski und Anton Arenski

Musik-Panorama

Montag, 17. Dezember 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Den Bogen über ein Jahrhundert russischer Kammermusik schlägt das
Heimbacher Konzert mit Werken von Dmitrij Schostakowitsch, Sergej
Newski und Anton Arenski. Ins Fin de Siècle zurückversetzt wähnt man
sich bei den ersten Takten der Cellosonate von Schostakowitsch, für
Newski, als composer in residence mit mehreren Werken beim
diesjährigen Kammermusikfest vertreten, sind die Zeiten
stalinistischer Kunstdoktrin ferne Vergangenheit. Eine starke Bindung
an die romantische Tradition spricht aus dem 1894 entstandenen
Quartett von Arenski, dem Lehrer Rachmaninows. Ein Geschichtspanorama
russischer Kammermusik, gebündelt zu einem faszinierend
vielgestaltigen Programm.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1870: Hanau - Senioren-PC-Kurse für Einsteiger, Word und Excel im Januar 2019


Stadt Hanau

Senioren-PC-Kurse für Einsteiger, Word und Excel 

Drei neue PC-Kurse des Seniorenbüros Hanau im Januar



Gleich drei PC-Kurse bietet das Seniorenbüro der Stadt Hanau im Januar
2019 an. Noch bis zum 20.12.2018 können sich Interessierte telefonisch
bei Inge Gach, Telefon 06181-66 820 41, danach nur über E-Mail
(neue.medien.senioren.hanau@gmx.de) anmelden. Kursort ist das
Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer Straße 1, 63450
Hanau.

Der PC-Kurs "Word für Anfänger" findet immer montags, vom
7.01.-28.01.2019 jeweils um 14 Uhr, statt und umfasst vier Einheiten
von je zwei Stunden. Die Gebühr beträgt 20 Euro. Word ist ein Programm
zur Textverarbeitung. Die ehrenamtliche Mitarbeiterin Ellen Neuberger
zeigt wie man Texte erstellt und formatiert, korrigiert und
ansprechend gestaltet. Grundkenntnisse in der Bedienung des PCs sind
erforderlich.

Der PC-Kurs "EXCEL für Einsteiger" findet dienstags, vom
8.01.-29.01.2019 jeweils um 10 Uhr, statt und umfasst vier Einheiten
von je zwei Stunden. Die Gebühr beträgt 20 Euro. Die ehrenamtliche
Mitarbeiterin Isabelle Matuschek zeigt, wie man Listen erstellt, nach
Inhalten in den Listen sucht und/oder sie nach verschiedenen
Gesichtspunkten zu sortiert oder filtert. Beispiele hierfür sind die
Verwaltung einer Bibliothek oder eines Musikarchivs. Darüber hinaus
kann man mit EXCEL Kostenaufstellungen erfassen und verwalten sowie
unterschiedliche Darstellungen der Kosten in Gruppen und/oder
Diagrammen erstellen. Die üblicherweise auf einem Taschenrechner
durchgeführten Berechnungen werden in EXCEL einmal definiert, und
können immer wieder verwendet werden. Beispiele sind Übersichten über
Urlaubs- oder Haushaltskosten. Grundkenntnisse in der Bedienung des
PCs sind erforderlich.

Ein Intensivkurs für PC Einsteiger findet an vier Kursterminen statt:
Am Donnerstag, 17.01.2019, Montag, 21.01., Donnerstag, 24.01. und
Montag, 28.1.2019, jeweils von 10 - 13 Uhr. Kursleiter Jürgen
Niederdräing vermittelt auf Basis des Betriebssystems Windows 10 den
Umgang mit dem System und die Nutzung verschiedener Anwendungen. Die
Länge des Kurses und die Dichte der Termine sollen sicherstellen, dass
weniger in Vergessenheit gerät. Aus gleichem Grund können gerne eigene
Laptops mitgebracht werden. Die Teilnahmegebühr beträgt 30 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TAGUNG/197: Frankfurt - Presse- und Medienfreiheit in der EU - ein bedrohtes Grundrecht?, 16.1.2019


idw - Pressemitteilung: Frankfurt University of Applied Sciences

Presse- und Medienfreiheit in der EU - ein bedrohtes Grundrecht?

Fundament der Demokratie in Gefahr: Symposium am Frankfurter Center
for Applied European Studies diskutiert am 16. Januar 2019
Handlungsansätze gegen die Einschränkung der Meinungsvielfalt



Die Meinungs- und Informationsfreiheit, festgeschrieben in Artikel 11
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EU), sind zentrale
Werte und das Fundament der Demokratie. Dieses Grundrecht ist bedroht:
Die zunehmende Einschränkung der Presse- und Medienfreiheit innerhalb
der EU fordert maßgeschneiderte Handlungs- und Sanktionsmechanismen.
Das Frankfurter Center for Applied European Studies (CAES) der
Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS) lädt ein zum
Symposium "Presse- und Medienfreiheit in der EU - ein bedrohtes
Grundrecht?" am 16. Januar 2019. Gemeinsam mit Vertreterinnen und
Vertretern aus Medien, Politik und Wissenschaft sollen in
Impulsvorträgen, Streitgesprächen und Diskussionen Lösungsansätze und
Zukunftsperspektiven entwickelt werden.

Die Veranstaltung wendet sich an alle am Thema Interessierten. Um
Anmeldung unter www.frankfurt-university.de/caes-anmeldung wird
gebeten. Die Teilnahme ist kostenfrei. Das Symposium wird in
Kooperation mit dem "KompetenzCampus - Weiterbildung und Lebenslanges
Lernen" der Frankfurt UAS als Weiterbildung angerechnet.
Teilnahmebestätigungen werden auf Anfrage ausgestellt.

Auf der Agenda steht auch die Frage, ob die Digitalisierung eine
Gefahr für die politische Kultur darstellt. Meinungsmanipulation und
bewusste Falschinformation in neuen Medien und sozialen Netzwerken
durch den Einsatz von Algorithmen (social bots) oder "Fake News" sind
längst Alltag - wie reagieren Journalismus, Politik, Wissenschaft und
die Öffentlichkeit darauf? Wie ist der Einführung umstrittener
Mediengesetze in manchen EU-Mitgliedsländern zu begegnen, die faktisch
einer Zensur gleichkommt? Dazu äußern sich die
Politikwissenschaftlerin Prof. Dr. Ulrike Ackermann, Gründerin und
Direktorin des John Stuart Mill Instituts für Freiheitsforschung e.
V., Michael Hanfeld, stellvertretender Feuilleton-Chef der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung (F.A.Z.), der frühere BBC-Journalist William
Horsley, Gründer und internationaler Direktor des Centre for Freedom
of the Media an der University of Sheffield, sowie Paul F. Nemitz,
Hauptberater in der Generaldirektion Justiz und Verbraucher der
Europäischen Kommission, der polnische Botschafter in Deutschland,
Prof. ord. Dr. habil. Andrzej Przy??bski, und der Medienrechtler Prof.
Dr. Christian Schertz.

Termin: Mittwoch, 16. Januar 2019, 16:00 - 20:00 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences, Nibelungenplatz 1,
Gebäude 1, 6. Stock, Raum 625

Informationen zum CAES unter: www.frankfurt-university.de/caes

Mehr zum KompetenzCampus unter www.frankfurt-

university.de/weiterbildungsangebote

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEITSMEDIZIN/479: Erster bundesweiter Vertrag zur Regelung von Schutzimpfungen durch Betriebsärzte (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 12. Dezember 2018

DGAUM und BARMER schließen ersten bundesweiten Vertrag zur Regelung von Schutzimpfungen durch Betriebsärzte



München, 12. Dezember 2018 - Den bundesweit ersten Selektivvertrag zur
Regelung von Schutzimpfungen durch Betriebsärzte haben die Deutsche
Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin (DGAUM) und die
BARMER abgeschlossen. Ab 1. Januar 2019 wird es erstmals möglich, dass
Betriebsärzte Impfungen im Betrieb durchführen und damit ihren
Versorgungsauftrag flächendeckend auch im Feld der gesetzlichen
Krankenversicherung erbringen können. Mit dem Vertrag beschreiten
DGAUM und BARMER im Selektivvertragsbereich Neuland. Die Versorgung
mit Schutzimpfungen auch durch Betriebsärzte ist wichtiger Bestandteil
des Präventionsgesetzes. Ziel ist es, den Impfschutz in der
Bevölkerung nachhaltig zu verbessern und gerade das Setting
Arbeitsplatz dafür zu nutzen.

Schutzimpfungen durch Betriebsärzte ist Teil des Präventionsgesetzes 

Für die gesetzliche Krankenversicherung regelt das Sozialgesetzbuch
(SGB) die Rahmenbedingungen für die primäre Prävention der
Versicherten durch Schutzimpfungen. Diese gehören zu den
Pflichtleistungen der gesetzlichen Krankenkassen. Das
Präventionsgesetz hat es darüber hinaus den dafür verantwortlichen
Akteuren zur Aufgabe gemacht, den Zugang zu Impfungen zu erleichtern.
Daher stellt die Versorgung mit Schutzimpfungen auch durch
Betriebsärzte einen wichtigen Bestandteil des Präventionsgesetzes dar.
Ziel ist es, den Impfschutz in der Bevölkerung nachhaltig zu
verbessern und gerade das Setting Arbeitsplatz dafür zu nutzen. Der
Gesetzgeber hat die Verpflichtung gegenüber den Krankenkassen
festgelegt, mit den Betriebsärzten Verträge über die Impfleistung und
deren Vergütung abzuschließen. In Streitfällen ist dafür sogar ein
Schiedsverfahren vorgesehen.

Arbeitswelt für Prävention nutzen

Seit dem 2015 verabschiedeten Präventionsgesetz besteht ein
gesellschaftlicher Konsens, den wachsenden Herausforderungen durch die
rasche Zunahme chronischer und psychischer Erkrankungen mit der
Stärkung der betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention zu
begegnen. Die Lebens- und Arbeitswelt in Betrieben, Unternehmen und
bei öffentlichen Arbeitgebern stellt mit mehr als 44 Millionen
Beschäftigten das größte Präventionssetting dar. DGAUM und BARMER
haben daher in Kooperation beschlossen dieses Potenzial zu nutzen und
neue innovative Konzepte zu entwickeln. Im Feld der betrieblichen
Gesundheitsförderung und Prävention nimmt die BARMER damit eine
Vorreiterrolle ein. Mit rund 9,2 Millionen Versicherten ist sie eine
der größten Krankenkassen in Deutschland.

Vorteil für Versicherte

Für die Versicherten der BARMER bringt dieser Vertragsabschlusses mit
der DGAUM einen deutlichen Vorteil: Die im Selektivvertrag
vereinbarten Impfungen können direkt im Betrieb oder im Unternehmen
durchgeführt werden. Der Versicherte kann mit seiner elektronischen
Gesundheitskarte zum eingeschriebenen Betriebsarzt gehen und sich
impfen lassen. Der Weg in die Praxis entfällt. Die Kosten der Impfung
und des Impfstoffes rechnet der Betriebsarzt dann mit der BARMER ab.

Vorteil für Betriebsärzte

Mit der HELMSAUER GRUPPE hat die DGAUM einen externen
Abrechnungsdienstleister gefunden, der mit seinem Leistungsangebot
hervorragend zum Anforderungsprofil passt und über langjährige
Erfahrungen im Feld der Abrechnungen von Selektivverträgen verfügt.
Unter dem Namen DGAUM-Selekt können die am Selevtivvertrag
teilnehmenden Betriebsärzte den kompletten Abrechnungsservice nutzen:
eine eigene Softwarelösung zur Leistungserfassung, ein geschütztes
Onlineportal für Abrechnung und Information der Ärzte mit Datenupload
sowie ein eigenes Kompetenzcenter für Beratung und Support. Außerdem
bietet das Abrechnungsportal von HELMSAUER die Möglichkeit,
Privatliquidationen abzurechnen. Gerade bei Impfkampagnen im Betrieb
können die dort für Selbstzahler bzw. Privatpatienten erbrachten
ärztlichen Impfleistungen und gestellten Impfstoffe dann zeitnah für
Betriebsärzte vergütet werden. Die DGAUM-Mitgliedschaft ist für die
Nutzung von DGAUM-Selekt keine Voraussetzung, allerdings erhalten
Mitglieder deutliche Preisvorteile bei den Bearbeitungsgebühren.

Innovative Vertragslösung im rechtlichen Kontext

DGAUM und BARMER beschreiten mit dem Selektivvertrag einen neuen und
innovativen Weg, um dem im Präventionsgesetz niedergelegten
Versorgungsauftrag zu entsprechen. Regelungen von § 140 a SGB V
werden mit Bestimmungen von § 132e SGB V in einem "gemischten
Vertrag" zusammengeführt. Denn Impfleistungen können zum Gegenstand
eines Vertrages über die "Besondere ärztliche Versorgung" nach §
140a SGB V bzw. eines gemischten Vertrages nach § 132e und
§ 140a SGB V gemacht werden. Nach § 140a Abs. 3 S. 1 Nr. 1
SGB V kommen alle nach dem Vierten Kapitel des SGB V zur Versorgung
der Versicherten berechtigten Leistungserbringer als
Leistungserbringer der besonderen ärztlichen Versorgung in Betracht.
Zudem ist § 132e SGB V systematisch im Vierten Kapitel des SGB V
verankert. Deshalb können ebenfalls Betriebsärzte Leistungserbringer
nach § 140a Abs. 3 Nr. 1 SGB V sein und somit sowohl
Impfleistungen erbringen als auch diese Leistungen durch Dritte
abrechnen. Mit Blick auf die Vorgaben des § 140a Abs. 1 S. 2 SGB
V sind ebenfalls Ärzte, die nicht an der vertragsärztlichen Versorgung
teilnehmen, aber am Arbeitsplatz oder in einem Unternehmen bzw.
Betrieb Impfleistungen erbringen (u.a. Tropenärzte, Öffentlicher
Gesundheitsdienst), in den Kreis der möglichen Leistungserbringer des
Selektivvertrages aufgenommen. Dieser rechtliche Lösungsansatz konnte
erst zur Umsetzung gelangen, nachdem das für die Rechtsaufsicht
zuständige Bundesversicherungsamt (BVA) seine Zustimmung gegeben
hatte. Für ihre innovativen Vorschläge, wie man das Präventionsgesetz
und das Thema Impfen in der Praxis gestalten kann, haben die
Kooperationspartner DGAUM und BARMER inzwischen auch vom
Bundesministerium für Gesundheit Unterstützung erhalten.


Weitere Infos unter: 

https://www.dgaum.de/themen/impfungen-durch-betriebsaerzte/

Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1100
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind. Weitere Informationen unter www.dgaum.de.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung 30/2018 vom 12. Dezember 2018

Schwanthaler Straße 73 b, 80336 München

Telefon: 089/330 396-0, Fax: 089/330 396-13

E-Mail: gs@dgaum.de

Internet: www.dgaum.de
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ETHIK/1278: Neue medizin-ethische Richtlinien zur Evaluation der Urteilsfähigkeit (AEM)


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 12. Dezember 2018

Neue medizin-ethische Richtlinien zur Evaluation der Urteilsfähigkeit 



Urteilsfähigkeit ist eine Grundvoraussetzung, damit Patientinnen und
Patienten in eine medizinische Behandlung einwilligen können. Die
Entscheidung, ob jemand urteilsfähig ist oder nicht, hat somit
weitreichende Auswirkungen. Gesundheitsfachpersonen fühlen sich jedoch
oft unsicher, wenn sie die Urteilsfähigkeit abklären müssen. Als
Hilfestellung für die Praxis hat die SAMW medizin-ethische Richtlinien
ausgearbeitet und diese am 11.12.18 veröffentlicht.

Grundsätzlich wird in der medizinischen Praxis von Urteilsfähigkeit
ausgegangen. Wenn begründete Zweifel bestehen, muss eine Evaluation
durchgeführt werden. Eine solche Evaluation ist ein höchst sensibler
Vorgang und die Folgen des Entscheids sind einschneidend. Die neuen
medizin-ethischen Richtlinien «Urteilsfähigkeit in der medizinischen
Praxis» bieten Orientierung für alle Gesundheitsfachpersonen, die in
solche Evaluationen involviert sind. Sie halten die Grundsätze fest,
die bei der Abklärung der Urteilsfähigkeit zu beachten sind und
umschreiben das Vorgehen zur Evaluation im Allgemeinen und in
einzelnen Handlungsfeldern (Hausarztmedizin, Notfall- und
Intensivmedizin, Palliative Care etc.). Im Anhang der neuen
Richtlinien werden die rechtlichen Rahmenbedingungen und Instrumente
zur Evaluation der Urteilsfähigkeit beschrieben.


Der Richtlinientext stand vom 11. Juni bis zum 11. September 2018 zur
öffentlichen Vernehmlassung. Der SAMW-Senat hat die definitive Fassung
an seiner Sitzung vom 29. November 2018 zur Veröffentlichung
verabschiedet. Die Richtlinien sind deutsch, französisch, englisch und
ab Januar 2019 italienisch auf der SAMW-Website veröffentlicht und
können auch kostenlos gedruckt (d/f) bestellt werden:

samw.ch/richtlinien

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3311 vom 12. Dezember 2018

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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STUDIE/538: Neue Daten zu Prävention und Inanspruchnahme medizinischer Leistungen durch Kinder und Jugendliche (idw)


Robert Koch-Institut - 12.12.2018

Neue Daten zu Prävention und Inanspruchnahme medizinischer Leistungen durch Kinder und Jugendliche



Hat sich die Zahnputzhäufigkeit bei Kindern und Jugendlichen verbessert?
In welchem Alter wird Ergotherapie am häufigsten in Anspruch genommen? Wie
viele Mädchen sind gegen Humane Papillomviren (HPV) geimpft? Welchen
Einfluss hat der Sozialstatus auf die Nutzung medizinischer Leistungen?
Zur Prävention und Inanspruchnahme medizinischer Leistungen hat das Robert
Koch-Institut (RKI) im Journal of Health Monitoring neue und umfassende
Ergebnisse der Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in
Deutschland (KiGGS Welle 2) veröffentlicht.

Schwerpunkte der neuen Journal-Ausgabe (4/2018) sind das
Mundgesundheitsverhalten, die Inanspruchnahme von Physiotherapie,
Logopädie und Ergotherapie sowie die Abhängigkeit der Inanspruchnahme
medizinischer Leistungen vom Sozialstatus. Neue Ergebnisse gibt es auch zu
kieferorthopädischen Behandlungen, zu HPV-Impfquoten, zur Inanspruchnahme
von pädiatrischen und allgemeinmedizinischen Leistungen und von
Früherkennungsuntersuchungen.

Karies zählt zu den häufigsten Krankheiten im Kindesalter. Die hohe
Verbreitung ist vor allem auf eine ungenügende Zahnpflege und eine
ungünstige (vor allem zuckerhaltige) Ernährung zurückzuführen. Eine
effektive Mundhygiene und regelmäßige Zahnvorsorgeuntersuchungen sind
neben ausreichender Fluoridierung und einer kariespräventiven Ernährung
zentrale Bausteine der Vermeidung von Zahn- und Mundkrankheiten. Daten aus
KiGGS Welle 2 zufolge putzen sich 22,3 % der Kinder und Jugendlichen zu
selten die Zähne. Heranwachsende mit mittlerem oder niedrigem Sozialstatus
erreichen deutlich seltener die Empfehlungen zur Zahnputzhäufigkeit als
Gleichaltrige der hohen Statusgruppe. Die Inanspruchnahme zahnärztlicher
Vorsorgeuntersuchungen hat sich im Vergleich zur KiGGS-Basiserhebung
(2003-2006) erhöht.

Für eine wirksame Kariesvermeidung ist eine interdisziplinäre
Zusammenarbeit zwischen Zahnmedizin, Kinder- und Jugendmedizin und
weiteren Berufsgruppen notwendig. "Darüber hinaus zeigen
zielgruppengerechte Maßnahmen, zum Beispiel für Kinder und Jugendliche der
niedrigen Statusgruppe und mit Migrationshintergrund, gute Ergebnisse.
Hier spielen Kindertagesstätten und Schulen als Settings eine zentrale
Rolle", betonen die Autoren aus dem RKI.

Physiotherapie nehmen innerhalb eines Jahres 9,6 % der Kinder und
Jugendlichen in Anspruch, 6,1 % nutzen Logopädie und 4,0 % Ergotherapie.
Soziale Unterschiede bestehen auch hier: sozial benachteiligte Kinder
nutzen häufiger Ergotherapie und Logopädie, während Physiotherapie
seltener in Anspruch genommen wird. Seit der KiGGS-Basiserhebung hat die
Inanspruchnahme von Physiotherapie und Logopädie zugenommen.

KiGGS ist die einzige umfassende Studie zur Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen in Deutschland. Die Ergebnisse der aufwändigen Untersuchungen
und Befragungen sind wichtige Datenbasis für evidenzbasierte
Entscheidungen der Politik. Die zweite Welle wurde 2014 bis 2017
durchgeführt. Trendanalysen sind durch den Vergleich mit der Basiserhebung
und KiGGS Welle 1 (2009-2012) möglich. Längsschnittdaten von
Teilnehmenden, die bereits bei der ersten Studie dabei waren, ermöglichen
es, die Ursachen von Erkrankungen, Risiko- und Schutzfaktoren zu
untersuchen.


Weitere Informationen:

www.rki.de/journalhealthmonitoring

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Robert Koch-Institut - 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1785: Forschung - Antibiotikaresistenzen im Fokus (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 12.12.2018

Antibiotikaresistenzen im Fokus der Forschung



Die rasante Ausbreitung von Antibiotika-resistenten Bakterien hat weltweit
die Infektionsforscher auf den Plan gerufen. Welche Mechanismen schützen
die Bakterien und mit welchen Methoden kann man sie erneut angreifbar
machen? Bereits 2011 postulierten Wissenschaftler in einem
Science-Artikel, dass Bakterien durch Sulfid (Schwefelwasserstoff) vor
verschiedenen Antibiotika geschützt werden. Einen solchen "universellen"
Resistenzmechanismus konnte der DZIF-Wissenschaftler Fabian Grein nun
jedoch mit einer neuen Technik widerlegen.

Mit seiner Arbeitsgruppe an der Universität Bonn untersuchte Fabian Grein
den Einfluss von Sulfid auf die Empfindlichkeit von Staphylococcus aureus
gegenüber den wichtigsten Antibiotikaklassen. "Zielstrukturen gegen
Staphylokokken" sind das Thema des Nachwuchsgruppenleiters im DZIF und so
lag es auf der Hand, auch das "Sulfid-Postulat" an Staphylokokken zu
überprüfen, die zu den gefürchteten Krankenhauskeimen zählen. Welcher
Mechanismus könnte dieser angenommenen Schutzfunktion von Sulfid zugrunde
liegen? Und könnte man diesen gezielt angreifen und damit die Resistenz
der Bakterien brechen?

Schützt Sulfid die Bakterien universell vor Antibiotika?

Um die Wirkung von Sulfid auf die Bakterien untersuchen zu können, mussten
die Wissenschaftler zunächst einen modifizierten Agardiffusionstest
entwickeln, der eine kontinuierliche Inkubation mit Sulfid ermöglicht. Nur
so kann der schnellen Oxidation des Schwefelwasserstoffs entgegengewirkt
werden. Mit diesem System wurden die Staphylokokken systematisch und
vergleichend mit den wichtigsten Antibiotikaklassen konfrontiert.

"Wir konnten mit unserer Technik zeigen, dass Sulfid die Bakterien
ausschließlich vor Aminoglykosiden schützt", erklärt Fabian Grein.
Aminoglykoside sind eine heterogene Gruppe von Antibiotika, die die
Proteinbildung bei den Bakterien stören und so ihren Tod herbeiführen.
Wichtige Vertreter sind Gentamicin, Streptomycin oder Kanamycin.

Bislang wurde angenommen, dass Sulfid den oxidativen Stress reduziert, der
durch jede Antibiotikabehandlung entstehen soll. Dieses Postulat konnten
die Forscher des DZIF-Forschungsbereichs "Krankenhauskeime und
Antibiotika-resistente Bakterien" nun widerlegen. "Aminoglykoside müssen
als einzige Antibiotikaklasse die Bakterienmembran energieabhängig
durchqueren, um mit ihrem Ziel in Kontakt zu kommen", erklärt Fabian
Grein. Mit seiner Gruppe konnte er zeigen, dass zugegebenes Sulfid die
Zelle partiell vergiftet, so dass nicht mehr genügend Energie für die
Aufnahme der Aminoglykosid-Antibiotika zur Verfügung steht. Die Zelle ist
somit geschützt. Dieser Mechanismus ähnelt dem der sogenannten "Small
Colony Variants" (kurz: SCV). Diese S. aureus-Subpopulationen bilden sich
besonders bei chronisch-persistierenden Infektionen. SCVs weisen aufgrund
von Mutationen ein geringeres Membranpotential auf und sind durch die
verringerte Aminoglykosid-Aufnahme resistent gegenüber dieser
Antibiotikaklasse.

Überraschendes Ergebnis

Fabian Grein gibt zu, dass er selbst etwas überrascht war, das jahrelange
Postulat der "universellen Schutzfunktion" von Sulfid zu Fall gebracht zu
haben. "Wir sehen außerdem, dass die Produktionsmengen von Sulfid zwischen
verschiedenen Bakterienarten stark variieren und im Fall von
Staphylococcus aureus für einen effektiven Schutz gegenüber Antibiotika zu
gering sind."

Grein und sein Team wollen nun weiter nach neuen Zielstrukturen gegen
Staphylokokken suchen. "Es wäre natürlich schön gewesen, eine Substanz wie
Sulfid als Schuldigen dingfest machen zu können und auf der Basis eine
universelle Strategie gegen Antibiotikaresistenzen zu entwickeln." Aber
das Team arbeitet bereits an weiteren Zielstrukturen. Der Schwerpunkt
liegt hierbei auf Angriffspunkten, die eine spezifische Abtötung der
Erreger erlauben, oder deren Manipulation die Empfindlichkeit gegenüber
klassischen Antibiotika wiederherstellt.

Das Paper wurde vor kurzem von dem Post-Publikations-Peer-Review-Service
F1000Prime empfohlen und als "exceptional" eingestuft.


Im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) entwickeln bundesweit
mehr als 500 Wissenschaftler aus 35 Institutionen gemeinsam neue Ansätze
zur Vorbeugung, Diagnose und Behandlung von Infektionskrankheiten. Mehr
Informationen finden Sie unter www.dzif.de.
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PARKINSON/168: Subanalyse bestätigt - Antidiabetikum könnte gerade jüngeren Parkinsonpatienten helfen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 12.12.2018

Subanalyse bestätigt: Antidiabetikum könnte gerade jüngeren Parkinsonpatienten helfen



12.12.18 - Bereits im Vorjahr hatte eine randomisierte,
placebokontrollierte Studie gezeigt, dass Exenatid, ein GLP-1-Agonist zur
Behandlung des Diabetes mellitus, motorische Symptome bei
Parkinsonpatienten signifikant verbesserte. Eine kürzlich veröffentlichte
Subgruppenanalyse dieser Studie zeigte nun, dass der Effekt zwar über alle
Studiengruppe zu beobachten war. Das beste motorische Therapie-Ansprechen
zeigte sich aber bei Patienten mit tremordominantem Parkinson-Phänotyp.
Zudem sprachen ältere Patienten und Patienten mit einer Krankheitsdauer
von über zehn Jahren weniger gut an als jüngere Patienten mit kürzerer
Erkrankungsdauer.

Die Parkinsonerkrankung ist die zweithäufigste neurodegenerative
Erkrankung, an der etwa 2-3% der über 65-Jährigen erkranken [1]. "Seit
1990 hat sich weltweit die Zahl der an Parkinson erkrankten Menschen mehr
als verdoppelt ", so Univ.-Prof. Dr. med. Werner Poewe, Direktor der
Neurologie der Universitätsklinik Innsbruck, mit Verweis auf eine vor zwei
Jahren erschienene systematische Analyse der Krankheitslast [2]. "Das
macht die Suche nach krankheitsmodifizierenden Therapien besonders
dringlich."

Die bisherige medikamentöse Therapie mit herkömmlichen
Parkinson-Medikamenten ist in erster Linie auf den Ausgleich des Dopaminmangels bzw.
die Wiederherstellung des sensiblen Gleichgewichts aller neurologischen
Botenstoffe ausgerichtet. Im letzten Jahr machte eine von der
Michael-J.-Fox-Stiftung ("Michael J Fox Foundation for Parkinson's Research")
finanzierte doppelblinde placebokontrollierte Studie Hoffnung darauf, dass
Exenatid, ein sogenannter GLP-1-Agonist, der als Antidiabetikum zugelassen
ist, eine effektive Therapie zur Symptomverbesserung bei Morbus Parkinson
darstellt. Nervenschützende Eigenschaften des GLP-1-Agonisten könnten über
die Stimulierung der GLP-1-Rezeptoren vermittelt werden. GLP-1-Rezeptoren
befinden sich nicht nur im Magen-Darm-Trakt, wo die Substanz
antidiabetische Wirkung entfaltet, sondern auch im Gehirn. Dort scheint es
zur Stabilisierung dopaminerger Neuronenverbindungen zu kommen und somit
zur anhaltenden Verbesserung der Parkinson-Symptome.

In der Studie [3] wurden 62 Patienten mit moderater Parkinsonerkrankung
randomisiert. Die Patienten waren im Alter von 25-75 Jahren und wiesen ein
Parkinsonstadium nach Hoehn/Yahr von 1-2 auf (leichte Symptomatik). Vor
Studieneinschluss waren sie durchschnittlich sechs Jahre mit
symptomatischen Parkinson-Medikamenten behandelt worden. Unter dieser
Therapie hatte sich aber ein "wearing-off"-Effekt (Nachlassen der Wirkung)
eingestellt. Die Verumgruppe erhielt randomisiert einmal wöchentlich 2 mg
Exenatid als subkutane Injektion zusätzlich zur bisherigen medikamentösen
Therapie, die Kontrollgruppe erhielt ebenfalls weiter die Standardtherapie
sowie Placebo-Injektionen. Nach 48 Wochen wurde Exenatid/Placebo beendet.
Primäres Untersuchungsziel waren Veränderungen im dritten bzw. dem
motorischen Teil der MDR-UPDRS-Punkteskala ("Movement Disorders Society
Unified Parkinson`s Disease Rating Scale Part III") nach insgesamt 60
Wochen. Zwölf Wochen nach Absetzen von Exenatid zeigte die Verumgruppe
eine Verbesserung in der motorische MDS-UPDRS-Subskala von +1,0 -
wohingegen es in der Placebogruppe zu einer Verschlechterung von -2,1
Punkten gekommen war (der mittlere adjustierte Unterschied betrug 3,5
Punkte und war statistisch signifikant).

Kürzlich wurde nun eine Posthoc-Analyse [4] dieser Studie publiziert, die
das vielversprechende Ergebnis weiter untersuchte: Sie sollte klären, ob
es Patientenmerkmale gibt, die ein Ansprechen der Therapie mit Exenatid
vorhersagen lassen, und ob die Therapieeffekte von Exenatid in
verschiedenen Patienten-Subgruppen vergleichbar sind. Die Subgruppen
umfassten eine Klassifizierung nach Alter, motorischem Phänotyp, also dem
motorischen Erscheinungsbild der Erkrankung, der Erkrankungsdauer und
Schwere der Erkrankung.

Im Ergebnis zeigten sich in allen Subgruppen umfassende Verbesserungen der
motorischen, aber auch der nichtmotorischen Symptome. Die Patienten
profitierten auch hinsichtlich der Kognition und der Lebensqualität. Das
beste motorische Therapie-Ansprechen zeigten Patienten mit
tremordominantem Parkinson-Phänotyp und niedrigeren Scores des zweiten
Teils des MDR-UPDRS (dieser umfasst motorische Fähigkeiten, z.B. Sprechen,
Speichelfluss, Kauen/Schlucken, Ankleiden, Körperpflege, Handschrift,
Drehen im Bett, Aufstehen aus dem Sitzen, Gehen/Gleichgewicht und
"Freezing"/Gangblockaden). Allerdings sprachen ältere Patienten und
Patienten mit einer Krankheitsdauer von über zehn Jahren weniger gut auf
die Therapie an als jüngere Patienten mit kürzerer Erkrankungsdauer.

Die Daten zur Wirksamkeit von Exenatid bei der Parkinson-Krankheit sind
von großem Interesse, da sie auf einen völlig neuartigen Wirkmechanismus
mit Bezug zur Insulin-Signaltransduktion hinweisen," erklärt Prof. Poewe.
Dennoch sind weitere Studien erforderlich, um einen möglichen
krankheitsmodifizierenden Effekt sicher nachzuweisen."
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SCHMERZ/784: Wahrnehmung und Handlungsimpuls entstehen unabhängig voneinander im Gehirn (idw)


Technische Universität München - 12.12.2018

Schmerz: Wahrnehmung und Handlungsimpuls entstehen unabhängig voneinander im Gehirn



Schmerz ist ein negatives Gefühl, das wir schnell loswerden wollen. Um den
Körper zu schützen, handeln wir, indem wir beispielsweise die Hand
zurückziehen. Diese Handlung wird üblicherweise als Folge der
Schmerzwahrnehmung aufgefasst. Ein Team der Technischen Universität
München (TUM) hat nun gezeigt, dass Wahrnehmung, Handlungsimpuls und
Energiebereitstellung gleichzeitig und nicht, wie erwartet, nacheinander
im Gehirn entstehen.

Unter der Leitung von Markus Ploner, Heisenberg-Professor für Human Pain
Research, haben sich Forscherinnen und Forscher der Klinik für Neurologie
des TUM-Universitätsklinikums rechts der Isar angesehen, wie genau im
Gehirn ein schmerzhaftes Ereignis verarbeitet wird. Sie konnten erstmals
zeigen, dass das Gehirn auf einen Schmerzreiz mit mindestens drei
unterschiedlichen Antworten reagiert - und dass diese gleichzeitig und
nicht abhängig voneinander ablaufen. Die Ergebnisse könnten grundlegende
Auswirkungen auf das Verständnis und die Behandlung von
Schmerzpatientinnen und -patienten haben.

Schmerz besteht aus mindestens drei Faktoren: der Wahrnehmung, der
Handlung - zum Beispiel dem Zurückziehen der Hand von einer heißen
Herdplatte - und der Reaktion des autonomen Nervensystems, das die
notwendige Energie für das Handeln bereitstellt. Über das autonome
Nervensystem werden die lebenswichtigen Funktionen wie Herzschlag, Atmung,
Verdauung und Stoffwechsel gesteuert.

Zusammenspiel aus Verhaltens- und EEG-Messungen

In ihren Versuchen setzten die Forscherinnen und Forscher Freiwillige
kurzen, unterschiedlich starken Schmerzreizen auf dem Handrücken aus. Um
die Schmerzwahrnehmung zu bestimmen, sollten die Personen die
wahrgenommene Stärke des Reizes auf einer Skala bewerten. Die
Handlungskomponente untersuchte das Team um Markus Ploner anhand der
Reaktionszeit, die die Patienten benötigten, um ihre Finger als Antwort
auf die Reize zurückzuziehen. Um auch die dritte Schmerzkomponente, die
Reaktion des autonomen Nervensystems, zu bestimmen, maßen sie die
Schweißproduktion in den Handinnenflächen.

Gleichzeitig wurde während des Versuchs die Hirnaktivität mit Hilfe der
Elektroenzephalographie (EEG) registriert. Mit dieser Methode lässt sich
sehr genau sichtbar machen, wann und wie Nervenzellen auf einen
Schmerzreiz reagieren.

Schmerzkomponenten entstehen unabhängig voneinander

Für die Auswertung verwendeten Ploner und sein Team ein statistisches
Verfahren, die sogenannte Mediationsanalyse. Dieses Verfahren ist in den
Sozialwissenschaften inzwischen gut etabliert und wurde von ihnen erstmals
auf EEG-Daten angewendet. So konnten sie herausfinden, welche
Hirnantworten an der Umsetzung der drei Schmerzkomponenten beteiligt sind,
und wann genau diese stattfinden.

Das Ergebnis der Auswertungen überraschte die Forscherinnen und Forscher:
"Wir konnten erstmals sehen, dass die Hirnantworten für die
Schmerzkomponenten nicht nacheinander ablaufen, sondern teilweise
gleichzeitig. Das heißt, dass die Handlungsvorbereitung und die
Energiebereitstellung nicht vollständig von der Schmerzwahrnehmung
abhängen, sondern teilweise unabhängig davon umgesetzt werden", erklärt
Laura Tiemann, Erstautorin der Studie.

Umfassende Schmerztherapie für chronische Schmerzpatienten

Was zunächst abstrakt klingt, könnte auch für Patientinnen und Patienten
mit chronischen Schmerzen wichtig sein. Ploner empfiehlt für eine
umfassende Schmerztherapie alle drei Komponenten des Schmerzes im Auge zu
behalten: "Bei chronischen Schmerzpatienten sind möglicherweise nicht nur
die Wahrnehmung, sondern auch die Vorbereitung und Durchführung von
Handlungen gegen den Schmerz sowie die Energiebereitstellung verändert.
Unsere Befunde sind somit ein biologisches Argument für eine
Schmerztherapie, die den Schmerz ganzheitlich mit allen seinen Komponenten
umfasst. Das würde sowohl psychotherapeutische und medikamentöse als auch
physiotherapeutische Therapien beinhalten", erklärt Ploner. Am
Interdisziplinären Zentrum für Schmerzmedizin der TUM werden solche
sogenannten Multimodalen Schmerztherapien bereits angeboten.
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FORSCHUNG/1302: Tödliche Kombination - Medikamenten-Cocktail dreht Krebszellen den Saft ab (idw)


Universität Basel, Kommunikation Biozentrum - 11.12.2018

Tödliche Kombination: Medikamenten-Cocktail dreht Krebszellen den Saft ab



Zusammen mit einem Blutdrucksenker hemmt ein häufig verwendetes
Diabetes-Medikament gezielt das Krebswachstum - dies haben Forschende am Biozentrum
der Universität Basel vor zwei Jahren entdeckt. In einer Folgestudie, die
kürzlich in «Cell Reports» veröffentlicht wurde, berichten die
Wissenschaftler nun, dass dieser Medikamenten-Cocktail die
Energieversorgung von Krebszellen kappt und sie dadurch abtötet.

Das oft verschriebene Diabetes-Medikament Metformin senkt nicht nur den
Blutzuckerspiegel, sondern hat auch eine krebshemmende Wirkung. Jedoch ist
die gängige Dosis zur Behandlung von Diabetes zu niedrig, um das
Krebswachstum zu bremsen. Bereits in einer früheren Studie konnte die
Gruppe von Prof. Michael Hall am Biozentrum der Universität Basel zeigen,
dass das blutdrucksenkende Medikament Syrosingopin die krebshemmende
Wirkung von Metformin verstärkt.

In einer Folgestudie, die am Biozentrum und bei Basilea Pharmaceutica
International AG durchgeführt wurde, haben die Wissenschaftler dieses
Phänomen genauer beleuchtet und herausgefunden, dass beide Medikamente
zusammen einen wichtigen Schritt in der Energieproduktion blockieren. Der
dadurch entstehende Energiemangel treibt die Krebszellen schliesslich in
den «Selbstmord».

Medikamenten-Cocktail legt raffinierte Maschinerie still

Krebszellen haben aufgrund ihres gesteigerten Stoffwechsels und schnellen
Wachstums einen besonders hohen Energiebedarf. Ein limitierender Faktor
ist dabei das Molekül NAD+, welches eine zentrale Rolle bei der Umwandlung
von Nährstoffen in Energie spielt. «Um die energieproduzierende
Maschinerie ständig am Laufen zu halten, muss NAD+ fortlaufend aus NADH
hergestellt werden», erklärt Don Benjamin, Erstautor der Studie.
«Interessanterweise verhindern sowohl Metformin als auch Syrosingopin die
Regeneration von NAD+, aber auf zwei ganz unterschiedlichen Wegen.»

Wirkungsweise unter die Lupe genommen

Viele Tumorzellen verlagern ihren Stoffwechsel in Richtung
Zuckerverbrennung, das heisst, sie gewinnen ihre Energie hauptsächlich
durch den Abbau von Glukose zu Laktat. Wenn sich Laktat in der Zelle
ansammelt, wird dieser Abbauweg jedoch lahmgelegt. Deshalb schleusen es
die Krebszellen mit spezifischen Laktat-Transportern wieder aus der Zelle
hinaus. «Wir haben nun herausgefunden, dass Syrosingopin die beiden
wichtigsten Transporter ausschaltet und so den Export von Laktat aus der
Zelle verhindert», so Benjamin. «Eine hohe Laktatkonzentration in der
Zelle wiederum stoppt das Recycling von NAD+.»

Tödliche Kombination

Das Antidiabetikum Metformin blockiert den zweiten Weg der Regeneration
von NAD+. Die kombinierte Behandlung mit Syrosingopin führt deshalb zu
einem kompletten Verlust der NAD+-Recycling-Kapazität. Der NAD+-Mangel
bringt die Zelle letztendlich um, da sie nicht mehr genügend Energie
produzieren kann. Die Hemmung von Laktat-Transportern durch Syrosingopin
oder andere, ähnlich wirkende Medikamente verbessert die
Anti-Krebs-Wirkung von Metformin und scheint damit ein vielversprechender Ansatz zur
Krebsbekämpfung zu sein.

Das ehemalige Basler Unternehmen Ciba entwickelte Syrosingopin im Jahr
1958 zur Behandlung von Bluthochdruck. Dass Syrosingopin die beiden
wichtigsten Laktat-Transporter blockiert, ist deshalb eine so wichtige
Entdeckung, da es für den einen der beiden Transporter (MCT4) derzeit noch
keinen geeigneten Hemmstoff gibt. Die Verwendung von Syrosingopin in der
Krebstherapie könnte eine zweite Karriere für dieses alte Medikament
bedeuten.
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KONTROLLE/013: Mehr Zuverlässigkeit bei Medizingeräten (idw)


Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit LBF - 12.12.2018

Alles unter Kontrolle: Fraunhofer LBF sorgt für mehr Zuverlässigkeit bei Medizingeräten



Wenn es um das Wohl von Patienten geht, sind Mediziner auf die
Unterstützung durch modernste Technik angewiesen. Die Zuverlässigkeit der
eingesetzten Geräte und deren leistungsfähiges Zusammenspiel entscheiden
mit über den Behandlungserfolg. Im Hinblick auf zukünftige Produkte
entwickelt das Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit und
Systemzuverlässigkeit LBF in Zusammenarbeit mit der Firma Dräger ein
Konzept, das die Zuverlässigkeit der Systeme weiter absichert. Untersucht
werden Kontrolldisplays, wie sie in Krankenhäusern zur Steuerung von
Beatmungs- oder anderer Peripheriegeräte verwendet werden. Die Apparaturen
stellen u.a. auch Vitaldaten des Patienten oder Betriebsparameter dar.

Zur Entwicklung des Konzepts legten die Wissenschaftler im ersten Schritt
zusammen mit dem Hersteller die zu erreichenden Ziele in der
Zuverlässigkeit fest. Angestrebt wird, eine bestimmte Zahl an Rückläufern
aus dem praktischen Einsatz nicht zu überschreiten. In den Untersuchungen
standen insbesondere Szenarien im Fokus, die zu einer Änderung in der
Wahrnehmung der Performance des Gerätes führen. Beispielsweise könnten die
Empfindlichkeiten der Bedienelemente oder des Touch-Displays nachlassen,
oder auch die Helligkeit der LEDs könnte sich ändern.

Das zu untersuchende Display besteht aus verschiedenen Komponenten:
Touch-Display, Druck- und Drehknöpfe, Schnittstellen, zum Beispiel für USB, und
innenliegende Elektronik. Zudem steht das Gerät über eine Datenleitung in
Wechselwirkung mit dem zu bedienenden Peripheriegerät, im untersuchten
Fall dem Beatmungsgerät. Für das gesamte System führte das Fraunhofer LBF
eine vollständige Systemanalyse durch, indem jede dieser Hauptkomponenten
bezüglich Detailaufbau, Funktionalität und möglicher Ausfallmodi zunächst
qualitativ untersucht wurde.

Aus den zu erwartenden Nutzungsbedingungen des Displays leiteten die
LBF-Wissenschaftler Umwelt- und Belastungsbedingungen ab, so dass sie ein
detailliertes Bild über auftretende mechanische, thermische, elektrische
und auch chemische Belastungen gewinnen konnten.

Auf Basis dieser Erkenntnisse wurde eine zweigleisige
Untersuchungsstrategie festgelegt. Zum einen werden mittels der bewährten
Fehlermöglichkeits- und Einflussanalyse (FMEA) vorhandene, zum Teil von
Zulieferern entwickelte, FMEA-Datenbestände zusammengeführt, ergänzt und
mit dem Fokus auf mögliche Fehler im Praxisbetrieb hin ausgewertet. Des
Weiteren wird eine experimentelle Umweltsimulation zur Nachstellung der zu
erwartenden Vibrations-, Temperatur- und Klimabelastung vorgenommen.
Ergänzend werden eigens für als funktionskritisch eingestufte
Produktfunktionen, wie zum Beispiel die Touch-Bedienoberfläche,
maßgeschneiderte Versuchsaufbauten konzipiert und spezifische
Verifikationstests durchgeführt.

Die Erkenntnisse über eventuelle Design-Schwachstellen sollen fortlaufend
in den Entwicklungsprozess zurück gespeist werden, um somit die
geforderten Zuverlässigkeitsziele im täglichen Einsatz zu erreichen. Davon
werden künftige Medizinanwendungen profitieren, ist sich Martin Meyer,
Reliability Engineer bei der Drägerwerk AG & Co. KGaA, sicher: »Durch die
system- und methodenübergreifende Kompetenz des Fraunhofer LBF von der
FMEA bis hin zum experimentellen Nachweis ist es möglich,
Zuverlässigkeitskonzepte für unsere Produkte nach dem
»Alles-aus-einer-Hand-Prinzip« zu entwickeln und auch umzusetzen.«


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution635

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit LBF - 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/845: Wien - Technische Versorgung oder menschliche Sorge ..., Vortrag und Seminar 25./26.02.2019


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 12. Dezember 2018

VORTRAG UND SEMINAR

Technische Versorgung oder menschliche Sorge - das wäre die falsche Alternative.



Kardinal-König-Haus

Vortrag:

Mo. 25.02.2019, 19.00 bis 21.00 Uhr

Ethisch-anthropologische Anmerkungen zur Veränderung der Sorgekultur in einer digitalisierten Welt

Die westlichen Industrie-Gesellschaften altern in dreifacher Hinsicht:
die Menschen werden kalendarisch immer älter, und die alten Menschen
werden absolut und relativ immer mehr in diesen Gesellschaften.
Zugleich mangelt es an Pflegefachkräften und an Finanzmittel für die
Sorge dieser alten Menschen. Daneben erweitern sich die
medizinisch-technischen Möglichkeiten und die Ansprüche derer, die
eine möglichst optimale Versorgung im Alter haben wollen.
Digitalisierung und intelligente Vernetzung, smart-homes,
Pflegeroboter und altersgerechte Assistenzsysteme scheinen das Mittel
der Wahl zu sein, um diesen Herausforderungen zu begegnen. Die damit
einhergehenden Veränderungen betreffen sowohl den einzelnen Menschen
in seinem Selbstverhältnis wie auch das Zusammenleben der Menschen.
Welche ethischen Fragen sind also bei den hierfür nötigen
Entscheidungen und Investitionen zu berücksichtigen? Ethik als die
notwendige Reflexion auf die sozialen und moralischen Implikationen
der durch Technik hervorgerufenen Veränderungen stellt einen wichtigen
Beitrag zu einer breiteren gesellschaftspolitischen Debatte dar. Der
Vortrag informiert systematisierend über den Stand der
pflege-technischen Diskussion und liefert ethische und anthropologis
che Perspektiven auf diesen Prozess.

Referierender: Prof. Dr. theol. habil. Arne Manzeschke, Professor für
Anthropologie und Ethik für Gesundheitsberufe an der Evangelischen
Hochschule Nürnberg und Leiter der Fachstelle für Ethik und
Anthropologie im Gesundheitswesen, seit 2014 Forschungsdirektor am
Zentrum für Wirtschaftsethik (ZfW), Arbeitsbereich »Ethik und
Anthropologie im Gesundheitswesen«, seit 2015 stellv. Vorsitzender der
Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik in Bayern und ebenfalls
seit 2015 Vizepräsident der Societas Ethica, der Europäischen
Forschungsgesellschaft für Ethik

Teilnahmebeitrag: € 10,-

Anmeldung erforderlich

 * 

Seminar:

Di. 26.02.2019, 9.00 bis 17.00 Uhr

Ethische Perspektiven auf technische Arrangements in der Pflege und ihre praktischen Konsequenzen.

Die westlichen Industriegesellschaften altern in dreifacher Hinsicht:
die Menschen werden kalendarisch immer älter, und die alten Menschen
werden absolut und relativ immer mehr in diesen Gesellschaften.
Zugleich mangelt es an Pflegefachkräften und an Finanzmittel für die
Sorge dieser alten Menschen. Daneben erweitern sich die
medizinisch-technischen Möglichkeiten und die Ansprüche derer, die
eine möglichst optimale Versorgung im Alter haben wollen.

Digitalisierung und intelligente Vernetzung, smart-homes,
Pflegeroboter und altersgerechte Assistenzsysteme scheinen das Mittel
der Wahl zu sein, um diesen Herausforderungen zu begegnen. Die damit
einhergehenden Veränderungen betreffen sowohl den einzelnen Menschen
in seinem Selbstverhältnis als auch das Zusammenleben der Menschen.

Welche ethischen Fragen sind also bei den hierfür nötigen
Entscheidungen und Investitionen zu berücksichtigen? Ethik als die
notwendige Reflexion auf die sozialen und moralischen Implikationen
der durch Technik hervorgerufenen Veränderungen stellt einen wichtigen
Beitrag zu einer breiteren gesellschaftspolitischen Debatte dar.

Das Seminar nimmt den Stand der pflege-technischen Diskussion auf, es
bietet ethische und anthropologische Perspektiven auf diesen
Innovationsprozess von technischen Arrangements in der Pflege und
reflektiert die praktischen Konsequenzen.

Leitung: Dr. Arne Manzeschke, Professor für Anthropologie und Ethik
für Gesundheitsberufe an der Evangelischen Hochschule Nürnberg und
Leiter der Fachstelle für Ethik und Anthropologie im Gesundheitswesen,
seit 2014 Forschungsdirektor am Zentrum für Wirtschaftsethik (ZfW),
Arbeitsbereich »Ethik und Anthropologie im Gesundheitswesen«, seit
2015 stellv. Vorsitzender der Ethikkommission für
Präimplantationsdiagnostik in Bayern und ebenfalls seit 2015
Vizepräsident der Societas Ethica, der Europäischen
Forschungsgesellschaft für Ethik

Teilnahmebeitrag: € 175,- inkl. Mittagessen und Pausengetränke

Anmeldung erforderlich

Weitere Informationen unter:

https://www.kardinal-koenig-haus.at/pal_programm.php

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3315 vom 12. Dezember 2018

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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LABEL/5032: Sony Music Press Relations Newsletter - KW50/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW50/2018

München, 13. Dezember 2018



Singende Oscar-Gewinnerin - Natalie Portman brilliert ab morgen
als Sängerin im Soundtrack zu "Vox Lux"

Am 14. Dezember erscheint mit "Vox Lux" der Soundtrack zum
gleichnamigen Kinofilm, der etwas ganz Besonderes bereithält. Nicht
nur, dass Hauptdarstellerin Natalie Portman den Tracks ihre eigene
Stimme leiht. Geschrieben wurden die Texte von keiner geringeren als
Sia, darüber hinaus stammen die musikalischen Kompositionen aus der
kreativen Feder von Scott Walker. Regisseur Brady Corbet ("The
Childhood Of A Leader") bringt mit "Vox Lux? ein Musical-Drama auf
die große Leinwand und portraitiert darin das Leben und Schaffen der
Sängerin Celeste (Natalie Portman), die in ihrer Jugend nur knapp
einem Amoklauf entkam und die Erlebnisse der Vergangenheit in ihren
Liedern verarbeitet.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

14.12. Bruce Springsteen - Springsteen On Broadway

14.12. Mitchell Tenpenny - Telling All My Secrets

14.12. Credibil - Semikolon

14.12. Alan Walker - Different World

14.12. Zayn - Icarus Falls

14.12. Earl Sweatshirt - Some Rap Songs

14.12. O.S.T. - Vox Lux

11.01.2019 Melissa Naschenweng - Wirbelwind

25.01.2019 Bring Me The Horizon - Amo

25.01.2019 Backstreet Boys - DNA

25.01.2019 Meghan Trainor - Treat Myself

01.02.2019 Ward Thomas - Restless Minds

01.03.2019 Tom Walker - What A Time To Be Alive

15.03.2019 Joanne Shaw Taylor - Reckless Heart


On Tour

Die Fantastischen Vier

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Ozzy Osbourne

Support: Judas Priest

13.02.2019 München - Olympiahalle

15.02.2019 Frankfurt am Main - Festhalle

17.02.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

19.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Nicki Minaj & Future

21.02.2019 München - Olympiahalle

28.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

22.03.2019 Frankfurt - Festhalle

23.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

Joanne Shaw Taylor

26.02.2019 Köln - Yard Club

27.02.2019 Aschaffenburg, Colos-Saal

28.02.2019 München - Ampere

02.03.2019 Reichenbach - Die Halle

03.03.2019 Dortmund - Piano

04.03.2019 Berlin - Frannz-Club

06.03.2019 Bremen - Lagerhaus

07.03.2019 Osnabrück - Rosenhof

08.03.2019 Hamburg - Markthalle

Nao

11.03.2019 Köln - Luxor

14.03.2019 Hamburg - Mojo

15.03.2019 Berlin Kesselhaus

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Backstreet Boys

21.05.2019 Hannover - TUI-Arena

25.05.2019 Mannheim - SAP-Arena

27.05.2019 München - Olympiahalle

29.05.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06.2019 Köln - Lanxess-Arena

P!nk

05.07.2019 Köln - Rhein-Energie-Stadion

06.07.2019 Köln - Rhein-Energie-Stadion

08.07.2019 Hamburg - Volksparkstadion

10.07.2019 Stuttgart - Mercedes-Benz-Arena

12.07.2019 Hannover - HDI-Arena

14.07.2019 Berlin - Olympiastadion

22.07.2019 Frankfurt - Commerzbank-Arena

26.07.2019 München - Olympiastadion

27.07.2019 München - Olympiastadion

09.08.2019 Gelsenkirchen - Veltins-Arena

Tash Sultana

24.07.2019 München - Zenith

26.07.2019 Köln - Tanzbrunnen

27.07.2019 Berlin - Zitadelle

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/5031: Warner Music Medien Newsletter KW 50 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 50

Hamburg, 13. Dezember 2018



Weihnachtszeit ist Herzenszeit. Schließlich geht es in diesen Tagen
nicht bloß ums reiche Beschenken und Bescheren, sondern vor allen
Dingen darum, kurz in sich zu kehren, die vergangenen Monate Revue
passieren zu lassen und dankbar zu sein. Weihnachten und die kurz
darauf folgende Neujahrszeit sind die perfekte Gelegenheit um eine
besinnliche Zeit mit seinen Liebsten zu verbringen und diesen zu
zeigen, wie viel sie uns bedeuten. Und wer dabei doch noch auf den
ein oder anderen Soundtrack zur musikalischen Untermalung
zurückgreifen möchte, dem seien an dieser Stelle noch die folgenden
Veröffentlichungen ans Herz gelegt: Da wäre zum Beispiel das neue
Coldplay-Livealbum samt Konzertfilm "Live in Buenos Aires/Live In
São Paulo", oder "The Greatest Showman - Reimagined", das
spektakuläre Begleitalbum zum Platin-Soundtrack des
Blockbuster-Musicalfilms, Chers großartiges Abba-Tributalbum "Dancing
Queen", Michael Bublés unvergessliches Weihnachtsalbum "Christmas"
oder das wunderbare neue Album "Effet Miroir" (dt. Spiegeleffekt) der
französischen Sängerin ZAZ und natürlich, nicht zu vergessen, Ed
Sheerans wunderbares Rekordalbum "÷" (Divide).

Wir sagen jedenfalls noch einmal danke für 2018, fürs treue Mitlesen
unserer wöchentlichen Updates und für euren ständigen Support unserer
internationalen Warner-Familie! Frohe Feiertage und einen guten
Rutsch!

Doch nun erstmal noch die aktuellen Warner-Highlights im
vorweihnachtlichen Überblick:


AKTUELLES

UDO LINDENBERG

Es war das Konzert des Jahres. Im Juli lud Käpt'n Udo in die
Hamburger Kulturfabrik Kampnagel zu einer stürmischen Fahrt durch
fast 50 Jahre Lindenberg ein und präsentierte 27 Schätze aus seiner
gesamten Karriere, von "Hoch im Norden" (1972) bis hin zu "Durch die
schweren Zeiten" - alles ohne Stecker und mit akustischer
Instrumentierung.

Dazu holte er sich eine einzigartige musikalische Mannschaft an Bord,
darunter Jan Delay, Andreas Bourani, Gentleman, Marteria, Angus &
Julia Stone, Alice Cooper, Maria Furtwängler, The Last Bandoleros und
Musiker des NDR Elbphilharmonie-Orchesters - hier [1] in der
Udo-Playlist.

Diesen Freitag erscheint nun die musikalische "MTV Unplugged 2 - Live
vom Atlantik"-Expedition als 2CD, 4LP-Vinyl-Box, 2 DVD, Blu-ray,
2CD/2DVD und 2CD/Blu-ray.


JESS GLYNNE

Sängerin, Popstar und die einzige britische Sängerin überhaupt, die 7
Nummer-1-Singles vorweisen kann. Im Oktober veröffentlichte Jess
Glynne ihr mit großer Spannung erwartetes zweites Album "Always In
Between", das unter anderem die UK-#1-Single "I'll Be There" sowie
den Smash-Hit "All I Am" enthält.

Am kommenden Sonntag (16.12. ab 20:15 Uhr bei Sat.1) ist sie live zu
Gast im Finale von "The Voice" und performt dort ihren aktuellen, von
Ed Sheeran co-geschriebenen Hit "Thursday", der auch auf dem Album zu
finden und hier [2] in einer Akustik-Version zu hören ist.

Im März 2019 ist Jess Glynne mit "Always In Between" live in
Deutschland zu erleben: 07.03. München, TonHalle | 08.03. Berlin,
Huxley's Neue Welt | 11.03. Hamburg, Große Freiheit 36 | 16.03. Köln,
Live Music Hall.


MAGGIE LINDEMANN

Auf ihrem jüngst veröffentlichten Song "Human" thematisierte die
20-jährige Pop-Sensation Maggie Lindemann den verzweifelten Wunsch,
das sein zu wollen, was man gemeinhin als normal bezeichnet, so wie
alle anderen - wohlwissend, dass dies nicht möglich ist. Auch auf
"Would I" lässt sie erneut tief blicken.

"'Would I' basiert auf meinen jüngsten Lebenserfahrungen und
behandelt zugleich Dinge, die mich schon seit sehr langer Zeit
beschäftigen. Ich schrieb den Song während einer der dunkelsten
Phasen meines Lebens", offenbart sie. Anfang der Woche erschien
nun das dazugehörige Musikvideo. [3]

Der emotionale Song entstand u.a. in Zusammenarbeit mit Sean Myers
(The Chainsmokers, Cheat Codes) und folgt auf ihren 2017er Hit
"Pretty Girl" (UK: Platin).


A BOOGIE WIT DA HOODIE

Vor knapp sechs Monaten veröffentlichte der US-Rapper sein Album
"International Artist" - ein buntes Kaleidoskop an Stilen und
internationalen Feature-Gästen. Nun überrascht A Boogie Wit Da Hoodie
seine Fans kurz vor Weihnachten mit seinem brandneuen Album "Hoodie
SZN", das am 21.12. erscheint und ab sofort vorbestellbar ist.

Diese Woche enthüllte A Boogie Wit Da Hoodie mit der Lead-Single
"Look Back At It" einen ersten hypnotischen Vorgeschmack daraus:
"Look back at it / Said she never made love, but she good at it /
I get goosebumps when I look at it / All the girls just wanna have
fun with me" - hier [4] zu hören.

Die New York Times lobte ihn indes als "den vielversprechendsten
jungen Rapper, den die Stadt seit geraumer Zeit hervorgebracht
hat".


RATIONALE

Im Oktober 2017 veröffentlichte der aus Zimbabwe stammende
UK-Songwriter/Producer Rationale sein selbstbetiteltes Debütalbum.
Vor einigen Wochen kündigte er dann mit dem ersten großartigen
Vorboten "One By One" [5] seine vielversprechende "High Hopes"-EP an,
dicht gefolgt vom Titeltrack.

"'High Hopes' ist einer meiner stolzesten Momente auf dieser
EP", so Rationale. "Vom Text her, könnte man ihn als
klassischen Lovesong verstehen, erfüllt von Einsamkeit, Hoffnung und
Schmerz. Doch ich richte mich darin nicht an eine andere Person,
sondern vielmehr an die Musik selbst, an meine Karriere und den damit
einhergehenden kreativen Prozess."

Rationales fünf Tracks umfassende "High Hopes"-EP ist seit Freitag
überall erhältlich.


gnash

2016 erlangte der in Los Angeles lebende Rapper, Sänger, DJ und
Musikproduzent gnash mit seiner überragenden Single "i hate u, i love
u" [6] quasi über Nacht den großen Durchbruch (u.a. weltweit über 700
Mio. Streams). Insgesamt verzeichnet gnash mittlerweile eine Gold-,
15 Platin- (auch in Deutschland) und eine Diamant-Auszeichnung.

In Folge seiner bisherigen EP-Veröffentlichungen "u", "me" und "us"
erscheint am 11.01.2019 nun sein lang erwartetes Debütalbum "we", aus
dem er bereits die Tracks "imagine if" und "dear insecurity"
enthüllte. Zeitgleich startet er seine "the broken hearts
club"-Headline-Tour.

Das Album kann ab Freitag (14.12.) vorbestellt werden. Ebenfalls
diesen Freitag erscheint seine neue Single "t-shirt" in Begleitung
eines dazugehörigen Musikvideos.


JOSH.

Diesen Sommer standen alle Zeichen auf "Grün", so zumindest bei
Josh., der die Geschichte rund um seine Erfolgssingle "Cordula Grün" -
 hier [7] im ebenso erheiternden Musikvideo zu sehen - über
Österreich nach Deutschland brachte.

Der Song generierte seither nicht nur über 15 Mio. YouTube-Views
sondern schaffte es auch ins obere Drittel der deutschen Charts.
Nachdem er bereits einige ausverkaufte Shows in Österreich spielte,
kündigte Josh. nun für den 20.12. seine erste Headline-Show im Ampere
in München an - Gästelistenplätze auf Anfrage.

Im April 2019 folgt dann seine offizielle Headline-Tour, bei der er
auch hierzulande Halt macht. 11.04. Berlin, Frannz | 12.04. Hamburg,
Bahnhof Pauli | 14.04. Köln, Luxor | 15.04. Frankfurt, Das Bett.


SHORELINE MAFIA

Die Shoreline Mafia macht weiter von sich reden. Ende vergangener
Woche veröffentlichte die angesagte L.A. Rap-Family ihr brandneues
"OTXMAS"-Mixtape und feiert damit auf ihre Art die bevorstehende
Weihnachtszeit.

Produziert von RonRon, AceTheFace, Slade The Monster und Bruce24K
enthält das neue Shoreline-Mafia-Tape unter anderem den Track
"Homicide (feat. BandGang Lonnie Bands)" - hier [8] im begleitenden
Musikvideo zu sehen.

Im Folge ihrer ausverkauften Europa-Tournee geht es für die Shoreline
Mafia (alias OhGeesy, Rob Vicious, Fenix Flexin und Master Kato) im
Januar/Februar 2019 auf groß angelegte "Off The X"-Tour durch die
USA. Die Crew zählt aktuell allein auf Spotify über 1,3 Mio.
monatliche Hörer.


TRACK OF THE WEEK • Hardwell - "How You Love Me (feat.
Conor Maynard & Snoop Dogg)"

Er ist ein Pionier der elektronischen Musik und betreibt nicht nur
sein eigenes Label (Revealed Music), sondern führte auch bei
preisgekrönten Dokumentationen Regie. Nun präsentiert der
niederländische DJ und Producer Hardwell seine poppige neue Single
"How You Love Me" und hat dafür keine Geringeren als Snoop Dogg und
den aufstrebenden Sänger Conor Maynard ins Boot geholt - hier [9] zu
hören. "How You Love Me" ist ein klassisch, karibisch anmutendes
Pop-Juwel, das mit Snoop Doggs allseits bekannter Stimme und Conor
Maynards luftigen Vocals unwiderstehlich glänzt.


WARNER MUSIC ON STAGE - CHER

Im September veröffentlichte die einzigartige Cher mit "Dancing
Queen" ihr neues Album voller Abba-Hits, darunter auch ihre
Interpretation des Klassikers "Gimme! Gimme! Gimme! (A Man After
Midnight)" - hier [10] zu hören.

"Ich bin unglaublich happy mit dem Ergebnis. Ich freue mich so
sehr darauf, es mit den Menschen zu teilen. Es ist der perfekte
Zeitpunkt", so Cher über ihr Abba-Tribut.

Zum ersten Mal seit 15 Jahren kommt die US-Ikone nun 2019 im Rahmen
ihrer internationalen "Here We Go Again"-Tour für fünf Arena-Konzerte
live nach Deutschland, wo sie neben "Dancing Queen" auch andere große
Hits ihrer bemerkenswerten Karriere live präsentieren wird.

Tickets sind seit dem 12.12. im exklusiven Pre-Sale über Eventim
sowie ab dem 14.12. an allen autorisierten Vorverkaufsstellen
erhältlich:

26.09.2019 Berlin, Mercedes-Benz Arena

03.10.2019 München, Olympiahalle

05.10.2019 Köln, Lanxess Arena

11.10.2019 Mannheim, SAP Arena

13.10.2019 Hamburg, Barclaycard Arena


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN
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VÖ KONFIGURATION ARTIST TITEL
07.12.2018 Physisch Grateful Dead Long_Strange_Trip:_The_Untold_Story_Of_The_Grateful_Dead_(2DVD_&_BR)
07.12.2018 Physisch Jools_Holland_&_Marc_Almond Lovely Life To Live
07.12.2018 Physisch Tina Turner All The Best (Musical Edition)
14.12.2018 Digital Kodak Black Dying To Live
14.12.2018 Physisch Neil Young Songs For Judy (Vinyl)
14.12.2018 Physisch & Digital Udo Lindenberg MTV Unplugged 2 - Live vom Atlantik
14.12.2018 Physisch & Digital Hans Zimmer OST Widows
21.12.2018 Digital A Boogie Wit Da Hoodie Hoodie SZN
18.01.2019 Physisch & Digital Fever 333 Strength In Numb333rs
25.01.2019 Physisch & Digital Rudimental Toast To Our Differences
25.01.2019 Physisch & Digital Rival Sons Feral Roots
15.02.2019 Physisch & Digital Disarstar Bohemien
22.02.2019 Physisch & Digital Adia Victoria Silences
22.02.2019 Physisch & Digital Yola Walk Through Fire
08.03.2019 Physisch & Digital FiNCH ASOZiAL Dorfdisko
10.05.2019 Physisch_&_Digital Alexa Feser A!



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d89d63b83545efba962e89a872b0620dc01b5ada85af6a0651a3ce4c57dcc5155687cf3ec2490681f5

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d8fdc90e3535a17859984c12d4e100146e1d203fdbb7f313c69197eb9f182ecb44a48751585415b6c1

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d86e12b746b02aed2b6131320d1e59f98a28d6b2a1c9e8f56ef6d21d46b77838506f0cdfa9d06144df

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d8328b52d698dc837840d407f83090e53b33a12a3e4d93de1bfdc57ab27323940387bd7c227bd833ff

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d8328b52d698dc837840d407f83090e53b33a12a3e4d93de1bfdc57ab27323940387bd7c227bd833ff

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d8d8f35609bb2e89dcf347d5d93aaf2d217021e9b962d8dc6525dae6270fb1920e8ea0a88c4539345c

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d881f38e2fe86861b88fd592785eb0b04d9f9d02b926f27672473f8f1ebc109a09a1b3e99b00268007

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d8b8d802a5ea0f07dbf986a8de1e4a09f25ca66518deb24af00cbc58bb70c6faf33f37cb72e3c99f2c

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d8741bce563931f2764c467a89fce9df1efdf3a8872c357c7903169a9625cdb787c5f08554e9945c30

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d8741bce563931f2764c467a89fce9df1efdf3a8872c357c7903169a9625cdb787c5f08554e9945c30

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d82650d4c31cd6f1a6755646432813896ce6eaaf8355e1bd5f9c3bbcc524eb2ffdfdeb58dfaf2bfd27

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=51e522d4ad1337d85999fd01d0842be9509e53ca1fe99ae55467daf8d05af41b54133a3e2db6dbdda2e9df016dde899b

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2741: Lippstadt - Neujahrskonzert der Musikschule am 19.1.2019


Stadt Lippstadt

Mit buntem Musikmix ins neue Jahr starten

Musikschule lädt zum Neujahrskonzert in die Gesamtschule ein



Lippstadt. Zum festlichen Neujahrskonzert in die Aula der Gesamtschule
lädt die Conrad-Hansen-Musikschule am Samstag, 19. Januar 2019, ein.
Geboten wird eine bunte musikalische Mischung aus den Bereichen
Klassik, Musical, Filmmusik, Pop und Jazz.

Im Mittelpunkt des Konzertes steht das Sinfonieorchester der
Musikschule mit seiner Dirigentin Friederike Stahl. Zu den klassischen
Highlights gehören unter anderem das Finale der fünften Sinfonie von
Ludwig van Beethoven und eine schwungvolle Polka aus der Oper "Die
verkaufte Braut" von Bedrich Smetana, welche das Sinfonieorchester
gemeinsam mit dem Gesangsensemble der Musikschule aufführt. Aus dem
Bereich Musical erklingen Auszüge aus "Wicked" und "Der Prinz aus
Ägypten".

Das Jugendorchester La Sinfonietta begibt sich mit bekannten Melodien
aus "Star Wars" und "Der Herr der Ringe" auf eine musikalische Reise
durch die Galaxien und Fantasywelten. Zarte Gitarren- und
Mandolinenklänge verspricht der Auftritt des von Monika Hoppe
geleiteten Zupfensembles "Con animoso". Der Jugendchor Vocal Teens
singt passend zur Jahreszeit den "Wintersong" von Sarah Bareilles und
einen Song aus dem Film "The greatest showman".

Die Big Band der Musikschule sorgt mit zwei Kompositionen von George
Gershwin für einen jazzigen Sound. Die von Guido Schlegel geleitete
Big Band wird dabei von dem bekannten Lippstädter Sänger David
Santiago unterstützt.

Das Neujahrskonzert beginnt um 18 Uhr. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.2018

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Telefon: 02941/980-313
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5315: Bob Dylan im Frühjahr und Sommer 2019 live, Termine 31.03.-07.07.2019


Pressemitteilung: Live Nation GmbH

Bob Dylan im Frühjahr und Sommer 2019 live

Bedeutendster Interpret der Rock-Ära

Als einziger Rockmusiker mit Literatur-Nobelpreis ausgezeichnet

Konzerte in Düsseldorf, Würzburg, Berlin, Magdeburg, Augsburg,
Hamburg, Braunschweig und Mainz



Bob Dylan gilt ohne Zweifel als wichtigster einzelner Interpret der
Rock-Ära, als Inkarnation einer Gegenkultur und Songschreiber des
Jahrhunderts. Der Ausnahmekünstler bedeutet "für die Popmusik das
Gleiche wie Einstein für die Physik", schrieb das
US-Nachrichtenmagazin Newsweek. Die überragende Bedeutung von Bob
Dylan fand auch in der Verleihung des Nobelpreises für Literatur
Ausdruck, den er als bisher einziger Musiker erhielt. Die zahlreichen
Grammy-Auszeichnungen, auch für sein Lebenswerk, dokumentieren die
große Anerkennung des genialen Singer/Songwriters. Im Frühjahr und
Sommer 2019 kommt der Wegbereiter der Folk- und Rockmusik, dessen
Gesamtauflage mehr als 110 Millionen Tonträger beträgt, zu
Live-Konzerten nach Deutschland. Zwischen dem 31. März und dem 7. Juli
gastiert er in Düsseldorf, Würzburg, Berlin, Magdeburg, Augsburg,
Hamburg, Braunschweig und Mainz.

Bob Dylan erfand sich immer wieder neu, wandelte sich, wechselte die
Richtung, tauchte ab, um dann erneut kometenhaft aufzusteigen. Dylan
ließ sich nicht vereinnahmen, er bestimmte Tempo, Rhythmus und Inhalt.
Er definierte mit seinen Songs Ideale, Ängste, Stimmungen von
Generationen. Die Poesie seiner Texte und die Lyrik seiner Lieder
verliehen ihm literarische Qualität, seine scharfe Beobachtungsgabe
und sein politisches Verständnis machten ihn zum natürlichen
Sprachrohr der Jugend, deren Aufbruch er in den 60er Jahren mit
initiierte und begleitete.

Dylan-Songs sind nicht nur Klassiker, sondern lebensnahe Dichtung.
Viele von ihnen sind in die amerikanische Literatur eingegangen: "The
Times They are A-Changin' ", "Blowin' in the Wind", "Like a Rolling
Stone", "A Hard Rain's A-Gonna Fall", "Chimes of Freedom" - um nur
einige zu nennen.

"Blowin' in the Wind", der wohl bekannteste Song aus der Feder von Bob
Dylan, beschreibt das Lebensgefühl seiner Generation. Dieses Lied, in
den frühen 60er Jahren geschrieben, von unzähligen Künstlern wie Joan
Baez oder Pete Seeger interpretiert, begründete seinen Mythos. Die New
York Times bezeichnete ihn als "Shakespeare des 20. Jahrhunderts". Bob
Dylan, der eigentlich Robert Allen Zimmerman heißt, in dem Dorf Duluth
(Minnesota) geboren wurde und in der nahegelegenen Grubenstadt Hibbing
aufwuchs, erzielte eine Wirkung wie vor und nach ihm kein zweiter
Protagonist der Popkultur. Seine Texte befreiten die Rockmusik von
ihrer Banalität. "Erst nachdem ich Dylan intensiv gehört hatte,
achtete ich peinlich genau auf Texte, auf Aussagen", gestand sogar
John Lennon.

Bob Dylan gilt als "das Gewissen seiner Zeit, die er mit
archetypischen Song-Chiffren prägte" (Time) und für die er 1980 seinen
ersten Grammy erhielt. 1993 konnte er einen Ehren-Grammy für sein
Lebenswerk entgegennehmen, hielt Einzug in die legendäre "Hall of
Fame", wurde mit der Ehrendoktorwürde ausgezeichnet und führte Regie
bei cineastischen Seitensprüngen. Dylans Tourneen "werden bejubelt,
als sängen Jesus und Marx gemeinsam oder seien die Beatles
auferstanden", urteilte Newsweek. Kaum ein wichtiger Musiker, der ihm
nicht in irgendeiner Form Tribut zollte.

Seine erste LP bestand überwiegend aus Fremdmaterial, eine Reminiszenz
an sein Idol Woody Guthrie. Eigenkompositionen, vor allem politische
Botschaften, sind die Inhalte der nachfolgenden Platten, als der
Vietnamkrieg und die Studentenunruhen Mitte der 60er ihren Höhepunkt
erreichten. Beim Newport Folkfestival 1965 sorgte Bob Dylan
schließlich für den Eklat, als er seine Gitarre elektrisch verstärkte
und damit den Folkrock begründete. Seine in Platten gepresste Lyrik
wurde zum Bestseller. Seitdem gilt Dylan als Prophet der populären
Kultur.

Seine Memoiren "Dylan's Chronicles - Volume 1" waren ein weltweiter
Bestseller und rangierten 19 Wochen in der "The New York
Times"-Bestsellerliste. Er wurde für seine "tiefgreifende Bedeutung
für die Populärmusik und Amerikanische Kultur" mit einem Pulitzer-
Spezialpreis ausgezeichnet.

Live Nation Presents

BOB DYLAN AND HIS BAND

Sonntag, 31. März 2019 | Düsseldorf, Mitsubishi Electric Hall

Dienstag, 02. April 2019 | Würzburg, S. Oliver Arena

Donnerstag, 04. April 2019 | Berlin, Mercedes-Benz Arena

Freitag, 05. April 2019 | Magdeburg, GETEC Arena

Samstag, 20. April 2019 | Augsburg, Schwabenhalle

Freitag, 05. Juli 2019 | Hamburg, Barclaycard Arena

Samstag, 06. Juli 2019 | Braunschweig, Volkswagen Halle

Sonntag, 07. Juli 2019 | Mainz, Volkspark

MagentaMusik Prio Tickets:

14.12.2018, 10:00 Uhr

www.magenta-musik-360.de/prio-tickets

Allgemeiner Vorverkaufsstart:

15.12.2018, 10:00 Uhr

www.livenation.de/artist/bob-dylan-tickets

www.ticketmaster.de

Ticket-Hotline: 01806 - 999 0000 (Mo-Fr 8-22 Uhr / Wochenende u.
Feiertage 9-20 Uhr)

(0,20 Euro/Anruf aus dem dt. Festnetz, max. 0,60 Euro/Anruf aus dem
dt. Mobilfunknetz)

www.eventim.de

Ticket-Hotline: 01806 - 57 00 00

(0,20 Euro/Anruf aus dem dt. Festnetz, max. 0,60 Euro/Anruf aus dem
dt. Mobilfunknetz)

www.livenation.de

facebook.com/livenationGSA

twitter.com/livenationGSA

instagram.com/livenationGSA

youtube.com/livenationGSA

www.bobdylan.com

www.facebook.com/bobdylan

 * 

Quelle:

Live Nation GmbH

Mörikestraße 14, D- 60320 Frankfurt a.M.

Internet: www.livenation.de
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AUSLAND/8915: Aus aller Welt - 14.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



EU-Staaten beschließen Haushalt für Eurozone

Europas Staats- und Regierungschefs haben bei ihrem Gipfel am
Freitagnachmittag Reformen beschlossen, um die Eurozone
widerstandsfähiger gegen künftige Krisen zu machen. Verabschiedet
wurden eine Stärkung des Euro-Rettungsfonds ESM und ein finanzielles
Sicherungsnetz zur Abwicklung von insolventen Banken. Der ESM soll
frühestens ab 2020 den Bankenabwicklungsfonds SRF verstärken. Eine
Entscheidung über die Höhe des Budgets steht noch aus.

14. Dezember 2018
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JUSTIZ/8915: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Drei Frauen in Nürnberg niedergestochen - Angreifer weiter flüchtig

Nach der Messerattacke auf drei Frauen im Nürnberger Stadtteil St.
Johannis gehen die Ermittler inzwischen von einem Einzeltäter aus.
Die Fahndung nach dem Täter verlief bislang erfolglos. Die Polizei
vermutet den flüchtigen Täter offenbar im näheren Umfeld der Tatorte.
Innerhalb weniger Stunden waren am Donnerstagabend in der Nähe des
Friedrich-Ebert-Platzes drei Frauen im Alter von 26, 34 und 56 Jahren
durch Messerstiche verletzt worden. Alle drei mußten notoperiert
werden. Zwei der Opfer erlitten lebensgefährliche Verletzungen.
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MILITÄR/8912: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ankara will Kurdenmilizien vom Ostufer des Euphrat vertreiben

Die türkische Armee wird offenbar in Kürze eine Militäroffensive
gegen die Volksverteidigungskräfte der syrischen Kurden am Ostufer
des Euphrats beginnen. Die Türkei sei entschlossen, die Gebiete
östlich des Euphrat zu befrieden, erklärte Präsident Racep Tayyip am
Mittwoch in Ankara. Man habe schon zuviel Zeit verstreichen lassen.
Trotz Einwände der türkischen Regierung sind derzeit etwa 2.000
US-Spezialkräfte zur Unterstützung der kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) in den syrischen Kurdengebieten
stationiert. Wie die Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte
am Freitag mitteilte, gelang es einem kurdisch-arabischen Bündnis mit
Hilfe der US-Streitkräfte, ein von IS-Dschihadisten kontrolliertes
Dorf am Euphrat vollständig einzunehmen. Ankara stuft die YPG als
Terrororganisation ein.

14. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8914: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kita-Gesetz tritt im Januar in Kraft

Am letzten parlamentarischen Arbeitstag vor der Weihnachtspause haben
der Bundestag und auch der Bundesrat das Kita-Gesetz von
Familienministerin Franziska Giffey (SPD) beschlossen. Die
Neuregelung sieht vor, daß der Bund den Ländern bis 2022 insgesamt
5,5 Milliarden Euro zukommen läßt. Die Länderkammer forderte in einer
begleitenden Entschließung, daß sich der Bund auch über 2022 hinaus
finanziell an einer Verbesserung der Kitaqualität beteiligt. Das
Kita-Gesetz war ein großes Anliegen der SPD in den
Koalitionsverhandlungen mit der Union. Es wird nun Anfang 2019 in
Kraft treten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8913: Tragisches und Kurioses - 14.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schwerer Verkehrsunfall in Bayern

Bei einem Frontalzusammenstoß eines vollbesetzten Reisebusses mit
einem Baustellenfahrzeug auf der Bundesstraße 26 bei Stockstadt im
Landkreis Aschaffenburg sind 22 Menschen verletzt worden. Der
Busfahrer und die drei Insassen des Kleintransporters wurden schwer
verletzt. Das Baustellenfahrzeug war aus noch unbekannten Gründen in
den Gegenverkehr geraten und dort mit dem entgegenkommenden Bus
kollidiert.
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WISSENSCHAFT/7998: Aus Forschung und Technik - 14.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Privates bemanntes Raumfahrzeug fliegt über 80 Kilometer hoch

Das bemannte Raketenflugzeug VSS Unity des privaten
Raumfahrtunternehmen Virgin Galactic ist erstmals in eine Höhe von
82,7 Kilometern aufgestiegen. Ein Trägerflugzeug beförderte das
Shuttle am Donnerstag in eine Höhe von rund 13 Kilometern. Dann
zündeten die Piloten für etwa 60 Sekunden das Triebwerk. Nachdem VSS
Unity den höchsten Punkt seiner Flugparabel durchlaufen hatte, kehrte
es zum Mojave Air and Space Port in Kalifornien zurück, wo es eine
Stunde nach dem Start sicher landete. Das Unternehmen hat bei dem
bemannten Testflug nach eigener Definition den Weltraum erreicht. Die
offizielle Grenze, die sogenannten Kármán-Linie, überquerte das
Raumschiff aber nicht. Diese wurde von der Fédération Aéronautique
Internationale (FAI) auf hundert Höhenkilometer festgelegt.

14. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8011: Aus aller Welt - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Israel baut wegen Attentaten Siedlungen im Westjordanland aus

In Ostjerusalem ist am frühen Donnerstagmorgen ein Mann erschossen
worden, der laut Polizeiangaben zwei Grenzschutzpolizisten mit einem
Messer angegriffen und verletzt hatte. Am Donnerstagvormittag hat ein
Mann an einer Bushaltestelle in der Nähe der jüdischen Siedlung Ofra
nördlich von Jerusalem zwei israelische Soldaten erschossen und zwei
weitere Personen verletzt. Danach stieg der Angreifer wieder in sein
Auto und floh. Die Israelische Armee riegelte daraufhin die Stadt
Ramallah im Westjordanland ab. In der Nacht auf Freitag wurden 40
Personen festgenommen. Ein Armeesprecher berichtete, sie hätten sich
unter anderem an Terroraktivitäten sowie Gewalttaten gegen Zivilisten
und Sicherheitskräfte beteiligt. Bei 37 von ihnen handelte es sich um
Mitglieder der Hamas. Unter den Festgenommenen sollen sich auch
Abgeordnete befinden. Die Kontrollpunkte um Ramallah wurden zunächst
nicht wieder aufgelöst. Am Donnerstagnachmittag wurde in der Nähe von
Ramallah ein Mann in einem Taxi von Soldaten erschossen, der versucht
haben soll, diese zu überfahren, als er fliehen wollte. Ein weiterer
Insasse des Fahrzeugs wurde verletzt. Palästinensischen
Medienberichten zufolge war der Sechzigjährige Mann in Panik geraten,
als er aus Versehen auf die Soldaten zufuhr. Zuvor hatten sich in dem
Ort Al-Bireh israelische Soldaten und Palästinenser
Auseinandersetzungen geliefert. Israelischen Angaben zufolge stand
der Erschossene im Verdacht, das Attentat vom Sonntag bei Ofra
ausgeführt zu haben. Dabei war eine Schwangere getötet worden. Das
Kind konnte zunächst gerettet werden, starb jedoch nach vier Tagen.
Ein weiterer Palästinenser, der dem israelischen Sicherheitsminister
Erdan zufolge im Oktober in der Siedlung Barkan im Westjordanland
zwei Israelis getötet haben soll, wurde im Verlauf der Razzien
ebenfalls erschossen.

Ausdrücklich als Antwort auf die Vorgänge kündigte der israelische
Ministerpräsident Netanjahu den Ausbau der israelischen Siedlungen im
Westjordanland an. Unter anderem soll die Baugenehmigung für 82
Wohneinheiten in Ofra erteilt werden. Zudem wird der Bau von
öffentlichen Gebäuden, Schulen und Synagogen vorangebracht. Darüber
hinaus sollen Tausende zum Teil seit Jahrzehnten bestehende, illegal
errichtete Wohnungen nachträglich genehmigt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7970: Medizin und Gesundheitswesen - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Pflegepersonalmangel kann töten

Eine Studie aus Großbritannien brachte es an den Tag. Der Mangel an
Pflegepersonal kann die Sterblichkeit der Patienten erhöhen. Ein
internationales Wissenschaftlerteam aus Großbritannien, Schweden und
Italien hatte laut Deutschem Ärzteblatt routinemäßig gesammelte
Patientendaten ausgewertet, die zwischen April 2012 und März 2015 in
einem großen Akutkrankenhaus in Südengland in 32 Stationen
aufgenommen wurden. Während dieser Zeit verbrachten 138.133
Erwachsene mindestens einen Tag auf der allgemeinen medizinischen und
chirurgischen Station. 79 Prozent wurden als Notfälle aufgenommen.
Die Gesamtsterblichkeit lag bei etwas mehr als 4 Prozent (5.662
Todesfälle). Es zeigte sich, daß die Sterbewahrscheinlichkeiten um 3
Prozent für jeden Tag stieg, an dem die Pflegebetreuung
unterdurchschnittlich war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7999: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



BGH entscheidet für Tod einer Wachkomapatientin

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in letzter Instanz die Beschwerde des
Mannes einer im Wachkoma liegenden Frau gegen das anderslautende
Urteil des Landgerichts Landshut abgewiesen, diese sterben zu lassen.
In einem jahrelangen Rechtsstreit hatte der Sohn die Auffassung
vertreten, seine Mutter hätte die Einstellung der künstlichen
Ernährung und der Flüssigkeitszufuhr gewollt.

Die 1940 geborenen Frau hatte vor mehr als zehn Jahren einen
Schlaganfall erlitten. Mit einer Patientenverfügung hatte sie
lebensverlängernde Maßnahmen für den Fall abgelehnt, daß keine
Aussicht auf Wiedererlangung des Bewußtseins besteht. Vor ihrem
Schlaganfall hatte sich die Frau dahin gehend geäußert, daß sie
lieber sterben als künstlich ernährt werden wollte. Zu der Zeit hatte
sie zwei Wachkomafälle in ihrem Umfeld miterlebt. Nach ihrem
Schlaganfall hatte sie ihrer Therapeutin noch gesagt, daß sie sterben
möchte. Aktive Sterbehilfe hatte die Frau ausdrücklich abgelehnt.

Laut BGH wäre die allgemeine Formulierung in der 2009 eingeführten
Patientenverfügung allein nicht hinreichend für eine Entscheidung
gewesen, die lebensverlängernden Maßnahmen einzustellen. Das Gericht
unterstrich, daß der Abbruch künstlicher Ernährung aus juristischer
Sicht nicht der aktiven Sterbehilfe gleichzusetzen ist.

Die Stiftung Patientenschutz empfiehlt angesichts des Streitfalls,
Patientenverfügungen so zu formulieren, daß es keine
Auslegungsmöglichkeiten gibt. Dazu sollte aufgeführt werden, bei
welcher Krankheit welche ärztlichen Maßnahmen gewünscht oder
abgelehnt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7922: Sprache, Kunst und Medium - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Eintrittspreise zum Taj Mahal für Inder kaum erschwinglich

Das Mausoleum Taj Mahal im indischen Agra gilt als eines der 
Weltwunder der Architektur. Deshalb lockt der weiße Prachtbau 
tagtäglich rund 40.000 Besucher an, also jährlich weit mehr als 14 
Millionen. Das hinterläßt deutliche Spuren. Die angestellten 
Kunsthandwerker kommen mit den Ausbesserungen und Reparaturen gar 
nicht hinterher. Deshalb kam die indische Behörde für Altertümer zu 
dem Schluß, daß die Besucherzahlen um möglichst 20 Prozent zurückgehen 
müßten.

Laut Deutschlandfunk will die Verwaltung das über drastische
Erhöhungen der Eintrittspreise erreichen, vor allem für Einheimische.
Diese sollen künftig 250 Rupien und damit das Fünffache des bisherigen
Preises zahlen. Das sind umgerechnet zwar nur etwa drei Euro, für die
indische Durchschnittsbevölkerung aber ein ziemlicher Schlag.

Ausländische Touristen, von denen momentan noch umgerechnet 16
US-Dollar für das Billett verlangt wird, sollen dann 19 Dollar (knapp
17 Euro) zahlen, werden proportional also nicht so stark betroffen
sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7989: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Parlament in Pristina beschließt Aufstellung einer Armee

Das Parlament in Pristina hat am Freitag einstimmig die Aufstellung
einer regulären Armee des Kosovos beschlossen. Die neun Abgeordneten
der Serbischen Liste waren der Parlamentssitzung aus Protest
ferngeblieben. Die kosovarischen Streitkräfte sollen binnen zehn
Jahren auf 5000 Mann anwachsen und leicht bewaffnet werden. Zur Zeit
unterhält das Kosovo eine 2500 Mann starke Katastrophenschutzeinheit
(KSF).

Seit der gewaltsamen Abtrennung der mehrheitlich von Albanern
bewohnten Provinz von Serbien im Kosovokrieg 1999 hat die NATO dort
eigene Soldaten stationiert. Das Kosovo, das sich vor zehn Jahren zu
einem unabhängigen Staat erklärte, wird international unter anderem
von Serbien nicht anerkannt. Die Aufstellung einer Armee wird in
Belgrad als besonders kritisch angesehen, weil in der Region
weiterhin rund 100.000 Serben leben, deren Existenz nun bedroht ist.
Der NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg hatte den
Parlamentsbeschluß zum jetzigen Zeitpunkt abgelehnt. Aber die
Vereinigten Staaten und Großbritannien unterstützten ihn. Die USA
haben bereits mit der Lieferung von leichten Kriegsgerät in den
Balkanstaat begonnen.

14. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8003: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



EU verlängert Wirtschaftssanktionen gegen Rußland um ein halbes Jahr

Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union haben ihre
Wirtschaftssanktionen gegen Rußland einstimmig um ein halbe Jahr
verlängert. Ohne den Beschluß wären sie Ende Januar 2019 eingestellt
worden. Ursprünglich waren die Strafmaßnahmen unter anderem gegen
Staatsbanken sowie die Öl- und Gasindustrie und das internationale
Waffengeschäft Rußlands eingeführt worden, als sich die ukrainische
Krim im Jahr 2014 der Russischen Föderation angeschlossen hatte. Die
jüngste Verlängerung der Sanktionen begründete der EU-Ratspräsident
Tusk bei Twitter damit, daß es bei der Umsetzung des Minsker
Friedensabkommens zum Konflikt in der Ostukraine keinerlei
Fortschritte gebe. Hinter dieser Auffassung steht auch die
Bundesregierung. Einige östliche EU-Staaten hatten die Verhängung
zusätzlicher Sanktionen wegen eines Zwischenfalls in der zum
Asowschen Meer führen Meerenge gefordert. Die 24 daran beteiligen
ukrainischen Marineangehörigen befinden sich weiterhin in Rußland in
Haft. Ihnen wird Eindringen in russische Hoheitsgewässer vorgeworfen.
Die Vertreter der EU-Staaten forderten erneut deren sofortige
Freilassung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7972: Tragisches und Kurioses - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Strategie gegen rüde Töne im Weihnachtsgottesdienst

Gähnende Leere in den Kirchen - außen an Heiligabend und Weihnachten
-, ist kein neues Phänomen. Daß aber zumindest verbal um die
Sitzplätze gekämpft wird - wie 2017 -, soll in der evangelische
Kirchengemeinde in Essen-Haarzopf nicht wieder vorkommen.

Da alle Besucher wegen der Brandschutzbestimmungen sitzen müssen, hat
die Kirchengemeinde kostenlose Eintrittskarten für die sechs
Weihnachtsgottesdienste an den drei Tagen bereitgelegt. Diese können
im Gemeindebüro abgeholt werden.

Wie WDR1 berichtete, soll damit vermieden werden, daß Besucher bei
einem ähnlich großen Andrang wie im vergangenen Jahr abgewiesen
werden müssen. Damals wurden Gemeindehelfer angepöbelt.

Es scheint aber die einzige Kirche im Ruhrbistum zu sein, die zu
diesem Mittel greift. Sonst gilt: Frühes Kommen sichert die besten -
oder überhaupt - Plätze.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8000: Arbeit, Soziales und Familie - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Opelaner protestieren gegen Unternehmenspolitik ihres Managements

Zahlreiche Beschäftigte des im Sommer 2017 von der französischen PSA
übernommenen Autobauers Opel haben am Donnerstag am Stammsitz
Rüsselsheim gegen die Firmenpolitik des Managements protestiert. Nach
einem Marsch durch die Innenstadt kamen mehrere tausend Opelaner in
einer Werkshalle zu einer Betriebsversammlung zusammen. Ihr Protest
gilt unter anderem dem im November vereinbarten Verkauf von Teilen
des Internationalen Technischen Entwicklungszentrums (ITEZ) in
Rüsselsheim an den französischen Ingenieursdienstleister Segula. Etwa
2000 Ingenieure des Entwicklungszentrums sollen bis zum kommenden
Sommer nach Segula wechseln. Das ITEZ mit seinen rund 7000
Beschäftigten ist nicht mehr ausgelastet, weil Aufträge des früheren
Opel-Besitzers General Motors aus den USA ausbleiben. Die IG Metall
hat für die Rüsselsheimer Ingenieure Arbeitsplatzgarantien gefordert,
weil der Schutz vor betriebsbedingten Kündigungen bis 2023 im Fall
einer Insolvenz der neuen Teilgesellschaft nicht mehr gelten würde.
Deshalb soll den Betroffenen das Recht auf Rückkehr nach Opel
zugesagt werden. Die Unternehmensleitung hat bislang keine der
Gewerkschaftsforderungen umgesetzt. Außerdem liegt dem Betriebsrat
und der IG Metall weiterhin kein wirtschaftlich tragfähiges Konzept
für den Teilverkauf vor. Auch wird, anders als versprochen, bislang
nicht in ein zweites, in Rüsselsheim neben dem Insigna zu
produzierendes Modell investiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7981: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel sorgt für mehr Extremwetter

Die Zunahme von Starkregen und Dürren weltweit ist ohne jeden Zweifel
auf den Klimawandel zurückzuführen. Darauf hat eine Studie des
Potsdam-Instituts für Klimaforschung am Rande des Gipfels in Polen
hingewiesen. So leiden etwa der Osten und die Mitte der USA,
Nordeuropa und Nordasien vermehrt unter schweren Regenfällen, mit
teils verheerenden Überschwemmungen. Im Gegensatz dazu gibt es in den
meisten afrikanischen Regionen häufiger Monate mit zu wenig Regen.
Wie die Potsdamer Forscher mitteilten, ist die Studie die erste, die
systematisch die Veränderungen der monatlichen
Rekord-Niederschlagsereignisse analysiert und quantifiziert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7988: Märkte und Finanzen - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Post verlängert die Altersteilzeit um vier Jahre

Die Deutsche Post ermöglicht ab März 2019 die Inanspruchnahme von
Altersteilzeit ab dem vollendeten 55. Lebensjahr. Das ist vier Jahre
früher als bislang. Der in der Tariflandschaft einmaligen Ausweitung
des Demografietarifvertrags von 2011 hat die Gewerkschaft Verdi
zugestimmt. Von der neuen Regelung sollen vor allem Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen profitieren können, die wie die Postboten und
Paketzusteller einer körperlich anstrengenden Beschäftigung
nachgehen. Sie können durch Altersteilzeit größere Rentenabschläge
vermeiden. Die Gegenfinanzierung erfolgt über ein vom Arbeitnehmer
angespartes Zeitwertkonto, einen Arbeitgeberzuschlag sowie einen von
allen Arbeitnehmern aufgebauten Demografiefonds. Damit erhalten die
Teilnehmer des Demografietarifvertrags nach Unternehmensangaben 79
bis 87 Prozent des letzten Nettogehalts. Die Rentenbeiträge werden
auf 90 Prozent der Beiträge vor der Altersteilzeit aufgestockt. Den
sogenannten Generationenvertrag nutzen heute rund 25.500 Beschäftigte
der Deutsche Post DHL Group. Rund 4200 Mitarbeiter befinden sich in
der Altersteilzeitphase.

14. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8004: Aus Forschung und Technik - 14.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Kryptomessenger Threema führte Safe-Funktion ein

Kryptomessenger Threema hat eine neue Funktion für die Nutzer. Wie
Spiegel Online meldete, können sie künftig mit Threema Sage wichtige
Daten automatisch auf dem Threema-Server oder auf einem selbst
gewählten Server sichern lassen. Dabei werden die Daten mit einem vom
Nutzer gewählten Passwort verschlüsselt. Gesichert werden
grundlegende Informationen wie Threema-ID, Nutzername, Profilbild und
Kontakte, dazu kommen die Gruppenzugehörigkeiten und Verteilerlisten
sowie zahlreiche Privatsphäre-Einstellungen. Allerdings sind
Nachrichteninhalte nicht Teil dieser Datensicherung.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/669: Einzigartige Einblicke in die Geburtsstätten von Planeten (idw)


Universität Heidelberg - 12.12.2018

Einzigartige Einblicke in die Geburtsstätten von Planeten

Astronomen entdecken bislang unbekannte Strukturen in Staub- und
Gasgürteln junger Sterne



Bislang unbekannte, für die Forschung spektakuläre Strukturen in Staub-
und Gasgürteln junger Sterne geben vollkommen neue Einblicke in die
Geburtsstätten von Planeten: Entdeckt wurden sie von einem internationalen
Astronomenteam unter maßgeblicher Mitwirkung von Heidelberger
Wissenschaftlern, das 20 dieser sogenannten protoplanetaren Scheiben im
Zuge einer mehrmonatigen Beobachtungskampagne untersucht hat. Zum Einsatz
kam dabei ein Teleskopverbund, das Atacama Large Millimeter /
Submillimeter Array (ALMA). "Unsere Beobachtungen deuten darauf hin, dass
Planeten viel schneller entstehen können als bislang angenommen", betont
Prof. Dr. Cornelis Dullemond vom Zentrum für Astronomie der Universität
Heidelberg (ZAH), der einer der Leiter der Kampagne ist.

Über die Entstehung von Planeten und die damit verbundenen physikalischen
Mechanismen ist bislang wenig bekannt. Bisherige Modelle besagen, dass
Planeten über Millionen von Jahren durch die allmähliche Verdichtung von
Staub und Gas in einer protoplanetaren Scheibe geboren werden - beginnend
mit Staubkörnern, die sich zu immer größeren Gesteinsbrocken
zusammenfügen. Im Rahmen der aktuellen Beobachtungskampagne des "Disk
Substructures at High Angular Resolution Project" (DSHARP) haben die
Astronomen Staubpartikel untersucht, die auf natürliche Weise im
Millimeterwellenlicht leuchten. Auf diese Weise konnte mithilfe von ALMA
und seiner extrem scharfen Bilder die Dichteverteilung der kleinen, festen
Partikel um junge Sterne präzise abgebildet werden.

Die überzeugendste Interpretation dieser Beobachtungen ist nach Angaben
der beteiligten Forscher, dass sich große Planeten wie zum Beispiel Neptun
oder Saturn viel schneller gebildet haben, als es die gegenwärtige Theorie
voraussagt. Solche Planeten neigen offensichtlich auch dazu, sich in
enormen Entfernungen von ihren Muttersternen zu entwickeln. "Wir sehen
klar definierte Details bei jungen Sternen unterschiedlicher Massen,
einschließlich markanter Ringe und Lücken, die in ganz verschiedenen
Abständen von ihren Wirtssternen vorkommen. Sie sind offenbar ein Hinweis
auf die Anwesenheit von Planeten", erläutert Prof. Dullemond.

Mithilfe der jüngsten Beobachtungen kann möglicherweise auch erklärt
werden, wie sich erdähnliche Planeten bilden und wachsen können. So
rätseln Astronomen seit Jahrzehnten über eine Unstimmigkeit in der Theorie
der Planetenentstehung. "Wenn staubige Körper etwa die Größe von Murmeln
erreichen, würde die Dynamik einer strukturlosen glatten protoplanetaren
Scheibe dazu führen, dass diese irgendwann auf ihren Mutterstern fallen
und niemals die für Planeten erforderlichen Masse erreichen können",
betont Cornelis Dullemond. Die ALMA-Bilder deuten jedoch darauf hin, dass
diese "Murmeln" in Ringen eingeschlossen sind. "Jeder dieser Ringe enthält
viele Dutzend Erdmassen in Form dieses staubigen Materials. Sie sind die
idealen Orte, an denen sich neue Planeten bilden können", so der
Heidelberger Astronom. "Die dichten Staubringe schaffen somit einen
sicheren Hafen, in dem felsige Welten vollständig reifen können".

Federführend beteiligt an der DSHARP-Kampagne waren neben Prof. Dullemond
auch Dr. Sean Andrews, Astronom am Harvard-Smithsonian Center für
Astrophysik (USA), Prof. Dr. Andrea Isella von der Rice University (USA)
sowie Prof. Dr. Laura Pérez von der Universidad de Chile. Die
Forschungsergebnisse wurden in einer Reihe von Veröffentlichungen
publiziert und zu einer Sonderausgabe der "Astrophysical Journal Letters"
zusammengefasst.


Weitere Informationen unter:

http://www.ita.uni-heidelberg.de/~dullemond/index.shtml?lang=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/418: Vor 538,8 Millionen Jahren - Explosion des Lebens, "kambrische Explosion" jünger als vermutet (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 12.12.2018

Vor 538,8 Millionen Jahren: 

Explosion des Lebens - "kambrische Explosion" jünger als vermutet



Dresden, 12.12.2018. Senckenberg-Wissenschaftler haben mit einem
internationalen Team den Zeitpunkt für die "kambrische Explosion" anhand
von Uran-Blei-Datierung auf 538,8 Millionen Jahre vor heute hochpräzise
datiert. Während der "kambrischen Explosion" erschienen in wenigen
Millionen Jahren alle bekannten Baupläne der Tierwelt, zeitgleich starben
die sogenannten "Ediacara"- Biota, einzigartige besondere Lebensformen,
aus. Die Studie erschien kürzlich im Fachjournal "Terra Nova".




[image: Foto: © Senckenberg/Linnemann]

Spektakulärer Vertreter der Ediacara-Biota - ein Abdruck von Pteridinium
simplex in Süd-Namibia. 

Foto: © Senckenberg/Linnemann



Die Vorfahren der heutigen Schnecken, Insekten, Würmer, Muscheln, Krebse,
Seesterne, Wirbeltiere und letztlich auch des Menschens - die "kambrische
Explosion" war der Startpunkt für das moderne Leben aus der Erde.
"Wir konnten nun ein exaktes Zeitfenster für den Start dieses Ereignisses
festlegen", erklären Prof. Dr. Ulf Linnemann, Direktor der Senckenberg
Naturhistorischen Sammlungen in Dresden sowie Dr. Maria Ovtcharova und
Prof. Dr. Urs Schaltegger von der Geochronologie-Gruppe der Universität
Genf und fahren fort: "Die von uns durchgeführten Uran-Blei-Datierungen
zeigen, dass sich die Vielfalt des Lebens auf unserem Planeten ab einem
Startpunkt vor genau 538,8 Millionen Jahren entwickelte."

Das internationale Forscherteam hat in Süd-Namibia datierbare Minerale aus
mehreren vulkanischen Aschenlagen mit der Uran-Blei-Methode datiert.
Hierbei wird die radioaktive Zerfallsreihe von Uran im Mineral Zirkon
verwendet, um die Entstehung des Gesteins zeitlich festzulegen. "Wir haben
die Proben an der Grenze zwischen Präkambrium und Kambrium genommen - die
beiden Erdzeitalter lassen sich gut durch die dort vorhandenen Fossilien
unterscheiden", erklärt Linnemann und fährt fort: "Unsere sehr präzise
Datierung zeigt, dass die 'kambrische Explosion' etwa 2 Millionen Jahre
später stattfand, als wir bisher angenommen haben."




[image: Foto: © Senckenberg/Linnemann]

Das kambrische Spurenfossil Streptichnus narbonnei unmittelbar über der
Präkambrium-Kambrium-Grenze in Süd-Namibia bezeugt das Einsetzen der
kambrischen Explosion.

Foto: © Senckenberg/Linnemann



Die Datenreihen der Wissenschaftler offenbaren zudem, dass die Entwicklung
der Tierwelt in einem sehr kurzen Zeitraum vollzogen wurde: Der Übergang
von den "Ediacara-Biota" - vielzellige, aber sehr einfache Organismen - zu
den vielgestaltigen kambrischen Lebensformen vollzog sich in weniger als
410.000 Jahren. "Das ist aus geologischer Sicht ein echter Sprint", so das
Wissenschaftlerteam. Dieser rasante Faunen-Wechsel sei laut der aktuellen
Studie am besten durch eine Art "biologisches Wettrüsten" zu erklären:
Neue grundlegende Eigenschaften beschleunigten die weitere Evolution und
trieben zum nächsten "adaptiven Durchbruch" an. "Wenn die Organismen
beispielsweise beweglicher wurden und sich räuberisch ernährten, mussten
sich die bisher noch unbeweglicheren Tiere etwas zum Schutz 'einfallen
lassen' - so könnten in kurzer Zeit Schalen oder Skelette entstanden sein.
Eine Errungenschaft bedingte demnach die nächste - und dies, aus der
Notwendigkeit heraus, in verkürzter Zeit", fasst Linnemann die These
zusammen.


Originalpublikation:

Linnemann, U. , Ovtcharova, M. , Schaltegger, U. , Gärtner, A. , Hautmann,
M. , Geyer, G. , Vickers-Rich, P. , Rich, T. , Plessen, B. , Hofmann, M. ,
Zieger, J. , Krause, R. , Kriesfeld, L. and Smith, J. (2018), New
high-resolution age data from the Ediacaran-Cambrian boundary indicate
rapid, ecologically driven onset of the Cambrian explosion. Terra Nova.
doi:10.1111/ter.12368

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1606: Längere Akku-Laufzeit - Lithium-Ionen-Batterien auf nächste Leistungsstufe gehoben (idw)


Universität Wien - 13.12.2018

Längere Akku-Laufzeit: 

Lithium-Ionen-Batterien auf nächste Leistungsstufe gehoben



Herkömmliche Lithium-Ionen-Akkus, wie sie in Smartphones und Notebooks zum
Einsatz kommen, stoßen zunehmend an Leistungsgrenzen. Freddy Kleitz von
der Fakultät für Chemie der Universität Wien hat mit internationalen
WissenschafterInnen ein neues nanostrukturiertes Material für die Anode
von Lithium-Ionen-Akkus entwickelt, das den Batterien mehr Leistung und
Lebensdauer bringt. Das Material auf Basis eines halbporösen
Mischmetalloxids in Kombination mit Graphen könnte einen Ansatz bieten, um
Batterien in Großgeräten wie Elektro- oder Hybrid-Fahrzeugen besser nutzen
zu können. Die Arbeit wird aktuell als Titelgeschichte der aktuellen
Ausgabe von "Advanced Energy Materials" veröffentlicht.

Eine hohe Energiedichte, eine hohe Anzahl an Ladezyklen und keinen
Memory-Effekt: Lithium-Ionen-Akkus sind die am weitesten verbreiteten
Energiespeicher für mobile Geräte sowie Hoffnungsträger für die
Elektromobilität. Die Forschung sucht nach neuen Typen von aktivem
Eletrodenmaterial, um die Batterien noch leistungsfähiger, langlebiger und
damit auch besser nutzbar für Großgeräte zu machen. "Nanostrukturiertes
Material für Lithium-Ionen-Akkus kann hier einen erfolgreichen Weg
vorgeben", sagt Freddy Kleitz vom Institut für Anorganische Chemie, der
gemeinsam mit Claudio Gerbaldi, Leiter der Gruppe für Angewandte Material-
und Elektrochemie am Politecnico di Torino (Italien), Erstautor der Studie
ist.

Die von den zwei Forschern und ihren Teams entwickelte neue
nanostrukturierte 2D/3D-Verbindung aus Mischmetalloxiden und Graphen
steigerte deutlich die elektrochemische Leistung der Akkus: "Die
Batteriekapazität war mit bis zu über 3.000 reversiblen Ladezyklen, sogar
bei sehr hohen Strombelastungen von bis zu 1.280 Milliampere, bespiellos",
so Institutsvorstand Kleitz. Heutige Lithium-Ionen-Akkus verlieren nach
etwa 1.000 Ladezyklen an Leistungsfähigkeit.

Neue Rezeptur

Die Anode handelsüblicher Lithium-Ionen-Akkus besteht häufig aus einem
Kohlenstoff-Material wie Graphit. "Metalloxide weisen eine höhere
Batteriekapazität als Graphit auf, sind aber eher instabil und wenig
leitfähig", so Kleitz. Die ForscherInnen haben einen Weg gefunden, die
positiven Eigenschaften beider Stoffe in einer neuartigen Verbindung
bestmöglich zu nutzen. Sie haben eine neue Familie für aktives
Elektrodenmaterial aus halbdurchlässigen Mischmetalloxiden, bestehend aus
Kupfer und Nickel, in Kombination mit dem elektrisch leitfähigen und
stabilisierend wirkenden Graphen entwickelt. Das Material weist im
Vergleich zu den meisten bereits bekannten Metalloxid-Nanostrukturen und
Verbundwerkstoffen überlegene Eigenschaften auf.

Um das Mischmetall mit Anteilen von Kupfer und Nickel kontrolliert und
homogen erstellen zu können, entwickelten sie eine neue Kochprozedur für
die Metalle. Unter Einsatz des Nanocasting-Verfahrens - einer Methode zur
Herstellung von mesoporöser Materialien - schuf das Team anschließend
geordnete nanoporöse Mischmetall-Oxid-Kügelchen, die aufgrund ihres
weitflächigen Netzwerkes an Poren eine sehr hohe aktive Reaktionsfläche
für den Austausch mit den Lithium-Ionen aus dem Elektrolyt der Batterie
aufweisen. Über ein anschließendes Sprühtrockenverfahren werden die
Mischmetalloxid-Partikel mit hauchdünnen 2D-Graphenschichten ummantelt und
von diesen durchdrungen.

Einfaches und effizientes Design

Die Verwendung von Lithium-Ionen-Akkus für die Elektromobilität gilt aus
Umweltsicht, z.B. aufgrund ihrer rohstoffintensiven Produktion, als eher
problematisch. Kleine Akkus, die möglichst viel Energie speichern können,
lange halten und nicht zu kostenintensiv in ihrer Herstellung sind,
könnten ihren Einsatz in Großgeräten vorantreiben. "Im Vergleich zu den
bestehenden Ansätzen ist unsere innovative Design-Strategie für
leistungsfähiges und langlebiges Anodenmaterial einfach und effizient. Es
handelt sich um einen wasserbasierten Prozess und ist von daher
umweltfreundlich und bereit zur Anwendung auf industrieller Ebene", so die
Studienautoren.


Publikation in Advanced Energy Materials
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1300: Quantenkryptographie ist bereit für das Netz (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 13.12.2018

Quantenkryptographie ist bereit für das Netz



Wiener Quantenforscher der ÖAW realisierten in Zusammenarbeit mit dem
AIT erstmals ein quantenphysikalisch verschlüsseltes Netzwerk zwischen vier
aktiven Teilnehmern. Diesen wissenschaftlichen Durchbruch würdigt das
Fachjournal "Nature" nun mit einer Cover-Story.

Alice und Bob bekommen Gesellschaft: Bisher fand quantenkryptographisch
verschlüsselte Kommunikation primär zwischen zwei aktiven Teilnehmern,
zumeist Alice und Bob genannt, statt - ein großes Manko für den Einsatz in
modernen Netzwerken, die zwischen zahllosen aktiven Teilnehmern
gleichzeitig kommunizieren müssen.

Forscher des Wiener Instituts für Quantenoptik und Quanteninformation der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW) haben diese Hürde nun
überwunden: In einem quantenphysikalischen Experiment gelang es ihnen in
Zusammenarbeit mit dem Austrian Institute of Technology (AIT) erstmals,
vier Teilnehmer innerhalb eines Quantennetzwerks so miteinander zu
verbinden, dass jeder von ihnen mit jedem anderen verschlüsselte
Botschaften austauschen konnte. Damit dürfte ein Meilenstein auf dem Weg
zum quantenkryptographischem Internet erreicht sein.

Abhörsichere Kommunikation zwischen mehreren Nutzern

Das Quanteninternet der Zukunft soll vollkommen abhörsichere Kommunikation
zwischen Nutzer/innen weltweit ermöglichen. Anstelle von starken
Lichtsignalen der klassischen Kommunikationstechnologie werden hier
einzelne Lichtteilchen (Photonen) benutzt, um einen kryptographischen
Schlüssel zu erzeugen. Mit diesem können dann Daten verschlüsselt und auf
klassischen Wegen versandet werden. Hat der Empfänger den gleichen
Schlüssel, kann er die Daten dechiffrieren. Die Sicherheit dieses
Verfahrens basiert dabei auf einer quantenphysikalischen Gesetzmäßigkeit:
Es ist unmöglich, den Zustand eines einzelnen Lichtteilchens fehlerfrei zu
kopieren. Versucht es trotzdem jemand, erzeugt er Fehler in der
Übertragung und der Hack von außen fliegt auf. In einem konventionellen
Netzwerk hingegen können Nachrichten unendlich oft kopiert werden, ohne
dabei Spuren zu hinterlassen.

Wie man die Quantenkryptographie auch in Netzwerken einsetzt, ist zwar im
Prinzip bekannt, erklärt Rupert Ursin, Forschungsgruppenleiter am 
ÖAW-Institut. "Experimentell umgesetzt wurde das aber bisher nur mit großen
Einschränkungen", so der Co-Autor der in "Nature" als Cover-Story
erschienenen Studie weiter. Bisherige Quantennetzwerke konnten in den
meisten Fällen nur zwei aktive Teilnehmer unter Garantie der Sicherheit
miteinander verbinden. Für den Zusammenschluss mehrerer Teilnehmer waren
hingegen hochkomplexe und fehleranfällige Hardware-Setups erforderlich,
die letztlich ebenfalls nur limitierte Kommunikationsverbindungen
zuließen.

Neue Architektur für Quantennetzwerk

Den Ausweg aus dieser Einschränkung fanden die Wiener Forscher nun, indem
sie eine neue Netzwerkarchitektur entwarfen und in einem Experiment auf
den Prüfstand stellten: Sie verbanden vier Teilnehmer in einem
Quantennetzwerk und versorgten diese aus einer einzelnen Quelle mit
einzelnen Lichtteilchen. Bereits an der Quelle wurden die Photonen jeweils
paarweise mit einer unbekannten - jedoch identischen Polarisation
(Polarisation bezeichnet die Schwingungsrichtung der Photonen), erzeugt.

Sören Wengerowsky, Erstautor der Studie, schildert den weiteren Ablauf des
Experiments: "Die Photonenpaare werden wie in einem Regenbogen generiert,
was uns die Möglichkeit gibt, sie eindeutig unter den Teilnehmern zu
verteilen. Jeder Teilnehmer nimmt dann eine Messung der Polarisation an
seinem Photon vor." Das Ergebnis dieser Messung ist zwar gemäß den
Gesetzmäßigkeiten der Quantenphysik bei jedem Teilnehmer zufällig, jedoch
bei beiden Teilen eines Photonenpaares immer identisch. Dank dieser
Verschränkung können alle Teilnehmer des Netzwerks miteinander
kryptographische Schlüssel erzeugen und für eine abhörsichere
Kommunikation verwenden.

"Ein entscheidender Vorteil dieser Architektur ist ihre Flexibilität",
betont Ursin. "Wir sind damit in der Lage, neue Kommunikationspartner in
das Quantennetzwerk zu integrieren - und zwar mit lediglich minimalen
Eingriffen. Damit ist gezeigt, dass Quantennetzwerke Realität werden
können - für Jedermann."

In Zukunft können so umfassende Netzwerke aufgespannt werden, die es allen
Nutzer/innen auch über große Distanzen erlauben, abhörsicher miteinander
zu kommunizieren - eine Voraussetzung für den Aufbau eines
Quanteninternets. Die Erweiterbarkeit der neuen 
Quanten-Netzwerkarchitektur wollen die Forscher nun in weiteren Experimenten unter
Beweis stellen. Im globalen Rennen um die Entwicklung des Quanteninternets
ist jetzt jedenfalls geklärt: Alice und Bob können künftig auch
netzwerken.
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"Entanglement-based wavelength multiplexed quantum communication network",
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WERKSTOFFE/1090: Polyester aus Pflanzenöl (idw)


Universität Konstanz - 12.12.2018

Polyester aus Pflanzenöl

Konstanzer Chemiker Prof. Dr. Stefan Mecking beschreibt neues
Katalyse-Konzept zur Gewinnung von Polyester aus Rizinusöl



Die Entwicklung von Technologien, mit denen - jenseits von Erdöl - künftig
Chemikalien und Kunststoffe erzeugt werden können, ist eine der
wesentlichen Aufgaben der modernen Materialwissenschaft und eine
entscheidende Herausforderung für die Zukunft der nachhaltigen
industriellen Produktion. Vor der Erprobung möglicher Anwendungen der aus
nachwachsenden Rohstoffen generierten Materialien liegen viele den
Naturprodukten geschuldeten Schwierigkeiten und Problemstellungen, für die
entsprechende theoretische Konzepte und Laborverfahren erstellt und
getestet werden müssen. Ein solches Konzept beschreibt Prof. Dr. Stefan
Mecking in der aktuellen Studie "Synthetic Polyester from Plant Oil
Feedstock by Functionializing Polymerization" über die Erzeugung von
Polyester aus Rizinusöl in der Zeitschrift "Angewandte Chemie".

Gemeinsam mit seinem Mitarbeiter und Erstautor der Studie, dem Alexander
von Humboldt-Stipendiaten Dr. Ye Liu, legt Stefan Mecking einen Weg dar,
wie aus Fetten und Ölen, genauer aus Rizinusöl, Polyester hergestellt
werden kann. Ein bekannter chemisch etablierter Baustein, der aus
Rizinusöl gewonnen wird, ist Undecenol. "Unsere Idee war es, viele von
diesen Molekülen zu einem großen Molekül, einem Kunststoffmolekül, zu
verknüpfen. Das Ganze wollten wir effektiv, sozusagen 'in einem Schuss',
durchführen", erklärt Stefan Mecking den Ansatz seiner Arbeit. Undecenol
besitzt an einem Ende des Moleküls eine Alkoholgruppe und am anderen Ende
eine Doppelbindung. Entscheidend dabei war, die Verknüpfung der beiden
Gruppen zu einer Estergruppe so umzusetzen, dass gleichzeitig die
Verknüpfung zu langkettigen Molekülen, also Kunststoffen erfolgen kann.
Solch langkettige Verbindungen werden benötigt, um die gewünschten
Materialeigenschaften zu erhalten. Für diese Verfahren grundsätzlich
besonders herausfordernd ist die Verwendung der geeigneten Katalysatoren.
"Diese sind deshalb von besonderer Bedeutung, weil die Reaktion, die zu
den gewünschten, langkettigen Molekülen führt, äußerst effektiv und ohne
jede Abweichung verlaufen muss", erläutert Stefan Mecking weiter.

Bei der in der aktuellen Studie beschriebenen Erzeugung von Polyester
verwendeten die Chemiker als katalytische Reaktion zur Erzeugung der
Estergruppen die sogenannte Carbonylierung. " Beim Baustein Undecenol
stehen wir vor dem Problem, dass er zu einem anderen kleinen Molekül,
einem Aldehyd reagiert. Passiert dies, wird es nicht in die Kette
eingebaut und geht verloren", fasst Stefan Mecking den Kern und zugleich
den Erfolg seiner Arbeit zusammen. Durch den Einsatz der geeigneten
Katalysatoren ist es gelungen, diesen Verlust zu verhindern und Polyester
effektiv herzustellen. Bei der Entwicklung der Katalysatoren wurde
weiterhin herausgearbeitet, welche konzeptionellen Schritte zu tun sind,
um den Schmelzpunkt der Produkte einstellen zu können. "Vom Verständnis,
das wir hier erlangt haben, wüssten wir jetzt auch, auf welche Weise wir
für andere, langkettigere Substrate mit dem Schmelzpunkt umgehen können",
schließt Stefan Mecking und spricht damit den möglichen Transfer seines
Konzeptes auf andere nachwachsende Rohstoffe an, die noch besser verfügbar
sind als Rizinusöl.


Faktenübersicht:

- Konstanzer Chemiker Prof. Dr. Stefan Mecking veröffentlicht neues
Katalyse-Konzept zur Erzeugung von Polyester aus Rizinusöl

- Originalpublikation: "Synthetic Polyester from Plant Oil Feedstock
by Functionalizing Polymerization", Angewandte Chemie, Ye Liu, Stefan
Mecking,DOI: 10.1002/anie.201810914 and 10.1002/ange.201810914

- Modifikation zu einer Estergruppe und gleichzeitige Verknüpfung zu
Kunststoffen

- Verlust von Uncecenol und Störung der molekularen Kettenbildung
kann durch Carbonylierung als Katalysator verhindert werden

- Transfer des Konzepts auf andere nachwachsende Rohstoffe
perspektivisch möglich

Weitere Infomationen:

https://www.chemie.uni-konstanz.de/mecking/
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ARBEIT/1163: Tarifbindung - Heils Worten sollten endlich Taten folgen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Dezember 2018

Tarifbindung: Heils Worten sollten endlich Taten folgen



Zu dem Vorschlag von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil,
tarifgebundene Unternehmen steuerlich besser zu behandeln als nicht
tarifgebundene, erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für
ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Hubertus Heil redet viel und gerne. Geht es um die Erhöhung der
Tarifbindung, so setzen er und sein Ministerium bisher jedoch auf
Öffnungsklauseln in Tarifverträgen. Die wurden in der Vergangenheit
von seinem Ministerium promoted. Eigentlich sollen Tarifverträge dazu
dienen, Verbesserungen für Beschäftigte zu bewirken. Öffnungsklauseln
hingegen ermöglichen Verschlechterungen. Das ist absurd. Zu einer
steigenden Tarifbindung führt es jedenfalls nicht.

Stattdessen hätte der Bundesarbeitsminister längst dafür sorgen
können, dass der Mindestlohn deutlich steigt. Denn ein höherer
Mindestlohn stärkt das Tarifvertragssystem von unten. Außerdem hätte
er längst den Abschluss von Allgemeinverbindlicherklärungen weiter
erleichtern können, damit Tarifverträge für alle Betriebe einer
Branche gelten. Denn solche Erklärungen können immer noch viel zu
leicht blockiert werden. Eine solche Änderung wäre für Heil ein
Leichtes gewesen. Doch hier ziert er sich und redet stattdessen jetzt
von Steuererleichterungen, ohne dass wir handfeste Resultate sehen.

Es bleibt zu hoffen, dass der Bundesarbeitsminister seinen
Ankündigungen endlich auch Taten folgen lässt und tatsächlich etwas
unternimmt, um die Tarifbindung zu erhöhen. Denn die erodiert seit
Jahren auf fatale Weise. Seit Mitte der 1990er-Jahre ist der Anteil
der Unternehmen, die nach Tarif zahlen, von 60 Prozent auf
mittlerweile 25 Prozent gesunken. Der Anteil der tarifgebundenen
Beschäftigten fiel gleichzeitig von 82 auf 57 Prozent. Vor allem diese
sinkende Tarifbindung führt dazu, dass die Schere bei den Einkommen in
Deutschland immer weiter auseinander geht. Denn Tarifverträge sind das
Rückgrat der Lohnentwicklung.
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AUSSEN/2117: Nicaragua - Zivilgesellschaft weiter unter Druck


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Dezember 2018

Nicaragua: Zivilgesellschaft weiter unter Druck



Zum Entzug des Rechtstatus von Menschenrechtsverteidigerinnen
und -verteidigern in Nicaragua erklären Omid Nouripour, Sprecher für
Außenpolitik, und Kai Gehring, Mitglied im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Seit April geht das Regime von Daniel Ortega massiv gegen die eigene
Bevölkerung vor. Hunderte Protestierende wurden seitdem getötet,
Tausende inhaftiert und gefoltert, Zehntausende sind auf der Flucht.
Das politische System ist unter der Regierung Ortega zu einem
Gewaltsystem pervertiert, das Menschenrechte systematisch verletzt und
Andersdenkende mit Gewalt verfolgt.

Die Repression gegen die Zivilgesellschaft erfolgt u.a. gegenüber
Menschenrechtsorganisationen, LGBTTI, Journalistinnen und
Journalisten, Studierenden, NGOs und Kirchen. Der Entzug des
Rechtsstatus von CENIDH und der NGO Hagamos Democracia wird eine
weitere Verengung demokratischer Spielräume mit sich bringen und
erfordert dringend den Einsatz der internationalen Gemeinschaft für
sichere zivilgesellschaftliche Handlungsräume in Nicaragua.

Die Bundesregierung muss sich bei den Vereinten Nationen und innerhalb
der EU endlich dafür stark machen, dass die Situation in Nicaragua
oben auf der Agenda steht. Ein erster Schritt wäre darauf hinzuwirken,
dass die UN-Menschenrechtskommission ihre Arbeit in Nicaragua wieder
aufnehmen kann.
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FINANZEN/1508: Katrin Göring-Eckardt zum Stopp der Grundgesetzänderung durch die Bundesländer


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Dezember 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Stopp der Grundgesetzänderung durch die Bundesländer



"Das Signal aus dem Bundesrat ist: Jetzt müssen wir eine gemeinsame
Lösung finden. Dafür gibt es den Vermittlungsausschuss, der vermitteln
soll. Ich bin sehr zuversichtlich, dass das gelingt und wir eine
gemeinsame Lösung finden - im Sinne der Kinder, der Eltern, der
Lehrerinnen und Lehrern. Die Unterstützung ist dringend notwendig,
darin sind sich alle einig. Die Schulen in diesem Land haben einen
Investitionsstau von etwa 47 Milliarden Euro. Und ich finde, das zeigt
deutlich, dass es eine gemeinsame Anstrengung von Bund und Ländern
geben muss. Wir haben viel mit den Bundesländern darüber gesprochen,
welche Möglichkeiten es gibt. Die größten Schwierigkeiten haben die
Länder mit der Finanzierung. Das ist ein guter Grund, darüber jetzt
intensiv zu sprechen, wie man diese gemeinsame Lösung finden kann. Ich
bin da sehr zuversichtlich."

 * 
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MEDIEN/451: Rundfunkbeitrag - Weg frei für wichtige Reformen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Dezember 2018

Weg frei für wichtige Reformen



Zum heutigen Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur Rechtmäßigkeit
des deutschen Rundfunkbeitrags erklärt Tabea Rößner MdB:

Wir begrüßen das heutige Urteil des Europäischen Gerichtshofs. Die
Richter bestätigten, dass die Umstellung auf das System des
Rundfunkbeitrags im Wesentlichen darauf abzielte, den "technologischen
Entwicklungen" hinsichtlich des Empfangs der öffentlich-rechtlichen
Programme zu vereinfachen. Das ist richtig: Das Konzept zum
Rundfunkbeitrag war eine überfällige und zeitgemäße Antwort auf die
rasante Entwicklung unserer heutigen Empfangsmöglichkeiten durch
Smartphones, Tablets und PCs und hat die jahrelange lästige
Schnüffelei in Wohnungen abgelöst. Zudem dürfen die Sender laut EuGH
säumige Zahlungen auch selbst eintreiben. Damit steht fest: Der
Rundfunkbeitrag ist verfassungsgemäß und europarechtskonform.

Es ist gut, dass nun endlich Rechtssicherheit herrscht. Bevor nun aber
über Indexierungsmodelle nachgedacht wird, sollte man sich der
drängenden Frage widmen, wie das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem
reformiert werden sollte. Dazu gehört zuvorderst die Frage, wie der
öffentlich-rechtliche Auftrag in unserer heutigen Online-Welt
überhaupt aussieht - und wie er erfüllt werden kann. Die Reformen
dafür werden stattdessen seit Jahren verschleppt und halten sich mit
politischen Nebenkämpfen auf.

Wir sollten die Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gerade
in diesen unübersichtlichen und schwierigen Zeiten, angesichts von
Desinformation und Postfaktizismus, dabei besonders vor Augen haben.
Denn von der unabhängigen Berichterstattung der öffentlich-rechtlichen
Rundfunksender profitiert unsere Gesellschaft als Ganzes und macht
eine freie und unbeeinflusste Informationsbildung der Bürgerinnen und
Bürger erst möglich.
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SOZIALES/1928: Arbeit muss vor Armut schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Dezember 2018

Arbeit muss vor Armut schützen



Anlässlich des heute veröffentlichten Armutsberichts des Paritätischen
Gesamtverbands erklärt Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für
Arbeitsmarktpolitik:

Das derzeitige soziale Sicherungssystem sorgt nicht dafür, dass Arbeit
vor Armut schützt. Der Bericht zeigt: Es gibt deutlich mehr
erwerbstätige Arme als arbeitslose Arme. Ein Drittel aller erwachsenen
armen Menschen geht einer Erwerbstätigkeit nach - werden die
Rentnerinnen und Rentner herausgerechnet, ist es sogar die Mehrheit.
Das sogenannte deutsche Jobwunder geht an diesen Menschen komplett
vorbei. Bisher müssen 1,1 Millionen Menschen, die arbeiten gehen, mit
Arbeitslosengeld II aufstocken. Hinzu kommt eine hohe Dunkelziffer von
Erwerbstätigen, die durch das soziale Netz fallen.

Gerade für Erwerbstätige ist eine Garantiesicherung notwendig, damit
sie besser vor Armut geschützt werden und zugleich Erwerbsarbeit
besser belohnt wird. Das ist eine Frage der Gerechtigkeit und weniger
der Arbeitsanreize, denn die Zahlen zeigen eindrucksvoll, dass auch
die Armen in Deutschland überwiegend erwerbstätig sind. Neben der
Garantiesicherung ist es darüber hinaus notwendig, prekäre
Beschäftigung weiter einzudämmen und auch der Mindestlohn muss höher
sein, um Erwerbstätige besser vor Armut zu schützen.
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UMWELT/1800: Anton Hofreiter zu "Heißzeit" als Wort des Jahres


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Dezember 2018

Zur heutigen Wahl des Wortes "Heißzeit" zum Wort des Jahres erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:



"Die Wahl zeigt: die Klimakrise ist in der deutschen Öffentlichkeit
angekommen. Dürresommer, Ernteausfälle und ausgetrocknete Gewässer
haben den Menschen die fatalen Konsequenzen der Erderhitzung vor Augen
geführt. Die Bundesregierung darf die Klimakrise nicht länger
ignorieren und muss endlich Klimaschutz vorantreiben - das geht nur
mit einem sozialverträglichen Kohleausstieg, einer Verkehrswende und
einer anderen Agrarpolitik."
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UMWELT/1799: Anton Hofreiter zur laufenden Klimakonferenz und der "Koalition für großen Ehrgeiz"


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Dezember 2018

Zur laufenden Klimakonferenz und der Unterzeichnung der "Koalition
für großen Ehrgeiz" durch Umweltministerin Schulze erklärt Anton
Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:



"Schulzes Vorstoß für mehr Ehrgeiz beim Klimaschutz ist wenig
glaubwürdig. Wenn die Umweltministerin 'größtmöglichen Ehrgeiz'
verspricht, ihr aber der Rückhalt der Bundesregierung fehlt, entblößt
das die Zerrissenheit der Großen Koalition. Deutschland hat den
Klimaschutz in den letzten Jahren komplett verschlafen, das Klimaziel
für 2020 hat die Bundesregierung aufgegeben. Angela Merkel selbst hat
im Sommer Klimaziele zur Erreichung des Pariser Abkommens abgelehnt.
Wenn Deutschland endlich wieder an seine Zeiten als klimapolitischer
Schrittmacher anknüpfen will, muss es beim Klimaschutz vor der eigenen
Haustür anfangen. Ein sozialverträglicher Kohleausstieg, eine
Verkehrs- und eine Agrarwende sind dabei das Minimum."
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VERKEHR/799: EU-Gericht setzt Grenzwerttricks bei Dieselautos ein Ende


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Dezember 2018

EU-Gericht setzt Grenzwerttricks bei Dieselautos ein Ende



Zum heutigen Urteil des Gerichts der Europäischen Union zu
Diesel-Grenzwerten erklärt Stephan Kühn, Sprecher für Verkehrspolitik:

Das Gericht macht Schluss mit den Grenzwerttricks bei Dieselautos. Es
ist völlig widersinnig, dass Autos im echten Straßenverkehr mehr
Abgase ausstoßen dürfen als im Testlabor. Das wäre ungefähr so, als
dürfte man ganz legal mit doppelter Geschwindigkeit durch eine
30er-Zone fahren. Dieselautos dürfen keinen Abgasbonus erhalten,
sondern müssen die gesetzlichen Grenzwerte einhalten. Jetzt sind die
Autohersteller gefragt, dass auch moderne Dieselautos endlich eine
wirksame Abgasreinigung bekommen. Das Urteil ist für die
Bundesregierung ein Schlag ins Gesicht, denn sie hat sich jahrelang
für die Verwässerung der Grenzwerte eingesetzt.
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AUSSEN/1799: Waffenruhe im Jemen ist Hoffnungszeichen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Dezember 2018

Waffenruhe im Jemen ist Hoffnungszeichen

Politischer Prozess kann zu Befriedung führen



Die Konfliktparteien im Jemen haben am heutigen Donnerstag eine
Waffenruhe für die umkämpfte Hafenstadt Hodeida vereinbart. Hierzu
erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jürgen Hardt:

"Die vereinbarte Waffenruhe für die umkämpfte jemenitische Hafenstadt
Hodeida ist ein erstes Hoffnungszeichen für die Menschen in diesem
geschundenen Land. Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
begrüßt das Verhandlungsergebnis und erwartet, dass nach der
Beendigung der Blockade des für die Versorgung des Landes wichtigen
Umschlagplatzes die Hungersnot unverzüglich ein Ende findet.

Obwohl staatliche Akteure wie Saudi-Arabien und der Iran bei den
Verhandlungen nahe Stockholm nicht vertreten sind, liegt der
Schlüssel für die Beendigung des Krieges im Jemen in ihrer Hand. So
muss der Iran, der die Huthi-Rebellen unterstützt und somit für die
Ermordung des international anerkannten Präsidenten Saleh
verantwortlich ist, seine Einmischung im Jemen beenden. Auch für
Saudi-Arabien ist Jemen ein Testfall, bei dem das Land sich als
verantwortungsvoller Akteur in der Region unter Beweis stellen kann.
Dazu müssen Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate, die
den See- und Luftraum des Jemen kontrollieren, ihre Blockade beenden
und humanitäre Hilfe ins Land lassen. Nicht ohne Grund bezeichnen die
Vereinten Nationen den seit 2015 andauernden Jemen-Krieg als größte
humanitäre Katastrophe der Gegenwart.

Ein Rückzug ausländischer Kämpfer wird die Grundlage für einen
friedlichen und geeinten Jemen sein. Nach dem Waffenstillstand muss
dann endlich ein politischer Prozess unter dem Dach der Vereinten
Nationen in Gang kommen, der zu nachhaltiger Befriedung und
Stabilität führt."
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EUROPA/940: Auffanglösung möglichst vermeiden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. Dezember 2018

Auffanglösung möglichst vermeiden



Zur Zusatzerklärung der EU27 zum Austrittsabkommen mit Großbritannien
können Sie die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert, mit folgenden Worten
zitieren:

"Die europäischen Staats- und Regierungschefs sind noch einmal einen
Schritt auf die britische Regierung zugegangen: Sie haben bekräftigt,
dass wir mit aller Kraft an unseren künftigen Beziehungen arbeiten
werden, sobald der britische EU-Austritt geregelt erfolgt ist. Bei
einer Einigung bis Sommer 2020 würde die Auffanglösung ("Backstop")
nie greifen, die notfalls den Verbleib Nordirlands in EU-Binnenmarkt
und Zollunion vorsieht. Dies ist unser gemeinsames Ziel.

Nun muss die britische Regierung die Einigung im Parlament
durchsetzen. Dann ist der Weg frei für eine partnerschaftliche
Zukunft der EU mit Großbritannien - zum Nutzen beider Seiten."

 * 
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INNEN/3432: Verbesserungen prüfen beim grenzüberschreitenden Informationsaustausch über Gefährder


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. Dezember 2018

Verbesserungen prüfen beim
grenzüberschreitenden Informationsaustausch über Gefährder



Am heutigen Freitag wurde in den Medien über angebliche Defizite beim
grenzüberschreitenden Informationsaustausch von Ermittlungsbehörden
berichtet. Hierzu können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

Dass der Attentäter von Straßburg unschädlich gemacht werden konnte,
ist eine gute Nachricht. Wir müssen aber diesen Anschlag zum Anlass
nehmen, zu prüfen, ob und wo gerade in der europäischen Terrorabwehr
Verbesserungen vorzunehmen sind. Besonders dringlich ist in diesem
Zusammenhang der Austausch von Informationen über Gefährder über
nationale Grenzen hinweg. Jedenfalls bei Personen, die aus dem
islamistischen Spektrum kommen und die bereits grenzüberschreitend
kriminell in Erscheinung getreten sind, müssen alle relevanten
Informationen mit den Behörden der Nachbarstaaten geteilt werden. Ob
dies im Wege einer gemeinsamen Datei oder einer europäischen
Einrichtung nach dem Vorbild des Terrorabwehrzentrums geschieht, muss
nun eingehend geprüft werden."
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SOZIALES/1941: 5,5 Milliarden Euro für die Zukunft unserer Kinder


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Dezember 2018

5,5 Milliarden Euro für die Zukunft unserer Kinder

Wo Gute-Kita drauf steht, muss auch Gute-Kita drin sein



Am morgigen Freitag wird der Deutsche Bundestag in 2./3. Lesung das
so genannte "Gute-Kita-Gesetz" beschließen. Für Verbesserung der
Qualität und Teilhabe in der Kindertagesbetreuung wird der Bund den
Ländern 5,5 Milliarden Euro zur Verfügung stellen. Dazu erklären die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Nadine Schön, und der familienpolitische Sprecher, Marcus
Weinberg:

Nadine Schön: "Das Gute-Kita-Gesetz ist ein wichtiges Signal
an alle Eltern, die ihre Kinder gut betreut wissen wollen. Mit dem
Gesetz helfen wir den Ländern, die Qualität ihrer
Betreuungseinrichtungen zu verbessern. Die Betreuungssituation ist
momentan sehr unterschiedlich und daher ist es richtig, dass die
Länder das Geld dort einsetzen können, wo es am nötigsten ist - zum
Beispiel in einen guten Personalschlüssel, in die Gewinnung
qualifizierter Fachkräfte oder in die Förderung der sprachlichen
Bildung. Wir wollen einen echten Entwicklungsprozess in den
regelmäßigen Fortschrittsberichten der Länder erkennen. Zusätzlich
können Länder das Geld auch für Gebührensenkung verwenden. Auch dies
ist in mehreren Bundesländern angesichts hoher Gebühren notwendig.
Für Geringverdiener (Bezieher von Leistungen nach SGB II und SGB XII
als auch Bezieher von Wohngeld und Kinderzuschlag) stellen wir im
Gesetz klar, dass sie künftig von den Gebühren zu befreien sind. Das
ist eine gute Nachricht für alle Kinder und Familien in unserem
Land."

Marcus Weinberg:  "CDU/CSU stehen zu der großen
gesamtgesellschaftlichen Verantwortung, den Kleinsten die
bestmöglichen Startbedingungen durch eine qualitativ hochwertige
Kinderbetreuung zu ermöglichen. Deshalb ist es zu begrüßen, dass es
auf der Zielgeraden noch eine Einigung zum Gute-Kita-Gesetz gegeben
hat. Die Union hat sich in den parlamentarischen Beratungen sehr für
eine Qualitätssteigerung der Betreuungsangebote stark gemacht. Und
diese Qualitätsverbesserungen werden kommen. CDU/CSU haben im Gesetz
durchgesetzt, dass die Bundesgelder lediglich "zusätzlich" für eine
Beitragsfreiheit vorgesehen werden können. Dadurch haben wir ganz
klar und deutlich gemacht, dass Schwerpunkt des Gesetzes bei der
Umsetzung in den Ländern die Qualität der Kindertagesbetreuung sein
soll. Jetzt sind die Länder in der Verantwortung, die Bundesgelder
vor Ort da einzusetzen, wo sie dringend benötigt werden.

Wir erwarten, dass bei der Analyse der Ausgangssituation und der
Ermittlung der entsprechenden Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung,
die als Vertragsgrundlage zwischen Bund und Land dienen, - wie im
Gesetz auch vorgesehen - alle Akteure, wie die örtlichen Träger der
öffentlichen Jugendhilfe, die freien Träger, Sozialpartner, die
kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene sowie die Elternschaft mit
einbezogen werden. CDU/CSU werden mit Blick auf die Verwendung der
Bundesmittel sehr genau auf die gesetzlich vorgesehenen Berichte der
Länder achten. Nur so können wir Rückschlüsse für zukünftige
prioritäre Maßnahmen ziehen."
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WIRTSCHAFT/2790: Innovationsstandort stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Dezember 2018

Innovationsstandort stärken

Mehr kreatives Potenzial durch Reallabore



Am heutigen Freitag hat das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie eine Reallabore-Strategie vorgestellt. Hierzu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Nadine Schön, und der digitalpolitische Sprecher, Tankred
Schipanski:

Nadine Schön: "Neues ausprobieren (fast) ohne Grenzen - das
soll mit den Reallaboren zukünftig möglich sein. Ziel ist es, unserem
kreativen Potenzial mehr Raum zu geben und damit die Innovationskraft
des Landes zu stärken. Wir Digitalpolitiker haben deswegen bereits in
den Koalitionsverhandlungen auch für Experimentierklauseln gekämpft.
In der Medizin, im Mobilitätsbereich oder im Baugewerbe - zu oft
stoßen Unternehmerinnen und Unternehmer, aber vor allem auch Startups
bei neuen Ideen an Grenzen und können ihr kreatives Potenzial nur
unzureichend ausschöpfen. Das müssen wir ändern. Mit so genannten
"regulatory sandboxes" kann nun für einen gewissen Zeitraum und
zumeist räumlich begrenzt mehr regulatorischer Freiraum möglich sein.
Wichtig ist nun, dass unsere kreativen Köpfe diese Möglichkeit nutzen
und so den Innovationsstandort Deutschland stärken."

Tankred Schipanski: "Kreativität, Innovationskraft und
Erfindergeist - übertragen auf Gründergeist und Unternehmertum: das
ist eine Erfolgsformel, um Deutschland im globalen Wettbewerb weiter
nach vorn zu bringen. Das gilt besonders für die Digitalwirtschaft:
Startups schaffen die Grundlage für unseren Wohlstand von morgen. Sie
brauchen aber auch rechtssichere Experimentierräume, in denen neue
Ideen ausprobiert, auf Praxistauglichkeit getestet und verbessert
werden können. Wir wollen besser darin werden, unsere hervorragende
Forschung in Geschäftsmodellen umzusetzen. Hierzu wird die Strategie
des Bundeswirtschaftsministeriums beitragen. Wichtig ist, dass die
Strategie umfassend ausgestaltet und mit Zukunftsbereichen wie
Blockchain und Künstlicher Intelligenz - und damit auch mit den
anderen Ressorts - eng verbunden wird."

 * 
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WIRTSCHAFT/2789: Buchpreisbindung muss erhalten bleiben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Dezember 2018

Buchpreisbindung muss erhalten bleiben

Das Buch ist ein Eckpfeiler der Kulturnation Deutschland



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Freitag über einen Antrag der
Koalitionsfraktionen zum Erhalt der Buchpreisbindung debattiert. Dazu
erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzt sich weiter für den Erhalt der
Buchpreisbindung ein. Entgegen der Empfehlung der Monopolkommission
sieht die Unionsfraktion darin das wirkungsvollste Instrument, um die
kulturelle Vielfalt im Buchwesen zu sichern.

Dabei ist uns bewusst, dass die Buchpreisbindung auch Probleme mit
sich bringt. Beispielweise profitiert Amazon als größter
Online-Buchhändler massiv von der Buchpreisbindung und verdankt ihr
zu einem großen Teil auch seine marktstarke Stellung. Im Rahmen der
10. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen werden wir
uns daher um weitere vorbeugende Maßnahmen zur Verhinderung von
Marktmachtmissbrauch im Onlinebereich unterhalten müssen.

Bei einem Buch handelt es sich aber nicht nur um ein
Wirtschaftsprodukt. Es ist zugleich auch identitätsstiftendes
Kulturgut und schützt die Buchhandlungs- und Verlagslandschaft
überall in Deutschland. Sie dient dem kulturellen Angebot in der
Fläche und trägt zu gleichwertigen Lebensverhältnissen bei.

Der Antrag fordert die Bundesregierung daher auf, auch innerhalb der
Europäischen Union für den weiteren Erhalt der Buchpreisbindung
einzutreten. Mit dem Deutschen Buchhandlungspreis und dem 2019
erstmals zu vergebenden Deutschen Verlagspreis hat die
Bundesregierung weitere positive Maßnahmen zur Förderung der
Buchbranche ergriffen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2788: Nicht auf steigender Zahl neu genehmigter Wohnungen ausruhen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Dezember 2018

Nicht auf steigender Zahl neu genehmigter Wohnungen ausruhen

Bundesrat muss Weg für steuerliche Förderung des Mietwohnungsbaus
freimachen



Laut Statistischem Bundesamt ist die Zahl der genehmigten Wohnungen
von Januar bis Oktober 2018 um 1,2 Prozent im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum gestiegen. Hierzu erklärt der Baupolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner:

"Die Zahl der neu genehmigten Wohnungen zeigt in die richtige
Richtung. Aber darauf können wir uns nicht ausruhen. Die
Baugenehmigungen müssen in Zukunft weiter steigen, denn der Bedarf an
zusätzlichem Wohnraum ist unverändert hoch. Bund, Länder und Kommunen
sind gemeinsam in der Verantwortung.

Ein wichtiges Instrument zur Steigerung der Neubauaktivität ist die
steuerliche Förderung des Mietwohnungsbaus. Sie wurde vom Deutschen
Bundestag bereits beschlossen. Die Sonder-AfA ist Teil des
Instrumentenmixes, auf den sich Bundesregierung, Länder und Kommunen
auf dem Wohngipfel bereits im Grundsatz geeinigt haben.

Durch die Aufhebung des Kopplungsverbots mit der sozialen
Wohnraumförderung und der KfW-Gebäudeförderung kann durch die
steuerliche Förderung auch der Bau von Wohnraum unterstützt werden,
der preisreguliert und besonders energieeffizient ist. Wir erwarten,
dass jetzt auch die Ministerpräsidenten im Bundesrat den Weg für die
Sonderabschreibung freimachen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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AUSSEN/1819: Kosovo-Armee ist Gift für Balkan-Friedensprozess


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Dezember 2018

Kosovo-Armee ist Gift für Balkan-Friedensprozess



"Europa braucht nichts weniger als die Aufstellung noch einer Armee.
Die neugeschaffene Kosovo-Armee ist ein Baustein zur
Konfliktverschärfung auf dem Balkan", erklärt Kathrin Vogler,
friedenspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im
Auswärtigen Ausschuss des Bundestags. Vogler weiter:

"Die Pläne, die Sicherheitskräfte des Kosovo in eine förmliche Armee
umzuwandeln, sind Gift für den Aussöhnungsprozess auf dem Balkan. Da
die kosovarische Regierung ihre Pläne explizit damit begründet, dass
die neuen Streitkräfte einen Beitrag zu Einsätzen im Rahmen der NATO
leisten sollen, muss die Bundesregierung ihr ganzes diplomatisches
Gewicht gegenüber den USA und insbesondere innerhalb der NATO dafür
einsetzen, diese Pläne noch abzuwenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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EUROPA/1673: Euro-Gipfel der Schlafwandler


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Dezember 2018

Euro-Gipfel der Schlafwandler



"Dies war ein Gipfel der Schlafwandler. Die Eurozone würde den
Stresstest einer neuen Finanzkrise kaum bestehen", kommentiert Fabio
De Masi, stellvertretender Vorsitzende und finanzpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, den heutigen Euro-Gipfel in Brüssel. De Masi
weiter:

"Wenn Berlin und Brüssel Italien weiter die Pistole auf die Brust
setzen, müssten sie auch bei Macron die Daumenschrauben anziehen. Denn
Macrons Steuergeschenke an Reiche und Konzerne und die sozialen
Versprechen gegenüber den Gelbwesten geraten in Konflikt mit dem
investitionshemmenden Stabilitäts- und Wachstumspakt. Wir brauchen
kurzfristig eine Ausnahme von öffentlichen Investitionen von den
Schuldenregeln von Maastricht.

Die Letztsicherung als doppeltes Netz der Banken wäre bereits mit der
Abwicklung einer einzelnen Großbank überfordert. Die EU braucht daher
eine Bankenstrukturreform zur Aufspaltung von Megabanken und die
Trennung von Investmentbanking und seriösem Einlagengeschäft.

Ein Eurohaushalt ohne zusätzliche Investitionen, der an Lohn und
Rentenkürzungen geknüpft wird, verfehlt sein Ziel. Zudem wollen
Deutschland und die Niederlande keine Stabilisierungsfunktion des
Haushalts bei asymmetrischen Schocks. Genau das ist aber Sinn und
Zweck eines eigenen Eurobudgets.

Eine stärkere internationale Rolle des Euros als Leitwährung ist eine
Illusion, solange der Euro nicht ausfallsicher ist. Denn die EZB dreht
den Banken von Eurostaaten im Krisenfall den Euro ab, wenn sie nicht
öffentliche Investitionen, Löhne und Renten kürzen."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1066: Widerstand der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Dezember 2018

Widerstand der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten



Pünktlich zur Ersten Lesung des "Gesetzes für schnellere Termine und
bessere Versorgung" übergab eine Delegation aus Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten der 28 beteiligten Berufsverbände heute Morgen
über 43.000 weitere Unterschriften zur Petition gegen das
Gesetzesvorhaben. Damit summierte sich die Zahl der Online- und
Offline-Unterzeichnerinnen und Unterzeichner zum Zeitpunkt der
Petitionsüberreichung auf insgesamt 197.170.

Kerstin Kassner, Obfrau der Fraktion DIE LINKE im Petitionsausschuss,
erklärt hierzu: "Die große Anzahl der Unterstützerinnen und
Unterstützer verdeutlicht eindrucksvoll, wie ernst die Ärztinnen und
Ärzte, Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten die geplanten
Einschnitte des Gesetzentwurfs nehmen. Mit knapp 200.000
Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern wird sie damit zur erfolgreichsten
Petition im Jahr 2018. Vor allem freue ich mich, dass der massive
Widerstand aus der Branche schon zu Beginn der parlamentarischen
Beratungen deutlich wird. Das sollte Gesundheitsminister Spahn ernst
nehmen und den Gesetzentwurf entsprechend nachbessern."

Sylvia Gabelmann, zuständige Fachpolitikerin, Sprecherin für
Patientinnen- und Patientenrechte sowie Beauftrage für psychische
Gesundheit der Fraktion DIE LINKE, ergänzt: "Niemand weiß, wie die
Formulierung der 'gestuften und gesteuerten Versorgung' noch in den
Gesetzesentwurf gekommen ist und was sie zu bedeuten hat - es ist aber
zu befürchten, dass der Zugang zur Psychotherapie weiter erschwert
wird. Die Neuregelung fällt zudem in eine Zeit, in der andere
Regelungen für einen leichteren Zugang zur Therapie erprobt werden
oder sich bereits in der Praxis bewährt haben."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1065: Der "219a-Kompromiss" ist ein Zeichen der Schwäche und des Opportunismus der SPD


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Dezember 2018

Der "219a-Kompromiss" ist ein Zeichen der Schwäche und des Opportunismus der SPD



"Das, was gestern von den Ministerinnen und Ministern der großen
Koalition als Lösung im Streit um den § 219a präsentiert wurde,
ist alles, aber kein Kompromiss: Medizinerinnen und Mediziner werden
weiterhin kriminalisiert, Schwangerschaftsabbrüche stigmatisiert und
die selbst ernannten Lebensschützer bekommen eine Studie zu ihrer
Fake-Krankheit Post-Abortion-Syndrom geschenkt", erklärt Cornelia
Möhring, stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, zur Einigung im Streit um Paragraph 219a.
Möhring weiter:

"Die SPD wählt Opportunismus statt Haltung, die Union bleibt standhaft
in ihrer Doppelmoral: Während sie den 'mündigen Bürger' als Argument
gegen ein Tabakwerbeverbot anführt, sind Frauen für sie anscheinend
noch weit entfernt davon, selbstständig denken und entscheiden zu
können. Die SPD stützt mit dieser Entscheidung das nicht akzeptable
Frauenbild der CDU und verrät die Interessen ihrer eigenen Mitglieder
und aller Frauen in Deutschland.

Wir fordern weiterhin die umgehende Streichung des Paragraphen 219a.
Das Anbieten einer legalen medizinischen Leistung hat nichts im
Strafgesetzbuch zu suchen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7843: Heute im Bundestag Nr. 995 - 14.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 995

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 14. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 10.34 Uhr

1. Linke fordert Kita-Qualitätsgesetz



1. Linke fordert Kita-Qualitätsgesetz

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion hat einen umfassenden
Forderungskatalog zur Steigerung der Qualität der Kindertagesbetreuung
und der Kinder- und Jugendhilfe vorgelegt. In dem entsprechenden
Antrag (19/6421) fordert sie die Bundesregierung auf, das von ihr
vorgelegte Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe
in der Kindertagesbetreuung (19/4947) zu einem Kita-Qualitätsgesetz
weiterzuentwickeln, dass Mindestqualitätsstandards definiert und die
dauerhafte Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der
Kindertagesbetreuung sichert. Die Qualitätsstandards müssten unter
anderem eine Fachkraft-Kind-Relation vorgeben, die Aus- und
Weiterbildung von Fachkräften regeln und Vorgaben zu Raumgrößen,
Ausstattung und Freiflächen in Kitas machen. Zudem fordern die Linken
eine langfristige Strategie des Bundes in Kooperation mit Ländern und
Kommunen, um die Arbeitsbedingungen, die Entlohnung und den Zugang zur
Ausbildung von Kita-Betreuern zu verbessern.

Nach dem Willen der Linksfraktion soll auch die Kinder- und
Jugendhilfe strukturell gestärkt werden. Dazu gehöre, eine rechtliche
Klarstellung, dass die im Achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
verankerten Rechtsnormen nicht auf Freiwilligkeit in der kommunalen
Umsetzung beruht und dass die Kommunen finanziell so ausgestattet
werden, dass sie Umsetzung des SGB VIII auch fachgerecht gewährleisten
können. Ebenso müsste eine Fallzahlbegrenzung für die Arbeit der
Jugendämter im SGB VIII aufgenommen werden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 995 - 14. Dezember 2018 - 10.34 Uhr
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BUNDESTAG/7842: Heute im Bundestag Nr. 994 - 14.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 994

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 14. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 10.01 Uhr

1. Mit Fall Amri nicht befasst



1. Mit Fall Amri nicht befasst

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Vor dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") hat erneut ein führender Mitarbeiter des
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) erklärt, vor dem
Terroranschlag an der Berliner Gedächtniskirche mit der Person des
Attentäters Anis Amri nicht befasst gewesen zu sein. "Das klingt nicht
schön, aber Amri war tatsächlich ein Fall von vielen, und Amri ist uns
durch eine Polizeibehörde bekannt geworden, die ihrerseits Amri
bereits mit Maßnahmen belegt hatte", sagte der Zeuge Henrik Isselburg
in seiner Vernehmung am Donnerstag abend. Er selbst habe erst nach dem
Attentat im Dezember 2016 von Amri Kenntnis genommen, fügte Isselburg
hinzu.

Der heute 44-jährige ausgebildete Historiker ist seit 2004 beim
Verfassungsschutz tätig, wo er zunächst zwei Jahre lang in Köln
rechtsextremistische Bestrebungen beobachtete, bevor er nach Berlin in
die für "Islamismus und islamistischen Terrorismus" zuständige
Abteilung 6 wechselte. Er war zuletzt bis zum 1. Juni 2016
Referatsleiter im Bereich "operative Auswertung" und ist seither für
den Verfassungsschutz im Ausland tätig. Zu seinem Referat gehörte
damals die Sachbearbeiterin Lia Freimuth, die als Zeugin dem Ausschuss
mitgeteilt hatte, sie habe bereits seit Januar 2016 eine Personenakte
über Amri geführt.

Isselburg erklärte dazu, er habe davon nichts erfahren, und es habe
auch kaum Gelegenheit gegeben, ihn davon in Kenntnis zu setzen, weil
er in den ersten fünf Monaten des Jahres 2016 insgesamt nur 22 Tage im
Dienst gewesen sei. Die übrige Zeit habe er auf Lehrgängen verbracht,
um seinen Auslandseinsatz vorzubereiten. Das habe aber nicht bedeutet,
dass Frau Freimuth keinen Ansprechpartner gefunden hätte, wenn über
Amri etwas zu bereden gewesen wäre. Es habe einen Referenten gegeben,
der in seiner Abwesenheit mit seiner Vertretung betraut gewesen sei,
und wenn auch dieser nicht im Hause gewesen wäre, hätte sie sich an
jeden anderen leitenden Mitarbeiter wenden können: "Es hat zu keinem
Zeitpunkt ein Entscheidungsvakuum gegeben."

Im übrigen zähle Freimuth "ganz sicher zu den besten Sachbearbeitern"
beim Verfassungsschutz. Sie sei eine ausgewiesene Expertin für die
radikalislamische Szene in Berlin und in der Lage, ihren
Zuständigkeitsbereich auch eigenverantwortlich zu betreuen.

Als erster Zeuge aus dem Verfassungsschutz berichtete Isselburg
ausführlicher über einen aus seiner Sicht ungewöhnlichen Vorgang, bei
dem das Bundesamt im Fall Amri als Informationsmittler zwischen zwei
Polizeibehörden tätig geworden sei. Es habe Erkenntnisse, die das
nordrhein-westfälische Landeskriminalamt durch einen eigenen V-Mann
über Amri gewonnen hatte, auf dessen Bitte in Form eines
"Behördenzeugnisses" an das Berliner Landeskriminalamt weitergegeben.
Dies habe dem Zweck gedient, die Quelle des nordrhein-westfälischen
LKA vor den Berlinern zu verschleiern. Normalerweise erstelle der
Verfassungsschutz Behördenzeugnisse nur auf der Grundlage eigener,
nicht fremder Erkenntnisse, betonte Isselburg. Dass seine Behörde in
diesem "Einzelfall" als Zwischenträger für zwei Landeskriminalämter
fungierte, habe er bis dahin nie erlebt: "Etwas platter gesagt, ist
das ein freundlicher Akt von uns gewesen."

Erst durch die Anfrage aus Nordrhein-Westfalen habe das Bundesamt von
Amri überhaupt erfahren. Damit sei der Mann allerdings auch kein
"reiner" Polizeifall mehr gewesen, betonte Isselburg. Der
Verfassungsschutz habe sich durchaus um eigene Erkenntnisse bemüht,
allerdings die Federführung bei der Polizei belassen.

 * 
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BUNDESTAG/7841: Heute im Bundestag Nr. 993 - 14.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 993

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 14. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.29 Uhr

1. Koalition plädiert für Buchpreisbindung

2. Flüchtlinge am Arbeitsmarkt

3. Grundsicherung in Thüringen

4. Rentenkasse ist gut gefüllt

5. Zwei Fraktionen fragen nach Cum-Ex

6. Lobbyismus und Onlinehandel



1. Koalition plädiert für Buchpreisbindung

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Koalitionsfraktionen sprechen sich für die
Beibehaltung der Buchpreisbindung aus. In einem gemeinsamen Antrag
(19/6413) fordern die CDU/CSU- und die SPD-Fraktion die
Bundesregierung auf, der Empfehlung der Monopolkommission zur
Abschaffung der Buchpreisbindung nicht zu folgen und innerhalb der
Europäischen Union für den Erhalt der Buchpreisbindung einzutreten.

Nach Ansicht von Union und Sozialdemokraten ist die Buchpreisbindung
ein "zentrales Instrument" zur Sicherung der kulturellen Vielfalt. Das
seit 2002 geltende Buchpreisbindungsgesetz diene dem Kulturgut Buch
durch die Festsetzung verbindlicher Preise. Die Fraktionen
kritisieren, dass die Monopolkommission in einem Sondergutachten zwar
den Schutz des Kulturgutes Buch grundsätzlich anerkenne, die
Buchpreisbindung jedoch aus einer rein ökonomischen Perspektive
bewerte. Bei einem Buch handle es sich aber nicht ausschließlich um
ein Wirtschaftsprodukt, sondern zugleich um ein "identitätsstiftendes
Kulturgut". Zudem liefere die Monopolkommission in ihrem
Sondergutachten keine Begründung für die These, dass ein freier Markt
mir freien Preisen die kulturelle Vielfalt des Buchsektors noch
besser, mindestens aber genauso gut gewährleisten kann.

 * 

2. Flüchtlinge am Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im März 2018 gab es 220.000
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit einer
Staatsangehörigkeit eines der acht wichtigsten nichteuropäischen
Asylherkunftsländer (Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria,
Pakistan, Somalia, Syrien). Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/6369) auf eine Kleine Anfrage (19/5952) der AfD-Fraktion.
Demnach waren von den oben genannten Personen 104.000 (47 Prozent) in
einer Helfertätigkeit, 92.000 (42 Prozent) in einer fachlich
ausgerichteten Tätigkeit, 7.000 (drei Prozent) als Spezialisten und
16.000 Menschen (sieben Prozent) als Experten beschäftigt.

 * 

3. Grundsicherung in Thüringen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahresdurchschnitt 2017 gab es nach Angaben der
Bundesagentur für Arbeit 112.000 erwerbsfähige Leistungsberechtigte
(ELB) mit Wohnort in Thüringen. Hiervon waren 83 Prozent Deutsche und
17 Prozent Ausländer. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/6368) auf eine Kleine Anfrage (19/5944) der AfD-Fraktion.

 * 

4. Rentenkasse ist gut gefüllt

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 sind die gesamten Beitragseinnahmen der
allgemeinen Rentenversicherung bis September 2018 um rund 4,4 Prozent
gestiegen. Unter Berücksichtigung der Beitragssenkung von 18,7 Prozent
auf 18,6 Prozent zum 1. Januar 2018 entspricht das einer rechnerischen
Zuwachsrate von rund 5,0 Prozent. Für das Jahresende 2018 wird eine
Nachhaltigkeitsrücklage von rund 38,0 Milliarden Euro erwartet, was
1,77 Monatsausgaben der Rentenversicherung entspricht. Das geht aus
dem Rentenversicherungsbericht 2018 hervor, der nun als Unterrichtung
(19/6240) durch die Bundesregierung vorliegt. Darin heißt es weiter,
dass ab dem kommenden Jahr die Renten bis zum Jahr 2032 um rund 38
Prozent ansteigen werden, also um rund 2,5 Prozent pro Jahr. Das
Sicherungsniveau vor Steuern (das Verhältnis von Renten und Löhnen)
beträgt demnach derzeit 48,1 Prozent und wird, so die Annahme der
Regierung, bis 2032 auf 44,9 Prozent absinken.

 * 

5. Zwei Fraktionen fragen nach Cum-Ex

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem internationalen Ausmaß der sogenannten
Cum-Ex-Geschäfte rund um den Dividendenstichtag von Aktien erkundigen
sich die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen in einer
gemeinsamen Kleinen Anfrage (19/6358). Neben zahlreichen Fragen zur
Zahl der Cum-Ex-Fälle und dem Stand der Ermittlungen stellen die
Abgeordneten weitere Fragen, etwa wann andere Länder von deutschen
Behörden im Zeitraum von 2008 bis 2018 über Cum-Ex-Geschäfte oder
vergleichbare Geschäfte informiert wurden. Unter Verweis auf
Presseberichte schreiben die Fraktionen in der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage, das internationale Ausmaß seit weit größer als bisher
bekannt. In Rede stehe ein Schaden von mindestens 55,2 Milliarden
Euro.

 * 

6. Lobbyismus und Onlinehandel

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur steuerlichen Entlastung der
Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher
Regelungen(Familienentlastungsgesetz) geht es in einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/6356). Die Abgeordneten wollen unter
anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit
konkreten Vorschlägen von Dritten identisch oder teilidentisch ist.
Außerdem wird nach Gutachten und Studien gefragt, die von Dritten
erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde
lagen. Schließlich soll die Bundesregierung auch Auskunft über
dienstliche Kontakte mit Interessenvertretern im Zusammenhang mit der
Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 
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BUNDESTAG/7840: Heute im Bundestag Nr. 992 - 13.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 992

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 15.55 Uhr

1. Staatsanwältin berichtet über Amri

2. Missbräuchliche Abmahnungen

3. Armutsbekämpfung durch Mindestlohn

4. Einfluss auf Teilhabechancengesetz

5. Staatliche Regeln für IT-Freelancer

6. Digitale Mindestlohndokumentation



1. Staatsanwältin berichtet über Amri

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Eine Berliner Staatsanwältin hat dem 1.
Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") über ein Verfahren
berichtet, das sie gegen den späteren radikalislamischen Attentäter
Anis Amri wegen Körperverletzung geführt hat. Ihr sei Amri damals
allerdings unter dem Namen "Ahmad Zaghloul" bekannt gewesen, sagte die
Zeugin Kerstin Wendler in ihrer Vernehmung am Donnerstag. Sie habe an
den Vorgang aus dem Herbst 2015 auch keine eigene Erinnerung mehr. Die
heute 54-jährige Juristin ist seit 1992 in der Berliner Justizbehörde
beschäftigt und seit vier Jahren mit Jugendstrafsachen befasst. Ihr
Dezernat habe im Jahr rund 6.500 Fälle abzuarbeiten, sagte Wendler.

Am 6. Oktober 2015 gegen 11.30 Uhr sei der angebliche Zaghloul auf dem
Gelände des Berliner Landesamts für Gesundheit und Soziales (Lageso)
in einem Bereich angetroffen worden, den er aus Sicherheitsgründen
nicht hätte betreten dürfen, zitierte Wendler aus den Akten. Der
Wachmann M. E. sei "mit erhobener Hand auf Zaghloul zugelaufen" und
habe ihn aufgefordert, den Ort zu verlassen. Amri habe den Mann auf
Arabisch beschimpft und ihm einen Schlag ins Gesicht versetzt, durch
den Ertas eine "Rötung" davongetragen habe. Die Polizei habe die
Personalien der Beteiligten aufgenommen. Allerdings habe der
Geschädigte keinen Wert darauf gelegt, Strafantrag zu stellen, obwohl
er dazu aufgefordert worden sei, und er sei auch zu keiner
Zeugenaussage bereit gewesen. Der Täter Amri alias "Zaghloul" sei vom
Ort des Geschehens verschwunden.

Da der angebliche Zaghloul bei seiner Registrierung im Lageso den 22.
Dezember 1995 als Geburtsdatum genannt hatte, war davon auszugehen,
dass er zum Tatzeitpunkt noch 19 Jahre alt, mithin minderjährig war.
So landete der Fall auf dem Schreibtisch der Jugendstaatsanwältin
Wendler. Diese stellte am 18. Dezember 2015 das Verfahren vorläufig
ein, weil der Beschuldigte nicht aufzufinden war, und schrieb ihn zur
Aufenthaltsermittlung durch das Berliner Landeskriminalamt aus. Am 12.
Januar 2016 erhielt sie den Hinweis, der Gesuchte sei in einer
Flüchtlingsunterkunft in der Berliner Wichertstraße anzutreffen, dem
sie allerdings nicht nachgegangen sei.

Am 4. August 2016 teilte die Bundespolizei in Konstanz mit, der
gesuchte Zaghloul sei identisch mit einem "Anis Amir", der beim
Versuch der Ausreise an der Schweizer Grenze aufgegriffen worden sei.
Diese Information habe allerdings eine Kollegin in der Akte abgelegt;
sie selbst habe sie erst nachträglich zu Gesicht bekommen, sagte
Wendler.

Nach ihren Worten war ein "Ahmad Zaghloul" in keiner deutschen
Behördendatei als vorbestraft oder anderweitig auffällig registriert:
"Ich bin davon ausgegangen, dass es sich um einen gänzlich
unbescholtenen jungen Mann handelte." Obendrein sei nicht völlig
auszuschließen gewesen, dass er sich in einer Notwehrsituation wähnte,
als er den Wachmann mit erhobener Hand auf sich zulaufen sah. Von
dieser Einschätzung habe sie sich leiten lassen, als sie davon absah,
den Fall mit massivem Nachdruck zu verfolgen, gab die Zeugin zu
verstehen. Sie habe abwarten wollen, ob der Beschuldigte mit weiteren
Delikten auffällig und damit ein "Erziehungsbedarf" nach den Maßstäben
des Jugendstrafrechts erkennbar wurde. Ohnehin sei damit zu rechnen
gewesen, dass der angebliche Zaghloul in einem Strafprozess mit einer
Ermahnung des Gerichts davongekommen wäre.

Sie habe auch angesichts einer Vielzahl von Fällen Prioritäten setzen
müssen: "Man muss sehen, dass das Verfahren sicher nicht das
wichtigste auf meinem damaligen Schreibtisch war."

 * 

2. Missbräuchliche Abmahnungen

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Missbräuchliche Abmahnungen sind Thema eine Antrages
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6438). Danach soll der
Bundestag die Bundesregierung auffordern, einen Gesetzentwurf
vorzulegen, der für Transparenz und Rechtssicherheit sorgt. Die
missbräuchliche Geltendmachung von Ansprüchen soll präziser definiert
werden und Abgemahnte sollen befähigt werden, fundierte Entscheidungen
zu treffen. Gleichzeitig soll der Entwurf die Möglichkeit schaffen,
eine strafbewehrte Unterlassungserklärung gerichtlich überprüfen zu
lassen und überhöhte Abmahnkosten im Nachhinein zurückfordern zu
können.

Hintergrund des Antrags ist ein Referentenentwurf aus dem
Bundesjustizministerium für ein "Gesetz zur Stärkung des fairen
Wettbewerbs" vom 11.09.2018, der zweifelhafte Geschäftspraktiken
verschiedener Abmahner weiter eindämmen soll. Wie die Abgeordneten
schreiben, werde nach Einschätzung von Gewerbetreibenden, Vereinen und
Verbänden unseriösen Abmahnpraktiken mit den bisherigen gesetzlichen
Maßnahmen noch nicht hinreichend entgegen getreten. Die im
Referentenentwurf geplanten Maßnahmen würden überwiegend als
ungeeignet eingeschätzt.

 * 

3. Armutsbekämpfung durch Mindestlohn

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Bei einer alleinerziehenden Person mit einem Kind,
der ein monatlicher Bruttoverdienst in Höhe des Mindestlohns (bei
Vollzeit-Tätigkeit) zur Verfügung steht, dürften die Kosten für
Unterkunft und Heizung höchstens 336 Euro monatlich betragen, damit
kein Anspruch auf Grundsicherungsleistungen besteht. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6250) auf eine Kleine Anfrage
(19/5341) der Fraktion Die Linke. Die Regierung verweist in dem
Zusammenhang jedoch darauf, dass aufgrund von Freibeträgen für
Erwerbseinkommen das verfügbare Haushaltseinkommen stets oberhalb des
durch Regelbedarfe, Mehrbedarf und Unterkunftskosten definierten
soziokulturellen Existenzminimums liege. Insofern sei es in konkreten
Einzelfällen auch denkbar, dass die erwerbstätige Person diese
zusätzlichen Mittel für höhere Wohnkosten einsetzt. Die angestellte
Musterrechnung sei nur bedingt aussagekräftig, da dem SGB II
vorrangige Leistungen wie Kinderzuschlag und Wohngeld nicht
berücksichtigt werden, schreibt die Regierung.

 * 

4. Einfluss auf Teilhabechancengesetz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/6353) zum Einfluss von Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf
der Bundesregierung für das Teilhabechancengesetz gestellt. Darin
fragen die Abgeordneten die Bundesregierung unter anderem, nach
welchen Kriterien Umfang und Auswahl der Beteiligung von Verbänden und
Fachkreisen geregelt wurde.

 * 

5. Staatliche Regeln für IT-Freelancer

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach den staatlichen Regularien für IT-Freelancer
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6351).
Sie fragt die Bundesregierung unter anderem, ob aus der Gesetzeslage,
vor allem aus der Versicherungspflicht Selbstständiger, Probleme für
den Wirtschaftsstandort Deutschland entstehen können.

 * 

6. Digitale Mindestlohndokumentation

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/6299)
zur Digitalisierung der Mindestlohndokumentation gestellt. Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft darüber geben, wie die vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales entwickelte
Zeiterfassungs-App "einfach erfasst" im Detail funktioniert.

 * 
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BUNDESTAG/7839: Heute im Bundestag Nr. 991 - 13.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 991

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 14.13 Uhr

1. Grüne fordern Ernährungswende

2. Beschäftigte in der Fleischwirtschaft

3. Weniger Agrarbetriebe im Saarland

4. Kuratorium der Hirschfeld-Stiftung



1. Grüne fordern Ernährungswende

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will den Zugang
zur gesunden Ernährung im Alltag vereinfachen und fordert eine
Ernährungswende. Dazu haben die Abgeordneten einen Antrag (19/6441)
vorgelegt, der die Bundesregierung auffordert, eine nationale,
ressortübergreifende Strategie für gutes Essen zu entwickeln. Darüber
hinaus soll gemeinsam mit den Bundesländern eine gesunde und
vielfältige Ernährung als Teil der Stadtentwicklung und der ländlichen
Entwicklung etabliert und für alle Verbraucher in öffentlichen
Einrichtungen ermöglicht werden. Weiter soll die Ernährungsbildung in
Kitas, Schulen und in der Ausbildung gestärkt sowie eine verbindliche
nationale Reduktionstrategie für Zucker, Salz, Fett in verarbeiteten
Lebensmitteln auf den Weg gebracht werden.

 * 

2. Beschäftigte in der Fleischwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Fleischwirtschaft zählt insgesamt 162.000
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Deutschland. Das geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/6323) auf eine Kleine Anfrage
(19/5834) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor, die sich auf
Zahlen der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit in der
Wirtschaftsgruppe "Schlachten und Fleischverarbeitung" im Juni 2017
stützt. Die Selbstverpflichtung der Fleischwirtschaft habe zudem dazu
beigetragen, den Anteil versicherungspflichtig Beschäftigter in der
Fleischwirtschaft zu erhöhen, heißt es weiter. Mit der Übernahme von
Werk- oder Leiharbeitnehmern in die Stammbelegschaft der Unternehmen
sei nach den Umsetzungsberichten zur Selbstverpflichtung eine positive
Entwicklung erkennbar, die weiter verfolgt werden sollte.

 * 

3. Weniger Agrarbetriebe im Saarland

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Statistische Bundesamt hat für das Jahr 2016
insgesamt 1.213 landwirtschaftliche Betriebe im Saarland gezählt.
Damit wurden im Vergleich zum Jahr 2010 genau 106 Unternehmen weniger
gezählt. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/6325) auf
eine Kleine Anfrage Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5820) zum
sogenannten Höfesterben hervor. Dazu heißt es in der Antwort weiter,
dass trotz des anhaltenden Strukturwandels in der Landwirtschaft die
überwiegende Mehrzahl der Unternehmen durch bäuerliche
Familienbetriebe gekennzeichnet sei. Das Leitbild der Regierung richte
sich an einer multifunktionalen, bäuerlich-unternehmerischen,
familiengeführten und regional verwurzelten Landwirtschaft aus, die
nachhaltig und flächendeckend wirtschaftet. Insbesondere kleine und
mittlere landwirtschaftliche Betriebe sollen ihre Wertschöpfung durch
Verarbeitung und Vermarktung regionaler Qualitätsprodukte steigern.
Deshalb würden Fördermaßnahmen der Bundesländer unterstützt, die zur
Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen
landwirtschaftlicher Erzeugnisse beitragen. Darüber hinaus werden
kleinere und mittlere landwirtschaftliche Betriebe durch die
sogenannte "erste Hektare-Förderung" im Rahmen der ersten Säule der
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) gefördert. Diese Unterstützung
soll im Zuge der Weiterentwicklung der GAP für die Zeit nach 2020
verstärkt werden.

 * 

4. Kuratorium der Hirschfeld-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion hat die Abgeordnete Nicole Höchst
für die Wahl in das Kuratorium der "Bundesstiftung Magnus Hirschfeld"
nominiert. Im entsprechenden Wahlvorschlag (19/6405) schlägt die
Fraktion Peter Bystron (AfD) als stellvertretendes Mitglied des
Kuratoriums vor.

 * 
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BUNDESTAG/7838: Heute im Bundestag Nr. 990 - 13.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 990

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.58 Uhr

1. FDP geht gegen Target2-Salden vor



1. FDP geht gegen Target2-Salden vor

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion will durch eine Vertiefung der
europäischen Kapitalmarktunion eine Verringerung der sogenannten
Target2-Salden in der Eurozone erreichen. Die deutschen Forderungen
innerhalb des Systems bekaufen sich derzeit auf rund 900 Milliarden
Euro, während einzelne Schuldnerländer teilweise Verbindlichkeiten von
mehr als 400 Milliarden Euro haben. In einem Antrag (19/6416) der
FDP-Fraktion wird weiter gefordert, dass Banken für das Halten von
Staatsanleihen Eigenkapital vorhalten müssen. Außerdem soll es
Großkreditobergrenzen geben, um die Verbindung zwischen einzelnen
Staaten und Banken zu begrenzen. Eine Stabilisierung von Banken durch
Steuergelder (Bail-out) soll durch europäische Vertragsänderungen
ausgeschlossen werden. Im Rat der Europäischen Zentralbank sollen für
"unkonventionelle geldpolitische Maßnahmen" wie Anleihekaufprogramme
oder Geldschöpfungen künftig qualifizierte Mehrheiten erforderlich
sein.

Die Abgeordneten bezeichnen die Target2-Salden als "Symptom einer
Politik, durch die in den vergangenen Jahren Marktmechanismen im
Bankenmarkt außer Kraft gesetzt wurden". Durch "Geldflutung" wie
Anleihekaufprogramme oder Kredite einzelner nationaler Zentralbanken
sei der Interbankenmarkt überflüssig gemacht worden. Private
Finanzdienstleister seien verdrängt worden. Das System habe Leistungs-
und Kapitalbilanzsalden ermöglicht, "die ansonsten nicht finanzierbar
wären. So ist es im Ergebnis zu einer Zahlungsbilanzfinanzierung über
das Eurosystem gekommen. Diese Ursachen müssen endlich angegangen
werden", verlangt die FDP-Fraktion in ihrem Antrag.

In ihm findet sich auch die Forderung, "dass negative Target2-Salden
bei Verlassen des Währungsraums durch einen Mitgliedstaat automatisch
in Anleihen dieses Staates auf Euro-Basis umgewandelt und der EZB
übertragen werden". Beim Austritt eines Staates mit
Target-Verbindlichkeiten aus der Eurozone sei sehr zweifelhaft, ob
sich die fortbestehende Target-Forderung gegen diesen Staat noch
realisieren lasse. Zu den deutschen Forderungen von 900 Milliarden
Euro heißt es, diese könnten nur im Extremfall (beim Zerfall der
Eurozone) uneinbringlich werden, was zunächst die Deutsche Bundesbank
treffen würde. Weiter schreiben die Abgeordneten: "Wenngleich mit dem
Eintreten dieser Risiken bis auf Weiteres nicht zu rechnen ist, deutet
sich im Zuge der jüngsten Diskussionen um den italienischen
Staatshaushalt doch ein erhebliches politisches Drohpotential seitens
der Target2-Schuldnerstaaten an."

Als "nicht zielführend" wird es bezeichnet, zum Zweck der Reduzierung
direkt bei der Entstehung der Target2-Salden anzusetzen: "Hier darf es
keine Obergrenzen geben, da dies den freien Zahlungsverkehr in der
Eurozone gefährden könnte", warnt die FDP-Fraktion.

 * 
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BUNDESTAG/7837: Heute im Bundestag Nr. 989 - 13.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 989

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.19 Uhr

1. Linke fordert Rückkehr zum INF-Vertrag

2. Lage für Spitzenwissenschaftler verbessern



1. Linke fordert Rückkehr zum INF-Vertrag

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke sieht in der
Rückzugsankündigung der USA aus dem INF-Vertrag eine "gefährliche
Zäsur in der Erosion des Systems weltweiter Rüstungskontroll-und
Abrüstungsvereinbarungen". Wie sie in ihrem Antrag (19/6422) schreibt,
solle die Bundesregierung die USA zum Verbleib in diesem bilateralen
Vertrag über ein Verbot landgestützter Mittelstreckenraketen mit
Reichweiten zwischen 500 und 5.500 Kilometern auffordern, auf das sich
die USA und die damalige Sowjetunion 1987 verständigt hatten. Zugleich
solle die Bundesregierung gegenüber den USA öffentlich erklären, dass
sie unter keinen Umständen einer Stationierung neuer US-Atomwaffen auf
deutschem Territorium zustimmen werde. Außerdem gelte es, mit weiteren
Staaten in Europa die Möglichkeiten eines gemeinsamen diplomatischen
Handelns auszuloten, "um eine aktive Vermittlungspolitik zu beginnen,
die beide Seiten - die USA und Russland - dazu bewegen soll, die
Konflikte um die Verifikation des Vertrages in Gesprächen ohne
Vorbedingung zu lösen".

 * 

2. Lage für Spitzenwissenschaftler verbessern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Unterstützung von "Brain Circulation auf
Augenhöhe und in beide Richtungen" gehört nach Ansicht der Fraktion
Bündnis 90/die Grünen stärker in den Mittelpunkt multilateraler,
weltweiter Wissenschaftskooperationen. Bei der Spitzenforschung dürfe
es nicht um einen nationalen Wettlauf oder egoistische
Nützlichkeitsüberlegungen gehen, die die Abwanderung dringend
benötigter Experten aus strukturschwächeren Regionen verstärkt
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/6426). Aufgabe der
Politik müsse es sein, die bestmöglichen Rahmenbedingungen für den
freien Austausch der Gedanken zu schaffen und möglichst viele Talente
aus allen Teilen der Gesellschaft daran teilhaben zu lassen.

Viele Wissenschaftler hätten jedoch auch andere Prioritäten und
Zielländer für ihre Studien- und Forschungsaufenthalte. Denn oftmals
seien die Arbeitsbedingungen in anderen Ländern noch attraktiver und
die administrativen sowie ausländerrechtlichen Hürden wesentlich
niedriger. Dabei seien auch die mangelnde aufenthaltsrechtliche
Flexibilität im Wechsel zwischen verschiedenen Bildungs- und
Arbeitswegen, sowie die fehlende Berücksichtigung zirkulärer Migration
unattraktiv. So stünden viele Wissenschaftler schon vor ihrer Ankunft
in Deutschland vor enormen Hindernissen: Selbst wenn
Forschungsstipendium oder Studienplatz bereits zugesichert seien,
dauere es mitunter viele Monate, um überhaupt einen Visumsantrag
stellen zu können. Diesen Zustand gelte es zu beenden, um
internationale Wissenschaftler nicht abzuschrecken und hinzuhalten,
sondern als weltoffene kreative Wissenschaftsnation einzuladen,
fordern die Grünen.

An den Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen
bestünden vielfältige Willkommensinfrastrukturen, die es
weiterzuentwickeln gelte. Für Beratungsangebote internationaler
Forscher und Studenten bedürfe es ausreichender Ressourcen, damit auch
Hilfe jenseits des unmittelbaren Wissenschaftszusammenhangs geleistet
werden könne, wie etwa bei aufenthaltsrechtlichen oder
alltagspraktischen Fragen. Neben einem größeren Angebot von
Deutschkursen müsse Englisch als globale Wissenschaftssprache in den
Lehrangeboten und der Verwaltung der Wissenschaftseinrichtungen weiter
gefördert werden.

Um kluge Köpfe zu halten, bedürfe es ferner attraktiverer, besser
planbarer Karrierewege. Damit entstünden auch Anreize für deutsche
Wissenschaftler, nach einem Auslandsaufenthalt wieder ins deutsche
Wissenschaftssystem zurückzukehren. Dafür müssen die
Beschäftigungsbedingungen noch attraktiver gemacht und verlässliche
Karrierewege auch neben der Professur angeboten werden. Dabei sei
insbesondere darauf zu achten, Frauen und Personen aus
unterrepräsentierten Gruppen in der Wissenschaft stärker zu fördern.
Damit Forschungseinrichtungen die Spielräume, die mit dem
Wissenschaftsfreiheitsgesetz geschaffen wurden, besser nutzen können,
sei deren ausreichende finanzielle Ausstattung weiterhin zu sichern.

Die Grünen fordern angesichts der weltweiten Konkurrenz unter anderem
bei wissenschaftlichem Personal auf Austausch und Kooperation statt
auf Abwerbung oder Abschottung zu setzen und gezielt
Auslandsaufenthalte zu fördern. Ferner sollen die Stärken des
deutschen Wissenschaftssystems mehr im Ausland bekannt gemacht und
Rückkehrprogramme für deutsche Wissenschaftler im Ausland ausgebaut
werden. Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz soll dahingehend
reformiert werden, dass verlässliche Karriereperspektiven und bessere
Arbeitsbedingungen für Wissenschaftler geschaffen werden, indem mehr
Dauerstellen für Daueraufgaben, mehr unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse, zusätzliche "Tenure Track-Stellen"
frühzeitig nach der Promotion und unbefristete Karrierewege neben der
Professur geschaffen werden.
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AGRAR/065: Bundesregierung muss eigenverantwortliche Risikovorsorge der Bauern fördern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Dezember 2018

HOCKER: Bundesregierung muss eigenverantwortliche Risikovorsorge
der Bauern fördern



Zur wirtschaftlichen Bilanz des Deutschen Bauernverbandes erklärt der
landwirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Obwohl Unternehmensgewinne in der deutschen Landwirtschaft leicht
steigen, kann in keiner Weise von einer positiven Bilanz für das
vergangene Wirtschaftsjahr gesprochen werden. Denn der Dürre-Sommer
2018 ist in den Ergebnissen noch nicht berücksichtigt. Rechnet man
ihn mit ein, sind die Aussichten für das nächste Wirtschaftsjahr und
die Zukunftsfähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe deutlich
trüber. Doch anstatt alle vorsorgenden Unternehmer zu fördern,
bestraft das Krisenmanagement von Landwirtschaftsministerin Klöckner
sie. Das sendet ein fatales Signal: Landwirte müssen nicht mehr
selbst für Risiken einstehen, sondern dürfen auf staatliche Nothilfen
setzen. Wir brauchen aber einen eigenverantwortlichen Ansatz. Die
FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung daher auf, die steuerfreie
Ansparung einer Liquiditätsreserve zu ermöglichen. Dazu haben wir
bereits einen Antrag im Bundestag eingebracht. Landwirte wollen aus
eigener Kraft Risikovorsorge leisten und nicht in politische
Abhängigkeit geraten."
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BILDUNG/926: Finanzhilfen an Qualität und Leistungsfähigkeit zu koppeln, ist eine rote Linie


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Dezember 2018

SUDING: Finanzhilfen an Qualität und Leistungsfähigkeit zu
koppeln, ist eine rote Linie



Die stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding gab zur
Reform des Bildungsföderalismus das folgende Statement ab:

"Uns ist wichtig, bessere Bildung für alle Kinder zu schaffen und
zwar unabhängig von der sozialen Herkunft, aber auch unabhängig vom
Bundesland, in dem ein Kind aufwächst. Und der Beschluss des
Bundestages zur Grundgesetzänderung, der ermöglicht genau das. Wir
haben [...] ermöglicht, dass die Finanzhilfen des Bundes nicht nur
für Kabel und Beton ausgegeben werden können, sondern auch in die
Qualität und die Leistungsfähigkeit fließen können. Wir haben es
geschafft, dass die Hilfen des Bundes nicht mehr im Zeitverlauf
abnehmen, sondern das Planungssicherheit für die Länder geschaffen
wird. Und ganz, ganz wichtig: Wir schaffen es dadurch, dass der Bund
seine Finanzhilfen an Qualität und Leistungsfähigkeit knüpft, dass
wir dann auch die Möglichkeit haben, bundesweit einheitliche und sehr
ambitionierte Bildungsstandards zu schaffen und auch durchzusetzen.
Das ist [...] ein Erfolg von FDP und Grünen, die im Bundestag
verhandelt haben.

Jetzt ist es so, dass der Bundesrat den Vermittlungsausschuss
angerufen hat, und das ist auch auf ein Kommunikationsversagen der
Großen Koalition zurückzuführen: Zum einen hat der Finanzminister als
Verhandlungsführer viel zu lange gewartet, um auf FDP und Grüne
zuzugehen, obwohl er wusste, dass er die Stimmen dieser beiden
Fraktionen für die Grundgesetzänderung benötigt. Die Große Koalition
hat es nicht geschafft, frühzeitig in eine gute Kommunikation mit
ihren Kollegen aus den Ländern zu gehen. Und jetzt haben wir wieder
viel Zeit verloren.

Wir sind dennoch kompromissbereit. Wir wollen im Sinne der Kinder
etwas für bessere Bildung tun. Wir sind gesprächsbereit, was die
Zusätzlichkeit der Finanzmittel aus den Ländern angeht, da können wir
gerne mit den Ländern reden, ob wir da zu einer anderen Lösung
kommen. Das Prinzip, dass die Länder aber eigene Anteile erbringen
müssen, daran halten wir fest, weil wir am Ende ein Mehr an Qualität,
ein Mehr an finanziellen Mitteln im Bildungssystem haben wollen.
Nicht mit uns reden lassen wir darüber [...], dass der Bund seine
Finanzhilfen an Qualität und Leistungsfähigkeit koppelt. Da ist für
uns tatsächlich eine rote Linie.

Ärgerlich ist jetzt insbesondere, dass der Digitalpakt auf sich
warten lässt, er ist gebunden an die Grundgesetzänderung, setzt sie
voraus. [...] Jetzt rächt sich, dass der Finanzminister lange
gemauert hat, dass die Bildungsministerin geschwiegen hat und dass
auch die Kanzlerin nur zugesehen und abgewartet hat.
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EUROPA/1576: EU muss sich für Dialog zwischen Kosovo und Serbien einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Dezember 2018

LAMBSDORFF: EU muss sich für Dialog zwischen Kosovo und Serbien
einsetzen



Zur Schaffung einer kosovarischen Armee erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Schaffung einer kosovarischen Armee ist das falsche Signal und
eine weitere Belastung für die Beziehung zu Serbien. Seit Wochen
verstärkt bereits die faktische Einführung einer Zollblockade gegen
Waren aus Serbien durch das Kosovo die Spannungen zwischen beiden
Ländern. Allerdings muss auch die serbische Premierministerin
Brnabić die Möglichkeit einer militärischen Option vom Tisch
nehmen. Die internationale Gemeinschaft sollte alle ihr zur Verfügung
stehenden Mittel nutzen, um eine Eskalation der Situation zu
verhindern. Die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini muss beiden
Parteien anbieten, zu vermitteln. NATO-Generalsekretär Stoltenberg
hat recht: Ein von der EU moderierter Dialog zwischen Pristina und
Belgrad ist der einzige Weg, um dauerhaft Frieden und Stabilität in
der Region zu schaffen."
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RECHT/909: Regierung quält sich beim Paragrafen 219a in winzigen Schritten voran


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Dezember 2018

THOMAE-Statement: Regierung quält sich beim Paragrafen 219a in
winzigen Schritten voran



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae gab zu
den Eckpunkten zu Paragraf 219a StGB das folgende Statement ab:

"[...] Die Regierung hatte für Herbst 2018 eine Lösung beim Thema
Werbeverbot für Schwangerschaftsabbrüche, Paragraf 219a
Strafgesetzbuch, angekündigt. Jetzt gibt es statt einer Lösung einen
Vorschlag. Eine bloße Ankündigung, dass irgendwann im Januar 2019
eine Lösung kommen solle. Das ist nicht das, was man sich vorgestellt
hat. Es bleibt abzuwarten, ob die SPD mit diesem Vorschlag zufrieden
sein wird. Das wird nicht etwa so sein, dass das Werbeverbot für
Schwangerschaftsabbrüche wegfällt, sondern es soll eine staatliche
Stelle informieren können, also nicht die Ärzte und Ärztinnen selber
sollen die Möglichkeit haben, auf ihrer Homepage zu informieren.
Nein, eine staatliche Stelle soll eine Information anbieten und Ärzte
sollen nur die Möglichkeit haben, darauf hinzuweisen, dass bei
staatlichen Stellen Informationen eingeholt werden können. Und sogar
das Wie, also wie Ärzte darauf hinweisen können wo man woanders
Informationen erhalten soll, sogar das soll noch mal gesetzlich genau
definiert werden. Das ist viel, viel weniger als das, was die SPD
wollte. Von daher wird man sehen müssen, ob die SPD das Gefühl hat,
das ist eine Lösung des Ganzen. Die Regierung quält sich bei diesem
Thema in winzigen Schritten voran. [...]

Wir werden bei unserem Antrag heute bleiben, denn es gibt keinen
Lösungsvorschlag, es gibt eine Ankündigung, dass ein Lösungsvorschlag
kommen wird, aber nicht ein Wegfall des Werbeverbotes, sondern eine
andere Lösung, von der noch kein Mensch genau sagen kann wie sie
aussehen wird. [...]

Wir selber finden diesen Vorschlag, ich selber finde diesen Vorschlag
nicht ausreichend. Weil mein Standpunkt und unser Standpunkt immer
war, dass Ärzte die Möglichkeit haben müssen, selber zu informieren.
Das und auch wie sie einen solchen Eingriff vornehmen, das wird, so
wie ich diesen Vorschlag von gestern Abend der Regierung lese,
weiterhin nicht möglich sein."
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SOZIALES/1503: Das Gute-Kita-Gesetz ist ein Verpasste-Chancen-Gesetz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Dezember 2018

SEESTERN-PAULY:
Das Gute-Kita-Gesetz ist ein Verpasste-Chancen-Gesetz



Zur Verabschiedung des Gute-Kita-Gesetzes erklärt der kinder- und
jugendpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Matthias Seestern-Pauly:

"Das sogenannte Gute-Kita-Gesetz ist und bleibt ein Desaster. Die
Union hat es heute nur durch den Bundestag gewinkt, damit
Familienministerin Giffey nicht nachhaltig beschädigt wird. Das ist
sie jedoch schon: In öffentlicher Anhörung hatten Sachverständige den
Gesetzentwurf scharf kritisiert, später wurde er wegen seiner Mängel
von der Tagesordnung des Familienausschusses genommen. Denn das
Gesetz wird seinem Anspruch bei weitem nicht gerecht. Schon heute
zeigt sich, dass die Länder die zugewiesenen Mittel größtenteils in
die Beitragsfreiheit investieren werden, anstatt echte Verbesserungen
in der Betreuungsqualität zu erreichen. Die FDP-Fraktion fordert,
dass das Geld für gut ausgebildetes Fachpersonal, einen besseren
Betreuungsschlüssel und Sprachförderung ausgegeben wird - nicht für
kostenlose Kitaplätze. Unser Ziel ist eine hohe Betreuungsqualität
für alle Kinder, unabhängig von der sozialen Herkunft. Statt eines
wirklich guten Kita-Gesetzes wurde nun ein Verpasste-Chancen-Gesetz
verabschiedet."
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WIRTSCHAFT/3006: Konjunkturprognose ist ein Alarmsignal


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Dezember 2018

HOUBEN: Konjunkturprognose ist ein Alarmsignal



Zur Konjunkturprognose des Ifo-Instituts erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die schlechte Ifo-Konjunkturprognose ist ein Alarmsignal. Die
geschätzte Zunahme des Bruttoinlandsprodukts von nur noch 1,1 Prozent
für das Jahr 2019 wird sich erkennbar auf den Arbeitsmarkt auswirken.
Wirtschaftliche Probleme werden dann auch zu sozialen.
Wirtschaftsminister Altmaiers eigene, großspurige Prognosen von einem
starken Wachstum erweisen sich heute als völlig falsch. Die
Bundesregierung muss nun endlich zeigen, dass sie den Ernst der Lage
erkannt hat und aktiv gegensteuern. Es gibt immer noch keine
überzeugenden Vorbereitungen für einen harten Brexit, wichtige
Wirtschaftsreformen werden aufgeschoben. Um Mittelstand und Handwerk
zu stärken, gehört jetzt zuallererst der Soli ab 2020 abgeschafft.
Die Bundesregierung muss die Wirtschaftspolitik endlich wieder
stärker in den Fokus nehmen."
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1068: Gefahr durch den Wolf (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 141/2018

In der Sitzung am 13. Dezember:

Gefahr durch den Wolf: Umweltausschuss setzt sich für Unterstützung
für Weidetierhalter ein



Stuttgart. In seiner Sitzung am Donnerstag, 13. Dezember 2018, hat
sich der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft mit den
Folgen der Ausbreitung des Wolfs in Baden-Württemberg beschäftigt. Die
Fraktionen von Grünen und CDU stellten dazu den Antrag, Weidetier- und
Gehegewildhalter in Zeiten zunehmender Gefährdung durch den Wolf zu
unterstützen. Wie der Ausschussvorsitzende Dr. Bernd Grimmer (AfD)
mitteilte, stimmte das Gremium dem Antrag einstimmig zu.

Dem Ausschussvorsitzenden zufolge sei davon auszugehen, dass in den
kommenden Jahren weitere Wölfe nach Baden-Württemberg wandern würden.
Außerdem sei es möglich, dass in den nächsten fünf Jahren eine
Rudelbildung erfolgen könne. Grundsätzlich dürfe der Wolf jedoch nicht
getötet oder verfolgt werden, lediglich in Einzelfällen seien
Ausnahmen von diesem strengen Schutz möglich. Eine Bejagung von Wölfen
mit dem Ziel der Bestandsreduktion oder der Schaffung sogenannter
"wolfsfreier" Gebiete sei nach geltendem Recht nicht möglich. Die
Einführung eines "Wolfszielbestands" sei ebenfalls nicht vorgesehen.
Für Menschen bestünde kein erhöhtes Gefahrenpotential bei der direkten
Begegnung mit einem Wolf. Das Anfüttern von Wölfen sei jedoch
unbedingt zu unterlassen.

Es sei nicht verlässlich vorherzusagen, wo sich zuwandernde Wölfe in
Baden-Württemberg niederlassen werden. Jedoch sei zu erwarten, dass
diejenigen Gegenden zuerst besiedelt würden, in denen es die besten
Rückzugsmöglichkeiten gebe und eine geringe Störung durch Menschen
bestünde. Dies beträfe besonders den Schwarzwald, den Odenwald und die
Schwäbische Alb.

Eine Folge der Ausbreitung des Wolfes sei der Riss von im Freien
gehaltenen Nutztieren, wie Dr. Grimmer mitteilte: "Dies kann für
Herdentierhalter belastend bis existenzbedrohend sein." Daher sei es
wichtig, einen funktionierenden Herdenschutz in der Fläche frühzeitig
und umfassend umzusetzen. Erfahrungen anderer Länder hätten nämlich
gezeigt, dass die Anzahl an gerissenen Nutztieren ganz entscheidend
von der Wirkung der Herdenschutzmaßnahmen und nur in geringerem Maße
von der Größe des Wolfsbestands abhänge.

Aktuell fördere das Land innerhalb der Förderkulisse Wolfsprävention
die Anschaffung technischer Mittel in der Schaf- und Ziegenhaltung
sowie in der Gehegehaltung von Wild. Wie der Ausschussvorsitzende
mitteilte, gewährt das Land hierbei Zuwendungen in Höhe von 90 Prozent
der Nettokosten. Jedoch habe die Europäische Kommission im November
2018 die Regelung dahingehend angepasst, dass Investitionen in
Herdenschutz, wie beispielsweise Elektrozäune oder wolfssichere
Ausführungen von Ställen, auch zu 100 Prozent finanziert werden
können, ohne dass dies als unzulässige Beihilfe gelte. Das
Umweltministerium prüfe nun die möglichst schnelle Umsetzung dieser
Fördermöglichkeiten. Zusätzlich fördere das Land den Unterhalt eines
Herdenschutzhundes.

Darüber hinaus sei eine zentrale Beratungsstelle für Herdenschutz in
den Bereichen Schafe und Ziegen sowie Pferde und Rinder vorgesehen.
Allein eine Förderung von Präventionsmaßnahmen sei jedoch nicht
ausreichend. Daher seien neben der Beratung zu Präventionsmaßnahmen
und deren Umsetzung auch Aspekte der betrieblichen Entwicklung
einschließlich Stallbau zu berücksichtigen. Das Ministerium prüfe
aktuell, in welchem Umfang auch Arbeitskosten, beispielsweise für den
Aufbau von Elektrozäunen, gefördert werden können. Dr. Grimmer
erklärte abschließend, dass Nutztierhalter über den Ausgleichsfond
Wolf eine Entschädigung erhalten, wenn Tiere durch einen Wolfsangriff
getötet wurden.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1067: Äffle und Pferdle als Ampelsymbole (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 140/2018

Petitionsausschuss des Landtags

Ausschuss begrüßt Äffle und Pferdle als Ampelsymbole - Bund soll
handeln



Stuttgart - Der Petitionsausschuss des Landtags spricht sich
grundsätzlich für die Aufstellung einer "Äffle- und Pferdle"
Lichtsignalanlage in Stuttgart aus. Einen entsprechenden
Mehrheitsbeschluss fasste der Ausschuss in seiner Sitzung am 13.
Dezember 2018. "Wir wollen den Weg ebnen zu einem großzügigeren Umgang
mit regionalen Besonderheiten bei den Ampel-Symbolen", erläuterte die
Vorsitzende des Ausschusses, Beate Böhlen (Grüne). Deshalb soll die
Petition der Landesregierung zur Berücksichtigung überwiesen werden.
Das zuständige Verkehrsministerium habe gleichzeitig deutlich gemacht,
dass es mit Blick auf eine gebotene bundeseinheitlich verlässliche
Festlegung keine Ausnahmegenehmigung von der Straßenverkehrsordnung
erteilen werde. Seit Jahren engagieren sich die Mitglieder des "Äffle-
und Pferdle-Fanclubs" für die Installierung der tierischen
Ampelsymbole. "Der Ausschuss hat die Landesregierung deshalb auch
gebeten, sich auf Bundesebene für eine großzügigere Regelung
einzusetzen. Mehr konnten wir für Äffle und Pferdle nicht tun", so die
Vorsitzende Böhlen.

In Deutschland regelt die Straßenverkehrsordnung (§ 37 Absatz 2
Nummer 5) die Verhaltenspflicht der zu Fuß Gehenden an
Lichtzeichenanlagen. In einer dazu gehörigen Verwaltungsvorschrift ist
explizit die Gestaltung der Sinnbilder bei Ampeln geregelt: "Im
Lichtzeichen für Fußgänger muss das rote Sinnbild einen stehenden, das
grüne einen schreitenden Fußgänger zeigen." Bundesweit gibt es mehrere
Ausnahmen von den gängigen Lichtsignalanlagen, etwa die Ampelmännchen
in Ostdeutschland oder die Mainzelmännchen in Mainz. Erstere waren
nach der deutschen Einigung erlaubt worden, letztere sind dagegen
nicht erlaubt. Sie stellten streng genommen nicht einmal
Verkehrszeichen dar, habe ein Ministerialbeamter im Ausschuss
erläutert. Es gehe um Haftungsfragen und um Fragen der Einheitlichkeit
in ganz Deutschland, berichtete der stellvertretende Vorsitzende
Norbert Beck (CDU) aus der Sitzung. Bundesländer seien in der
Ampelfrage nicht frei in ihrer Entscheidung, sondern an das
Bundesrecht gebunden.

Die mehrheitlich beschlossene Berücksichtigung macht deutlich, dass
der Petitionsausschuss das Anliegen der Petenten unterstützt. An das
Verkehrsministerium des Landes erging die Bitte des
Petitionsausschusses, sich auf dem nächsten Bund-Länder-Fachausschuss
im Januar 2019 dafür einzusetzen, die Regelung großzügiger zu fassen,
damit Symbole wie "Äffle und Pferdle" oder auch den Mannheimer
Wasserturm als Ampelsinnbilder generell verwendet werden können. "Ganz
nachvollziehbar ist die jetzige enge Regelung dem Ausschuss nicht: Die
vertikale Anordnung der Ampellichter ist wohl ausschlaggebender als
die Bilder auf den Ampeln", so die Vorsitzende Böhlen.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1066: Rechtlich nichts gegen 1000-Kühe-Stall einzuwenden (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 139/2018

Petitionsausschuss des Landtags

Rechtlich nichts gegen 1000-Kühe-Stall einzuwenden -

Nachbesserungen aus Gutachten



Stuttgart - Mehrere Landwirte im Kreis Sigmaringen planen einen
1000-Kühe-Stall. Der Petitionsausschuss des Landtages befasste sich
am Donnerstag, 13. Dezember 2018, mit der Petition einer
Bürgerinitiative, die sich dagegen wendet. Das Gremium beschloss nach
Beratung, Ortsterminen und der Erstellung zweier Gutachten das
Material zu dieser Petition an die zuständigen Ministerien zu
überweisen - verbunden mit einer Berichtspflicht. "Alle Mitglieder des
Ausschusses haben sich intensiv mit diesem Fall befasst. Die
rechtliche Prüfung gab keinen Anhaltspunkt für fehlerhafte
Genehmigung. Wir gehen selbstverständlich davon aus, dass sich die
antragstellenden Landwirte an alle Auflagen halten", berichteten die
Vorsitzende des Petitionsausschusses, Beate Böhlen (Grüne) und der
stellvertretende Vorsitzende Norbert Beck (CDU). Der Petition habe
deshalb nicht abgeholfen werden können.

Die Pläne für den Bau eines Stalls für tausend Kühe in Ostrach (Kreis
Sigmaringen) erregen seit geraumer Zeit die Gemüter. Seit Januar 2018
liegt dem Petitionsausschuss des Landtags eine Petition gegen das
Vorhaben vor. Aufgrund der Komplexität des Themas hatte der Ausschuss,
auf Vorschlag des Berichterstatters Reinhold Pix (GRÜNE), bereits im
Juni vollständige Akteneinsicht beantragt und zwei Sachverständige mit
deren Sichtung beauftragt. Die Gutachten der Sachverständigen liegen
dem Ausschuss inzwischen vor, außerdem waren beide Experten zur
heutigen Sitzung geladen.

"Beide Gutachten kommen zu dem Schluss, dass der Genehmigungsfähigkeit
des Vorhabens grundsätzlich keine rechtlichen Mängel im Wege stehen",
so die Ausschussvorsitzende Böhlen. Die Sachverständigen hatten
geprüft, ob im Laufe des Genehmigungsverfahrens und bei der
Aufstellung des Bebauungsplanes alle tierschutz, umwelt-, natur-,
immissions- und gewässerschutzrelevanten Bestimmungen eingehalten
wurden. "Dies scheint insgesamt auch der Fall zu sein. Allerdings
wurden im Bereich Tierwohl auch einige Verbesserungsvorschläge
gemacht" sagte Böhlen im Anschluss an die Sitzung. Die
Ausschussmitglieder hätten die Anregungen als wertvoll empfunden.
"Aufgrund der Tatsache, dass ein Genehmigungsentwurf aussteht, besteht
die Möglichkeit, dass einzelne Punkte der Gutachten wie etwas größere
Einstreuliegeflächen für die Rinder noch Berücksichtigung finden", so
Böhlen.

Da das Bauvorhaben der kommunalen Planungshoheit unterliege und alle
rechtlichen Voraussetzungen eingehalten würden, könne der
Petitionsausschuss dem Ministerium bzw. den zuständigen Behörden diese
Nachbesserungen freilich nur empfehlen. Dies wurde auch mit großer
Mehrheit so beschlossen. Die Gutachten wurden dem federführenden
Wirtschaftsministerium mit der Bitte um Berücksichtigung und
Stellungnahme übergeben.

"Der Petitionsausschuss kann Verwaltungshandeln nur überprüfen und
muss sich dabei an geltendes Recht halten. Auch die beiden
Sachverständigen haben uns bestätigt, dass im vorliegenden Fall die
Gesetze eingehalten werden. Damit kann der Petition nicht abgeholfen
werden", erklärte Böhlen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 139/2018 - 13.12.2018

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4602: Schule und Inklusion gestalten, nicht nur verwalten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Dezember 2018

Schule und Inklusion gestalten, nicht nur verwalten!



Zur Debatte über den Einzelplan 3.1 (Schule und Berufsbildung) erklärt
die bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Sabine
Boeddinghaus:

"In der Schule verbringen unsere Kinder die meiste Zeit der Woche. Sie
muss deshalb in allen Bereichen positiv, förderlich und auf ihre
Bedürfnisse ausgerichtet sein. Inklusive Förderung, Unterstützung bei
speziellen Einschränkungen, Bindung und Wohlwollen - dafür muss der
Senat Mittel bereitstellen. Und zwar weit mehr als er es bisher tut.
Aber: Alle Verbesserungen in der Schulbildung müssen gegen den Senat
erkämpft werden!

Wir fordern, den Ganztag und den Übergang von der Schule zum
Nachmittag zu stärken. Die Lehr- und Fachkräfte müssen Raum und Zeit
bekommen, die Schüler_innen in ihren Stärken zu fördern, statt unter
dem Diktat der Uhr zu stehen. Deshalb braucht der Ganztag mehr
Ressourcen für gemeinsame Planung und Absprache. Auch die Inklusion
muss weiter vorangebracht werden, mit Mitteln und mit Menschen. Denn
wenn sie vernünftig ausgestaltet wird, kann Inklusion den Zusammenhalt
stärken und der sozialen Spaltung entgegenwirken."

 * 
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HAMBURG/4601: Verkehrspolitik in Hamburg - Wie wär's mal sozial-ökologisch? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Dezember 2018

Verkehrspolitik in Hamburg: Wie wär's mal sozial-ökologisch?



In der Debatte zum Einzelplan 7 (Verkehr) sagte heute in der
Hamburgischen Bürgerschaft Heike Sudmann, verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE:

"Die Verkehrspolitik des Senats ist nachhaltig schlecht. Das merken
die Fachleute, das merken die Hamburger_innen, die sich nicht mit dem
Auto fortbewegen wollen. Die Luft- und Lärmbelastung durch den Verkehr
ist in Hamburg immer noch zu hoch. Zu viel Autoverkehr, zu hohe
Geschwindigkeiten, zu wenig Platz für Fuß und Rad bleiben leider das
Markenzeichen der rot-grünen Verkehrspolitik.

DIE LINKE setzt auf eine sozial-ökologische Verkehrswende. Wer den HVV
nutzt, soll unterstützt und nicht bestraft werden. Statt der
jährlichen Fahrpreiserhöhung wollen wir eine Senkung. Im ersten
Schritt soll eine Monatskarte 60 Euro kosten, im zweiten soll das
365-Euro-Jahresticket kommen. Und Sozialkarten-Inhaber_innen,
Schüler_innen, Studierende und Auszubildende sollen den HVV kostenlos
nutzen können. Außerdem wollen wir mit der Einführung von geschützten
Radstreifen Hamburgs Radfahrer_innen mehr Schutz und Komfort bieten."

 * 
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HAMBURG/4600: Bagatelldelikte entkriminalisieren, Justiz entlasten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Dezember 2018

Bagatelldelikte entkriminalisieren, Justiz entlasten!



In der Debatte der Hamburgischen Bürgerschaft zum Einzelplan 2
(Justiz) sagte Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE:

"Nach wie vor ist in Hamburg der Verwahrvollzug Alltag in den
Gefängnissen. Selbst für die im neuen Resozialisierungsgesetz
angelegten Verbesserungen im Übergangsmanagement ist die
Haushaltsplanung ungenügend. Wir fordern deshalb als ersten Schritt
sieben volle Stellen im Bereich der Psychotherapie zu schaffen, für
jede Hamburger Justizvollzugsanstalt eine. Zur Gegenfinanzierung
können Ersatzfreiheitsstrafen, also Haft aufgrund nicht gezahlter
Geldstrafen, durch Maßnahmen jenseits der Haft ersetzt und
Bagatelldelikte entkriminalisiert werden. Es wäre sehr leicht, auf
diesem Weg die Überlastung der Justizvollzugsbeamt_innen zu
überwinden.

Zudem fordern wir weitere drei Richter_innenstellen und eine
zusätzliche Stelle für eine Verwaltungskraft im Sozialgericht. Da wir
dies in den Ausschussberatungen bereits gut begründet gefordert
hatten, werden nun auch zumindest die drei Richter_innenstellen von
der SPD beantragt. Opposition wirkt!"

 * 
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HAMBURG/4599: Vier Tote in vier Wochen - Obdachlose brauchen einen Kältebus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Dezember 2018

Vier Tote in vier Wochen: Obdachlose brauchen einen Kältebus!



Wie hinz & kunzt berichtet, ist bereits der vierte Obdachlose
innerhalb eines Monats auf Hamburgs Straßen verstorben. "Vier
Kältetote sind vier zu viel. Und wir wissen noch nicht einmal, wie
viele weitere obdachlose Menschen in diesem Winter in Folge von
Unterkühlung im Krankenhaus gestorben sind", erklärt dazu die
sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Cansu Özdemir.

"Es ist höchste Zeit zu handeln und die Forderung der Obdachlosenhilfe
nach einem Kältebus, wie es ihn in Berlin gibt, und der ganztägigen
Öffnung des Winternotprogramms zu erfüllen. Das könnte Leben retten."

Özdemir fordert außerdem, den Zugang zum Winternotprogramm zu
erleichtern: "Insbesondere Obdachlose aus Osteuropa trauen sich nicht
dorthin, weil sie Angst haben, abgeschoben zu werden oder auf die
Wärmestube verwiesen zu werden. Die Folge: Das Winternotprogramm ist
nicht ausgelastet und die Menschen schlafen trotz der gefährlich
niedrigen Temperaturen in Parks und auf Straßen."

 * 
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HAMBURG/4598: Hamburg muss in seine Kinder und Jugendlichen investieren (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2018

Hamburg muss in seine Kinder und Jugendlichen investieren!



In der heutigen Debatte der Hamburgischen Bürgerschaft zum
Einzelplan 4 (Familie, Kinder und Jugend) sagte die familien- und
jugendpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Sabine
Boeddinghaus:

"Fast alle Bezirke sind dramatisch unterfinanziert. Deshalb musste zum
Beispiel im Frühjahr die Erziehungsberatungsstelle in Rothenburgsort
schließen, Ende des Jahres sind die in Billstedt und St. Georg dran.
Diese offenen Angebote vor Ort bieten Teilhabe und sozialen Ausgleich,
ihre Arbeit kann nicht hoch genug geschätzt werden! Deshalb brauchen
wir hier deutliche Investitionen, deshalb fordern wir unter anderem
mindestens zwei volle Personalstellen für alle Einrichtungen der
Offenen Kinder- und Jugendarbeit, 20 zusätzliche Vollzeitstellen für
die Straßensozialarbeit und ein zusätzliches Kinder- und
Familienzentrum pro Bezirk.

Außerdem sollte Hamburg das Bildungs- und Teilhabepaket auf 100 Euro
und das Schulbedarfspaket auf 150 Euro pro Kind und Monat aufstocken
und in allen Kitas und Grundschulen ein beitragsfreies Frühstück
einführen. Das wären zumindest erste Schritte zur Bekämpfung von
Kinderarmut, die die Stadt sofort gehen kann."

Zum Bereich Kita sagte der kinderpolitische Sprecher der Fraktion,
Mehmet Yildiz:

"Kitas brauchen neben dem quantitativen vor allem den qualitativen
Ausbau, denn sie sind auch Bildungsstätten. Hamburg hat das bisher
vernachlässigt und zumindest bei den Krippen die schlechtesten
Personalschlüssel aller westlichen Bundesländer. Wir wollen deshalb in
zwei Schritten die Qualität verbessern und für die mittelbare
pädagogische Arbeit bis 2020 rund 420 Fachkräfte zusätzlich
einstellen. Das wäre ein guter Einstieg in die Weiterentwicklung der
Kindertagesbetreuung. Wir müssen mit Verbesserungen da beginnen, wo
sie am nötigsten sind - nämlich bei der Qualität.

Außerdem wollen wir die Fünf-Stunden-Gutscheine stärker finanzieren,
damit Kinder in allen Teilen der Stadt einen Kita-Platz erhalten.
Dafür wären rund 130 zusätzliche Fachkräfte notwendig - gut
investiertes Geld für die Zukunft unserer Kinder."

 * 
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HAMBURG/4597: Für sozial verantwortliche Wissenschaft und echte Gleichstellung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2018

Für sozial verantwortliche Wissenschaft und echte Gleichstellung!



Zur Debatte über den Einzelplan 3.2 (Wissenschaft, Forschung und
Gleichstellung) erklärt der wissenschaftspolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, Martin Dolzer:

"Rot-Grün betreibt weiter eine neoliberale Wissenschaftspolitik und
ist nicht bereit, die Grundfinanzierung der Hochschulen angemessen zu
gestalten. Prekäre Lebens- und Arbeitsverhältnisse vieler Studierenden
und Hochschulmitglieder sowie eine verschulte Lehre bleiben so trister
Alltag. Wir stehen dagegen für Wissenschaft in sozialer und
gesellschaftlicher Verantwortung.

Deshalb fordern wir eine um rund 24 Millionen Euro verbesserte
Grundfinanzierung der Hochschulen sowie die Erhöhung der
Landeszuweisungen an das Studierendenwerk auf den Bundesdurchschnitt.
Um Hamburg als 'Mittlerin des Friedens' zu stärken, beantragen wir
eine Forschungsstelle Rüstungskonversion mit drei Professuren.
Außerdem fordern wir zwei Stellen im Bereich der Folgenabschätzung für
Forschungsprojekte an der HAW und im Bereich MINT der Universität
Hamburg, um dort die Einhaltung der Zivilklausel zu garantieren."

Zur Gleichstellung sagte die queerpolitische Sprecherin der Fraktion,
Cansu Özdemir:

"Zum ganzen Themenkomplex Gleichstellung gibt es genau einen
Haushaltsantrag - nämlich unseren. Dabei zeigt ein kurzer Blick in die
Realität oder in den Global Gender Gap Report, dass wir von einer
Gleichstellung der Geschlechter noch meilenweit entfernt sind. Aber
bei der in der Haushaltsdebatte gezeigten Ignoranz der anderen
Parteien zum Thema wird sich hieran auch so bald nichts ändern.

Wir fordern eine aktive Gleichstellungspolitik, die vom Senat
veranschlagten 830.000 Euro für die gesamte Produktgruppe sind ein
Witz. Für eine nachhaltige Arbeit ist Planungssicherheit nötig.
Tarifsteigerungen müssen ausgezahlt werden, bestehende Projekte wie
die Netzwerkstelle Selbstbewusst Trans müssen ausgebaut und neue
Projekte und Maßnahmen geschaffen werden, etwa zur zügigen Umsetzung
der 'dritten Option'."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4596: Wege aus der Wohnungslosigkeit und in die Gesellschaft öffnen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2018

Wege aus der Wohnungslosigkeit und in die Gesellschaft öffnen



Zum Einzelplan 4 (Soziales, Integration) erklärt die sozialpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Cansu Özdemir:

"Obwohl sich die Zahl wohnungsloser Menschen in den letzten Jahren
fast verdoppelt hat, gibt der Senat nicht mehr für die Wohnungs- und
Obdachlosenhilfe. Aber solange es nicht ausreichend Wohnraum gibt,
braucht die Stadt eine öffentlich-rechtliche Unterbringung gerade für
besonders schutzbedürftige Menschen. Seit sechs Jahren setzt der Senat
das Gesamtkonzept Wohnungslosenhilfe nicht um - das muss er jetzt
endlich tun und die nötigen Mittel bereitstellen.

Die von den Regierungsfraktionen angekündigten Mittel für den
Opferschutz reichen bei weitem nicht. Deshalb fordern wir über die
Pläne von SPD und Grünen hinaus 230 zusätzliche Frauenhausplätze, eine
Verbesserung des Betreuungsschlüssels und einen besseren Zugang zum
Wohnungsmarkt für Gewaltopfer."

Zum Bereich Integration im Einzelplan 4 erklärt die

integrationspolitische Sprecherin Carola Ensslen:

"Integration von Migrant_innen hat viele Aspekte: Ankommen,
Alltagsleben, Spracherwerb, Schule, Beruf und vieles mehr. Obwohl mehr
als ein Drittel der Hamburger_innen einen Migrationshintergrund hat,
geht die interkulturelle Öffnung der Verwaltung nur langsam voran. Die
rund 450 Migrant_innenorganisationen in der Stadt können helfen, eine
Schnittstelle zwischen Angekommenen und schon länger hier Lebenden
bilden und so kulturelle und sprachliche Barrieren überwinden.

Fast alle diese Organisationen arbeiten rein ehrenamtlich, mit einer
Finanzierung von höchstens einigen tausend Euro im Jahr, oft ganz
ohne. Die Weiterfinanzierung konkreter Projekte ist meist ungewiss.
Wir fordern daher eine kontinuierliche Förderung und Unterstützung von
Migrant_innenorganisationen mit 1,5 Millionen Euro jährlich, um
schrittweise die Gleichstellung von Migrant_innen zu erreichen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3239: Funktionierender Wohnungsmarkt ist Wirtschaftsfaktor (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Dezember 2018

Funktionierender Wohnungsmarkt ist Wirtschaftsfaktor



Zum unerwarteten Rückzug der IHK aus den Plänen des Rostocker
"Bündnis für Wohnen" erklärt der wohnungsbaupolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion und Rostocker Abgeordnete Rainer Albrecht:

"Ein funktionierender und bezahlbarer Mietwohnungsmarkt ist ein
elementarer Wirtschaftsfaktor für einen Industriestandort wie Rostock.
Vor diesem Hintergrund ist es umso unverständlicher, dass sich die IHK
Rostock bei den sicherlich ehrgeizigen Zielen des 'Bündnis für Wohnen'
jetzt, wo es darauf ankommt, selbst auswechselt und auf die Ersatzbank
setzt. Wer den dringend notwendigen Wohnungsbau in Rostock voran
bringen möchte, damit auch die wirtschaftliche Attraktivität der Stadt
steigern möchte, der kann das nicht vom Spielfeldrand aus tun. Ein
Spieler wie die IHK gehört bei diesem Thema auf den Platz und muss
Verantwortung übernehmen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3238: Förderung von LED-Straßenlampen muss Insekten und Menschen dienen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Dezember 2018

Förderung von LED-Straßenlampen muss Insekten und Menschen dienen



Die SPD-Landtagsfraktion will insektenfreundliche Straßenbeleuchtung
fördern. Mit dem entsprechenden Antrag hat sich der Landtag
beschäftigt. Im Anschluss an die Debatte erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Elisabeth Aßmann:

"Verhaltensweisen vieler Insektenarten werden durch LED-Lampen mit
hohem Blauanteil im Licht völlig auf den Kopf gestellt! Räuber und
Beute finden nicht mehr oder in falschen Verhältnissen zueinander,
Nahrungsketten werden unterbrochen oder verschieben sich! Deshalb ist
es wichtig bei Neuanschaffungen von Straßenbeleuchtungen darauf zu
achten, dass warmweiße Leuchtmittel verwendet werden, die für die
Insekten weniger störend sind, als kaltweiße Lichtquellen mit hohem
Anteil an kurzwelligem, blauen Licht. Aber auch Menschen kommen
schlechter zur Ruhe, wenn zu viele künstliche Lichtquellen die Nächte
erleuchten! Die Ausschüttung des Schlafhormons Melatonin wird gestört,
die Folge ist ein kaum merklicher, chronischer Schlafentzug. Das führt
zu den bekannten Volkskrankheiten wie Diabetes oder Bluthochdruck.

Daher soll, wer kluges Lichtmanagement betreibt und individuell,
bedarfsgerecht steuerbare Beleuchtungen installiert, bevorzugt
unterstützt werden. Dies soll zukünftig bei der Förderung von
Straßenbeleuchtungen als feste Kriterien in der Förderrichtlinie
verankert werden."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3237: Nun doch - rechtes Netzwerk hat Liste politischer Gegner angelegt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. Dezember 2018

Nun doch - rechtes Netzwerk hat Liste politischer Gegner angelegt



Die Bundesanwaltschaft hat gegenüber dem Innenausschuss des
Bundestages angegeben, dass ihr im Zusammenhang mit den Ermittlungen
gegen ein Prepper-Netzwerk von Bundeswehrangehörigen eine Liste
vorliegt, auf der auch Namen von Politikern stehen.

Dazu erklärt der bundeswehrpolitische Sprecher der

SPD-Landtagsfraktion Dirk Friedriszik:

"Seit mehr als einem Jahr wird über die Existenz von möglichen
Todeslisten spekuliert. Zur Aufklärung hat das Innenministerium in
Mecklenburg-Vorpommern bisher wenig bis nichts beigetragen. Nachfragen
werden abgetan. Jetzt räumt die Bundesanwaltschaft ein, ja, es gibt
eine Liste mit Namen vermeintlicher politischer Gegner eines rechten
Netzwerkes. Ich frage: Wer in unserem Land hat möglicherweise etwas
von Rechtsextremisten zu befürchten und daher berechtigten Anspruch
auf besonderen Schutz? Deswegen werden wir das Innenministerium erneut
in den Innenausschuss des Landtages einladen und wir erwarten diesmal
konkrete Antworten. Wir können das Phänomen rechter Netzwerke nicht
länger ignorieren."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5009: Landtag verabschiedet Doppelhaushalt 2019/2020 (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Gelder für die kommenden beiden Jahre stehen bereit

Landtag verabschiedet Doppelhaushalt 2019/2020



Der rheinland-pfälzische Landtag hat in seiner letzten Sitzung dieses
Jahres den Landeshaushalt für die kommenden beiden Jahre 2019 und 2020
verabschiedet. Für die geplante Mittelverwendung stimmte am Ende der
abschließenden dreitägigen Haushaltsdebatte die Regierungskoalition
aus SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen. Die Opposition aus CDU und AfD
stimmte gegen den Haushaltsentwurf. Der Doppelhaushalt bildet die
finanzielle Grundlage der Regierungspolitik der Ampel-Koalition im
Landtag für die nächsten zwei Jahre.

Der Landeshaushalt sieht für das kommende Jahr Ausgaben in Höhe von
rund 17,7 Milliarden und für das Folgejahr Ausgaben von rund 18,3
Milliarden Euro vor. Demgegenüber sollen die Einnahmen im kommenden
Jahr bei 18 Milliarden und in 2020 bei 18,7 Milliarden Euro liegen. In
seinem Bericht zum Haushalt erklärte der Vorsitzende des
Haushaltsausschusses, Thomas Wansch, dass der vorliegende
Haushaltsentwurf ab 2019 ohne neue Schulden auskomme. Dies gelinge zum
ersten Mal seit 1969, weshalb der Haushalt "als historisch" bezeichnet
werden könne. Aus den Reihen der fünf Fraktionen im Landtag seien
insgesamt 513 Änderungsanträge zum Regierungsentwurf eingereicht
worden.

Im Landeshaushalt steigen die Finanzmittel für Kommunen, Schulbau,
Straßenbau, Krankenhäuser, Polizei und Justiz an. Der größte
Einzeletat entfällt auf das Bildungsministerium, gefolgt von den
Allgemeinen Finanzen, worunter vor allem die Mittel für die Kommunen
verbucht sind, die etwa ein Drittel des Gesamtvolumens des Haushalts
ausmachen.


CDU: Zu wenig Investitionen

CDU-Fraktionschef Christian Baldauf kritisierte die geringe
Investitionsquote und forderte mehr Mittel für den Hochschulbau,
Krankenhäuser, neue Wohnungen, Ankerzentren für Asylbewerber und für
die Polizei. Er forderte, die Bürger zu entlasten, beispielsweise
durch die Abschaffung der Straßenausbaubeiträge. Zudem sei 
Rheinland-Pfalz das Land der Funklöcher. Baldauf schlug vor, zusätzliche
Mobilfunk-Masten aus Mitteln des Haushaltes und in Kooperation mit
Mobilfunk-Unternehmen zu errichten.


SPD: Mehr Geld für Bildung, Verkehr und ärztliche
Versorgung

Alexander Schweitzer, Fraktionschef der SPD, bezeichnete den
Doppelhaushalt als "wegweisend", da der Ampelkoalition damit bereits
2019 ein strukturell ausgeglichener Haushalt gelinge. Konsolidieren
und Investieren befänden sich in Balance. Der ausgeglichene Haushalt
sei ein solides Fundament für die Arbeit der Landesregierung in den
nächsten zwei Jahren, so Schweitzer. Unter anderem würden verstärkt
Gelder in die Bildung, den Verkehr, oder auch in die ärztliche
Versorgung gesteckt. Er betonte, dass die SPD an den
Straßenausbaubeiträgen festhalten wolle.


AfD: Integrationsministerium auflösen

AfD-Fraktionschef Uwe Junge kritisierte, dass der Haushaltsüberschuss
nicht auf den Konsolidierungsanstrengungen der Regierung, sondern
vielmehr auf guten Rahmenbedingungen basiere. Die Investitionsquote
sei zu gering und vor allem die Bemühungen im Breitband seien
gescheitert. Junge forderte insbesondere die Auflösung des
Integrationsministeriums sowie mehr Polizisten.


FDP: Mehr Stellen für die Justiz

FDP-Fraktionschefin Cornelia Willius-Senzer begrüßte die im Bereich
der Justiz vorgesehenen 265 neue Stellen. Außerdem lobte sie die
Helfer und Feuerwehren für deren Einsätze bei Dürre und Hochwasser in
diesem Jahr. Unter anderem gebe es mehr Geld fürs Ehrenamt, die
Sportförderung sowie für die Telemedizin, so Willius-Senzer. Mit
letztgenannten Mitteln könnten künftig arztentlastende und
patientennahe Versorgungsformen ausgebaut werden.


Bündnis 90/Die Grünen: Mehr Förderung von Klimaschutz,
Familien und Integration

Bernhard Braun, Fraktionschef von Bündnis 90/Die Grünen, thematisierte
die aus Sicht seiner Fraktion zentralen Schwerpunkte des Haushalts wie
zusätzliche Investitionen in erneuerbare Energien, Klimaschutz,
Armutsbekämpfung, Unterstützungsprojekte für Frauen wie Hilfsangebote
für von Gewalt in engen sozialen Beziehungen betroffene Frauen und
Extremismusbekämpfung sowie in die Innere Sicherheit.


Ministerpräsidentin: Sozial gerecht, wirtschaftlich stark,
ökologisch verantwortlich

Die Verabschiedung des ersten Haushaltes ohne Schulden seit 1969 sei
für Rheinland-Pfalz ein historisches Datum, so Ministerpräsidentin
Malu Dreyer bei der Grundsatzdebatte über den Doppelhaushalt
2019/2020. Ein Viertel des Gesamthaushaltes fließe in die Bildung, für
die Sicherheit im Land würden rund 1,7 Milliarden Euro bereitgestellt
und die Stellen bei Polizei und Polizei-Anwärtern erhöht sowie 6,1
Milliarden Euro für starke und zukunftsfähige Kommunen investiert. "Es
geht bei der Verabschiedung eines Haushaltes um
Richtungsentscheidungen, wie wir in diesem Land leben wollen. Wir sind
das Land der guten und gebührenfreien Bildung. Wir sind das Land des
Ehrenamtes", betonte Malu Dreyer. Die Landesregierung wolle das Land
sozial gerecht, wirtschaftlich stark und ökologisch verantwortlich in
die nächsten Jahre führen.
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RHEINLAND-PFALZ/5008: Landtag beschließt wegweisenden Haushalt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.12.2018

Landtag beschließt wegweisenden Haushalt 

Koalitionsfraktionen haben wichtige Akzente gesetzt



Der rheinland-pfälzische Landtag hat heute den Landeshaushalt für die
Jahre 2019 und 2020 verabschiedet. Die Fraktionen hatten zuletzt
zahlreiche Änderungsanträge zum Haushaltsentwurf der Landesregierung
eingebracht. Dazu erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander
Schweitzer:

"Der Doppelhaushalt 2019/2020 ist wegweisend. Mit dem heute
verabschiedeten Landeshaushaltsgesetz gelingt der Ampelkoalition
bereits 2019 ein strukturell ausgeglichener Haushalt. Konsolidieren
und Investieren befinden sich im Doppelhaushalt in Balance. Erstmals
seit 1969 kommt der Landeshaushalt ohne Nettokreditaufnahme aus. In
beiden Jahren wird ein struktureller Überschuss erwirtschaftet: In
Höhe von 111 Millionen Euro im Jahr 2019 und von 229 Millionen Euro
2020. Die Investitionsquote steigt von derzeit 7,8 Prozent auf 8,7
Prozent im kommenden Jahr. Für zukünftige Ausgaben wird ein
Rücklagenpolster von insgesamt 350 Millionen Euro angelegt. Dieser
Haushaltsentwurf ist historisch. Er ist ein solides Fundament für die
weiterhin erfolgreiche Regierungsarbeit der Ampelkoalition: Für gute
Bildung, die gleiche Chancen schafft, für eine Digitalisierung, die
allen zugutekommt, für ein sicheres Zusammenleben und einen starken
Rechtsstaat, für eine flächendeckende ärztliche Versorgung in der
Stadt und auf dem Land, für sozialen Zusammenhalt und eine
leistungsfähige Infrastruktur."

"Die Ampelfraktionen haben mit ihren Änderungsanträgen wichtige
Akzente gesetzt. Regierung und Fraktionen werden so ihrem gemeinsamen
Gestaltungsanspruch gerecht. Die von den Ampelfraktionen eingebrachten
Änderungsvorschläge zielen auf Verbesserungen in verschiedenen
Bereichen ab. Den bildungspolitischen Schwerpunkt des Haushalts
unterstreichen die Ampelfraktionen durch zusätzliche Investitionen in
die digitale Bildung in Höhe von 600.000 Euro jährlich. Im Bereich der
gesundheitlichen Versorgung stärken die Regierungsfraktionen die Rolle
der Telemedizin: Die Mittel im Zukunftsprogramm "Gesundheit und Pflege
- 2020" steigen um 300.000 Euro pro Jahr. Zusätzliche Mittel werden
zur Bekämpfung von Armut zur Verfügung gestellt: In 2020 wachsen die
Zuwendungen auf 1 Millionen Euro an. Mehr Geld soll zudem an
Einrichtungen zur Schuldnerberatung fließen. Um der gesellschaftlichen
Spaltung und antidemokratischen Ressentiments entgegenzuwirken,
stärken die Ampelfraktionen Einrichtungen im Bereich der
demokratischen Bildung. So soll etwa das Schulbesuchsprogramm des
Landtags aufgewertet werden. Ebenso soll die wichtige Aufgabe des
Antisemitismusbeauftragten gestärkt werden."
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RHEINLAND-PFALZ/5007: Landtag verabschiedet Doppelhaushalt 2019/2020 (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Gelder für die kommenden beiden Jahre stehen bereit

Landtag verabschiedet Doppelhaushalt 2019/2020



Der rheinland-pfälzische Landtag hat in seiner letzten Sitzung dieses
Jahres den Landeshaushalt für die kommenden beiden Jahre 2019 und 2020
verabschiedet. Für die geplante Mittelverwendung stimmte am Ende der
abschließenden dreitägigen Haushaltsdebatte die Regierungskoalition
aus SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen. Die Opposition aus CDU und AfD
stimmte gegen den Haushaltsentwurf. Der Doppelhaushalt bildet die
finanzielle Grundlage der Regierungspolitik der Ampel-Koalition im
Landtag für die nächsten zwei Jahre.

Der Landeshaushalt sieht für das kommende Jahr Ausgaben in Höhe von
rund 17,7 Milliarden und für das Folgejahr Ausgaben von rund 18,3
Milliarden Euro vor. Demgegenüber sollen die Einnahmen im kommenden
Jahr bei 18 Milliarden und in 2020 bei 18,7 Milliarden Euro liegen. In
seinem Bericht zum Haushalt erklärte der Vorsitzende des
Haushaltsausschusses, Thomas Wansch, dass der vorliegende
Haushaltsentwurf ab 2019 ohne neue Schulden auskomme. Dies gelinge zum
ersten Mal seit 1969, weshalb der Haushalt "als historisch" bezeichnet
werden könne. Aus den Reihen der fünf Fraktionen im Landtag seien
insgesamt 513 Änderungsanträge zum Regierungsentwurf eingereicht
worden.

Im Landeshaushalt steigen die Finanzmittel für Kommunen, Schulbau,
Straßenbau, Krankenhäuser, Polizei und Justiz an. Der größte
Einzeletat entfällt auf das Bildungsministerium, gefolgt von den
Allgemeinen Finanzen, worunter vor allem die Mittel für die Kommunen
verbucht sind, die etwa ein Drittel des Gesamtvolumens des Haushalts
ausmachen.


CDU: Zu wenig Investitionen

CDU-Fraktionschef Christian Baldauf kritisierte die geringe
Investitionsquote und forderte mehr Mittel für den Hochschulbau,
Krankenhäuser, neue Wohnungen, Ankerzentren für Asylbewerber und für
die Polizei. Er forderte, die Bürger zu entlasten, beispielsweise
durch die Abschaffung der Straßenausbaubeiträge. Zudem sei 
Rheinland-Pfalz das Land der Funklöcher. Baldauf schlug vor, zusätzliche
Mobilfunk-Masten aus Mitteln des Haushaltes und in Kooperation mit
Mobilfunk-Unternehmen zu errichten.


SPD: Mehr Geld für Bildung, Verkehr und ärztliche
Versorgung

Alexander Schweitzer, Fraktionschef der SPD, bezeichnete den
Doppelhaushalt als "wegweisend", da der Ampelkoalition damit bereits
2019 ein strukturell ausgeglichener Haushalt gelinge. Konsolidieren
und Investieren befänden sich in Balance. Der ausgeglichene Haushalt
sei ein solides Fundament für die Arbeit der Landesregierung in den
nächsten zwei Jahren, so Schweitzer. Unter anderem würden verstärkt
Gelder in die Bildung, den Verkehr, oder auch in die ärztliche
Versorgung gesteckt. Er betonte, dass die SPD an den
Straßenausbaubeiträgen festhalten wolle.


AfD: Integrationsministerium auflösen

AfD-Fraktionschef Uwe Junge kritisierte, dass der Haushaltsüberschuss
nicht auf den Konsolidierungsanstrengungen der Regierung, sondern
vielmehr auf guten Rahmenbedingungen basiere. Die Investitionsquote
sei zu gering und vor allem die Bemühungen im Breitband seien
gescheitert. Junge forderte insbesondere die Auflösung des
Integrationsministeriums sowie mehr Polizisten.


FDP: Mehr Stellen für die Justiz

FDP-Fraktionschefin Cornelia Willius-Senzer begrüßte die im Bereich
der Justiz vorgesehenen 265 neue Stellen. Außerdem lobte sie die
Helfer und Feuerwehren für deren Einsätze bei Dürre und Hochwasser in
diesem Jahr. Unter anderem gebe es mehr Geld fürs Ehrenamt, die
Sportförderung sowie für die Telemedizin, so Willius-Senzer. Mit
letztgenannten Mitteln könnten künftig arztentlastende und
patientennahe Versorgungsformen ausgebaut werden.


Bündnis 90/Die Grünen: Mehr Förderung von Klimaschutz,
Familien und Integration

Bernhard Braun, Fraktionschef von Bündnis 90/Die Grünen, thematisierte
die aus Sicht seiner Fraktion zentralen Schwerpunkte des Haushalts wie
zusätzliche Investitionen in erneuerbare Energien, Klimaschutz,
Armutsbekämpfung, Unterstützungsprojekte für Frauen wie Hilfsangebote
für von Gewalt in engen sozialen Beziehungen betroffene Frauen und
Extremismusbekämpfung sowie in die Innere Sicherheit.


Ministerpräsidentin: Sozial gerecht, wirtschaftlich stark,
ökologisch verantwortlich

Die Verabschiedung des ersten Haushaltes ohne Schulden seit 1969 sei
für Rheinland-Pfalz ein historisches Datum, so Ministerpräsidentin
Malu Dreyer bei der Grundsatzdebatte über den Doppelhaushalt
2019/2020. Ein Viertel des Gesamthaushaltes fließe in die Bildung, für
die Sicherheit im Land würden rund 1,7 Milliarden Euro bereitgestellt
und die Stellen bei Polizei und Polizei-Anwärtern erhöht sowie 6,1
Milliarden Euro für starke und zukunftsfähige Kommunen investiert. "Es
geht bei der Verabschiedung eines Haushaltes um
Richtungsentscheidungen, wie wir in diesem Land leben wollen. Wir sind
das Land der guten und gebührenfreien Bildung. Wir sind das Land des
Ehrenamtes", betonte Malu Dreyer. Die Landesregierung wolle das Land
sozial gerecht, wirtschaftlich stark und ökologisch verantwortlich in
die nächsten Jahre führen.
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EUROPA/1622: Britisches Unterhaus muss schnellstmöglich über Brexit-Abkommen abstimmen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Britisches Unterhaus muss schnellstmöglich über Brexit-Abkommen abstimmen



Christian Petry, europapolitischer Sprecher;

Metin Hakverdi, zuständiger Berichterstatter;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Beim Europäischen Rat gab es keine Überraschung: Änderungen am
Austrittsabkommen selbst sind ausgeschlossen. Die Staats- und
Regierungschefs haben sich bemüht, Premierministerin May zu
unterstützen. Sie betonten erneut, dass der back stop eine
Versicherung für den Notfall ist, kein von der EU gewünschter
Dauerzustand.

"Theresa May muss endlich im britischen Unterhaus das
Austrittsabkommen zur Abstimmung stellen. Die EU, aber auch das
Vereinigte Königreich brauchen Klarheit, wie viel Unterstützung das
Abkommen im Parlament hat.

Beide Seiten brauchen diese Gewissheit schnellstmöglich. Eine
Abstimmungsniederlage steht zu befürchten, eröffnet aber gleichzeitig
die Chance, dass den Parlamentariern vor Augen geführt werden, was auf
dem Spiel steht. Bei einer möglichen erneuten Abstimmung ist zu
hoffen, dass sich dann alle politischen Kräfte ihrer Verantwortung
bewusst sind.

Sollte dies nicht der Fall sein, müssen ganz andere Lösungen geprüft
werden. Die Diskussion dazu läuft im Vereinigten Königreich:
Verlängerung der Verhandlungen, Rücktritt vom Brexit, Neuwahlen,
erneutes Referendum. Die Entscheidung hierüber muss im Land selbst
getroffen werden, auch wenn wir persönlich Präferenzen haben mögen.
Die EU wäre auch in diesen Fällen bereit, an einer konstruktiven
Lösung mitzuarbeiten, solange sich die britische Seite endlich von der
irrigen Vorstellung befreit, die EU müsse ihre Grundprinzipen
aufgeben, um die willkürlich gesetzten roten Linien von Theresa May zu
beachten.

Wenn aber diese Illusion weiter die Debatte insbesondere bei den
Tories bestimmt, wird der ungeordnete Austritt immer wahrscheinlicher.
Ein ?no deal Brexit? wäre ein Scheitern in historischem Ausmaß. Die EU
und die Bundes- und Landesregierungen bereiten sich mit Hochdruck auf
diesen schlechtesten aller Ausgänge vor. Dann wird alleine die EU
einseitig ihre Interessen schützen müssen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3041: Rechte intergeschlechtlicher Menschen im Personenstandsrecht gestärkt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Inneres

Rechte intergeschlechtlicher Menschen im Personenstandsrecht gestärkt



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Elisabeth Kaiser, zuständige Berichterstatterin:

Der Deutsche Bundestag verabschiedet heute wichtige Änderungen im
Personenstandsrecht, mit denen die Rechte intergeschlechtlicher
Menschen gestärkt werden. Das Bundesverfassungsgericht hat 2017
entschieden, dass die Beschränkung von Geschlechtseinträgen in das
Geburtenregister verfassungswidrig ist. Deshalb haben wir die
Eintragung der Geschlechtsangaben im Geburtenregister neu geregelt.

"Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, ein
Zwangsouting intergeschlechtlicher Kinder nach der Geburt zu
verhindern, indem Eltern nicht nur auf die Angabe divers oder keine
Angabe beschränkt sind, sondern auch männlich oder weiblich als
Geschlecht eintragen lassen können.

Darüber hinaus haben intergeschlechtliche Menschen künftig nach
Vollendung des 14. Lebensjahres die Möglichkeit, die Zuordnung im
Geburtseintrag und gegebenenfalls auch den Vornamen mit Zustimmung des
gesetzlichen Vertreters selbst zu bestimmen. Dafür wird grundsätzlich
die Vorlage eines einfachen ärztlichen Attestes genügen. Die
SPD-Bundestagsfraktion konnte im Verfahren durchsetzen, dass in
bestimmten Fällen, in denen aufgrund einer früheren medizinischen
Behandlung die Vorlage eines ärztlichen Attestes faktisch nicht
möglich ist oder eine erneute Untersuchung eine unzumutbare Härte
darstellen würde, die Abgabe einer eidesstaatlichen Versicherung
möglich ist. Dies war uns als SPD-Bundestagsfraktion in den
Verhandlungen äußerst wichtig, denn die im ursprünglichen Entwurf
vorgesehene starre Attestpflicht hätte jedenfalls für einige
Betroffene zu erheblichen persönlichen Konsequenzen geführt.

Neben den jetzt beschlossenen Änderungen im Personenstandsrecht gibt
es allerdings auch bei der Reform des Transsexuellengesetzes sowie
beim Verbot geschlechtsangleichender Operationen an Kindern dringenden
gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Auch diese Punkte müssen und wollen
wir zügig angehen, um beim Thema Geschlechtervielfalt noch weiter
voranzukommen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/279: Buchpreisbindung für das Kulturgut Buch


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Buchpreisbindung für das Kulturgut Buch



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher;

Falko Mohrs, zuständiger Berichterstatter:

Der Bundestag hat heute einen Antrag zur Stärkung der Buchpreisbindung
beraten. Die Monopolkommission hatte in einem unverbindlichen
Sondergutachten die Abschaffung der Buchpreisbindung empfohlen. Die
SPD tritt seit jeher für die Buchpreisbindung ein und will sie auch
weiterhin stärken.

"Die Buchpreisbindung ist ein sozialdemokratisches Erfolgsprojekt.
Unter Bundeskanzler Gerhard Schröder wurde 2002 das
Buchpreisbindungsgesetz geschaffen, und das Ziel der
Buchpreisbindung - der Schutz des Kulturgutes Buch - wird bis heute
über die Parteigrenzen hinweg in der Kultur- und Medienpolitik
begrüßt.

Das Buch ist ein besonderes Gut, Wirtschaftsprodukt und Kulturgut
zugleich. Bücher sind keine bloße Handelsware und deshalb zieht die
Monopolkommission mit ihrer Empfehlung die falschen Schlüsse.

Die Buchpreisbindung ermöglicht mit der Festsetzung der Preise für
Bücher und seit 2016 auch für E-Books die besondere kulturelle
Vielfalt auf dem deutschen Literaturmarkt. Diese Vielfalt bringt eine
lebendige Buchkultur und stärkt Verlage, Autorinnen und Autoren und
Buchhandlungen in der Stadt und im ländlichen Raum gleichermaßen. Mit
dem deutschen Buchhandlungspreis und dem Verlagspreis, der 2019
startet, unterstützen wir die Branche zusätzlich.

Wir haben uns im Koalitionsvertrag klar zur Buchpreisbindung bekannt
und prüfen die Anpassung des Gesetzes, damit internetgestützte
Vertriebsarten die Buchpreisbindung nicht aushebeln können.

Die deutsche Buch- und Verlagsbranche steht vor großen
Herausforderungen, die sich durch die zunehmende Digitalisierung und
die tiefgreifende Mediatisierung aller Lebensbereiche verschärfen. Die
Buchpreisbindung ist dabei ein wichtiger Beitrag für bessere
Rahmenbedingungen und die SPD-Bundestagsfraktion will sie erhalten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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MEDIEN/469: Europa bestätigt den deutschen Rundfunkbeitrag


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Europa bestätigt den deutschen Rundfunkbeitrag



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Nach dem heutigen Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) ist der
deutsche Rundfunkbeitrag mit dem Unionsrecht vereinbar. Das Urteil
stützt den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der zu einer
funktionierenden Demokratie beiträgt.

"Das Urteil des EuGH ist eine Unterstützung für den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, denn es stellt klar, dass der
Rundfunkbeitrag mit dem EU-Recht vereinbar ist. Die Reform 2013 hatte
die bisherige gerätebezogene Abgabe zum Beispiel für Fernseher, Radios
oder Computer durch einen pauschalen Beitrag je Wohnung oder
Betriebsstätte ersetzt. Der Gerichtshof bestätigt nun diese Reform,
die aufgrund der technologischen Entwicklung eine Vereinfachung
gebracht habe.

In Zeiten von Falsch-Nachrichten und Populismus ist es umso wichtiger,
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk durch die Erfüllung seines
Auftrages zu einem funktionierenden demokratischen Gemeinwesen
beiträgt. Demokratie lebt vom öffentlichen Diskurs, der zu einem
großen Teil über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk übertragen wird.
Er stellt Meinungsfreiheit und -vielfalt sicher und bietet ein
Programm für alle an. Das kostet natürlich Geld, denn es geht darum,
inhaltliche Vielfalt und unabhängige Qualität zu bieten, wie sie so
über den freien Markt nicht allein gewährleistet werden kann. Die
Länder prägen dabei die Weiterentwicklung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks entscheidend und wollen ihn im aktuellen Reformprozess an
gegenwärtige Herausforderungen anpassen und zukunftsfest gestalten.

Insgesamt werden wir für eine lebendige Demokratie weiterhin unser
duales Mediensystem mit dem öffentlich-rechtlichen und privaten
Rundfunk stärken."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/007: Ständerat bewahrt humanitäre Tradition - Schweiz soll Atomwaffenverbot jetzt beitreten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ständerat bewahrt humanitäre Tradition: 

Schweiz soll Atomwaffenverbot jetzt beitreten

Von ICAN, International Campaign to Abolish Nuclear Weapons, 14.
Dezember 2018



Der Ständerat hat mit 24 zu 15 Stimmen und 2 Enthaltungen für die
Motion 17.4241 gestimmt. Damit stellt sich das Parlament geschlossen
gegen den Bundesrat und fordert den sofortigen Beitritt der Schweiz
zum Atomwaffenverbot (TPNW), wie es ICAN Switzerland, das
Schweizerische Rote Kreuz, PSR/IPPNW Schweiz, Schweizer Kirchen, [1]
Sortir du Nucléaire Suisse Romande und andere Akteure der
Zivilgesellschaft, sowie über 25.000 Menschen [2] verlangen. ICAN
Switzerland begrüsst den Entscheid des Ständerates und ruft den
Bundesrat auf, die Unterzeichnung des Vertrags sofort in die Wege zu
leiten.

Der Bundesrat hatte am 15. August, trotz der Annahme der Motion im
Nationalrat, beschlossen, im Moment von einer Unterzeichnung des TPNW
abzusehen. Der heutige Entscheid des Ständerates bringt die notwendige
Kurskorrektur für die Wahrung unserer humanitären Tradition und sendet
international das richtige Signal: Atomwaffen sind
Massenvernichtungswaffen. Sie dürfen nie wieder eingesetzt werden und
gehören verboten.

"Zusammen mit den über 25.000 Leuten, die unsere Petition
unterschrieben haben freuen wir uns sehr über den heutigen Entscheid!
Das Volk will keinen Nuklearschirm!" sagt Maya Brehm, Mitbegründerin
von ICAN Switzerland. "Jetzt ist klar: Weiter Zuwarten ist keine
Option. Der Bundesrat muss das Atomwaffenverbot schleunigst
unterzeichnen!", so Brehm weiter.

ICAN Switzerland gratuliert NR Sommaruga und den MitunterstützerInnen
der Motion und dankt allen ParlamentarierInnen, die sich für das
Atomwaffenverbot engagieren [3] und geloben, auf dessen Unterzeichnung
und Ratifikation hinzuarbeiten. Jetzt gilt es sicherzustellen, dass
der Bundesrat den Willen des Parlaments und des Volkes respektiert und
die Unterzeichnung sofort einleitet.

"Der heutige Erfolg ist der langjährigen Arbeit von Menschen zu
verdanken, die sich, wie meine Mitstreiterinnen Annette Willi und Mia
Gandenberger, oft unentgeltlich und hinter den Kulissen, unermüdlich
für eine atomwaffenfreie Welt einsetzen. Im Namen von ICAN Switzerland
danke ich ihnen ganz herzlich!", so Brehm.

Hintergrund: Der Vertrag über das Verbot von Atomwaffen von 2017 [4]
verbietet die Entwicklung, das Testen, die Produktion, die
Herstellung, die Aneignung, den Besitz, die Lagerung, den Transfer,
den Einsatz und die Androhung des Einsatzes von Atomwaffen. Er enthält
ausserdem wichtige Bestimmungen zur Opferhilfe und Umweltsanierung. 69
Staaten haben den Vertrag unterzeichnet und 19 haben ihn ratifiziert
(Stand 12. Dezember 2018). Damit er in Kraft tritt sind 50
Ratifikationen nötig.

Der Vertrag ergänzt die Ziele bestehender Übereinkommen zur atomaren
Abrüstung, einschliesslich des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen (NPT). Der Atomwaffenverbotsvertrag tangiert die
konventionelle Verteidigung nicht.

Die von Nationalrat Carlo Sommaruga lancierte Motion 17.4241 [5]
ersucht den Bundesrat, den UN-Vertrag über das Verbot von Atomwaffen
(TPNW) von 2017 "so schnell wie möglich" zu unterzeichnen und diesen
"umgehend" dem Parlament zur Ratifikation vorzulegen. Sie wurde am 5.
Juni im Nationalrat mit Stimmen aus allen politischen Lagern
angenommen [6].

Am 15. August entschied der Bundesrat [7] hingegen, den TPNW "zum
jetzigen Zeitpunkt" nicht zu unterzeichnen. Er gab dem EDA den
Auftrag, die Aussenpolitischen Kommissionen des Parlaments zu diesem
Entscheid zu konsultieren. Die APK-N forderte [8] am 16. Oktober mit
Nachdruck "eine unverzügliche Unterzeichnung und Ratifikation des
Vertrags". Dagegen empfahl die APK-S [9] die Motion knapp (mit 7 zu 6
Stimmen) zur Ablehnung.

International Campaign to Abolish Nuclear Weapons

Die Internationale Kampagne zur Abschaffung von Nuklearwaffen (ICAN)
ist eine globale Organisation, die sich bemüht, Menschen auf der
ganzen Welt zu mobilisieren, ihre Regierungen zu inspirieren, zu
überzeugen und unter Druck zu setzen, Verhandlungen für einen
umfassenden Nuklearwaffenverbotsvertrag durchzusetzen. Seitdem die
Organisation 2007 gegründet wurde, hat sie weltweit 360
Partnerorganisationen in 93 Ländern dazugewonnen. 

www.icanw.org


Erstveröffentlicht bei

https://www.icanswitzerland.ch/staenderat-fuer-sofortigen-beitritt/


Anmerkungen:

[1] http://www.ippnw.ch/

[2] https://act.campax.org/petitions/atomwaffen-verbieten-humanitare-tradition-retten

[3] http://www.icanswitzerland.ch/parlamentarische-erklaerung/

[4] https://treaties.un.org/doc/Treaties/2017/07/20170707%2003-42%20PM/Ch_XXVI_9.pdf

[5] https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20174241

[6] https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20174241

[7] https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-71821.html

[8] https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-apk-n-2018-10-16.aspx?lang=1031

[9] https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/2018/mm-apk-s-2018-10-26.aspx
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GEWERKSCHAFT/287: Lockerung des Kooperationsverbots und Digitalpakt müssen schnell kommen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 14. Dezember 2018

GEW mahnt Länder: 

"Lockerung des Kooperationsverbots und Digitalpakt müssen schnell kommen!"

Bildungsgewerkschaft zur Sitzung des Bundesrates



Frankfurt a.M./Berlin - "Das Kooperationsverbot muss weiter gelockert
werden, der Digitalpakt schnell kommen", sagte Marlis Tepe, Vorsitzende der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), mit Blick auf die heutige
Beratung des Bundesrates zur Grundgesetzänderung. Sie mahnte die Länder,
nicht weiter zu blockieren, sondern für den Bildungsbereich eine
konstruktive, rechtssichere Lösung zu finden, die kurzfristig greift.
"Viele Schulen haben auf der Grundlage der Strategie der
Kultusministerkonferenz 'Bildung für die digitale Welt' bereits Konzepte
für die Arbeit vor Ort entwickelt. Lehrkräfte, Schülerinnen, Schüler und
Eltern dürfen jetzt nicht im Stich gelassen werden", betonte Tepe. "Schulen
für die digitale Welt fit zu machen, ist längst überfällig. Um diese
Herausforderung zu bewältigen, müssen Bund, Länder und Kommunen an einem
Strang ziehen. Für Kirchturmpolitik ist keine Zeit mehr." Bisher hätten es
Länder und Kommunen versäumt, die entscheidenden Schritte zu gehen. Deshalb
sei der Digitalpakt notwendig, die fünf Milliarden Euro müssten jetzt
fließen. Nachvollziehbar sei, dass finanzschwache Bundesländer teils
Schwierigkeiten haben, 50 Prozent auf die Bundesmittel draufzulegen.
Hierfür seien zügig Lösungen zu finden.

"Bildung ist eine der Zukunftsaufgaben des 21. Jahrhunderts in Deutschland.
Mit dem Digitalpakt, dem Kita-Qualitätsgesetz, aber auch dem Rechtsanspruch
auf einen Ganztagsplatz an Grundschulen und der Schulsanierung sollen
entscheidende Weichen gestellt werden. Die GEW unterstützt diese wichtigen
und richtigen Projekte. Diese können jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn
sie seriös ausfinanziert sind. Dafür ist der Schulterschluss aller
Verantwortungsebenen notwendig", unterstrich Tepe. Die weitere Lockerung
des Kooperationsverbotes sei ein maßgeblicher Schritt, die bundesweit
auseinander klaffende soziale Schere ein Stück weit zu schließen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
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GEWERKSCHAFT/286: Zweiter Jahreskongress der Alternativen Hochschulgewerkschaft unter_bau (unter_bau)


Alternative Hochschulgewerkschaft unter_bau - 14. Dezember 2018

Organisiert anstatt vereinzelt

Pressemitteilung und Einladung zum zweiten Jahreskongress der Alternativen
Hochschulgewerkschaft unter_bau am 14. und 15. Dezember 2018



Die basisdemokratische Hochschulgewerkschaft unter_bau wird zwei Jahre alt.
Die Organisation für alle Beschäftigten, die an der Universität Frankfurt
arbeiten, tagt am 14. und 15. Dezember 2018 im Festsaal des
Studierendenhauses auf dem Campus Bockenheim.

"Der unter_bau setzt auf die langfristige und nachhaltige Organisierung der
Beschäftigten und der Studierenden an der Uni", erklärt Theresa Mayer,
Allgemeine Sekretärin des unter_baus, "daher lag der Fokus in den
vergangenen beiden Jahren auf Strukturentwicklung und dem Aufbau von
schlagkräftigen Plattformen, vor allem der studentischen Hilfskräfte sowie
der wissenschaftlichen Mitarbeiter_innen. Auch die Plattform für
Angestellte aus Technik und Verwaltung hat im letzten Jahr einen großen
Zuwachs bekommen", so Theresa Mayer weiter.

Auf dem zweiten Jahreskongress wollen wir nun eine neue Arbeitsphase des
unter_baus einläuten: "Ein Schwerpunkt unserer Arbeit im kommenden Jahr
wird der Kampf um den Tarifvertrag für studentische Hilfskräfte sein. Die
Forderungen der Studierenden und studentischen Hilfskräfte im unter_bau
sollen daher auch bei den Senatswahlen im Februar und bei einer groß
angelegten Mitgliederkampagne im Mai nächsten Jahres andressiert werden",
erläutert Caroline Geißler (Spitzenkandidatin der Liste "Hilfskräfte und
Studierende im unter_bau").

Ein weiterer Fokus für das kommende Jahr wird auch wieder die feministische
Organisierung sein. "Die Frauen*-Vollversammlung plant einen Aktionstag am
8. März. Dieser soll auf dem Jahreskongress im Rahmen eines Workshops
erarbeitet werden", erklärt Anna Wunderlich, Außenmandatierte der 
Frauen*-Vollversammlung. "Aus dem Anliegen feministische und gewerkschaftlichen
Kämpfe zusammen zu denken, soll insbesondere der Frauen*Kampftag 2018 in
Spanien als aktuelles Beispiel und Vorbild betrachtet werden."

Am Freitagabend von 18 bis 22 Uhr präsentiert die Hochschulgewerkschaft
ihren Jahresbericht der interessierten Öffentlichkeit und gibt so Einblicke
in die aktuellen Arbeitsprozesse. Weiterhin stellen die studentischen
Mitglieder ihr Programm für die Senatswahlen vor. Begleitet wird der
Kongress von der Kunstausstellung "Design und Demokratie" mit Arbeiten von
Studierenden der Kunsthochschule für Gestaltung Offenbach am Main. Zum
feierlichen Teil des Abends tritt der Rote Stern Chor auf.

Am Samstag beraten dann die Mitglieder des unter_baus über Strategie und
Programmatik und wählen ein neues Gesamtsekretariat. Ab Samstag 22 Uhr
steigt dann die Geburtstagsfeier "unter_feiert Vol. 2" im Studierendenhaus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Gewerkschaftsinitiative unter_bau

E-Mail: presse@unterbau.org

Internet: www.unterbau.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





GEWERKSCHAFT/285: Konferenz "Akademikerin auf Abruf" in Jena (A-Infos)


A - Infos · Informationsdienst von, für und über Anarchisten

Samstag, 8. Dezember 2018

Bericht über die Konferenz von Basisgewerkschaften und -initiativen aus
dem Bildungssektor "Akademikerin auf Abruf"



fauj6 - Am 17. und 18. November fand in Jena die Konferenz "Akademikerin
auf Abruf" zu Arbeit und Organisierung in der Bildung statt. Verschiedene
Initiativen waren der Einladung der Bildungssektion der FAU Jena gefolgt
und tauschten sich über das Wochenende über Probleme und Strategien in der
Organisierung von Bildungsarbeiter*innen an Universitäten und in
Bildungsträgern aus. Am Ende einigten sie sich auf eine Fortführung des
Austausches und die Wiederholung der Konferenz im nächsten Jahr.

An der Konferenz nahmen insgesamt ca. 30 Personen teil, die jeweils
verschiedene Organisationen und Initiativen aus ganz Deutschland vertraten:

- die Bildungssektionen der FAU Jena, Dresden und Berlin

- die Initiative für einen studentischen Tarifvertrag an den Berliner Unis
(TV Stud III)

- die unter_bau-Hochschulgewerkschaft von der Goethe-Universität aus
Frankfurt/Main

- die Initiative zur Gründung einer Basisgewerkschaft an der Fachhochschule
in Frankfurt/Main

- die Initiative UniKassel unbefristet

- die Hilfskraftinitiative in Marburg

- das Netzwerk für Gute Arbeit in der Wissenschaft (NGAWiss) aus Berlin

- die Lehrbeauftragten-Initiative aus Thüringen

Nach einer großen Vorstellungsrunde tauschten sich die Teilnehmer*innen in
kleineren Workshoprunden zu praktischen Fragen der gewerkschaftlichen
Organisierung aus. Die Bildungssektion der FAU Jena teilte ihre Erfahrung
über die praktische, auch juristische Durchsetzung der Einzelforderungen
von studentischen Arbeiter*innen. Die TV-Stud-Initiative berichtete von der
Streikbewegung in Berlin und sprach insbesondere über die Schwierigkeiten,
als radikale Minderheitenorganisation in einer derart breiten Bewegung
mitzuwirken und mit den DGB-Gewerkschaften zusammenzuarbeiten. UniKassel
unbefristet stellte die Kampagne für eine gruppenübergreifende, umfassende
Entfristung vor und unter_bau sein Organisations- und Organising-Konzept.
Zuletzt berichtete die FAU Dresden über das Organising unter prekären
Honorarkräften in Bildungsträgern. In der Abschlussrunde wurde mehrfach
herausgehoben, wie wichtig und hilfreich der Austausch über betriebliche
Praxis und gewerkschaftliche Strategien war.

In einer Abendveranstaltung zu größeren Arbeitskämpfen an Hochschulen ging
es um die Streikbewegung studentischer Hilfskräfte in Berlin in der ersten
Jahreshälfte 2018 sowie um den zweiwöchigen Streik an polnischen
Hochschulen Mitte 2018. Dort protestierten Studierende gemeinsam mit
Hochschulbeschäftigten gegen die autoritär-neoliberale Hochschulreform der
neuen Regierung. Der Vortrag wurde von einem Genossen der neuen Sektion der
IP an der Warschauer Universität, einem Zentrum der Protestbewegung,
gehalten. Die IP, polnisch für Arbeiter*innen-Initiative, ist eine
syndikalistische Gewerkschaft und hat in Deutschland v.a. über die
Organisierung der Amazon-Arbeiter*innen an den polnischen Standorten von
sich reden gemacht. Die IP arbeitet sehr eng mit der FAU zusammen und ist
seit Mai 2018 Teil der "Internationalen Konföderation der Arbeiter*innen".

In vielen Gesprächen ging es um das basisgewerkschaftliche Modell, wie es
seit längerem von der FAU vertreten wird und wie es seit 2016 mit großen
Erfolg von der unter_bau-Hochschulgewerkschaft an der Goethe-Universität in
Frankfurt/Main umgesetzt wird. Weiterer Schwerpunkt der Diskussionen lag
auf der Wichtigkeit eines systematischen Organisings von Kolleg*innen und
langfristigen gewerkschaftlichen Strategien.

Auf der Konferenz waren auch laufende Kämpfe im Bildungssektor Thema. Die
Teilnehmer*innen unterzeichneten ein Forderungsschreiben der Freien
Dozent*innen Berlin gegen die Einführung von Überwachungs- und
Repressionsmechanismen in den Deutschkursen für Flüchtlinge. Außerdem wurde
auf den Streik und den Arbeitskampf der Bildungsarbeiter*innen und von
ver.di vom Anne-Frank-Zentrum in Berlin hingewiesen. Am Ende der Konferenz
nahmen Alle gemeinsam ein Bild auf und schickten den Kolleg*innen
solidarische Grüße.

Neben einer kritischen Auswertung der Konferenz ging es in der
Abschlussrunde um Perspektiven für das Weiter. Den Meisten war es wichtig,
bestehende Kommunikationskanäle und Netzwerke, seien es gewerkschaftliche
oder das NGAWiss, besser zu nutzen, um sich auszutauschen, aber auch
praktische Unterstützung in akuten Arbeitskonflikten anfordern zu können.
Außerdem wurde beschlossen, 2019 eine ähnlich praktisch ausgerichtete,
basisgewerkschaftliche Konferenz durchzuführen. Als Orte kamen dazu Berlin
oder Frankfurt/Main in Betracht.

http://www.fau.org/artikel/art_181203-193207

 * 
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DEMOSKOPIE/785: Union und SPD gewinnen Stimmen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. Dezember
2018

Deutschlandtrend im ARD-Morgenmagazin

Union und SPD gewinnen Stimmen



Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, käme die Union aus CDU und CSU
auf 31 Prozent der Wählerstimmen. Für die SPD würden sich 15 Prozent
der Befragten entscheiden, für die AfD 13 Prozent. Die FDP würden 8
Prozent der Bürgerinnen und Bürger wählen, die Linke 8 Prozent und die
Grünen 20 Prozent. Insgesamt käme die Regierungskoalition aus Union
und SPD damit auf 46 Prozent der Stimmen. Im Vergleich zum
DeutschlandTrend vom 6. Dezember 2018 können die Union und die SPD um
jeweils einen Prozentpunkt zulegen, die AfD verliert einen
Prozentpunkt. Die Stimmenanteile für FDP, Linke und Grünen bleiben
unverändert.


Mehrheit blickt zuversichtlich ins neue Jahr

Sechs von zehn Deutschen (60 Prozent) blicken persönlich mit
Zuversicht auf 2019, vier von zehn (38 Prozent) sind eher beunruhigt.
Westdeutsche sind dabei optimistischer als Ostdeutsche und Männer
zuversichtlicher als Frauen. Zudem steigt die Zuversicht mit dem
verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen an.


Zu Weihnachten spielen Kalorien keine große Rolle

Zwei Drittel der Deutschen (68 Prozent) schlemmen an Weihnachten ohne
schlechtes Gewissen. Ein Drittel (32 Prozent) achtet dagegen über die
Feiertage aufs Gewicht. Während jüngere Leute in der Altersgruppe der
18-34-Jährigen fast einhellig der Ansicht sind, dass man sich über die
Festtage nicht über sein Gewicht sorgen sollte, nimmt die Achtsamkeit
mit steigendem Alter zu. 48 Prozent der über 65-Jährigen essen auch an
den Feiertagen mit Bedacht. Männer und Frauen hingegen unterscheiden
sich hinsichtlich ihrer Einstellung zum Weihnachtsessen kaum.


Studieninformation

Der DeutschlandTrend ist eine Umfrage von Infratest dimap im Auftrag
des "ARD Morgenmagazins". Befragt wurden vom 11. bis 12. Dezember
1.048 Wahlberechtigte.

Die Fehlertoleranz liegt bei 1,4 (bei einem Anteilswert von 5%) bis
3,1 (bei einem Anteilswert von 50%) Prozentpunkten. Die vollständige
Untersuchung kann telefonisch unter (0172) 24 39 200 (Agentur Ulrike
Boldt) angefordert werden.

Die Ergebnisse werden im "ARD-Morgenmagazin" am Freitag, 14. Dezember
2018 veröffentlicht.


Die Fragen im Wortlaut:

1. Blicken Sie persönlich alles in allem eher mit Zuversicht oder eher
mit Beunruhigung auf das kommende Jahr 2019?

2. Wie ist das bei Ihnen üblicherweise über die Weihnachtstage? Achten
Sie beim Essen auf Ihr Gewicht oder spielt das keine Rolle, weil nun
mal Weihnachten ist?

3. Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 
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DEMOSKOPIE/784: Wohnungsnot ist das größte Infrastrukturproblem in Deutschland (IPSOS)


Ipsos - Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Wohnungsnot ist das größte Infrastrukturproblem in Deutschland

- Nur jeder Vierte ist mit der Wohnraumsituation in Deutschland zufrieden

- Alle anderen Infrastrukturbereiche werden deutlich positiver bewertet

- Global hat der Wohnungsbau für die Befragten eine eher nachrangige Priorität



Hamburg, 14. Dezember 2018. Fehlender Wohnraum ist aus Sicht der deutschen
Bevölkerung das derzeit größte Infrastrukturproblem im eigenen Land. Nur
jeder vierte Bundesbürger (25%) bewertet die Verfügbarkeit von neuen
Wohnungen bzw. Häusern in Deutschland als ziemlich oder gar sehr gut. Damit
befindet sich die Bundesrepublik im internationalen Vergleich in der
Schlussgruppe. Geht es um andere Infrastrukturbereiche wie die
Wasserversorgung, Flughäfen oder Straßen, ist die Zufriedenheit der
Deutschen meist jedoch überdurchschnittlich hoch. Das geht aus den
Ergebnissen des aktuellen 'Global Infrastructure Index 2018' hervor, einer
internationalen Studie, die von Ipsos in Kooperation mit der Global
Infrastructure Investor Association (GIIA) in insgesamt 29 Ländern
durchgeführt wurde.

Deutschland hinkt in Sachen Wohnungsbau weit hinterher

Zwar zeigen sich die Deutschen grundsätzlich recht zufrieden mit der
hiesigen Infrastruktur, allerdings ist der Frust über Wohnungsknappheit
besonders gravierend. Einzig in Brasilien (20%) ist die Bevölkerung noch
unzufriedener mit der Wohnraumsituation im eigenen Land. Insgesamt wird die
Verfügbarkeit von Wohnraum global gesehen als verhältnismäßig kleines
Problem eingestuft. Weltweit ist nur jeder dritte Befragte (36%) der
Ansicht, dass im eigenen Land vorrangig in den Bau von Wohnungen und
Häusern investiert werden sollte. Fast jeder Zweite (45%) sieht hingegen
den größten Investitionsbedarf im örtlichen Straßennetz.

Höchster Zufriedenheitsgrad in Nahost

Folgerichtig wird der Infrastrukturbereich Wohnungsbau in anderen Ländern
auch deutlich positiver bewertet als in Deutschland, insbesondere in
Nahost. Mehr als zwei Drittel aller Saudis (69%) sind zufrieden mit den
Schaffung von Wohnraum im eigenen Land. Auch in der Türkei lobt eine
deutliche Mehrheit der Bevölkerung (59%) die nationalen Bemühungen in
diesem Bereich, weltweit tun dies immerhin vier von zehn Personen (42%).

Gute Noten für deutsche Wasser- und Abwasserinfrastruktur

In allen anderen abgefragten Infrastruktursektoren schneidet Deutschland
allerdings deutlich besser ab. Die hiesige Wasserversorgung bzw.
Abwasserentsorgung ist im internationalen Vergleich sogar Spitzenreiter.
Drei von vier Bundesbürgern (75%) sind mit der Versorgung in diesem Bereich
zufrieden, während sie in Italien - dem Land der antiken Aquädukte - nicht
einmal von jedem dritten Bürger (29%) positiv bewertet wird.
Nichtsdestotrotz ist fast jeder zweite Deutsche (47%) der Überzeugung, dass
wir als Land insgesamt gesehen nicht genug unternehmen, um die
Infrastrukturbedürfnisse der Bevölkerung zu erfüllen.

Laut Dr. Robert Grimm, Director Ipsos Public Affairs, können die Ergebnisse
des aktuellen 'Global Infrastructure Index' auch als Indikator einer
fortschreitenden Gentrifizierung in deutschen (Groß-)Städten gewertet
werden: »Ipsos Studien zeigen regelmäßig: die größte Sorge der Deutschen
ist Angst vor Armut und sozialer Ungleichheit. Hohe Mieten sind Teil von
Verdrängungsmechanismen, die das Gefühl von gesellschaftlicher
Benachteiligung schüren. Immer weniger Menschen können es sich leisten, in
den Zentren großer Metropolen zu leben. Ob Mietpreisbremsen das richtige
Mittel sind, um den Markt zu kalibrieren, sei dahingestellt. Andere Wege,
wie die Freigabe von Bauland oder private und öffentliche Investitionen in
sozialen Wohnungsbau, sind in der Politik viel diskutiert. Eines ist
sicher, der Frust mit der Wohnungssituation in Deutschland steigt und damit
auch der Druck auf die Politik. Denn nach Einkommen segregierte Städte sind
immer auch die Wiege von sozialem Sprengstoff.«


Methode:

Die Ergebnisse stammen aus dem 'Global Infrastructure Index', einer Global
Advisor-Studie, die über das Ipsos Online Panel System durchgeführt wurde.
Die Befragung wurde vom 24. August bis zum 7. September 2018 unter 20.286
Personen in 29 Ländern durchgeführt:

Argentinien, Australien, Belgien, Brasilien, Chile, Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Indien, Italien, Japan, Kanada, Kolumbien,
Malaysia, Mexiko, Peru, Polen, Rumänien, Russland, Saudi-Arabien, Serbien,
Südafrika, Südkorea, Spanien, Schweden, Tschechien, Türkei, Ungarn und USA.
In Kanada und den USA waren die Befragten zwischen 18 und 64 Jahren alt, in
Tschechien zwischen 18 und 65 Jahren, in allen anderen Ländern zwischen 16
und 64 Jahren.

Es wurde eine Gewichtung der Daten vorgenommen, um die demografischen
Merkmale auszugleichen und damit sicherzustellen, dass die Stichprobe die
aktuellen offiziellen Strukturdaten der erwachsenen Bevölkerung eines jeden
Landes widerspiegelt.


Über Ipsos:

Ipsos ist ein unabhängiges und innovatives Markt- und
Meinungsforschungsinstitut. In einer sich immer schneller verändernden Welt
ist es unsere Aufgabe, unsere Kunden mit präzisen und umsetzbaren Analysen
bei ihrer Veränderung zu unterstützen, dabei orientieren wir uns an den
"4S": Security, Simplicity, Speed und Substance. Um unseren Kunden
bestmöglichen Service zu bieten, haben wir uns in fünf Forschungsbereichen
spezialisiert. So bestimmen unsere engagierten Forscher Marktpotenziale,
zeigen Markttrends, testen Produkte, Werbung und Dienstleistungen,
erforschen die Wirkung von Medien und geben der öffentlichen Meinung eine
Stimme. Und das in 89 Ländern auf allen Kontinenten. In Deutschland
beschäftigen wir über 750 Mitarbeiter in Hamburg, Mölln, München, Nürnberg,
Frankfurt und Berlin.


Auszug aus dem Fragebogen:

Frage 1: Nun geht es um die Infrastruktur in Ihrem Land. Damit sind
jegliche Dinge gemeint, auf welche die Bevölkerung angewiesen ist, z. B. das
Straßennetz, Bahn- und Luftverkehr, die öffentliche Versorgung
einschließlich Energie- und Wasserversorgung sowie Breitband und andere
Kommunikationsinfrastrukturen. Wie zufrieden sind Sie insgesamt mit der
Infrastruktur in in Ihrem Land?

Sehr zufrieden

Eher zufrieden

Weder zufrieden noch unzufrieden

Eher unzufrieden

Sehr unzufrieden

Weiß ich nicht



Frage 2: In den nächsten Fragen geht es um verschiedene Arten der
Infrastruktur in Ihrem Land. Wie bewerten Sie die aktuelle Qualität der
folgenden Infrastrukturen in Ihrem Land?

Flughäfen

Das überörtliche Straßennetz: Autobahnen und Bundesstraßen

Das örtliche Straßennetz: Landesstraßen und Gemeindestraßen

Eisenbahninfrastruktur einschließlich Gleise und Bahnhöfe

Verfügbarkeit neuer Wohnungen/Häuser

Hochwasserschutz

Infrastruktur zur Energieerzeugung (ausgenommen Atomkraft)

Infrastruktur zur Energieerzeugung mittels Atomkraft

Digitale Infrastruktur wie schnelles Breitbandinternet, FTTP, 5G

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung

Sehr gut

Ziemlich gut

Ziemlich schlecht

Sehr schlecht

Weiß ich nicht



Frage 3: Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

3_1: Wir unternehmen
als Land nicht genug, um unsere Infrastrukturbedürfnisse zu erfüllen

Stimme voll und ganz zu

Stimme eher zu

Stimme weder zu noch nicht zu

Stimme eher nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß ich nicht



Frage 4: In welche der folgenden Arten von Infrastruktur sollte
Ihrer Meinung nach vorrangig investiert werden, falls überhaupt? (Bitte
alle zutreffenden Antworten auswählen.)

Flughäfen

Das überörtliche Straßennetz: Autobahnen und Bundesstraßen

Das örtliche Straßennetz: Landesstraßen und Gemeindestraßen

Eisenbahninfrastruktur einschließlich Gleise und Bahnhöfe

Verfügbarkeit neuer Wohnungen/Häuser

Hochwasserschutz

Infrastruktur zur Energieerzeugung (ausgenommen Atomkraft)

Infrastruktur zur Energieerzeugung mittels Atomkraft

Digitale Infrastruktur wie schnelles Breitbandinternet, FTTP, 5G

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung

Sonstiges (bitte angeben)

In keine davon

Weiß ich nicht

 * 

Quelle:

Ipsos GmbH

Sachsenstraße 6, 20097 Hamburg

Telefon: +49 (0) 40 800 96 0, Fax: +49 (0) 40 800 96 4100

E-Mail: mailbox@ipsos.com

Internet: www.ipsos.com
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OFFENER BRIEF/053: 36 Parlamentarier fordern Schutz für Julian Assange (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

36 Parlamentarier fordern Schutz für Julian Assange

Von CO-OP News, 12. Dezember 2018



36 Abgeordnete des Deutschen Bundestages, des niederländischen
Parlaments und des Europäischen Parlaments drängen UN-Generalsekretär
António Guterres, Ecuadors Präsidenten Lenin Moreno und die britische
Premierministerin Theresa May auf einen "Schutz" des Publizisten und
Gründers der Enthüllungsplattform Wikileaks Julian Assange.

Mit Blick auf den Gesundheitszustand des seit sechs Jahren im
erzwungenen Botschaftsasyl in London lebenden Assange sei eine "rasche
Lösung" notwendig, heißt es in einem Schreiben der Vorsitzenden der
Fraktion Die Linke im Deutschen Bundestag, Sahra Wagenknecht, sowie
weiteren Parlamentariern anlässlich des Internationalen Tags der
Menschenrechte am 10. Dezember.

Die ständige und willkürliche Bedrohung durch Großbritannien und die
USA, der Jahre währende Freiheitsentzug, die fortdauernde Trennung von
seiner Familie und Freunden, die Verhinderung einer adäquaten
medizinischen Versorgung und die jüngste Isolation von Assange seit
März dieses Jahres seien "ernsthafte und empörende Verletzungen der
Menschenrechte mitten in Europa", heißt es in dem Protestbrief weiter.
Ausdrücklich wird darin die Drohung der ecuadorianischen Regierung
verurteilt, Assange den bisher gewährten Schutz in den
Botschaftsräumen zu entziehen, während in den USA ein bislang geheimer
Haftbefehl gegen den gebürtigen Australier publik geworden ist.

Ohne rechtlichen Schutz und Klärung seiner Situation drohe Assange
eine Auslieferung an eine "unberechenbare Regierung in den USA". Die
Abgeordneten fordern die sofortige Freilassung verbunden mit der
Ausreise in ein für Julian Assange sicheres Land.

 * 

Berlin/Brüssel, 10. Dezember 2018

Sehr geehrter Herr Generalsekretär António Guterres,

sehr geehrter Herr Präsident Lenin Moreno,

sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin Theresa May,

über sechs Jahre nach Beginn des erzwungenen Botschaftsasyls von
Julian Assange drängen wir anlässlich des Internationalen Tages der
Menschenrechte am 10. Dezember auf einen nachhaltigen Schutz des
Publizisten und Gründers der Enthüllungsplattform Wikileaks, die über
von Regierungen begangene Kriegsverbrechen und andere schwerwiegende
Missbräuche berichtet hat.

Wir sind in Sorge um den Gesundheitszustand von Herrn Assange und
fordern von den Regierungen von Großbritannien und Ecuador eine rasche
Lösung.

Wir verurteilen die Drohung der ecuadorianischen Regierung, Assange
den bisher gewährten Schutz in den Botschaftsräumen zu entziehen,
während in den USA ein bislang geheimer Haftbefehl gegen den
gebürtigen Australier publik geworden ist.

Wir betonen die Bedeutung eines Gutachtens des Interamerikanischen
Gerichtshofes für Menschenrechte, das den ecuadorianischen Staat
verpflichtet, sich für das Wohlbefinden von Personen einzusetzen, die
in diplomatischen Vertretungen Schutz gesucht haben.

Wir verweisen darauf, dass die unabhängige UN-Arbeitsgruppe WGAD die
Strafverfolgung gegen Herrn Assange als willkürliche Verfolgung
verurteilt hat.

Sollte Herr Assange ohne rechtlichen Schutz und Klärung seiner
Situation von Ecuador auf die Straße gesetzt werden, wäre eine
Auslieferung an eine unberechenbare Regierung in den USA, die ihn
verfolgen und möglicherweise zu lebenslanger Haft verurteilen lassen
würde, wohl nicht mehr zu verhindern.

Die ständige und willkürliche Bedrohung durch Großbritannien und die
USA, der Jahre währende Freiheitsentzug, die fortdauernde Trennung von
seiner Familie und Freunden, die Verhinderung einer adäquaten
medizinischen Versorgung und die jüngste Isolation von Herrn Assange
seit März dieses Jahres sind ersthafte und empörende Verletzungen der
Menschenrechte mitten in Europa.

Wir fordern deshalb die sofortige Freilassung verbunden mit der
Ausreise in ein für ihn sicheres Land.

Für Ihre Antwort bedanken wir uns im Voraus.

Hochachtungsvoll,




Eva Joly, MdE, Mitglied des Europäischen Parlaments, Frankreich

Stelios Kouloglou, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Griechenland

Patrick LeHyaric, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Frankreich

Sahra Wagenknecht, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Gökay Akbulut, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Christine Buchholz, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Jörg Cezanne, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Javier Couso, Mitglied des Europäischen Parlaments, Spanien

Sevim Dagdelen, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Diether Dehm, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Jose Inacio Faria, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Portugal

Takis Hadjigeorgiou, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Zypern

Heike Hänsel, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Andrej Hunko, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Ulla Jelpke, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Sadet Karabulut, Abgeordnete, Niederlande

Kostadinka Kuneva, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Griechenland

Paloma Lopez Bermejo, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Spanien

Gesine Lötzsch, Mitglied des Bundestags, Deutschland

António Marinho e Pinto, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Spanien

Fabio de Masi, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Marisa Matías, Mitglied des Europäischen Parlaments, Portugal

Ana Miranda, Mitglied des Europäischen Parlaments, Spanien

Zaklin Nastic, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Alexander Neu, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Dimitrios Papadimoulis, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Griechenland

Helmut Scholz, Mitglied des Europäischen Parlaments, Deutschland

Eva-Maria Schreiber, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Maria Lidia Serna Rodríguez, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Spanien

Barbara Spinelli, Mitglied des Europäischen Parlaments, Italien

Bart Staes, Mitglied des Europäischen Parlaments, Belgien

Alexander Ulrich, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Miguel Urbán, Mitglied des Europäischen Parlaments, Spanien

Marie-Christine Vergiat, Mitglied des Europäischen Parlaments,
Frankreich

Kathrin Vogler, Mitglied des Bundestags, Deutschland

Sabine Zimmermann, Mitglied des Bundestags, Deutschland



Erstveröffentlicht bei:

https://cooptv.wordpress.com/2018/12/11/36-parlamentarier-fordern-von-un-generalsekretaer-guterres-ecuadors-praesident-moreno-und-britschen-premier-theresa-may-dem-wikileaks-gruender-julian-assange-schutz-zu-gewaehren/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GEWERKSCHAFT/303: Bildungsgewerkschaft mahnt Besonnenheit bei "Gute-Kita-Gesetz" an (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 13. Dezember 2018

GEW mahnt Besonnenheit bei "Gute-Kita-Gesetz" an

Bildungsgewerkschaft zur Bundestagssitzung am Freitag



Frankfurt a.M. - Trotz aller Eile der Regierung mahnt die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW) zur Besonnenheit. Sie schlägt vor, dass
die Länder ausreichend Zeit zur Analyse und Beratung erhalten, wie die
Gelder verwendet werden können, sollte das geplante KiQuTG (besser bekannt
als "Gute-Kita-Gesetz") am Freitag im Bundestag beschlossen werden: "Um das
Geld zielgerichtet dort einzusetzen, wo es wirklich notwendig ist, muss es
einen Dialog zwischen Kitaträgern, Eltern, Beschäftigten - vertreten durch
die Gewerkschaften - und den Landesregierungen geben", sagte Björn Köhler,
GEW-Vorstandsmitglied für Jugendhilfe und Sozialarbeit, am Donnerstag in
Frankfurt a.M. "Ein solcher Prozess braucht vor allem Zeit. Schnellschüsse
werden keine nachhaltige Verbesserung der Kitaqualität bringen", betonte
Köhler.

Er stellte fest, dass es klare Zielvereinbarungen zwischen Bund und Ländern
geben müsse. "Es muss klar sein, welche messbaren Ziele die Länder
erreichen wollen und welche Maßnahmen ergriffen werden, falls diese nicht
erreicht werden", unterstrich der Kita-Experte. Vorranging sollten der
Personalschlüssel verbessert und die Kita-Leitungen etwa durch die
Freistellung vom Gruppendienst entlastet werden: "Die Erzieherinnen und
Erzieher brauchen vor allem mehr Zeit für die Kinder. Wenn sich eine
Fachkraft um bis zu 17 Mädchen und Jungen kümmern soll, kann von
pädagogischer Arbeit keine Rede mehr sein!"

Kritik übte Köhler am Finanzierungsweg: "Das Geld über Umsatzsteuerpunkte
zu verteilen, lässt befürchten, dass die Mittel versacken und nur wenig zu
einer nachhaltigen Verbesserung der Qualität beitragen." Zudem brauchten
die Länder eine dauerhafte Finanzierung, um beispielsweise nachhaltig in
Personal zu investieren.

Einige Bundesländer hätten bereits angekündigt, die Gelder vor allem zu
nutzen, um die Kitagebühren zu senken oder ganz abzuschaffen. Das hält
Köhler derzeit für falsch. "Natürlich setzt sich die GEW dafür ein, alle
Gebühren für Bildungseinrichtungen abzuschaffen - aber im Moment darf die
Qualität nicht gegen die Gebührenfreiheit ausgespielt werden", hob der
Kita-Experte hervor.

"Das Gesetz wird sich an den Ergebnissen messen lassen müssen!" sagte
Köhler. "Wenn es in dieser Form kommt, liegt die Verantwortung für
qualitative Verbesserungen vor allem bei den Ländern. Die Länder müssen
ernsthafte und besonnene Entscheidungen fällen - und nicht nur auf den
nächsten Wahltag schauen!"

Info: Äußerst kurzfristig hat die Bundesregierung entschieden, einen
Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe
in der Kindertagesbetreuung (KiQuTG) im Bundestag auf die Tagesordnung zu
setzen. Vorher hatte es offenbar Unstimmigkeiten zwischen den
Koalitionspartnern gegeben.

In einem langjährigen Prozess, an dem Wissenschaft sowie Kinder- und
Jugendhilfe beteiligt waren, ist ein fundierter Bericht entstanden, der
Handlungsfelder zur Qualitätsverbesserung in der Kindertagesbetreuung
benennt. Auf Grundlage dieser Ergebnisse gab es einen ersten Entwurf für
ein Gute-Kita-Gesetz.

Nach wie vor macht sich die GEW für ein Kita-Qualitätsgesetz stark, mit dem
bundeseinheitliche Standards für die Kindertagesbetreuung geschaffen
werden. Für eine nachhaltige Entwicklung der Qualität muss dringend an den
Stellschrauben im System gedreht werden. Dazu gehören insbesondere der
Fachkraft-Kind-Schlüssel, die Freistellung für die Leitungstätigkeit, mehr
Fort- und Weiterbildungen sowie ein ausreichendes Angebot an Fachberatung.

Bereits in ihrer Stellungnahme zum ersten offiziellen Entwurf der
Bundesregierung schlussfolgerte die GEW, dass offenbar weder die Kinder,
noch die Verbesserung der Rahmenbedingungen für eine qualitativ hochwertige
pädagogische Arbeit im Vordergrund stünden. Auf dieser Grundlage bewertet
die GEW das Gesetz weiterhin, sollte es in der vorliegenden Form
verabschiedet werden, als nicht wirkungsvoll, insbesondere wegen der nur
bis 2021 geplanten Finanzierung und der fehlenden verbindlichen
Zielvorgaben. Es wird damit gerechnet, dass die Länder im Bundesrat
weiteren Änderungsbedarf anmelden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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KIND/185: Gute-Kita-Gesetz - Änderungen am Gesetzentwurf dringend erforderlich (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Gute-Kita-Gesetz 

Änderungen am Gesetzentwurf dringend erforderlich



Berlin/Freiburg, 14. Dezember 2018. Der Deutsche Caritasverband (DCV) und
sein Fachverband der Verband katholischer Tageseinrichtungen für Kinder
(KTK) - Bundesverband bewerten den heute im Deutschen Bundestag zur
Verabschiedung vorgelegten Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der Qualität
und Teilhabe in der Kindertagesbetreuung kritisch.

"Während der Anhörung im Familienausschuss des Deutschen Bundestages haben
sich neun von zehn Sachverständigen gegen den Entwurf des Gesetzes
ausgesprochen. Ich kann nicht nachvollziehen, warum die berechtigte Kritik
der Expertinnen und Experten in keiner Weise berücksichtigt wurde", so
Caritas-Präsident Peter Neher.

So ist nur bei einer dauerhaften Finanzierungsbeteiligung des Bundes
gewährleistet, dass die Länder die Qualität der Kindertagesbetreuung
beständig weiterentwickeln. Im vorliegenden Entwurf ist die
Finanzierungsbeteiligung des Bundes jedoch nach wie vor bis 2022 befristet.
Zudem sollen die Zuschüsse des Bundes an die Länder über eine Umverteilung
der Umsatzsteueranteile geregelt werden. "Hier sehen wir die Gefahr, dass
das Geld nicht zweckgebunden für zusätzliche Maßnahmen zur Verbesserung der
Qualität eingesetzt wird", betont Neher.

"Um eine dauerhafte und nachhaltige Weiterentwicklung der Qualität in
Kindertageseinrichtungen sicherzustellen, sind bessere und verbindlichere
Rahmenbedingungen notwendig. Hierfür ist es erforderlich, dass ein besserer
Personalschlüssel und mehr Zeit für Leitungsaufgaben im Gesetz verbindlich
festgeschrieben werden", betont Clemens Bieber. Dies sei aber im
vorliegenden Entwurf nicht geregelt, so der Vorsitzende des
KTK-Bundesverbandes.

Ebenso kritisieren DCV und sein Fachverband KTK, dass der Gesetzentwurf
vorsieht, Maßnahmen zur Entlastung der Eltern bei den Kita-Gebühren als
förderfähig anzuerkennen. "Wir befürchten, dass Finanzmittel verloren
gehen, die für bessere strukturelle Rahmenbedingungen eingesetzt werden
sollten", so Neher. Grundsätzlich befürworten DCV und KTK eine finanzielle
Entlastung von Familien. Dies dürfe jedoch nicht zu Lasten der 
Kita-Qualität gehen. "In der vorliegenden Fassung wird das Gesetz nicht wie
beabsichtigt dazu beitragen, Unterschiede zwischen den Ländern abzubauen
und gleiche Bedingungen für ein gutes Aufwachsen von Kindern herzustellen",
so der Vorsitzende des KTK-Bundesverbandes, Clemens Bieber.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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GEWERKSCHAFT/1754: Demografie-Tarifvertrag bei der Deutschen Post AG nochmals deutlich verbessert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
13. Dezember 2018

ver.di: Demografie-Tarifvertrag bei der Deutschen Post AG nochmals
deutlich verbessert - Ausdehnung des Anspruchs auf Altersteilzeit auf
zehn Jahre ist einmalig in der Tariflandschaft



Berlin, 13.12.2018 - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und
die Deutsche Post AG haben den bereits im Jahr 2011 geschlossenen
Demografie-Tarifvertrag nochmals deutlich verbessert. Der Anspruch
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf Altersteilzeit wird von
bisher sechs auf künftig zehn Jahre ausgeweitet. Sie kann daher in
Zukunft ab dem vollendeten 55. Lebensjahr genommen werden. "Die
Arbeit bei der Post ist sehr anstrengend. Der Demografie-Tarifvertrag
findet bei den Beschäftigten großen Anklang, da er die Belastung
gegen Ende des Berufslebens für einen langen Zeitraum reduziert und
zugleich empfindliche Rentenabschläge ausschließt. Die nun
vorgenommene Ausdehnung von sechs auf zehn Jahre ist in der
Tariflandschaft bislang einmalig", sagte die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis.

Der Demografie-Tarifvertrag umfasst ein Zeitwertkonto, in das die
Beschäftigten Entgeltbestandteile einbringen, und eine Regelung zur
Altersteilzeit. Mit Eintritt in die Altersteilzeit wird die
Arbeitszeit sofort halbiert. Zum Ende der Altersteilzeit vor dem
Renteneintritt erfolgt in der Altersteilzeit eine Freistellungsphase
aus dem individuell durch die Beschäftigten in einem Zeitwertkonto
angesparten Wertguthaben. Das Teilzeitentgelt wird in der
Altersteilzeit einkommensabhängig auf bis zu 87 Prozent des
Netto-Entgeltes vor der Altersteilzeit, die Rentenbeiträge werden auf
90 Prozent der Beiträge vor der Altersteilzeit aufgestockt. Die
Tarifverträge enthalten keine tarifübliche Höchstzahl von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die eine Altersteilzeit
beanspruchen können.

Die Deutsche Post AG hat derzeit über 160.000 Beschäftigte, rund
130.000 davon sind Tarifbeschäftigte. Etwa 26.000 von ihnen haben
inzwischen ein Zeitwertkonto und 4.200 befinden sich bereits in der
bisherigen sechsjährigen Altersteilzeit.

Der Demografie-Tarifvertrag von Deutscher Post AG und ver.di war im
Jahr 2013 mit dem Innovationspreis der Deutschen Wirtschaft
ausgezeichnet worden. Die nun vorgenommenen neuerlichen tariflichen
Verbesserungen treten zum 1. März 2019 in Kraft.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.12.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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GEWERKSCHAFT/1753: Dauerbeschallung mit Weihnachtsmusik - Arbeitgeber muss auf Beschäftigte Rücksicht nehmen (ver.di)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 14. Dezember 2018

Stundenlange Dauerbeschallung mit Weihnachtsmusik

Arbeitgeber muss auf Beschäftigte Rücksicht nehmen



Berlin - Um die vorweihnachtlichen Endlosschleifen von Jingle Bells, Oh, du
Fröhliche, Last Christmas und Stille Nacht in den Geschäften auf ein
erträgliches Maß zu reduzieren, weist die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) die betroffenen Betriebsräte auf
neue Regeln des Bundesarbeitsministeriums für die Arbeitsstätten hin.
Danach darf der Lärm in den Einzelhandelsgeschäften 70 Dezibel (dbA)
nicht überschreiten. Wird Musik gespielt und gibt es Durchsagen, was
in den Läden üblich ist, müssen bis zu 6 Dezibel abgezogen werden, so
dass das Maximum bei 64 Dezibel liegt. Das ist etwa die Beschallung
durch einen Fernseher in Zimmerlautstärke.

Betriebsräte und Beschäftigte sollten Arbeitgeber, die Musik in
Richtung Disco-Lautstärke aufdrehen, auf die neuen Regelungen des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales hinweisen, rät ver.di.
Denn nach den Regeln ist der Arbeitgeber verpflichtet, "Maßnahmen
festzulegen, umzusetzen und eine Wirksamkeitskontrolle
durchzuführen", die den Missstand abstellen. Dazu gehören
beispielsweise die deutliche Reduzierung der Hintergrundmusik und der
Durchsagen, Schalldämmungselemente insbesondere in Kassenebereichen
sowie an Service- und Infopoints. Um negative Stressfolgen zu
reduzieren, können zum Beispiel auch Arbeitsunterbrechungen von etwa
zehn Minuten alle zwei Stunden vereinbart werden. Um alljährliche
Auseinandersetzungen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber zu
vermeiden, empfiehlt die Gewerkschaft, die Abmachungen in einer
Betriebsvereinbarung festzuhalten. Die neuen Regeln gelten ganzjährig
für jede Art von Beschallung.

"Die meisten Kunden haben sicher großes Verständnis für
Schutzmaßnahmen der gestressten Verkäuferinnen und Verkäufer sowie
des Kassen- und Servicepersonals. Denn die stundenlange
Dauerbeschallung mit zu lauter Weihnachtsmusik hat gesundheitliche
Folgen, von Bluthochdruck über negativen Stress bis zur Erhöhung der
Herzfrequenz. Das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen nimmt
dadurch um 20 Prozent zu", erklärte ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Stefanie Nutzenberger. "Wenn Weihnachtsmusik gesundheitsgefährdend
ist, hat sie ihren Sinn verfehlt", so Nutzenberger.


Hier der Link zur Bundesanstalt für Arbeitsrecht und Arbeitsmedizin
und zu den technischen Regeln für Arbeitsstätten: 

https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/ASR/ASR-A3-7.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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MELDUNG/842: Reallabore sollen kreatives Potential unseres Landes besser zur Entfaltung bringen (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 14. Dezember 2018

Altmaier: Reallabore sollen kreatives Potential unseres Landes besser zur Entfaltung bringen



Mit der heute veröffentlichten Reallabore-Strategie des
Bundeswirtschaftsministeriums soll die Regulierung in Deutschland
zukunftsgerichteter und anpassungsfähiger werden. Mit zeitlich und
räumlich begrenzten Reallaboren werden Testräume für Innovationen und
Regulierung geschaffen, ein Anwendungsfall ist etwa die Erprobung der
Paketzustellung durch Drohnen. Durch Experimentierklauseln entstehen
die notwendigen Freiräume, um solche Innovationen zu erproben und
Erfahrungen mit der Regulierung digitaler Technologien und
Geschäftsmodelle zu sammeln.

Bundeswirtschaftsminister Altmaier: "Wir müssen das kreative Potential
unseres Landes besser zur Entfaltung bringen. Mit der
Reallabore-Initiative wollen wir nicht nur eine Mentalität des
Austestens fördern. Wir wollen auch unseren Rechtsrahmen fit für die
Ideen von Morgen machen und die notwendigen Freiräume schaffen, damit
kluge Ideen auch in Zukunft in Deutschland getestet und umgesetzt
werden - und nicht nur in China oder den USA. Medikamente per Drohne,
Blockchain-Anwendungen für die öffentliche Verwaltung oder
Telemedizin: Die Unternehmen und Hochschulen in Deutschland sprudeln
vor Ideen und drängen mit neuen Technologien und Geschäftsmodellen in
den Markt. Diese Innovationskraft müssen wir mit vollem Einsatz
unterstützen, denn sie ist und bleibt die Grundlage für Wachstum und
Wohlstand in unserem Land."

Damit der Sprung von der wissenschaftlichen Idee zur Markteinführung
von innovativen Produkten und Dienstleistungen schnell gelingt,
braucht es die richtigen Rahmenbedingungen. In Zeiten der
Digitalisierung mit immer kürzeren Innovationszyklen muss der
bestehende Rechtsrahmen zeitnah an diese Entwicklungen angepasst
werden. Ein innovationsoffener und flexibler rechtlicher Rahmen muss
Unternehmerinnen und Unternehmern mit neuen Ideen die notwendige "Luft
zum Atmen" bieten, aber gleichzeitig Verbraucherrechte und
Schutzstandards angemessen berücksichtigen. Nur so kann der Standort
Deutschland im internationalen Wettbewerb um Ideen konkurrenzfähig
bleiben.

Mit der Initiative setzt das BMWi auch ein wichtiges Vorhaben des
Koalitionsvertrags um, der vorsieht, Reallabore und Experimentierräume
in vielfältigen Themenbereichen voranzubringen. Konkrete
Anwendungsfelder und -perspektiven gibt es dabei in allen Ressorts.
Dazu wurde eine interministerielle Arbeitsgruppe "Reallabore"
eingerichtet. Die Auftaktsitzung fand am 27. November statt.

Zur Strategie:

Die im BMWi erarbeitete Reallabore-Strategie zeigt auf, wie solche
Testräume für Innovation und Regulierung als digitalpolitisches
Instrument in Deutschland etabliert werden können. Dazu sind drei
Säulen vorgesehen:

• Für eine zukünftig intensivere Nutzung von Reallaboren müssen
entsprechende Freiräume z. B. in Form von Experimentierklauseln in der
Regulierung geschaffen werden. In Gesetzen und Verordnungen existieren
zwar zahlreiche solcher Experimentierklauseln, doch nur wenige sind
auf die Erprobung (digitaler) Innovationen ausgerichtet (wie zum
Beispiel im Personenbeförderungsgesetz oder in der
"Drohnenverordnung"). Als Kern unserer Strategie werden wir uns dafür
einsetzen, Gesetze und Verordnungen durch die verstärkte Verwendung
von Experimentierklauseln innovationsfreundlicher zu gestalten,
bestehende Experimentierklauseln für eine rechtssichere und möglichst
flexible Umsetzung von Reallaboren weiterzuentwickeln sowie deren
Nutzung zu stärken.

• Um Synergien zu schaffen und zu nutzen, sind eine stärkere
Vernetzung und ein besserer Informationsaustausch zwischen den
Beteiligten in Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung notwendig. Wir
werden daher ein Informationsangebot in Form eines "Handbuchs
Reallabore" schaffen, eine Informationsplattform aufbauen und den
gegenseitigen Austausch in einem "Netzwerk Reallabore" stärken, um
Hürden und Unklarheiten (z.B. in Fragen der Haftung) bei der
Einrichtung von Reallaboren zu reduzieren.

• Wir wollen die Erprobung von Innovation und Regulierung auch durch
eigene Projekte stärker in der Praxis verankern. Beispielsweise wollen
wir im Rahmen von Reallabore-Wettbewerben in bestimmten
Innovationsbereichen (z. B. im Bereich Sharing Economy, Blockchain,
KI, autonome Mobilität, Logistik) Ideen und Entwürfe für Reallabore
aus der Wirtschaft aufgreifen und regulatorischen Hürden
identifizieren. Die Konzepte hierfür erarbeiten wir in enger
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft.

Neben dem übergreifenden Ansatz von Reallaboren als Testräume für
Innovation und Regulierung stellen "Reallabore der Energiewende" eine
neue Fördersäule im Rahmen des 7. Energieforschungsprogramm der
Bundesregierung dar. Ziel ist, den Technologie- und
Innovationstransfer von Forschung in den Markt durch großangelegte und
systemdienliche Demonstrationsvorhaben in Kombination mit
zukunftsfähigen Geschäftsmodellen zu beschleunigen und Wege für neue
regulatorische Ansätze zu eröffnen.

Details zur Reallabore-Strategie und weitere Informationen zum Thema
Reallabore finden Sie unter www.reallabore-bmwi.de.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 14. Dezember 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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MELDUNG/841: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Dezember 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 13. Dezember 2018

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Dezember 2018




	Die deutsche Wirtschaft bewegt sich weiter auf einem Wachstumspfad. Die Konjunktur wird allerdings durch ein schwieriges außenwirtschaftliches Umfeld und zusätzlich durch temporäre Sondereffekte in der Automobilindustrie gedämpft.

	Die Sondereffekte laufen aber allmählich aus. Ab dem Jahreswechsel ist mit zusätzlichen Impulsen durch die Umsetzung der Koalitionsvereinbarungen zu rechnen.

	Die Erzeugung des Produzierenden Gewerbes war im Oktober nach einem leichten Plus in den beiden Vormonaten wieder schwächer. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe stiegen jedoch an. Der Auftragsbestand ist weiterhin sehr hoch. Das Baugewerbe befindet sich in der Hochkonjunktur.

	Die Einkommen steigen weiter, während sich die Konsumnachfrage der privaten Haushalte leicht abschwächt. Die Stimmung im Handel ist gemischt.

	Der Arbeitsmarkt ist weiter robust. Die Erwerbstätigkeit erreicht einen neuen Höchststand und die Arbeitslosigkeit sinkt unter 2,2 Millionen Personen. Strukturelle Herausforderungen am Arbeitsmarkt bestehen dennoch fort.



Die deutsche Wirtschaft fasst langsam wieder Tritt. Der leichte
Rückgang der Wirtschaftsleistung im dritten Quartal 2018 um 0,2
Prozent war wesentlich auf den Sondereffekt der WLTP-Problematik in
der Kfz-Industrie zurückzuführen. [1],[2] Dieser temporäre
Sondereffekt wächst sich allmählich aus, ist zu Beginn des vierten
Quartals in den Produktionsdaten aber noch deutlich spürbar.
Unabhängig davon hat der Gegenwind aus dem außenwirtschaftlichen
Umfeld im Verlauf des Jahres 2018 merklich zugenommen. Die
Handelskonflikte, Währungsturbulenzen von Schwellenländern sowie
geopolitische Konflikte belasten die Weltwirtschaft und haben die
allgemeine Unsicherheit über die wirtschaftliche Entwicklung erhöht.
Durch die Verschiebung der Abstimmung des britischen Parlaments zum
Brexit-Abkommen ist das Risiko eines ungeordneten Austritts des
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union bis auf Weiteres
nicht abgewendet. Andererseits wirken ab dem Jahreswechsel zusätzliche
konjunkturelle Impulse durch die Umsetzung der
Koalitionsvereinbarungen, wie etwa die steuerlichen Entlastungen durch
die Erhöhung des Grundfreibetrag und den Ausgleich der kalten
Progression, die Erhöhung des Kindergelds oder das
"Starke-Familien-Gesetz". Alles in allem dürfte sich die deutsche
Wirtschaft in diesem schwierigeren Umfeld insgesamt gut behaupten.
Ihre konjunkturelle Grunddynamik bleibt aufwärtsgerichtet, wenngleich
abgeschwächt.

Vom weltwirtschaftlichen Umfeld gehen gedämpfte Impulse aus. Sowohl
die industrielle Erzeugung als auch der Welthandel schlossen das
dritte Quartal 2018 schwach ab. Der IHS Markit PMI für die globale
Industrie lag im November 2018 auf dem niedrigsten Stand seit zwei
Jahren. Auch der ifo Index zum Weltwirtschaftsklima gibt für das
vierte Quartal 2018 eine verhaltene Stimmung wieder. Aus den
Vereinigten Staaten kommen ebenfalls Signale für einen weniger
dynamischen Verlauf. Die derzeitige Ballung globaler Risiken belastet
in der Summe anscheinend die Wirtschaftsentwicklung. Die
internationalen Organisationen gehen in ihren Herbstprognosen von
einer gegenüber früheren Einschätzungen abgeschwächten, aber weiterhin
merklich aufwärtsgerichteten Entwicklung der Weltwirtschaft aus.

Die gegenwärtig eher gedämpften Signale der Weltwirtschaft spiegeln
sich auch in den Zahlen zu den deutschen Ausfuhren von Waren und
Dienstleistungen wider. Im Oktober nahmen die Exporte saisonbereinigt
und in jeweiligen Preisen leicht um 1,1 Prozent zu. Im
Dreimonatsvergleich sind die Ausfuhren nominal unverändert geblieben.
Preisbereinigt könnte es zu einem Rückgang gekommen sein. Die ifo
Exporterwartungen haben sich im November zwar leicht verbessert,
deuten mit ihrem unterdurchschnittlichen Niveau jedoch nicht auf eine
deutliche Belebung der Ausfuhren hin. Die nominalen Importe von Waren
und Dienstleistungen erhöhten sich im Oktober saisonbereinigt um 1,9
Prozent. Im Dreimonatsvergleich ergab sich ein Plus von 1,6 Prozent.
Auch preisbereinigt dürften sie sich trotz steigender Importpreise
noch positiv entwickelt haben. Insgesamt deuten die Indikatoren auf
eine verhalten positive Entwicklung der Ausfuhren in den kommenden
Monaten hin.

Im Produzierenden Gewerbe ist die Produktion im Oktober nach leichten
Anstiegen in den beiden Vormonaten wieder etwas zurückgegangen. Die
Erzeugung in der Industrie nahm im Oktober um 0,4 Prozent ab, im
Zweimonatsvergleich September/Oktober gegenüber Juli/August stagnierte
der Produktionsausstoß. Auch die Produktion im Baugewerbe wurde im
Oktober eingeschränkt (-0,3 Prozent), im aussagekräftigeren
Zweimonatsvergleich gab es jedoch ein kräftiges Plus von 2,2 Prozent.
Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe nahmen im Oktober um
0,3 Prozent zu, im Zweimonatsvergleich ergab sich ein kräftigeres Plus
von 1,4 Prozent. Die in der Tendenz seitwärtsgerichtete
Industrieproduktion deutet darauf hin, dass sich die Probleme in der
Kfz-Branche bei der Umstellung auf den neuen Testzyklus (WLTP) erst
allmählich auflösen. Positive Auftragseingänge, vor allem in der
Automobilindustrie, und die wachsende Zahl der nach der neuen Norm
zugelassenen Pkw-Typen signalisieren allerdings, dass das
Expansionstempo der deutschen Industrie wieder Fahrt aufnehmen wird.
Das sehr gute Auftragspolster im Verarbeitenden Gewerbe mit einer
Reichweite von 5,6 Monaten gibt Sicherheit. Das Baugewerbe arbeitet
nahe seiner Kapazitätsgrenzen, sein Boom dürfte anhalten.

Die gute Entwicklung des Arbeitsmarkts und kräftige Lohnzuwächse
sorgen für günstige Rahmenbedingungen für den privaten Konsum.
Allerdings ist nach den Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes die
Sparquote der privaten Haushalte in den ersten drei Quartalen 2018 um
0,5 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr angestiegen, was im Gegenzug
die Konsumausgaben vor allem im dritten Quartal dämpfte. Auch der
Start ins vierte Quartal verlief schleppend, mit Umsatzeinbußen im
Einzelhandel von 0,3 Prozent im Oktober. Vor dem Hintergrund der WLTP-
Problematik waren die Neuzulassungen von Pkw bei privaten
Haltergruppen im dritten Quartal niedriger als in den Vorquartalen.
Hier ist aber eine Trendwende eingetreten. Im November nahmen die
Neuzulassungen privater Kfz nach dem deutlichen Zuwachs im Oktober
(+20,4 Prozent) um weitere 7,0 Prozent im Vergleich zum Vormonat zu.
Für eine positive Entwicklung des privaten Konsums in den kommenden
Monaten spricht außerdem der Anstieg der Einkommen. Auch die
Stimmungsindikatoren zeichnen ein positives Bild.

Der Arbeitsmarkt entwickelt sich weiterhin positiv. Die
Erwerbstätigkeit überschritt im Oktober den Höchstwert von 45,2
Millionen Personen. Saisonbereinigt lag der Zuwachs zum Vormonat mit
37.000 Personen in der Größenordnung der letzten Monate. Die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nahm jedoch, anders als in
den drei Vormonaten, nur schwach zu. Die Nachfrage der Unternehmen
nach Arbeitskräften bleibt in vielen Sektoren sehr hoch, es gibt aber
Anzeichen für eine etwas ruhigere Gangart. Die Zahl der Arbeitslosen
nahm im November saisonbereinigt um 16.000 Personen ab; in
Ursprungszahlen unterschritt sie die Marke von 2,2 Millionen Personen.
Damit verringerte sich die Arbeitslosenquote auf 4,8 Prozent. Die
Langzeitarbeitslosigkeit geht kontinuierlich zurück, der
Vorjahresstand wurde um 11 Prozent unterschritten. Die Stärkung der
Wirtschaftskraft strukturschwacher Regionen bleibt eine
Herausforderung.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der Januar-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich am Ende der 1. Kalenderwoche 2019 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] Ausführliche Meldung des Statistischen Bundesamts zur Entwicklung
des Bruttoinlandsprodukts im dritten Quartal 2018 vom 23. November
2018.

[2] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 14. Dezember
2018 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter und kalender- und saisonbereinigter Daten.
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INTERNATIONAL/256: Ex-Produktionschef von Ford Argentinien wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit verurteilt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Ex-Produktionschef von Ford Argentinien wegen Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit verurteilt



Montevideo, 11. Dezember 2018, la diaria - Ein argentinisches
Bundesstrafgericht hat Pedro Müller, Ex-Produktionschef des
Autoherstellers Ford und Hector Sibilla, den Ex-Sicherheitschef des
Konzerns, zu zehn bzw. zwölf Jahren Haft wegen Verbrechen gegen die
Menschlichkeit während der Militärdiktatur verurteilt. Die Verbrechen
wurden an 24 Ford-Arbeitern in General Pacheco, Provinz Buenos Aires
begangen, von denen sieben noch immer nicht wiedergefunden wurden,
nachdem man sie entführt, gefoltert und gewaltsam hatte verschwinden
lassen. Damit hat die Justiz zum ersten Mal ranghohes Personal aus dem
Privatsektor als "notwendige Beteiligte" eingestuft und verurteilt.
Ein weiterer Angeklagter, der Militär Santiago Omar Rivero, wurde als
Mittäter zu 15 Jahren Haft verurteilt.

Nach dem argentinischen Militärputsch am 24. März 1976 wurde das
Ford-Werk als Geheimgefängnis genutzt, wo auch Mitarbeiter*innen von
Ford an Folterungen und Verhören beteiligt waren; ein emblematisches
Beispiel für die Mitverantwortung der Unternehmen bei den Verbrechen
des Staatsterrorismus.

Laut dem Portal Tiempo Argentino waren bei der Urteilsverkündung Nora
Cortiñas von den Müttern des Maiplatzes (Madres de la Plaza de Mayo
Línea Fundadora), Horacio Verbitsky, Journalist und Vorsitzender von
der Menschenrechtsorganisation CELS, der Staatsanwalt Felix Crous
sowie ehemalige Angestellte von Ford, darunter auch Opfer der
Repression im Ford-Werk, anwesend.


Mehr zum Unternehmen Ford und seiner Rolle in der Militärdiktatur
findet sich in diesem spanischsprachigen Artikel:

http://www.anred.org/?p=107849


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ex-produktionschef-von-ford-argentinien-wegen-verbrechen-gegen-die-menschlichkeit-verurteilt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INTERNATIONAL/255: Honduras - Drahtzieher hinter dem Auftragsmord an Berta Cáceres weiterhin frei (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras 

Drahtzieher hinter dem Auftragsmord an Berta Cáceres weiterhin 
frei






[image: Farbgewaltiges Wandgemälde auf einer Mauer, das das Porträt von Berta Cáceres zeigt mit Tränen, die in einen Wasserstrom münden, umgeben von Tieren und Pflanzen - Foto: disionador [CC0], via Wikimedia Commons, https://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/deed.en]

Berta Cáceres Graffiti in Tegucigalpa, Honduras

Foto: disionador [CC0], via Wikimedia Commons

https://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/deed.en



(Berlin, 7. Dezember 2018, poonal) - Am 28. November hat das Gericht
in der honduranischen Hauptstadt Tegucigalpa sieben Männer wegen des
Mordes an der Umweltaktivistin Berta Cáceres verurteilt. Die
Aktivistin für Umwelt und indigene Rechte wurde am 2. März 2016 in
ihrem Haus erschossen. Das Gerichtsverfahren wurde international sehr
misstrauisch begleitet, vor allem wegen des Ausschlusses der
Betroffenen und der Verzögerungen bei den Verhandlungen.

Berta Cáceres hatte die Proteste gegen den Bau des Wasserkraftwerks
Agua Zarca angeführt, da dieser zu negativen Auswirkungen auf die
Territorien der indigenen Lenca und ihrer Wasserversorgung führte. Das
Kraftwerk wurde am Fluss Gualcarque gebaut, der für die Lenca als
heilig gilt.

Expert*innen der UNO billigten in einer Pressemitteilung [1] die
Gerichtsurteile gegen die Mörder der Aktivistin. Gleichzeitig
bemängelten sie, dass die Drahtzieher des Mordes weiterhin auf freiem
Fuß seien. "Auch wenn wir das Urteil des Gerichts positiv bewerten,
sind wir besorgt, dass gegen die Drahtzieher, die den Mord in Auftrag
gegeben und bezahlt haben, nicht ermittelt wird, sie nicht vor Gericht
gestellt und bestraft worden sind", gaben die UNO-Expert*innen an.
"Wir rufen die honduranischen Behörden auf, im Fall Berta Cáceres für
umfangreiche und transparente Gerechtigkeit zu sorgen", fügten sie
hinzu.

Die Expert*innen betonten, der honduranische Staat sei dafür
verantwortlich, allen Menschenrechts-Aktivist*innen in Honduras
effektiven Schutz zu bieten, ohne den die Aktivist*innen ihre Arbeit
nicht ausführen könnten. Das gelte vor allem für die Verteidigung der
Rechte der Indígenas und der Umwelt, sowie der Verteidigung der
Territorien.

Das Strafmaß soll am 10. Januar 2019 verkündet werden. Bis dahin
sollen die Verurteilten in Haft bleiben.


Ein ausführlicherer Bericht ist zu finden unter:

https://amerika21.de/2018/12/218890/honduras-urteile-berta-caceres-mord-copi

Anmerkung:

[1] http://www.oacnudh.org/expertos-de-la-onu-lamentan-que-los-autores-intelectuales-de-la-muerte-de-berta-caceres-sigan-en-libertad/



URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/drahtzieher-hinter-dem-auftragsmord-an-berta-caceres-weiterhin-frei/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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VERKEHR/735: Vorrang für Straßenbahn gilt auch bei Grünphase für Autos (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Dezember 2018

Vorrang für Straßenbahn gilt auch bei Grünphase für Autos



Hamm/Berlin (DAV). Straßenbahnen haben auch dann Vorrang, wenn die
Ampel einer über die Schienen führenden Fahrspur für Kraftfahrzeuge
grün ist. Ein Autofahrer ist dann trotz Grün allein für den Unfall
verantwortlich. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des
Oberlandesgerichts Hamm vom 13. April 2018 (AZ: 7 U 36/17), wie die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrechts des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert.

Der damals 79 Jahre alte Kläger fuhr im November 2015 mit seinem Pkw
BMW auf einer Stadtstraße. Er wollte eine Kehrtwende fahren. Hierzu
musste er auf einer Linksabbiegerspur die für beide Fahrtrichtungen in
der Straßenmitte befindlichen Straßenbahngleise überfahren. Der Kläger
fuhr bei Grün in den Gleisbereich ein. Als er sich mit seinem Fahrzeug
auf den Gleisen befand, erfasste die aus gleicher Richtung kommende
Straßenbahn sein Auto. Kurz zuvor hatte eine weitere Straßenbahn aus
der Gegenrichtung die Unfallstelle passiert. Durch den Unfall wurde
das Fahrzeug des Klägers beschädigt, der Kläger erlitt erhebliche
Verletzungen. Von den Verkehrsbetrieben verlangte der Mann
Schadensersatz, unter anderem ein Schmerzensgeld in Höhe von 18.000
Euro.

Die Klage scheiterte. Nach Auffassung des Oberlandesgerichts war der
Kläger für die Unfallfolgen zu 100 Prozent selbst verantwortlich. Ein
Verschulden des Straßenbahnfahrers liege nicht vor. Auf eine Änderung
der Ampelphasenschaltung hätten die Verkehrsbetriebe nicht hinwirken
müssen. Die zum Zeitpunkt des Unfalls vorhandene
Ampelphasenschaltung - mit Grünlicht für linksabbiegende
Kraftfahrzeuge, die die Straßenbahnschienen kreuzen, und ebenfalls
Grünlicht für die Straßenbahn - sei rechtlich zulässig. Dann greife
die in der Straßenverkehrsordnung gesetzlich geregelte Vorrangregelung
zu Gunsten der Schienenbahn. Diese gelte auch gegenüber einem bei
Grünlicht abbiegenden Linksabbieger. Zwar sei es zwecks Vermeidung von
Unfällen sicherer, wenn - wie nach der Änderung der Schaltung an der
Unfallstelle im Sommer 2016 - durch eine Ampelschaltung ein
gleichzeitiges Grün ausgeschlossen sei. Auf eine solche Lösung habe
aber kein Verkehrsteilnehmer Anspruch.

Der Kläger sei für den Unfall allein verantwortlich. Er habe seinen
Pkw wenden wollen. Dabei habe er sich so verhalten müssen, dass eine
Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen gewesen wäre. Um
diesen Sorgfaltsanforderungen zu genügen, hätte er - ungeachtet des
Grünlichts der für ihn geltenden Lichtzeichenanlage - die in seine
Fahrtrichtung fahrende Stadtbahn passieren lassen müssen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 21/18 vom 13. Dezember 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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VERKEHR/734: Parken vor der Garage - Mithaftung bei Autodiebstahl (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Dezember 2018

Parken VOR der Garage: Mithaftung bei Autodiebstahl



Magdeburg/Berlin (DAV). Wenn man im Versicherungsvertrag angibt, in
der Garage zu parken, dann muss man dies auch tun. Steht der Wagen
nachts nur vor der Garage und wird dort gestohlen, muss man den
Schaden teilweise selbst übernehmen. Schließlich zahlt man wegen der
Zusicherung, in der Garage zu parken, auch geringere
Versicherungsprämien. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des
Landgerichts Magdeburg vom 11. September 2018 (AZ: 11 O 217/18). Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
rät daher dringen, sich an die Vereinbarungen in einem
Versicherungsvertrag zu halten.

Die Autofahrerin hatte ihren 5er BMW - anders als im
Versicherungsvertrag vereinbart - nachts nicht in ihrer Garage
geparkt, sondern davor. Dort wurde er in der Nacht gestohlen.
Gegenüber der Kaskoversicherung machte sie den vollen Schaden geltend.
Als die Versicherung nicht zahlen wollte, klagte die Frau.

Vor Gericht bekam sie einen Schadensersatz für den Diebstahl von nur
70 Prozent zugesprochen. Die Frau habe eine Pflichtverletzung begangen
und deshalb keinen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 100
Prozent. Sie habe ihr Auto entgegen der Vereinbarung im
Versicherungsvertrag nachts nicht in der Garage geparkt. Dadurch sei
das Diebstahlsrisiko erhöht worden. Die Frau habe ja gerade einen
Versicherungsvertrag abgeschlossen, bei dem sie als "Garagenparkerin"
eine geringere Versicherungsprämie zahlen musste, da hierdurch das
Diebstahlsrisiko minimiert werde. Im Ergebnis musste sie daher knapp
6.000 Euro des entstandenen Schadens selbst tragen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 20/18 vom 13. Dezember 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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VERKEHR/733: Fahrzeughalterin trägt Kosten wegen Parkverstoßes des Sohns (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Dezember 2018

Fahrzeughalterin trägt Kosten wegen Parkverstoßes des Sohns



München/Berlin (DAV). Teilt ein Fahrzeughalterverspätet mit, dass ein
anderer als er selbst für einen Parkverstoß mit seinem Auto
verantwortlich ist, muss er dennoch die Verfahrenskosten bezahlen.
Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des Amtsgerichts München vom
11. Oktober 2018 (AZ: 953 OWi 195/18). Allerdings muss nach der
Verfolgungsverjährung nicht mehr das Knöllchen bezahlt werden, so die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Am 08. Februar 2018 parkte das Auto der Frau ohne gültigen Parkschein.
Den Fahrer stellte man nicht fest. Das am Fahrzeug hinterlassene
Knöllchen wurde nicht bezahlt. Daraufhin erhielt die Halterin am
01. März 2018 einen Anhörbogen zur Feststellung des verantwortlichen
Fahrzeugführers. Dieser wurde nicht beantwortet. Am 27. April 2018
erließ die Landeshauptstadt München gegen die Halterin wegen des oben
bezeichneten Parkverstoßes einen Bußgeldbescheid, der ihr am 05. Mai
2018 zugestellt wurde. Ihr Einspruch, in dem sie ihren mit Namen und
Anschrift benannten Sohn als verantwortlichen Fahrzeugführer
offenbarte, wurde laut Poststempel am 07. Mai 2018 aufgegeben. Mit
Ablauf dieses Tages trat für den verantwortlichen Fahrzeugführer die
gesetzliche Verfolgungsverjährung von drei Monaten ein. Gegen den Sohn
konnte daher nicht mehr vorgegangen werden.

Mit Bescheid vom 14. Juni 2018 nahm die Stadt den Bußgeldbescheid
zurück, stellte das Bußgeldverfahren ein und erließ den angefochtenen
Kostenbescheid gegen die Fahrzeughalterin. Sie sollte eine Gebühr von
20 Euro und weiteren Auslagen in Höhe von 3,50 Euro zahlen. Die Frau
wehrte sich gegen den Bescheid und ging zu Gericht. Sie meinte, die
Stadt habe nicht die zumutbaren Anstrengungen zur Fahrerermittlung
vorgenommen. Am Fahrzeug sei keine Verwarnung angebracht gewesen. Auch
in der Folgezeit sei sie als Halterin nicht zu dem Verstoß angehört
worden. Sie habe davon erstmals durch den Bußgeldbescheid erfahren.
Die Auferlegung der Kosten sei nur möglich, sofern eine rechtzeitige
Befragung des Halters erfolgt sei.

Die Halterin muss die Kosten übernehmen, so das Amtsgericht. Dem
Halter würden laut Gesetz die Kosten des Verfahrens auferlegt, wenn
der Führer des Kraftfahrzeugs vor Eintritt der Verfolgungsverjährung
nicht ermittelt werden könne. Dasselbe gelte, wenn die Ermittlung des
Fahrers mit einem unangemessenen Aufwand verbunden sei. Dies sei hier
der Fall. Erst wenn die Verwarnungsfrist fruchtlos verstrichen sei,
bestehe für die Verfolgungsbehörde überhaupt Veranlassung zu weiteren
Ermittlungsmaßnahmen. Nach der Feststellung des Fahrzeughalters genüge
die formlose Zusendung eines Anhörbogens an den Fahrzeughalter. Die
Versendung des Anhörbogens nach drei Wochen sei hier noch rechtzeitig.
Die Halterin habe offenbar auch keine Schwierigkeiten gehabt, noch am
5. Mai 2018 bei Abfassung des Einspruchs ihren Sohn als Fahrer
festzustellen. Die formlose Zusendung des Anhörbogens ohne
Zustellnachweis genüge als angemessene Ermittlungsmaßnahme. Der
Anhörbogen sei nicht beantwortet worden und sei auch nicht als nicht
zugegangen in Rücklauf gekommen. Daher habe die Gemeinde von einem
ordnungsgemäßen Zugang ausgehen dürfen. Die Haftung der Halterin für
die Kosten sei eben keine Sanktion für unrechtmäßiges Verhalten,
sondern die Konsequenz aus dem Veranlasserprinzip. Es wäre unbillig,
die Allgemeinheit mit den Kosten von ergebnislosen Bußgeldverfahren zu
belasten. Es sei angemessen, den Fahrzeughalter als Verursacher
heranzuziehen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 19/18 vom 13. Dezember 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INTERNATIONAL/357: Ortega verbietet Menschenrechtsorganisation in Nicaragua (medico international)


medico international - Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Ortega verbietet Menschenrechtsorganisation in Nicaragua

medico international: "Missachtung demokratischer Rechte"



(Frankfurt/Main) Mit großer Besorgnis teilt die Frankfurter Hilfs- und
Menschenrechtsorganisation medico international mit, dass innerhalb von
zwei Wochen zwei wichtige medico-Partnerorganisationen in Nicaragua
verboten wurden.

Der Gesundheitsorganisation Cisas, die sich seit vielen Jahren insbesondere
für Frauen-Gesundheitsrechte einsetzt, und der seit 28 Jahren tätigen
Menschenrechtsorganisation CENIDH ist per Parlamentsbeschluss die
juristische Person und damit der legale Status entzogen worden. Innerhalb
von 15 Tagen, so medico international, müssen die Partner, die
zwischenzeitlich auch durch Mittel des deutschen Bundesministeriums für
Zusammenarbeit und Entwicklung, BMZ, gefördert wurden, sich auflösen. Ihre
Mittel fallen an den nicaraguanischen Staat. Die Direktorin von Cisas, Ana
Quirós, die neben der nicaraguanischen die costaricanische
Staatsangehörigkeit besitzt, wurde des Landes verwiesen.

"Diese Verbote zivilgesellschaftlicher Organisationen durch die
Ortega-Regierung, die Parlament, Justiz und Militär kontrolliert, sind eine
dramatische Zuspitzung in der Auseinandersetzung um eine demokratische
Zukunft Nicaraguas", so der Lateinamerika-Referent von medico
international, Moritz Krawinkel. Krawinkel, der sich erst kürzlich ein Bild
über die Lage vor Ort machen konnte, befürchtet, dass dies auch
Konsequenzen für die zumeist jugendlichen politischen Gefangenen hat, denen
zum Teil jahrzehntelange Haftstrafen drohen. Die nun verbotene
Menschenrechtsorganisation CENIDH zählt über 600 politische Gefangene, die
zum Teil im alten Foltergefängnis des Diktators Somoza "El Chipote" unter
unerträglichen Bedingungen einsitzen.

Die Gefangenen hatten an den großen Protesten gegen das Ortega-Regime im
Frühjahr und Sommer diesen Jahres teilgenommen, die mit Waffengewalt
niedergeschlagen wurden. Dabei wurden vom medico-Partner CENIDH schwere
Menschenrechtsverletzungen dokumentiert. "Die Ortega-Regierung verfolgt
eine brutale Unterwerfungsstrategie gegen die demokratische
Oppositionsbewegung im Land, die die Unterstützung von einem großen Teil
der Bevölkerung genießt", so Krawinkel. Es sei dringend nötig, dass auch
die Bundesregierung deutlich gegen diese Repression protestiere und sich
für den Schutz der Menschenrechte und der kritischen
zivilgesellschaftlichen Organisationen in Nicaragua einsetze. Man dürfe, so
der Lateinamerika-Referent von medico international, dieser Missachtung
demokratischer Rechte und der politischen Verfolgung durch eine Diktatur
nicht tatenlos zusehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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SCHACH-SPHINX/06776: Artist flinker Figurengewalt (SB)


Michael Tal war 20 Jahre alt, als er das erste große Aufsehen erregte.
Bei der Meisterschaft der UdSSR aus dem Jahre 1956 glänzte er durch
eine Handvoll schlagfertiger Kombinationssiege. Seine Zeit war zwar
noch nicht gekommen, um ganz oben an der Spitze mitzumischen, aber er
hatte ein Fanal gesetzt. Die Schachwelt besaß nach dem Tode Alexander
Aljechins wieder einen Artisten in der Handhabung flinker
Figurengewalt. Besonders in der letzten Runde erschütterte er die
Schachszene. Sein Gegner war Alexander Tolusch, selbst ein
gefürchteter Taktiker, den Spasski einmal "Spieler der Eingebung"
nannte, wohl weil er in seinen Partien oftmals auf einen wunden,
ungewissen Punkt hinsteuerte, der auf dem Brett nicht zu sehen war,
durch eine Eingebung dann jedoch später plötzlich mit großer Wucht ins
Licht trat und den Sieg errang. In Tal fand Tolusch freilich einen
Gegner, der in dieser Kunst weitaus gewandter war als er selbst.
Während Tolusch auf den Knall wartete, zauberte ihn Tal hervor. Tal
war tätiger, gewitzter und auch wagemutiger. Schließlich entstand die
folgende Stellung im heutigen Rätsel der Sphinx. Toluschs schwarzer
König war aus seiner Geborgenheit herausgerissen und der Hetzjagd
preisgegeben worden. Der Zauberer aus Riga ging zum letzten Angriff
über und gewann nach 1.Sd7xe5+ Kg6-g7 2.Tf3-g3+ Dh4xg3 - 2...Kg7-h6
3.Se5-f7+ Le6xf7 4.Dd5-d2+ Kh6-h5 5.Te1-e5+ - 3.Dd5xb7+ Sb8-d7 4.h2xg3
Ta6-b6 5.Db7-c7 Lf8-c5 6.Se5xd7 Le6-c4+ 7.Te1-e2. Nun, Wanderer,
welchen schillernden Schluß hätte uns Tal wohl nach 1...Kg6-h5
präsentiert?






[image: SCHACH-SPHINX/06776: Artist flinker Figurengewalt (SB)]



Tal - Tolush

UdSSR 1956


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer will es Michail Botwinnik übelnehmen, daß er den schmalen
Widerlegungsweg im Gewirr des Unüberschaubaren nicht finden konnte.
Nach 1...Sh5-f4!!? 2.g3xf4 e5xf4 3.a2-a3! Db4-b3 4.Le3xa7 Lg7-e5 5.f2-
f3! b7-b6 6.a3-a4!! hätte er den schwarzen Angriff zurückwerfen und
seinen bedrohten Läufer auf a7 befreien können, zum Beispiel 6...Tc8-
c7 7.Ta1-a3! Db3-b4 8.Sc3-a2 Db4xb2 9.De2xb2 Le5xb2 10.Tc1xc4 Tc7xc4
11.Ta3-b3 oder 6...Tc4-b4 7.De2-a6! Db3xb2 8.Ta1-b1 Db2-d2 - 8...Db2-
f2 9.Tb1xb4 Lf5xh3 10.Da6-f1 Df2-g3+ 11.Kh2-h1 - 9.Tb1xb4 Dd2xc1
10.Sc3-e4 bzw. 6...Db3-b4 7.a4-a5 b6xa5 8.La7-f2 und Weiß gewinnt in
allen Varianten.



Erstveröffentlichung am 15. Dezember 2005

14. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/455: Bremen - TheaterTreffen "Die Weihnachtsfeier", 17.12.2018


THEATER BREMEN

TheaterTreffen: Die Weihnachtsfeier



Beide Vorstellungen von Siegfried W. Mascheks "Rentierpunsch" waren in
kürzester Zeit ausverkauft: Zu einer Spezialausgabe laden nun die
Bremer Theaterfreunde ein: Am Montag, dem 17. Dezember, um 20 Uhr im
noon / Foyer Kleines Haus gibt es bei der Weihnachtsfeier im Rahmen
des TheaterTreffens Siegfried W. Mascheks Klassiker und
vorweihnachtliche Lieder am Klavier mit Sängerin Nathalie Mittelbach.
Eintritt 5 Euro, für Bremer Theaterfreunde ist der Eintritt frei.

TheaterTreffen: Die Weihnachtsfeier: Montag, 17. Dezember, 20 Uhr im
noon / Foyer Kleines Haus

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/854: Kommentar - Bundesrats-Abstimmung zur Ferkelkastration (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 14. Dezember 2018

Kommentar

Bundesrats-Abstimmung zur Ferkelkastration 



Der Bundesrat hat in seiner heutigen Sitzung beschlossen, keinen Einspruch
gegen das Gesetz zur Fristverlängerung bei der betäubungslosen
Ferkelkastration um zwei Jahre einzulegen. Die Empfehlung des
Agrarausschusses, den Vermittlungsausschuss anzurufen, fand keine Mehrheit.
Damit ist das parlamentarische Verfahren abgeschlossen. Dazu kommentiert
Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes:

"Wir danken den Initiatoren des Antrages, dass sie die Ferkel nicht
aufgegeben haben. Nachdem der Bundesrat eine Fristverlängerung bei der
betäubungslosen Ferkelkastration noch am 21. September abgelehnt hatte,
stimmte er aber heute trotzdem für eine Fristverlängerung. An der Sachlage
hat sich seitdem jedoch nichts geändert. Daher ist davon auszugehen, dass
im Bundesrat ein ähnlich abgekartetes Spiel gespielt wurde wie im
Bundestag: die Verbände der Tiernutzer haben das Schreckensszenario einer
zusammenbrechenden Fleischbranche in Deutschland skizziert, die Politik ist
ihrem Appell devot gefolgt. Dabei waren es die Tiernutzer und ihre
Verbände, die fünf Jahre Zeit hatten, sich auf ein Verbot einzustellen.
Stattdessen haben sie darauf vertraut, dass der Gesetzgeber einmal mehr
einknicken und die Frist verlängern wird. Das hat einmal mehr funktioniert.
Angesichts der Tatsache, dass die Politik in den vergangenen Jahren
wiederholt Fristen auf den letzten Drücker zu Gunsten der Tiernutzer
verlängert hat, stellt sich die Frage, wie unabhängig die Fachpolitiker im
Agrarsektor noch agieren. Diese Debatte wird zu führen sein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 14. Dezember 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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FORSCHUNG/1483: Ausweitung des Energiepflanzenanbaus ist für Natur genauso schädlich wie der Klimawandel (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 10.12.2018

Ausweitung des Energiepflanzenanbaus ist für Natur genauso
schädlich wie der Klimawandel



Frankfurt am Main, den 07.12.2018. Eigentlich profitiert die Natur vom
Klimaschutz, für den die Bioenergie lange als Heilsbringer galt. Um
das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen, wird aber davon ausgegangen, dass
Bioenergie-Pflanzen großflächig angebaut werden müssen. Neuen Modellen
zufolge werden dadurch insgesamt mehr Lebensräume von Wirbeltieren
vernichtet als von einem abgeschwächten Klimawandel profitieren,
berichten Forschende des Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrums, der Technischen Universität München und der Durham
University diese Woche im Fachblatt "PNAS". Der vermeintliche Vorteil
eines solchen Klimaschutzes käme daher den Arten nicht zugute.




[image: Foto: © Christain Hof]

Um das 1,5 Grad Ziel zu erreichen müssten auf bis zu 4,3 Prozent der
globalen Landflächen Energiepflanzen angebaut werden (im Bild:
Maisfeld).

Foto: © Christain Hof



Damit die Globaltemperatur bis 2100 um nicht mehr als 1,5 Grad
gegenüber dem vorindustriellen Zeitraum steigt, muss die Menge an CO2,
die rund um den Globus in die Luft geblasen wird, deutlich sinken.
Eine Begrenzung des Klimawandels nützt auch der Natur, denn er ist
einer der Ursachen für das Artensterben. Ein aktuell verbreiteter
Ansatz dazu ist es, mehr Energie aus nachwachsenden Rohstoffen wie
Mais, Raps, Ölpalme und Co. statt aus fossilen Rohstoffen zu gewinnen.




[image: Foto: © Christian Hof]

Dadurch würden Lebensräume von Wirbeltieren - beispielsweise der Star,
Vogel des Jahres 2018 - so großflächig vernichtet wie durch den Klimawandel

Foto: © Christian Hof



Doch damit - legt man das Augenmerk auf die biologische Vielfalt -
ersetzt man wohl ein Übel durch ein anderes. "Um den Klimawandel damit
wirksam zu begrenzen, müssen wir bis 2100 auf circa 4,3 Prozent der
globalen Landflächen Bioenergie-Pflanzen anbauen - das entspricht fast
der 1,5-fachen Fläche aller EU-Länder zusammen. Damit schaden wir der
biologischen Vielfalt, die in diesen Gebieten bisher zuhause ist,
gravierend. Die negativen Auswirkungen des Klimawandels, die mit
maximaler Bioenergie-Nutzung verhindert werden könnten, werden diese
Verluste nicht wettmachen", so Dr. Christian Hof, der die Studie am
Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum Frankfurt
durchführte und jetzt an der TU München forscht.

Unter Wissenschaftlerlnnen ist Bioenergie schon länger umstritten und
war bisher Gegenstand von Einzelstudien. Hof und sein Team haben
erstmals global untersucht, wie Amphibien, Vögel und Säugetiere den
Klima- und den Landnutzungswandel bis 2100 zu spüren bekommen. Dabei
haben sie zwei Szenarien miteinander verglichen: ein Szenario mit
maximaler Bioenergie-Nutzung, welches einer Begrenzung der Erwärmung
um circa 1,5 Grad entspricht, und ein Szenario mit minimaler
Bioenergie-Nutzung und einem Temperaturanstieg um etwa 3 Grad
gegenüber dem vorindustriellen Zeitraum bis 2100.

Die Ergebnisse überraschen: "Ob sich die Temperatur bis 2100 um 1,5
oder 3 Grad erhöht: Rund 36% der Lebensräume von Wirbeltieren sind
entweder durch den Klimawandel oder die neue Landnutzung infolge des
Anbaus von Bioenergie-Pflanzen massiv gefährdet. Die Auswirkungen auf
die biologische Vielfalt sind also vergleichbar. Unterschiedlich ist
nur, auf wessen Konto sie gehen", erklärt Dr. Alke Voskamp vom
Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum.

Darüber hinaus gibt es Gebiete, in denen Wirbeltieren von
Energiepflanzen-Plantagen der Platz streitig gemacht wird und ihnen
gleichzeitig die höhere Temperatur zu schaffen machen wird. "Bei einem
geringeren Temperaturanstieg bis 1,5 Grad, den wir durch die maximale
Nutzung von Bioenergie erkaufen, könnten sogar größere Flächen unter
dieser Doppelbelastung leiden. Unter diesem 1,5 Grad-Szenario wird
insgesamt ein größerer Anteil der Verbreitungsräume von Wirbeltieren
durch Klimawandel, Landnutzung oder beides beeinträchtigt", erklärt
Voskamp.

Das Abbremsen des Klimawandels durch den Einsatz von
Bioenergie-Pflanzen schadet zudem wahrscheinlich deutlich mehr Wirbeltierarten
mit kleinem Verbreitungsgebiet, als ein Temperaturanstieg um 3 Grad.
Solche Wirbeltierarten - vor allem Amphibien - leben mehrheitlich in
den Tropen und Neotropen. An diesen Orten jedoch werden Plantagen für
Bioenergie-Pflanzen am meisten zunehmen.

Für Hof und sein Team lässt die Studie nur einen Schluss zu: "Der
Klimawandel ist nach wie vor eine der größten Bedrohungen für die
biologische Vielfalt und muss möglichst auf 1,5 Grad
Temperaturerhöhung begrenzt werden. Wie unsere Studie zeigt, ist die
Bioenergie und die massive Ausweitung der Anbauflächen hierfür aber
der falsche Weg. Wir müssen stattdessen stärker daran arbeiten,
Energie einzusparen."

Die Studie ist Teil des vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung geförderten Projektes BioSzen1punkt5 im Programm "Förderung
erweiterter und verbesserter wissenschaftlicher Grundlagen für den
IPCC-Sonderbericht zu 1,5 °C globale Erwärmung (SR1.5)".



Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen
und zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige
Generationen erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet
die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200
Jahren. Diese integrative "Geobiodiversitätsforschung" sowie die
Vermittlung von Forschung und Wissenschaft sind die Aufgaben
Senckenbergs. Drei Naturmuseen in Frankfurt, Görlitz und Dresden
zeigen die Vielfalt des Lebens und die Entwicklung der Erde über
Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung ist ein
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg Naturmuseum in
Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main sowie vielen
weiteren Partnern gefördert. Mehr Informationen unter
www.senckenberg.de.

Die Technische Universität München (TUM) ist mit rund 550
Professorinnen und Professoren, 42.000 Studierenden sowie 10.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine der forschungsstärksten
Technischen Universitäten Europas. Ihre Schwerpunkte sind die
Ingenieurwissenschaften, Naturwissenschaften, Lebenswissenschaften und
Medizin, verknüpft mit den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Die
TUM handelt als unternehmerische Universität, die Talente fördert und
Mehrwert für die Gesellschaft schafft. Dabei profitiert sie von
starken Partnern in Wissenschaft und Wirtschaft. Weltweit ist sie mit
dem Campus TUM Asia in Singapur sowie Verbindungsbüros in Brüssel,
Kairo, Mumbai, Peking, San Francisco und S�o Paulo vertreten. An der
TUM haben Nobelpreisträger und Erfinder wie Rudolf Diesel, Carl von
Linde und Rudolf Mößbauer geforscht. 2006 und 2012 wurde sie als
Exzellenzuniversität ausgezeichnet. In internationalen Rankings gehört
sie regelmäßig zu den besten Universitäten Deutschlands. www.tum.de



Originalpublikation:

Hof, Chr. et al. (2018): Bioenergy cropland expansion may offset
positive effects of climate mitigation for global vertebrate
diversity. PNAS, doi: 10.1073/pnas.1807745115 (scheduled for
publishing on Monday 10 December 2018)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news707576

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de
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JUGEND/084: Bayerische Schüler kennen keine Vögel mehr (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 13. Dezember 2018

Bayerische Schüler kennen keine Vögel mehr

Wissenschaftler belegen Rückgang der Artenkenntnis - Teilnehmer der
"Stunde der Wintervögel" schneiden besser ab



Hilpoltstein/München, 13.12.2018 - Die Vogelartenkenntnis bayerischer
Gymnasiasten ist in den vergangenen zehn Jahren noch schlechter
geworden. Das haben Wissenschaftler vom Institut für Didaktik der
Biologie an der Ludwig-Maximilians-Universität München herausgefunden.
Die nun veröffentlichte Studie an knapp 2.000 bayerischen Schülern
zwischen 10 und 19 Jahren zeigt, dass Kinder und Jugendliche im
Freistaat immer weniger einheimische Vogelarten erkennen. "Laut
unserer Untersuchung konnten bayerische Gymnasiasten im Schnitt nur
fünf von 15 häufigen Singvogelarten richtig benennen", so der Leiter
der BISA-Studie Thomas Gerl. Die Wissenschaftler haben zudem
herausgefunden, dass Kinder, die bei der LBV-Mitmachaktion "Stunde der
Wintervögel" teilgenommen haben, die beste Artenkenntnis hatten.
"Schüler, die bei der Vogelzählung des LBV mitmachen, haben
durchschnittlich fast zwei Arten mehr erkannt", erklärt Gerl von der
Arbeitsgruppe "BISA - Biodiversität im Schulalltag".

In einem von Thomas Gerl und seinen Co-Autoren entwickelten BISA-Test
sollten bayerische Kinder und Jugendliche aus allen Schularten 15
häufige einheimische Singvogelarten benennen. Diese Daten wurden
anschließend mit der Vogel-BISA-Studie aus dem Jahr 2007 der
Hochschule Weihenstephan von Prof. Volker Zahner verglichen und
ausgewertet. Besonders aussagekräftig sind die Ergebnisse für die
knapp 1.400 beteiligten Gymnasiasten. Die Gymnasiasten des G8
schnitten aktuell noch schlechter ab, als eine vergleichbare Gruppe
aus dem Jahr 2007, die das damalige G9 besuchten. "Gymnasiasten
erkannten im Schnitt eine Art weniger als vor zehn Jahren. Das
entspricht einem Rückgang der Artenkenntnis von beinahe 20 Prozent
innerhalb eines Jahrzehnts", erklärt Thomas Gerl.

Die bekannteste Vogelart unter bayerischen Schülern ist die Amsel.
"Gut drei Viertel der Teilnehmer erkannten die Amsel richtig, einen
Spatzen konnte nur noch lediglich etwas mehr als ein Drittel
identifizieren", sagt Thomas Gerl. Der Buchfink, immerhin der
häufigste einheimische Singvogel, wird nur von 14 Prozent der Schüler
richtig benannt. Die Rangliste der bekanntesten Vogelarten unter
bayerischen Schülern änderte sich in den vergangenen zehn Jahren kaum:
Ganz oben stehen Amsel (1.), Rotkehlchen (2.) und Blaumeise (3.), ganz
hinten landen Grünfink (13.), Buchfink (14.) und Erlenzeisig (15.).
Die jetzt erzielten Ergebnisse liegen allerdings auf einem deutlich
niedrigeren Niveau als 2007. "Keine einzige Vogelart wurde heute
deutlich besser erkannt, als noch vor zehn Jahren. Bei zwei Drittel
der untersuchten Arten ging die Bekanntheit sogar dramatisch zurück.
So erkennen heutige Gymnasiasten zum Beispiel Elster und Grünfink
ungefähr 25 Prozent seltener als im Jahr 2007", erklärt der
Wissenschaftler.

Bei der Erhebung schnitten Mädchen jeden Alters signifikant besser ab
als ihre männlichen Altersgenossen. Interessanterweise wohnen die
besten Artenkenner der beteiligten bayerischen Schüler inzwischen
nicht mehr auf dem Land, sondern in großen städtischen Ballungszentren
wie zum Beispiel München oder Augsburg. "Dies könnte eine Folge des
dramatischen Rückgangs der Vogelzahlen im ländlichen Raum sein, wo
Kinder kaum noch Vogelarten beobachten können", folgert Gerl.

Für Thomas Gerl sind die Ergebnisse der zweiten BISA-Studie ein
besorgniserregendes Alarmsignal. "Artenkenntnis gehört auf die Rote
Liste des bedrohten Allgemeinwissens. Wenn wir so weitermachen, wird
es bald niemanden mehr geben, der überhaupt noch merkt, welche Arten
aussterben. Wie sollen sich unsere Kinder für den Erhalt einer Art
einsetzen, die sie gar nicht kennen?" Für den Biologielehrer ist es
heute wichtiger denn je, sich in der Schule wieder viel stärker mit
der heimischen Tier- und Pflanzenwelt zu beschäftigen, um die
Artenkenntnis vor dem Aussterben zu schützen. "Die besondere Erwähnung
der Artenvielfalt an vielen Stellen im neuen LehrplanPLUS für das
neunjährige Gymnasium ist dabei ein erster Schritt in die richtige
Richtung, den alle Bundesländer gehen sollten", macht Gerl wenigstens
ein bisschen Hoffnung für die Zukunft.

Neben dem ungebremsten Rückgang der heimischen Biodiversität ist somit
auch die Kenntnis um unsere heimischen Arten vom Aussterben bedroht.
"Die schwindende Artenkenntnis unter bayerischen Schülern beunruhigt
auch uns Naturschützer, da dies direkt mit einem Verlust an
Lebensqualität einhergeht. Wir sind jedoch froh, dass die Schüler, die
an unserer Mitmachaktion 'Stunde der Wintervögel' teilnehmen, mehr
Arten kennen. So setzt der LBV dem Verlust der Artenkenntnis bei
bayerischen Kindern und Jugendlichen aktiv etwas entgegen", sagt der
LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer.

Die nächste Stunde der Wintervögel findet vom 4. bis 6. Januar 2019
statt.

Mehr Informationen unter:

https://link.springer.com/article/10.1007/s40573-018-0086-7

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.12.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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RECHT/283: Verbandsklage - Maßvoll und erfolgreich (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Herbst 2018

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Maßvoll und erfolgreich

Der NABU klagt, wenn Behörden und Planer grobe Fehler machen

von Bernd Pieper



Klagen im Namen anderer sieht unser Rechtssystem eigentlich nicht
vor. Eine Ausnahme ist die sogenannte Verbandsklage. Die ermöglicht es
Umweltverbänden wie dem NABU, im Namen der Natur vor Gericht zu
ziehen. 


Umweltverbände klagen zu viel und zu schnell, sorgen für
ausufernde Bürokratie, verteuern oder verhindern gar notwendige
Projekte und stehen somit dem Fortschritt entgegen: Die Litaneien der
Verbandsklage-Gegner kommen regelmäßig, sind ebenso alt wie
einfallslos - und vor allem unberechtigt.

Laut einer vom Sachverständigenrat für Umweltfragen in Auftrag
gegebenen Studie haben deutsche Umweltverbände zwischen 2013 und 2016
im Schnitt 35mal pro Jahr geklagt. Damit lag der Anteil der durch
Verbandsklagen veranlassten Entscheidungen in Deutschland lediglich
bei 0,04 Prozent aller insgesamt durch die Verwaltungsgerichte in
diesem Zeitraum abgeschlossenen Verfahren.

Beschleunigung zulasten der Umwelt. 

Die Quote von 48,5 Prozent erfolgreicher oder teilweise erfolgreicher
Klagen bedeutet einen leichten Anstieg gegenüber den Jahren 2007 bis
2012 (44,9 Prozent). Die durchschnittliche Erfolgsquote von
verwaltungsgerichtlichen Klagen gegen Behörden liegt bei gerade mal
zwölf Prozent. "Hieraus lässt sich schließen, dass Umweltverbände ihre
begrenzten Klagemöglichkeiten gezielt einsetzen, um auf relevante
Verstöße gegen umweltrechtliche Vorschriften aufmerksam zu machen",
betont NABU-Umweltrechtsexperte Dr. Raphael Weyland.

Die Politik weiß das oft nicht zu würdigen. So sieht der vom
Bundesverkehrsministerium im Juni vorgelegte "Entwurf eines Gesetzes
zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren" massive
Rückschritte im Umweltrecht vor. Die Beteiligungsmöglichkeiten von
Bürgern und Verbänden würden stark eingeschränkt. NABU-Experte Weyland
hat eine bessere Idee: "Anstatt des langwierigen und teuren Klagewegs
ist es im öffentlichen Interesse, die Rechtswidrigkeiten durch eine
effektive Beteiligung der Bürger und Verbände frühzeitig aus dem Weg
zu räumen. Dies würde zu einer tatsächlichen Beschleunigung von
Verfahren führen und zudem Kostenersparnisse für alle Beteiligten mit
sich bringen."

Schlamperei rächt sich. 

Genauso sieht das auch Malte Siegert, Leiter Umweltpolitik beim NABU
Hamburg: "Wenn Planungsverfahren lange dauern, liegt das oft daran,
dass die Planer ihre Hausaufgaben nicht gemacht haben und
umweltrechtliche Aspekte nicht ausreichend berücksichtigt wurden."

Siegert kümmert sich um die Klage gegen die Elbvertiefung, die der
NABU gemeinsam mit dem BUND und dem WWF im "Aktionsbündnis Lebendige
Tideelbe" angestrengt hat. Bei der geplanten Elbvertiefung würde es
sich um den historisch größten Eingriff in die Tideelbe zwischen
Hamburg und der Nordsee handeln. Nach Auffassung des Aktionsbündnisses
besteht das Risiko, dass das Ökosystem der Elbe dann durch veränderte
Strömungsverhältnisse, erhöhten Schwebstofftransport und sinkenden
Sauerstoffwerte stark geschädigt wird.

Dauer-Ärgernis Elbvertiefung. 

Als das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig im Februar 2017 den
Planfeststellungsbeschluss für rechtswidrig erklärte und die Stadt
Hamburg zu weiteren Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen aufforderte, zogen
die drei Umweltverbände ein klares Fazit: "Den Behörden ist es erneut
nicht gelungen, eine rechtskonforme Planung für die geplante
Elbvertiefung vorzulegen - und dies nach zehn Jahren Verfahrensdauer.
Die Planungsbehörden wären gut beraten, das Umweltrecht endlich ernst
zu nehmen."

Auch nach dem jüngsten, im August 2018 vorgelegten
Planergänzungsbeschluss halten NABU, BUND und WWF ihre Kritik am
Verfahren aufrecht und lehnen die Elbvertiefung weiterhin ab. Der
Fluss leidet schon heute deutlich stärker unter den Auswirkungen der
vergangenen Eingriffe als prognostiziert. Mit dem aktuellen Beschluss
würden noch weniger Ausgleichsflächen festgelegt. Außerdem sind trotz
der Kritik der Umweltverbände auch in diesem neuen Verfahren veraltete
Modellrechnungen zum Tragen gekommen.



Wer darf klagen?





Voraussetzung für Beteiligungs- und Klagerechte ist die Anerkennung
 nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG), das völkerrechtlich
 auf der sogenannten Aarhus-Konvention basiert. Zuständig für die
 Anerkennung sind das Umweltbundesamt - für inländische
 Vereinigungen, die über ein Bundesland hinaus tätig sind, sowie für
 ausländische Vereinigungen - und die Anerkennungsbehörden der
 Länder - für inländische Vereinigungen, die im jeweiligen
 Bundesland aktiv sind. Nach § 3 UmwRG anerkannte
 Umweltvereinigungen können nach § 2 UmwRG einen sogenannten
 Umwelt-Rechtsbehelf erheben und bestimmte behördliche
 Entscheidungen gerichtlich auf ihre rechtmäßigkeit Überprüfen
 lassen. Welche Entscheidungen das sind, steht unter § 1 Absatz
 1 des UmwRG.



Keine Scheu, sich unbeliebt zu machen 

Uwe Prietzel, Geschäftsführer des NABU-Landesverbands
Baden-Württemberg, erinnert sich noch an "seine" erste Klage im Jahr
2002, gleichzeitig auch die erste Verbandsklage des NABU
Baden-Württemberg überhaupt: "Damals ging es um die nach ihrem
Architekten benannte Mimram-Brücke zwischen Kehl und Straßburg." Das
Vorgehen des NABU stieß auf Unverständnis, da es sich um eine
Fußgänger- und Fahrradbrücke handelte, die zudem als Symbol der
europäischen Einigung dienen sollte. Ein ornithologisches Gutachten
hatte allerdings ergeben, dass die Konstruktion der Brücke mit 72
Schrägseilen zu erheblichen Beeinträchtigungen für die benachbarten
EU-Vogelschutzgebiete führen würde, von denen gefährdete Arten wie
Krick- und Schnatterente betroffen wären.

Der Erfolg der Klage war überschaubar: Nachdem das Verwaltungsgericht
Freiburg dem Eilantrag des NABU gegen den Baubeginn zunächst
zugestimmt hatte, erkannte der vom Regierungspräsidium und der Stadt
Kehl angerufene Verwaltungsgerichtshof Mannheim die Planfeststellung
als rechtmäßig an, die Brücke wurde gebaut.

Klagen ist teuer 

Prietzel plädiert für einen vorsichtigen Umgang mit dem Klagerecht,
vor allem aus einem Grund: "Der damit verbundene personelle und
finanzielle Aufwand wird von allen Beteiligten gern unterschätzt."
Deshalb hat der NABU Baden-Württemberg eine Checkliste mit Kriterien
erarbeitet, die eine Entscheidung pro oder contra Klage erleichtern
und auf eine rationale Basis stellen soll.

"Anstatt des langwierigen und teuren Klagewegs ist es im
 öffentlichen Interesse, die Rechtswidrigkeiten durch eine effektive
 Beteiligung der Bürger und Verbände frühzeitig aus dem Weg zu
 räumen."



Wenn schlampig geplant wird, klagt der NABU-Landesverband im Sinne des
Naturschutzes - und das durchaus erfolgreich, wie zuletzt im Fall
einer geplanten Windkraftanlage im Kreis Schwäbisch-Hall, die inmitten
eines Gebiets mit hoher Rotmilan-Siedlungsdichte errichtet werden
sollte. Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim hat Anfang 2018 in zweiter
Instanz in allen Punkten den Eilantrag von Landesnaturschutzverband
(LNV) und NABU gegen Bau und Betrieb dieser Windkraftanlage bestätigt.

Kommt die Fledermaus-Kammer? 

Auch bei der 2016 eingereichten Klage des NABU Baden-Württemberg gegen
den Wiederbetrieb der Hermann-Hesse-Bahn zwischen Weil der Stadt und
Calw geht es um eine Abwägung - und einen Kompromiss - zwischen
verschiedenen Interessen des Umwelt- und Naturschutzes. "Der NABU
engagiert sich für mehr nachhaltige Mobilität und begrüßt daher den
Ausbau des Schienenverkehrs. Selbstverständlich gilt dabei der gleiche
Grundsatz wie bei allen anderen Vorhaben: Der Ausbau muss
naturverträglich geschehen und darf Tier- und Pflanzenpopulationen
nicht nachhaltig schädigen", so die Stellungnahme des
stellvertretenden NABU-Landesvorsitzenden Hans-Peter Kleemann.

Von der Reaktivierung in den 1980ern stillgelegten Bahnstrecke wären
mindestens 15 Fledermausarten betroffen, die in den Bahntunneln ihre
Winterquartiere hätten. Aktuell beteiligt sich der NABU an einer
Machbarkeitsstudie, die herausfinden will, ob eine sogenannte
"Fledermauskammer" - bei der ein Teil der Tunnelröhre für die
Fledermäuse abgetrennt würde - Bahnverkehr und Fledermausschutz
zusammenbringen kann. Das wäre in der Tat ein guter Kompromiss.

Keine bloßen Drohgebärden 

Für Annette Leipelt, Geschäftsführerin des NABU Sachsen-Anhalt, ist
eine Klage erst dann sinnvoll, wenn alle anderen Möglichkeiten
ausgeschöpft sind: "Wir nutzen unsere Klagemöglichkeit nicht als
Drohgebärde. Wenn wir klagen, wollen wir auch gewinnen."

Klagen kostet viel Zeit und Geld. Deshalb klagt der NABU nur,
 wenn die Gewinnaussichten gut sind.



So war es 2007, als der NABU-Landesverband mit seiner Klage gegen den
Bau der Autobahn 143 bis vor das Bundesverwaltungsgericht zog und dort
den Prozess gewann. Die rund zwölf Kilometer lange Strecke hätte das
Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH) "Porphyrkuppenlandschaft nordwestlich
Halle" durchschnitten. Gegen den neuen, im April vorgelegten
Planfeststellungsbeschluss will der NABU, trotz weiter bestehender
Zweifel, nicht klagen: "Wir sehen da wenig Chancen", meint Leipelt.
Immerhin enthält die aktuelle Planung durch die Nachbesserungsauflagen
des Bundesverwaltungsgerichts mehrere Maßnahmen für den Umwelt- und
Naturschutz, darunter einen 200 Meter langen Lärmschutztunnel sowie
fünf Grünbrücken für Tierwechsel.

Keine Extrawürste für die Bundeswehr 

Trotz des jetzt doch bevorstehenden Baus der A 143 blickt Annette
Leipelt zufrieden auf das Klageverfahren zurück. "Mit dem Urteil von
2007 wurde das Verbandsklagerecht gestärkt und beim Thema Straßenbau
auf ein ganz neues Level gehoben."

Und man muss nicht immer vor Gericht gewinnen, um die eigene Position
zu stärken: So hat das Verwaltungsgericht Magdeburg die Klageverfahren
des NABU gegen das Gefechtsübungszentrum Schnöggersburg zwar aus
formellen Gründen abgewiesen, jedoch gleichzeitig festgestellt, dass
die Umweltverbände bei Vorhaben der Bundeswehr künftig von den
Behörden beteiligt werden müssen. "Die Entscheidung stärkt damit die
Mitwirkungsrechte der Verbände", so Leipelt.

Klagen verbessern die Planungsqualität 

Auch Ingo Ludwichowski, Geschäftsführer des NABU Schleswig-Holstein,
verweist auf die langfristigen Effekte der Verbandsklage: "Die
heutigen Planungen für kritische Projekte sind oft um ein Vielfaches
besser als noch vor einigen Jahren." Ein Beispiel dafür seien die
Planungen für die Autobahn A 20. 2013 hatte das
Bundesverwaltungsgericht auf Klage von BUND und NABU den Weiterbau
gestoppt, weil der Fledermausschutz nicht ausreichend beachtet worden
war.

Die angewandte Methode der Bestandserfassung der Fledermäuse entsprach
nach Ansicht des Gerichts nicht "den besten wissenschaftlichen
Erkenntnissen", das Vorhaben vertrage sich möglicherweise nicht mit
den Erhaltungszielen des FFH-Gebiets Segeberger Kalkberghöhle.

Die Klagen des NABU spornen die Behörden an, besser zu
 arbeiten. 



"Wenn das Land anständig geplant hätte, hätten wir gar nicht klagen
können", so Ludwichowski. Drei Jahre später, bei der geplanten
Elbquerung der A 20 bei Glückstadt, habe das schon anders ausgesehen:
"Der Planfeststellungsbeschluss war entsprechend deutlich
umfangreicher."

Öffentlichkeitsbeteiligung ernst nehmen 

Geklagt haben der NABU, der BUND und der LNV dennoch, unter Verweis
auf die Wasserrahmenrichtlinie sowie aus Gründen des Natur- und
Klimaschutzes. Das Bundesverwaltungsgericht erklärte den
Planfeststellungsbeschluss für rechtswidrig, weil europäisches
Wasserrecht nicht ausreichend eingehalten wurde. Zudem kritisierte das
Gericht, dass ein Bericht über die Auswirkungen des Tunnelbaus auf die
Qualität des Grund- und des Oberflächenwassers in der Elbe erst
während des Klageverfahrens nachgeliefert wurde und ohne
Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt ist.

Auch wenn Ingo Ludwichowski dem NABU grundsätzlich weniger
Zurückhaltung beim Thema Verbandsklage empfiehlt, sieht er doch, dass
solche Verfahren viele Ressourcen binden: "Und die werden fachlich zu
einem nicht geringen Teil von Ehrenamtlichen abgedeckt." Der NABU
Schleswig-Holstein möchte daher die Möglichkeiten überprüfen, ob und
wie sich alle Beteiligten schon frühzeitig einigen könnten. "Vor
Gericht ist es immer auch eine Gutachterentscheidung, und nach dem
deutschen Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung bestimmt der
Vorhabensträger die Gutachter."

Wer wählt die Gutachter aus? 

Ludwichowskis Vorschlag: Die Gutachter sollten von der
Genehmigungsbehörde beauftragt werden. Sei diese, etwa im Fall von
Autobahnbauvorhaben, identisch mit dem Vorhabenträger, sollten die -
potenziell - klagenden Verbände bei der Gutachterauswahl mitbestimmen
dürfen. Wichtig sei, dass die Öffentlichkeit schon früh an den
Planungen beteiligt werde: "Transparenz ist das oberste Ziel."

Nach Auffassung von Malte Siegert müssen Umweltverbände wie der NABU
noch mehr daran arbeiten, im Fall von Klagen ihre Anliegen in der
Öffentlichkeit zu vermitteln. "Viele Medien reduzieren solche
Verfahren auf Arten wie die Mopsfledermaus oder den
Schierlingswasserfenchel und ziehen die Motive der Verbände damit ins
Lächerliche." Dabei gehe es in den meisten Fällen um hochkomplexe
strukturelle Eingriffe mit weitreichenden ökologischen und
wirtschaftlichen Konsequenzen.


Weitere Informationen unter

www.NABU.de/Klagen. Unter

www.NABU.de/Klageverfahren entsteht

zudem eine Datenbank zu allen NABU-Klagen.

Schneller und besser

In seinem Infopapier "Planungsbeschleunigung mit
Bürgerbeteiligung" hat der NABU Vorschläge erarbeitet, wie
Planungsprozesse verbessert werden können.

- Frühe und echte Bürgerbeteiligung: Dabei müssen der Vorhabenträger
und die Behörden aktiv auf die Bürgerinnen und Verbände zugehen mit
dem Ziel, eine breite Beteiligung am Verfahren zu erreichen. Dies muss
geschehen, solange noch alle Optionen des Verfahrens offen sind.

- Verbindlichkeit des Erörterungstermins: Der Erörterungstermin soll
effektiv für die Klärung von Fragen und zum Austausch von ideen und
zur Konfliktvermeidung genutzt werden. Er muss frühzeitig erfolgen,
einen ergebnisoffenen, kooperativen und gleichberechtigten Austausch
ermöglichen und transparent sein.

- Expertise der Umweltverbände nutzen: Die Verbände sollten zur
Beteiligung eingeladen werden. So können sie ihre Expertise und
kritische Einschätzung früh einbringen und die Vorhabenträger auf
Verstöße gegen geltendes Umweltrecht aufmerksam machen.

- Gutachterwesen reformieren: um einseitige, bisweilen veraltete oder
falsche Gutachten zu vermeiden, müssen Qualitätsanforderungen gesetzt
werden. Dazu gehören eine Zertifizierung, die Auswahl der Gutachter
durch die Behörde und deren Bezahlung über die Behörde - während die
Kosten weiterhin vom Vorhabenträger getragen werden.

- Umfassende Alternativenprüfung: Ziel ist es, die
umwelterträglichste Variante eines Vorhabens zu finden. Auch die
Nullvariante - also kein Projekt - muss, insbesondere bei massiven
Umweltauswirkungen, überprüft werden.

- Außergerichtliche Streitbeilegung: Außergerichtliche
Streitbeilegungen können zu einer verstärkten Kooperation mit den
Umweltverbänden und zur Verbesserung und Beschleunigung von
Planungsverfahren beitragen und zudem Zeit und Kosten sparen.

- Kein vorzeitiger Baubeginn: mit dem Bau darf erst begonnen werden,
wenn die Planung vollständig abgeschlossen ist und eine vollständige
UVP durchgeführt wurde, welche die Unbedenklichkeit des Vorhabens
bestätigt.

Mehr unter

www.NABU.de/Planungsbeschleunigung



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Wohl bei keinem Thema muss der NABU so oft klagen, wie bei Windparkprojekten. Immer wieder wird der Artenschutz hier von Projektträgern und Behörden missachtet.

	Öffentlicher Nahverkehr oder Naturschutz? im Fall der Hermann-Hesse-Bahn im Schwarzwald versucht der NABU beide Anliegen unter einen Hut zu bringen. Lösung könnte eine "Fledermauskammer" sein.

	Keine Extrawurst: Trotz verlorener Klage erreichte der NABU Sachsen-Anhalt, dass die Behörden umweltverbände auch bei Bundeswehrvorhaben künftig besser beteiligen müssen.

	Justitia wird gerne mit einer Augenbinde dargestellt. Aufgabe des NABU ist es, ihr im Sinne der Natur die Augen zu öffnen.
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STADT/483: Neue Konzepte für das Leben in der grünen Stadt (idw)


Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik
UMSICHT - 05.12.2018

Moose an der Wand, Gemüse vom Dach und recycelter Bauschutt - neue
Konzepte für das Leben in der grünen Stadt

Fraunhofer UMSICHT auf der BAU 2019



Immer mehr Menschen leben in der Stadt, sodass innovative Verfahren
und Systeme für eine urbane Begrünung zunehmend an Bedeutung gewinnen.
Für ein ressourcenschonendes Wachstum der boomenden Baubranche müssen
zugleich neue Recyclingverfahren und kreislaufgerechte Produkte
entwickelt werden. Auf der Messe BAU 2019, vom 14. bis 19. Januar in
München, stellt Fraunhofer UMSICHT gleich drei verschiedene Projekte
vor, die den urbanen Raum künftig noch lebenswerter, effizienter und
nachhaltiger gestalten können.




[image: Foto: © Fraunhofer UMSICHT]

In ihrem natürlichen Ökosystem wachsen Moose häufig vertikal an
Steinen und Rinden.

Foto: © Fraunhofer UMSICHT



Laut Prognosen der Vereinten Nationen werden in gut 30 Jahren fast 70
Prozent der Weltbevölkerung im urbanen Lebensraum Zuhause sein. Mit
dieser Entwicklung gewinnt die Integration grüner Flächen in das
Stadtgebiet zunehmend an Bedeutung. Durch die geschickte Verbindung
von Natur und Technik und die Entwicklung smarter Materialien,
Strukturen und Oberflächen kann die Begrünung des urbanen Raums eine
Vielzahl positiver Auswirkungen auf den Menschen sowie das Stadt- und
Gebäudeklima haben. Die Urbanisierung führt darüber hinaus zu einem
derzeit rasant wachsenden Wohnungsbau, für den jährlich allein in
Deutschland rund 600 Millionen Tonnen mineralische Rohstoffe
eingesetzt werden. Um künftig das Vorkommen natürlicher Rohstoffe zu
schonen und ein nachhaltiges Wachstum der Baubranche zu erreichen,
bedarf es neuer Recyclingkonzepte und alternativer Rohstoffquellen für
die Bauindustrie. Herausforderungen, für die Fraunhofer UMSICHT auf
der Messe BAU 2019 in München innovative Lösungen und Strategien
vorstellt. 




[image: Das Gebäude von außen - Foto: © Kuehn Malvezzi]

Der »ALTMARKTgarten« ist das erste »inFARMING®«-Konzept in
Deutschland.

Foto: © Kuehn Malvezzi



Substratsystem für vertikales Mooswachstum

»VerticalGreenMoss« verfolgt die Entwicklung eines Substratsystems zum
flächendeckenden, kontrollierten und zeitoptimierten Moosbewuchs in
der Vertikalen. Damit beschäftigt sich das Projekt mit einer bislang
wenig erforschten Methode. Moose wachsen in ihrem natürlichen
Ökosystem zwar häufig vertikal, eine langfristig erfolgreiche gezielt
technische Anzüchtung ist bislang jedoch noch nicht gelungen. Im
Rahmen der BMBF-Fördermaßnahme »GO-Bio« nimmt sich das Projekt
»VerticalGreenMoss« dieser Herausforderung an.

Im Projekt werden relevante Parameter für ein vertikales Mooswachstum
in der freien Natur ermittelt und Daten natürlicher Substrate und
Standorte erhoben und analysiert. Die Grundlage für die Strukturierung
technisch hergestellter Substrate stellen Abformungen natürlicher
Oberflächen und die Untersuchung der sich darstellenden
Substrattopologie dar. Auf Basis dieser Ergebnisse werden anschließend
geeignete Substratoberflächen entwickelt, mittels moderner
3D-Drucktechnik umgesetzt und mit Moosfragmenten oder Sporen angeimpft.
Zur Optimierung können die Oberflächen mit Wirksubstanzen - in
Kombination mit oder im Anschluss an den 3D-Druck - ergänzt werden.
Experimentelle Untersuchungen zur Mooskultivierung liefern valide
Daten zum Besiedlungserfolg und zur Ermittlung der
Aufwuchsgeschwindigkeit.

Weitere Informationen unter:

www.bryo-engineering.com

Nachhaltiges Konzept für urbane Lebensmittelproduktion

Aufgrund immer mehr dicht besiedelter Ballungszentren werden unbebaute
Flächen im urbanen Raum zunehmend weniger. Mit nachhaltigen und
ressourcenschonenden Konzepten integriert Fraunhofer UMSICHT unter der
Dachmarke »inFARMING©« die Agrarwirtschaft in Gebäuden und ermöglicht
damit Nahrungsmittel und Wirkstoffe in einem regionalen und
ganzheitlichen Kontext zu produzieren und anzubieten. Für die
agrarwirtschaftliche Nutzung stellt das Gebäude oder das Quartier als
Ressource dabei Energie, Wasser und Nährstoffe bereit.

Im institutseigenen Photonik-Labor erforscht und getestet, sorgen
innovative Materialien und Kultivierungssysteme, spezifische
Lichtszenarien und neu entwickelte Kreislaufverfahren für Nährstoffe,
Wasser und Energie dann für eine effektive Verknüpfung von
Produktionssystemen und Gebäudeinfrastrukturen.

Als erstes Referenzprojekt wird der »ALTMARKTgarten« in Oberhausen
nach seiner Fertigstellung Anfang 2019 das »inFARMING©«-Konzept im
gebäudeintegrierten Dachgewächshaus umsetzen. Im Auftrag der OGM
Oberhausener Gebäudemanagement GmbH und in Zusammenarbeit mit der
Stadt Oberhausen entsteht dort ein neues Bürogebäude, das durch die
Möglichkeit der Produktion von nachhaltigen und regionalen
Lebensmitteln auf dem Dach in dieser Form bisher einzigartig in
Deutschland ist. Mit den entwickelten Technologien von Fraunhofer
UMSICHT können dort künftig etwa Wasserströme oder Abwärme aus dem
Gebäude zur Versorgung der Pflanzen verwendet, Transportwege
minimiert, Abfälle reduziert und Stoffkreisläufe effizient geschlossen
werden.

Weitere Informationen unter: 

www.infarming.de

Gefördert wird das Projekt: »Altmarktgarten - Systemlösungen für Grün
in der Stadt, Gestaltung und Bau eines gebäudeintegrierten
Dachgewächshauses zur nachhaltigen Pflanzenproduktion und als Nukleus
für städtebauliche Kultur- und Innovationsprozesse« durch das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
im Rahmen des Bundesprogrammes »Nationale Projekte des Städtebaus«.
Aus Bauschutt werden homogene Bauprodukte

Insbesondere der städtische Wohnungsbau trägt dazu bei, dass es in
Deutschland derzeit einen Bauboom zu verzeichnen gibt. Für den Bau
werden meist Primärrohstoffe wie Sand oder Kies eingesetzt, da
jährlich nur fünf Prozent des Bauschutts als hochwertiges Produkt für
den Einsatz im Hochbau in die Bauwirtschaft zurückgeführt werden. Der
anfallende Bauschutt landet meist im Straßen- und Wegebau und je nach
Schadstoffbelastung oft auch auf Deponien und ist damit einer
neuerlichen Wertschöpfung in zirkulären Geschäftsmodellen endgültig
entzogen. Das Fraunhofer-interne Projekt »BauCycle« entwickelt eine
ganzheitliche Recyclingstrategie für feinkörnigen Bauschutt mit dem
Ziel, heterogenen Bauschutt wieder in homogene Bauprodukte überführen
zu können. Dadurch soll der Einsatz von Primärrohstoffen reduziert,
ein nachhaltigeres Bauen ermöglicht und auch der Verknappung von
Deponieraum und zunehmendem Flächenverbrauch entgegengewirkt werden.

Parallel arbeitet das Forschungskonsortium aus vier Instituten an der
Umsetzung einer dynamischen Marktplattform, die das Angebot von
Recyclingfirmen und den Bedarf von Unternehmen, die Recyclingmaterial
verarbeiten können, miteinander verbindet. Ziel ist es dabei die in
Quantität und Qualität schwankenden und an unterschiedlichen Orten
generierten Sekundärrohstoffe aus Abbruchmaßnahmen mit etablierten
Produktionsprozessen der Baustoffindustrie zu verbinden. Damit schafft
»BauCycle« nicht nur neue Wertstoffe für den Bausektor, das Projekt
kombiniert auch die drei Geschäftsfelder Produktentwicklung,
Sortiertechnologie und Vermarktung. Seit 2016 arbeiten Fraunhofer
UMSICHT, Fraunhofer IBP, Fraunhofer IML und Fraunhofer IOSB gemeinsam
an der Verwertungsstrategie, die in Teilen auch in anderen Branchen,
etwa im Glasrecycling oder der Bergbauindustrie, ihren Einsatz finden
kann.

Weitere Informationen unter: 

www.baucycle.de




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news707339

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution10
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT - 05.12.2018
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FORSCHUNG/738: Start des Bayerischen Klimaforschungsnetzwerks (idw)


Universität Bayreuth - 10.12.2018

Start des Bayerischen Klimaforschungsnetzwerks mit Expertise der
Universität Bayreuth



Heute (10.12.2018) wird in München das Bayerische
Klimaforschungsnetzwerk bayklif aus der Taufe gehoben. Ziel ist laut
Wissenschaftsministerium mehr Wissen über ökologische und
gesellschaftliche Folgen des Klimawandels sowie die darauf aufbauende
Entwicklung und Anwendung von Modellen zur Minderung negativer
Effekte. Forschergruppen des Bayreuther Zentrums für Ökologie und
Umweltforschung (Bayreuth Center of Ecology and Environmental
Research, BayCEER) der Universität Bayreuth sind maßgeblich daran
beteiligt.

"Die zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels auf unsere
Ökosysteme kennen wir derzeit nur in Ansätzen. Auf der anderen Seite
ist es nötig, jetzt zu handeln und unser Management so anzupassen,
dass negative Einflüsse zumindest abgemildert werden können", sagt
Prof. Dr. Stefan Peiffer, Lehrstuhl für Hydrologie an der Universität
Bayreuth, der das Verbundprojekt AQUAKLIF innerhalb bayklif leitet.
"Im Verbundprojekt AQUAKLIF nehmen wir dabei Fließgewässer in den
nicht-alpin geprägten Regionen Bayerns unter die Lupe und arbeiten
dabei mit Land- und Wasserwirtschaft sowie dem Naturschutz zusammen.
Gerade Lebensgemeinschaften in Bachoberläufen leiden doppelt: in
diesem Sommer unter erhöhten Temperaturen und stetig schwindendem
Wasser, was die Wasserqualität eines Bachs zum Kippen bringen kann.
Aber auch Starkregen können verheerend sein - dann nämlich, wenn sie
das Material angrenzender Böden einschwemmen und so die Lebensräume im
kiesigen Bachgrund buchstäblich verstopfen."

Das Verbundprojekt AQUAKLIF wird Wissenschaft - mit je einer
Arbeitsgruppe aus Freising/TU München und der FAU Erlangen-Nürnberg
sowie fünf Arbeitsgruppen aus dem BayCEER - mit Experten aus der
Praxis zusammenbringen. Es sollen wirksame Maßnahmen entwickelt
werden, mit denen Wasserqualität und Artenreichtum in unseren Bächen
geschützt werden können.

Außerdem wird die Expertise der Bayreuther Professur für ökologische
Dienstleistungen, Prof. Dr. Thomas Köllner, im Verbundprojekt LandKlif
gebraucht. LandKlif untersucht die Biodiversität und
Multifunktionalität naturnaher, agrarischer und urbaner
Landschaftsräume in unterschiedlichen Klimazonen Bayerns, auch um
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie der Klimawandel abgemildert werden kann
und wie Anpassung an veränderte klimatische Verhältnisse erfolgen
kann. In diesem Verbundprojekt befasst sich eine von Köllner geleitete
Arbeitsgruppe mit der "Modellierung und Bewertung von
Ökosystemleistungen unter Klimawandel".

Das Projekt bayklif ist auf fünf Jahre angelegt und beinhaltet fünf
interdisziplinäre Verbundprojekte sowie fünf Juniorforschergruppen.
Der Freistaat stellt 18 Millionen Euro Förderung zur Verfügung. Die
Auswahl der Konsortien erfolgte in einem streng
wissenschaftsgeleiteten Verfahren durch eine 24-köpfige 
Fachgutachter-Kommission.




Weitere Informationen:

Verbundprojekt AQUACLIF:

https://www.bayklif.de/verbundprojekte/aquaklif/

Verbundprojekt LandClif:

https://www.bayklif.de/verbundprojekte/landklif/

Bayreuth Center of Ecology and Environmental Research (BayCEER):

https://www.bayceer.uni-bayreuth.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707683

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth - 10.12.2018
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WALD/240: Klimagipfel - Aktive Forstwirtschaft ist konkreter Klimaschutz (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 13. Dezember 2018

Julia Klöckner: "Aktive Forstwirtschaft ist konkreter Klimaschutz"


Bundeswaldministerin begrüßt Einigung auf eine Walderklärung zur Rolle
bewirtschafteter Wälder bei der Weltklimakonferenz in Kattowitz



Auf der Weltklimakonferenz in Kattowitz haben sich die Vertragsstaaten
gestern Abend auf eine gemeinsame Walderklärung geeinigt. Dazu erklärt
Bundesministerin Julia Klöckner: "Ohne den Beitrag der Wälder
weltweit, die gigantische Kohlendioxidspeicher sind, werden wir die
Klimaerwärmung nicht eindämmen können. Dabei ist besonders die aktive
Forstwirtschaft konkreter Klimaschutz. Denn es sind gerade die
nachhaltig bewirtschafteten Waldflächen, die hier eine entscheidende
Rolle spielen. Konkret: Die jährlichen Emissionen Deutschlands würden
um 14 Prozent höher liegen, wenn die Wälder hierzulande nicht
nachhaltig genutzt würden. Zu diesem Ergebnis kommen Wissenschaftler,
die wir als Ministerium mit dieser Fragestellung beauftragt hatten.
Das belegt eindrucksvoll, wie wichtig unsere Forstwirtschaft ist, wenn
es um den Schutz unsere Klimas geht."

Neben der wichtigen Filterfunktion der Wälder für das klimaschädliche
Kohlendioxid kann das in hiesigen Wäldern eingeschlagene Holz zur
energetischen Verwendung oder für Häuserbau und andere sehr dauerhafte
Verwendungen herangezogen werden. So leistet die Forstwirtschaft einen
wichtigen Beitrag für eine klimaneutrale Rohstoffversorgung der
Zukunft.

Bundeswaldministerin Julia Klöckner: "Unsere heimische Forstwirtschaft
ist weltweit Vorreiter, wird von vielen Ländern als Beispiel gesehen.
Und die systematische Waldinventur, die alle zehn Jahre durchgeführt
wird, sowie weitere Sondererhebungen zeigen, dass unsere Wälder trotz
beständiger Holznutzung in einem guten Zustand sind. Die Waldflächen
nehmen zu, ebenso unsere Holzvorräte. Umso wichtiger, unser Wissen mit
anderen Staaten zu teilen - das machen wir gerne. Insofern begrüße ich
auch den aktuellen Vorschlag der gesamteuropäischen
Staatengemeinschaft, Verhandlungen zu einer Waldkonvention für Europa
bald zu einem Abschluss zu bringen".

Hintergrund

Die Verhandlungen über diese Konvention unter Beteiligung Russlands
waren 2013 u.a. wegen der aufkommenden Ukrainekrise, ins Stocken
geraten. Im Rahmen der Konvention soll die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der nachhaltigen Forstwirtschaft weit
über den Ural hinaus vorangebracht werden.

 * 
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INITIATIVE/398: Samtpfötchen auf leisen Sohlen - Wildkatzennachweisprojekt im Mittleren Saaletal (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 13. Dezember 2018

Samtpfötchen auf leisen Sohlen

NABU führt Wildkatzennachweisprojekt im Mittleren Saaletal weiter



Der Naturschutzbund (NABU) führt sein Wildkatzenprojekt im Mittleren
Saaletal weiter. Nach erfolgreichen Nachweisen in der Region des
Mittleren Saaletals konnten immer wieder auch Störungen durch eine
unsensible Forstwirtschaft festgestellt werden. Das
Wildkatzennachweisprojekt will für die Bedürfnisse der Wildkatze in
ihren Lebensräumen sensibilisieren und aufklären.

Jena - Unbemerkt und leise schleicht sie durch unsere Wälder und
Fluren - die Europäische Wildkatze oder auch Felis silvestris, wie ihr
wissenschaftlicher Name lautet. "Vor einigen Jahren hätte kaum jemand
gedacht, dass sie überhaupt in unserer unmittelbaren Nachbarschaft
leben. 2014 gelangen uns die ersten Nachweise zur Wildkatze in den
Waldgebieten um Jena. 2015 konnten wir sogar den ersten
Wildkatzenachwuchs dokumentieren", erklärt Silvester Tamás,
Projektleiter des NABU Saale-Holzland-Kreis für das
Wildkatzennachweisprojekt im Mittleren Saaletal. "Für uns war dies
Ansporn genug, unser erfolgreiches Wildkatzenprojekt auch 2018 und
2019 fortzuführen".

Seit 2014 gelingen den Naturschützern in der Region des
Saale-Holzland-Kreises immer wieder neue Nachweise zu
Wildkatzenvorkommen. Dieses Jahr erstmalig auch bei Kunitz und bei
Rothenstein. "Das ist ein gutes Zeichen", so Tamás. "Dennoch bereiten
uns die rabiaten Eingriffe der Forstwirtschaft immer wieder Sorgen."
Als Beispiele nennt der Projektleiter des Wildkatzenprojektes die
Waldschutzgebiete bei Vollradisroda und im Tautenburger Forst. "Das
sind ausgewiesene Naturschutz- beziehungsweise FFH-Gebiete. Nicht
immer sehen wir dort die notwendige Sensibilität, die im Umgang mit
den schutzbefohlenen Waldlebensräumen angewendet werden sollte", so
Tamás. In beiden Gebieten wurden Strukturen von Lebensräumen dermaßen
nachteilig beeinflusst, dass sich dort keine Wildkatzen nachweisen
lassen. "Aus diesem Grund werden wir unser Wildkatzennachweisprojekt
in diesem Winter mit erhöhter Intensität in den Waldschutzgebieten der
Region fortsetzten. Unterstützt werden wir dabei von vielen
ehrenamtlichen Naturfreunden, die helfen Lockstöcke und Kamerafallen
aufzustellen und diese auch regelmäßig zu kontrollieren", berichtet
Silvester Tamás. Dem NABU geht es darum, zu wissen, wie und wo
Wildkatzen bei uns leben können und wo sie Probleme haben. "Wir wollen
den scheuen und wilden Samtpfoten dabei helfen, unbeschwert von
Südthüringen über den Saale-Korridor weiter nach Norde
n zu wandern. Sie sollen auch in der mittleren Saaleregion ungestört
leben und sich hier verpaaren können."

Die NABU-Stiftung Nationales Naturerbe sichert in der Region bereits
einige bedeutende Lebensräume als Refugien für bedrohte und geschützte
Arten. Hierzu zählen unter anderem die ehemals militärisch genutzten
Truppenübungsplätze bei Rothenstein und der Windknollen bei Jena sowie
der Dorlberg bei Großlöbichau. Diese Lebensräume eignen sich auch für
die Wildkatze. "Wildkatzen mögen störungsarme und strukturreiche
Waldlebensräume mit Anschluss an Wiesen und Feldfluren, die
ausreichend Nahrung in Form von Mäusen und Feldhasen bieten" sagt
Silvester Tamás. Das Wildkatzennachweisprojekt will insbesondere auch
die Forstwirtschaft und Landnutzer für die Bedürfnisse der Wildkatze
sensibilisieren. "Wenn wir die Lebensräume für die Wildkatzen besser
schützen und mit einander vernetzen, dann profitieren auch andere
gefährdete Lebensformen davon" so Tamás. Wer möchte, kann eigene
Beobachtungen zu Wildkatzenvorkommen gerne an den NABU
Saale-Holzland-Kreis mitteilen und auch aktiv bei der Suche mithelfen.

 * 
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INITIATIVE/397: Neue Chancen für Naturschutzprojekte in den Flussauen (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 13. Dezember 2018

Neue Chancen für Naturschutzprojekte in den Flussauen 

BUND strebt Blaues Band an der Oberweser an



Mit dem neuen Bundesprogramm "Blaues Band Deutschland" will die
Bundesregierung mehr Natur an Flüssen schaffen. Dazu wird es ab 2019
erstmals Fördermittel für Renaturierungsmaßnahmen in großen Flussauen
geben. Damit hiervon auch die Oberweser profitiert, hatte der BUND
gemeinsam mit Partnern den Initiativkreis Oberweser gegründet und 2016
erstmals eine länderübergreifende Flusskonferenz durchgeführt. Am
vergangenen Dienstag wurden die dort debattierten Ziele auf regionaler
Ebene weiter präzisiert. Über 50 Teilnehmer*innen aus Landkreisen,
Kommunen, Umweltverbänden, Fischereiorganisationen, Wassersport und
Landwirtschaft nahmen an dem Regionalgespräch im Schloss Bevern teil.

Mit Blick auf das erhoffte bundesweite Auen-Förderprogramm standen
Projektideen zur Renaturierung von Auenflächen, also jenen Flächen,
die auch noch bei extremen Weser-Hochwassern überflutet werden können,
im Mittelpunkt der Regionalkonferenz. "Naturnahe Flüsse und Auen sind
die Lebensadern unserer Landschaft, bedeutende Verbundachsen für Tiere
und Pflanzen, aber auch Orte der Ruhe und Erholung für uns Menschen.
Diese wertvollen Lebensräume will der BUND an der Oberweser mit Hilfe
des Blauen Bandes erhalten", sagte BUND-Landesgeschäftsführerin
Susanne Gerstner. Timo Riecker vom Bundesamt für Naturschutz lobte die
Initiative. Ein Zusammenschluss von so vielen unterschiedlichen
Akteuren über Ländergrenzen hinweg, die sich gemeinsam für mehr
Flussnatur engagieren, sei bundesweit einzigartig.

Den Willen zur Unterstützung entsprechender Aktivitäten unterstrich
Joachim Wöhler als Vertreter des Niedersächsischen Umweltministeriums.
So seien die an der Oberweser entfalteten Aktivitäten ganz im Sinne
des vom Land Niedersachsen geschaffenen "Aktionsprogramms
Niedersächsische Gewässerlandschaften". Aktuell werde geprüft wie das
Land beispielsweise durch eine Kofinanzierung von
"Blaue Band"-Projekten zur Umsetzung von Renaturierungsmaßnahmen in
der Weseraue beitragen kann. Die Landrät*innen der Landkreise
Holzminden, Höxter und Hameln-Pyrmont betonten die Bedeutung einer
naturnahen Oberweserlandschaft für die Regionalentwicklung und ihren
verbindenden Charakter. Renaturierungen bieten große Potenziale für
eine ökologische Verbesserung im Einklang mit einer Stärkung
naturtouristischer Angebote.

Projektbeispiele aus der Weseraue veranschaulichten Potenziale für
mehr Flussnatur: Eine Revitalisierung von Hochflutrinnen, die bei
Hochwasser die Weseraue durchziehen, schafft wichtige Lebensräume für
auentypische Pflanzen und Tiere, neue Weichholzauenwälder wirken dem
Insektensterben entgegen. Als zweites Beispiel wurde das
Modellvorhaben des BUND-Auenzentrums mit der Deichrückverlegung in der
Lenzener Elbtalaue vorgestellt: Hier wurde der Natur eine 420 ha große
Überflutungsfläche zurückgegeben, in der ganzjährig weidende Pferde
für das Offenhalten von Teilflächen sorgen und eine besondere
Attraktion für die Gebietsbesucher darstellen.

Inspiriert von den Beispielen sammelten die Teilnehmer*innen etwa 70
eigene Projektideen: von der Schaffung von Flussinseln bis hin zur
Renaturierung der Mündungsbereiche kleiner Bäche und Flüsse sowie der
Entwicklung artenreicher Wiesen und Weiden. Diese Vorschläge wird der
BUND im Initiativkreis Oberweser weiter auswerten und für die gesamte,
über 200 km lange Oberweserstrecke zwischen Hannoversch Münden im
Süden und Minden im Norden zusammenzuführen. Ziel ist es, ein
Förderprojekt im Rahmen des "Blaues Bandes" zu entwickeln.
Regionalgespräche mit anderen Weser-Anrainer-Landkreisen sollen in den
kommenden Monaten folgen.

Hintergrund: 

Mit dem Ziel, Renaturierungsmaßnahmen des "Blauen Bandes" in Zukunft
auch an der Nebenwasserstraße Oberweser stattfinden zu lassen, hat
sich 2015 der "Initiativkreis Oberweser" gegründet. Dieser besteht
aus: BUND Landesverband Niedersachsen e.V., BUND Landesverband
Nordrhein-Westfalen e.V., BUND Auenzentrum Burg Lenzen/Elbe,
Bezirkskonferenz Naturschutz Ostwestfalen-Lippe, Stiftung für die
Natur Ravensberg, Hochschule Ostwestfalen-Lippe - Fachbereich
Landschaftsarchitektur und Umweltplanung, Zukunftszentrum
Holzminden-Höxter u.a.

 * 
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STELLUNGNAHME/526: Entwurf der Neufassung der TA Luft verliert weiter an Substanz (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 14.
Dezember 2018

BBU: Entwurf der Neufassung der TA Luft verliert weiter an
Substanz



(Bonn, Berlin, 14.12.2018) Als weiterhin wenig ambitioniert bezeichnet
der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) die dritte
offizielle Fassung des Entwurfs der Neufassung der Technischen
Anleitung Luft (TA Luft). Der BBU und der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND e.V.) haben hierzu eine umfangreiche,
ins Detail gehende Stellungnahme vorgelegt und im Rahmen der
Verbändebeteiligung an das Bundes-Umweltministerium übermittelt. Der
BBU kritisiert insbesondere, dass der TA Luft-Entwurf von Version zu
Version immer mehr aufgeweicht und abgeschwächt wurde.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Der Entwurf der TA Luft wurde von Version zu Version schlechter. Nun
weist er erhebliche Defizite beim Schutz vor Luftschadstoffen und der
Begrenzung der Emissionen auf. So wurden die Grenzwerte der
Schadstoffdeposition von Blei und Arsen gegenüber der Fassung von 2016
angehoben. Der Grenzwert für die Schadstoffdeposition von Chrom und
seinen anorganischen Verbindungen wurde gleich ganz gestrichen. Das
hat direkte, negative Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen."

Auch die von der Europäischen Union vorgesehenen Emissionsbandbreiten,
die in den Merkblättern für die Besten Verfügbaren Techniken
(BVT-Merkblätter) festgelegt sind, werden zum Teil überschritten. Hier
hat die Glasindustrie völlig inakzeptable Standards durchgesetzt, die
dem europäischen Stand der Technik nicht entsprechen.

Und selbst bei neu hinzugekommenen Anforderungen bleibt der TA 
Luft-Entwurf weit hinter dem Notwendigen zurück. Zwar werden jetzt
Biogasanlagen geregelt, weil eine vom Bundes-Umweltministerium
geplante Biogasanlagen-Verordnung bereits im Vorfeld gescheitert ist.
Allerdings ist der Abstand zu Wohnbebauungen mit 100 Metern viel zu
gering angesetzt. Erforderlich wären mindestens 300 Meter. Die
Festlegung, dass Gärbehälter und Gasspeicher mit einer Gasmembran mit
einer zusätzlichen äußeren Umhüllung der Gasmembran auszustatten sind,
wird durch eine großzügige zeitliche Übergangsregelung konterkariert.
Denn die hier vorgesehenen acht Jahre dürfte kein bestehendes System
erreichen, so dass die Anforderung faktisch nur für Anlagen gilt, die
ohnehin wesentlich geändert werden müssen. Zudem wird die besonders
anfällige Klemmschlauchtechnik weiter zugelassen. Damit wird es auch
in Zukunft zu einem Abreißen der Folien kommen, welches mit
erheblichen Emissionen verbunden ist.

Der BBU stellt daher die Forderung: "Die TA Luft muss endlich vom
Einfluss der Lobbyinteressen der Industrie befreit werden. Der jetzige
Entwurf muss zurückgezogen und überarbeitet werden. Der
Immissionsschutz muss dabei eindeutig Vorrang vor dem Druck der
Betreiber haben."



Die Stellungnahme zum TA Luft-Entwurf ist zu finden unter
https://bbu-online.de

Direktlink: 

https://bbu-online.de/Stellungnahmen/TA%20Luft%20Stellungnahme%2011%2011%2018%20zum%20Entwurf%20der%20Novellierung%20der%20TA%20Luft%202018_Schwarz.pdf

 * 
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STELLUNGNAHME/525: Dänemark und EU-Kommission haben sich bei Ostseetunnel verzockt (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 13. Dezember
2018

NABU: Dänemark und EU-Kommission haben sich bei Ostseetunnel
verzockt 

Miller: Entscheidung des Gerichts der Europäischen Union (EuG) zu
rechtswidrigen Staatsbeihilfen gut für den Meeresschutz



Berlin - Der NABU begrüßt das Urteil des Gerichts der Europäischen
Union (EuG) in Luxemburg, das dänische Staatsbeihilfen für eine
staatseigene dänische Bau- und Betreibergesellschaft, Femern A/S, für
rechtswidrig erklärt hat. Geklagt hatte die Reederei Scandlines. Der
NABU hatte die Klage in Bezug auf ökologische Belange unterstützt.
"Das ist eine gute Nachricht für den Meeresschutz. Jetzt ist klar,
dass keine rechtswidrigen Staatsbeihilfen dazu genutzt werden dürfen,
um mit dem hoch riskanten Mega-Tunnelprojekt in einem europäischen
Schutzgebiet einen ökologischen Totalschaden anzurichten", sagt Leif
Miller, NABU-Bundesgeschäftsführer.

Nun muss der gesamte Prozess um die rechtswidrigen dänischen
Staatsbeihilfen im Zusammenhang mit der Fehmarnbeltquerung neu
aufgerollt werden. Dabei geht es auch um europäische Fördergelder in
Höhe von rund 1,5 Milliarden Euro. "Dänemark muss gegenüber der 
EU-Kommission nachweisen, dass das Geschäftsmodell der staatseigenen Bau-
und Betreiberfirma Femern A/S in Bezug auf geltende Wettbewerbs- und
Beihilferegeln tatsächlich europarechtskonform ist", so Malte Siegert,
Fehmarnbelt-Experte des NABU. Denn die ursprüngliche finanzielle
Planung der Dänen basierte auf der Annahme, dass Scandlines den
Fährbetrieb nach Eröffnung der festen Fehmarnbeltquerung einstellen
würde. Weil Scandlines aber mit einem flexiblen Fährkonzept in
Konkurrenz zum Tunnel gehen will, wäre die Reederei gegenüber eines
durch staatliche Beihilfen gestützten staatseigenen Unternehmens
schlechter gestellt.

"Die dänische Regierung hat sich verzockt. Unserer Einschätzung nach
werden sie kaum schlüssig nachweisen können, dass sie angesichts
radikal veränderter Rahmenbedingungen das Projekt solide ohne
Staatsbeihilfen finanzieren können", so Siegert. Durch mehr Konkurrenz
durch die Fähren wird es weniger Maut für den Ostsee-Tunnel geben.
Zudem wurde mittlerweile das Bahnaufkommen auf 78 Züge halbiert. Der
motorisierte Straßenverkehr ist mit rund 13.000 Fahrzeugen ohnehin
extrem gering. Siegert: "Für ein derart marginales Verkehrsaufkommen
würde in Deutschland nicht mal eine Ortsumgehung gebaut werden." Die
Kosten für den von Dänemark zu finanzierenden Tunnel sind inzwischen
von 4,2 auf mittlerweile 7,2 Milliarden Euro gestiegen.

Auch die Kosten für die Hinterlandanbindung zwischen Puttgarden auf
Fehmarn und Lübeck, zu deren Ausbau und Finanzierung sich Deutschland
staatsvertraglich gegenüber Dänemark verpflichtet hat, explodierten
noch vor dem ersten Spatenstich. Nach Einschätzung des
Bundesrechnungshofs von Ende November 2018 stiegen sie von
ursprünglich 840 Millionen auf heute über vier Milliarden Euro.
Angesichts einer Verteuerung von Tunnel und Hinterlandanbindung von
über sechs Milliarden Euro fordert der NABU Deutschland und Dänemark
erneut auf, angesichts der extremen Kostensteigerungen die Lage neu zu
bewerten. Dies ist im Staatsvertrag festgeschrieben. Bisher verstoßen
beide Vertragsstaaten beharrlich gegen diese gemeinsame Vereinbarung.

Hintergrund:

Dänemark plant, im Fehmarnbelt zwischen der dänischen Insel Lolland
und der deutschen Insel Fehmarn einen 20 Kilometer langen Absenktunnel
zu bauen. Dazu haben Deutschland und Dänemark 2008 einen
Staatsvertrag, der 2009 in Bundestag und Folketing ratifiziert wurde.
Dänemark verpflichtet sich zum Bau und Betrieb der festen
Fehmarnbeltquerung sowie dänischer Hinterlandanbindung. Deutschland
garantierte im Staatsvertrag den zweigleisigen, elektrifizierten
Ausbau der Bestandsstrecke zwischen Puttgarden und Lübeck sowie den
durchgehend vierstreifigen Ausbau der E 47/B 207 auf dieser Strecke.
Der NABU befürchtet erhebliche Schäden im europäischen
Meeresschutzgebiet "Fehmarnbelt". Die Ostsee ist angesichts
wirtschaftlicher Nutzung durch Gaspipelines, Fischerei, Schifffahrt,
Offshore-Windparke und Brückenprojekte sowie Überdüngung durch die
Landwirtschaft zudem bereits stark belastet.




Mehr Infos:

www.NABU.de/synopse

Petition des NABU gegen den Ostseetunnel:

www.NABU.de/ostseetunnel
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KLIMA/680: CO2 - Eispanzerschmelzen ... (SB)




Während bei den UN-Klimaschutzverhandlungen in Katowice
erdölexportierende Staaten wie die USA, Saudi-Arabien, Kanada und
Rußland Beschlüsse von dringend notwendigen Maßnahmen zur Begrenzung
der CO₂-Emissionen torpedieren, berichtet die Wissenschaft von
außergewöhnlichen Beobachtungen in den polaren Breiten: Die Arktis
verzeichnet eine für diese Jahreszeit relativ geringe
Meereisausdehnung; der Eispanzer Grönlands schrumpft immer schneller;
die bislang stabilsten Eismassen der Welt, die Gletscher im Osten der
Antarktis, fließen rascher ins Meer als noch vor wenigen Jahren
angenommen.

Dem noch nicht genug, meldet eine Forschergruppe um Angelika Humbert
vom Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung, daß die in der Fachwelt verbreitete These, der
riesige Recovery-Gletscher in der Ostantarktis würde aufgrund
übervoller Seen an seiner Sohle ins Gleiten geraten wie Autos beim
Aquaplaning, ihren Beobachtungen zufolge nicht mehr haltbar ist. Was
den Gletscher antreibt, weiß man nicht und will es untersuchen, denn
an dieser doch sehr bedeutenden Stelle weisen die Klima- und
Eismodelle offensichtlich eine breite Lücke auf. Der
Recovery-Gletscher ist ein eisiger Riese, über den die Ostantarktis
am meisten Eis verlieren würde, falls die Temperaturen weiter
ansteigen [1].

Ebenfalls aktuell berichtet die US-Weltraumagentur NASA, daß sich im
Osten der Antarktis nicht nur ein weiterer großer Gletscher, der
Totten-Gletscher, in Bewegung gesetzt hat und mit zunehmender
Geschwindigkeit ins Meer fließt, sondern sowohl vier kleinere
Gletscher westlich und eine Handvoll Gletscher östlich von ihm. All
diese Gletscher zeigen eine beschleunigte Fließbewegung und
schrumpfen in der Höhe. Einige sind binnen zehn Jahren um rund einen
Meter kleiner geworden, andere erleben zur Zeit gleichfalls einen
beschleunigten Schrumpfungsprozeß. Der Glaziologe und NASA-Forscher
Alex Gardner geht davon aus, daß das Verhalten dieser Gletscher nicht
zufällig erfolgt, sondern daß ein System dahintersteckt und daß dies
etwas mit dem Ozean zu tun hat [2].

Ähnlich wie warme Meeresströmungen in der Westantarktis eine starke
Gletscherdynamik in Gang gesetzt haben, könnte nun auch die
Ostantarktis unter den Einfluß wärmeren Meerwassers geraten. Da der
Eispanzer der Antarktis nur teilweise auf Land aufliegt, sich einige
Gebiete jedoch unterhalb des Meeresspiegels befinden, bieten sich dem
Meerwasser unterschiedlich große Angriffsflächen. Jene beiden Gebiete
in Nachbarschaft zum Totten-Gletscher entleeren die beiden größten
subglazialen, also unter dem Eispanzer liegenden Meeresbecken der
Ostantarktis. Sollte deshalb das wärmere Meerwasser unterhalb dieser
Gletscheransammlungen immer tiefer ins Innere der Antarktis
vorrücken, würde das die aufliegenden Eismassen zunehmend unterhöhlen
und somit deren Fließgeschwindigkeit erhöhen.

Wie zu der obigen Frage, wieso der Recovery-Gletscher überhaupt
fließt, wenn nicht Wasser den Schmierstoff bildet, über den er
gleitet, stellen sich auch hinsichtlich der Folgewirkungen des
wärmeren Meerwassers auf die Ansammlung kleinerer Gletscher
wesentliche Fragen zur Entwicklung der Erde, insbesondere natürlich
hinsichtlich des Meeresspiegelanstiegs, die bis heute noch nicht
beantwortet sind.

Auf den Anstieg des Meeresspiegels hat auch die überdurchschnittlich
starke Erwärmung der Arktis Einfluß. Zwar schwimmt sogar am Nordpol
das Meereis, was bedeutet, daß sein Schmelzen keine unmittelbare
Veränderung des Meeresspiegels bewirkt, aber die verstärkte
Wärmeaufnahme eisfreien Wassers trägt allgemein zur Erwärmung der
nordpolaren Breiten bei, erstens mit der Folge, daß der Permafrost
schneller auftaut und vermehrt Methan freigesetzt wird. Dieses
hochpotente Treibhausgas befindet sich einerseits in Form von
Methanhydrat unter dem ostsibirischen Schelfgebiet, und andererseits
würde es bei der Zersetzung der im Permafrost bis dahin gebundenen
organischen Masse freigesetzt werden.

Eine weitere Folge der allgemeinen Erwärmung der Arktis betrifft den
Eispanzer Grönlands. Seit Beginn der Industrialisierung hat dessen
Schmelzrate um 50 Prozent zugenommen, und der Beschleunigungstrend
hält an, wie kürzlich im Wissenschaftsjournal "Nature" berichtet
wurde [3]. Der Hauptautor einer neuen Studie, der Klimaforscher Luke
Trusel von der Rowan University, sagte, daß die Gletscherschmelze von
Grönland inzwischen in den "Overdrive"-Modus gegangen ist. Hätten
sich die Eismassen erst einmal in Bewegung gesetzt, behielten sie diese
bei. "Das ist ein Weckruf, der zeigt, wie schnell sich Grönland
verändert", so Trusel [4].

Unter anderem anhand von Eisbohrkernanalysen können die Forscher
sagen, daß der stellenweise bis zu 3,2 Kilometer dicke Eispanzer
Grönlands in den letzten 350 Jahren nicht so schnell abgeschmolzen
ist wie heute. Laut Trusel spricht sogar einiges dafür, daß die
Geschwindigkeit der Eisschmelze in den letzten 6.000 bis 7.000 Jahren
nicht so hoch war. Die aktuellen Untersuchungen bestätigten frühere
Abschätzungen, wonach noch bis Mitte des Jahrhunderts der weltweite
Meeresspiegel um 20 bis 30 Zentimeter höher steigen dürfte, als vom
Weltklimarat IPCC angenommen. Dessen Projektionen bewegten sich in
dieser Frage zwischen rund 25 und 75 cm.

In der Klimaforschung rechnet man damit, daß die Eisschilde Grönlands
und der Antarktis im Zuge der Erderwärmung anfangen, beschleunigt
abzuschmelzen. Einige Abschätzungen lauten, daß der sogenannte
Kippunkt bei einer globalen Erwärmung um zwei Grad gegenüber der
vorindustriellen Zeit eintreten wird. Dann werde die
Gletscherschmelze für lange Zeit nicht mehr aufzuhalten sein, bis daß
ein gänzlich neues "Gleichgewicht" der Natursysteme eintritt. Der
Meeresspiegelanstieg wird sich dann nicht mehr in Zentimetern rechnen
lassen, sondern in Metern.

Welche Folgen das auf die Küstengebiete und flachen Inselstaaten hat,
darüber und über die Frage, was jedes Land bereit ist, an
Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen, um eine absehbar verheerende
Entwicklung zu verhindern, wird zur Zeit abschließend auf dem
UN-Klimagipfel in Katowice verhandelt. Bis Redaktionsschluß sah es
nicht so aus, als würde der fossilen Energiewirtschaft binnen
kürzester Frist der Hahn zugedreht.


Fußnoten:

[1]
https://www.awi.de/ueber-uns/service/presse-detailansicht/presse/viel-weniger-seen-unter-dem-eisschild-der-ostantarktis-als-angenommen.html

[2]
https://www.nasa.gov/feature/goddard/2018/more-glaciers-in-antarctica-are-waking-up

[3] https://www.nature.com/articles/s41586-018-0752-4

[4]
https://insideclimatenews.org/news/05122018/greenland-ice-sheet-melting-tipping-points-sea-level-rise-climate-change-arctic-warming
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ERSTAUFLAGE/984: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2990 (SB)


Susan Schwartz

Die beiden Rhodans

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2990



Terra, Solsystem, Juli 1552 NGZ

Perry Rhodan II wird von dem Aggregat Cerotay betreut, das Lotho
Keraete zu seiner Bewachung abgestellt hat. Er wohnt am Goshun-See in
einer luxuriösen Villa, leidet aber unter der Erkenntnis, den
Weltenbrand ausgelöst zu haben. Ihm ist klar, daß Adam von Aures und
Lotho Keraete ihn nur ausgenutzt haben. Da sie ihn noch nicht
umgebracht haben, scheinen sie ihn wohl noch für irgendeine Schandtat
zu brauchen. Aber er will jede weitere Zusammenarbeit ablehnen und
glaubt ohnehin nicht mehr, daß Lotho Keraete sein Versprechen halten
wird, ihn nach Wanderer zurückzubringen, wo er nach Wegen suchen will,
in seine eigene Welt zurückzukehren. Er kann nicht akzeptieren, daß
seine Heimat zu einem gescheiterten Universum gehören und er nur ein
Relikt aus einem auf Wanderer deponiertem Rudiment dieses Universums
sein soll.

Er leidet unter Alpträumen, Schwindelgefühlen und Erinnerungsausfällen
und ist ständig desorientiert. Alle Versuche des Aggregats, ihn auf
andere Gedanken zu bringen, scheitern. Seine Besuche bei einem
Therapeuten laufen immer gleich ab. Auch bei den Terminen, die er mit
einem sogenannten Stadtkommandanten hat, spricht er immer mit
denselben Personen. Perry sehnt sich nach einer wirklichen Aufgabe und
hat den Verdacht, daß die Welt, in der er lebt, nicht real ist.

Plötzlich fällt ihm auf, daß sein Grundstück auf der einen Seite von
einer Mauer begrenzt wird, die vorher noch nicht dagewesen ist. Sein
hinter der Mauer wohnender Nachbar Alosha Putuvane spricht ihn an und
versucht, ihn auf Widersprüche in seinem Dasein aufmerksam zu machen.
Er meint, Perry Rhodan müsse sich aus einem Gefängnis befreien und er
wolle ihm dabei helfen. Rhodan soll versuchen, alles was er tut, zu
dokumentieren, damit er es nicht wieder vergißt und was er erlebt zu
hinterfragen, seine Erkenntnisse aber vor der weißen Frau verbergen.
Das Aggregat Cerotay scheint die Mauer nicht sehen zu können.

Wenn Perry sich unbeobachtet wähnt, überspringt er die Mauer und
trifft sich mit Alosha auf ein Bier auf dessen Terrasse, wo er
beobachten kann, wie Putuvane seine beiden Hunde Paul und Wolf
dressiert. Jedesmal wenn er in seinen Bungalow zurückkehrt,
verschwindet das Nachbargrundstück. Auch wenn er mit dem Boot auf den
See hinausfährt, kann er es nicht sehen. Allein dies ist für Perry der
Beweis, daß er sich nicht in der Realität aufhält. Alle Außentermine,
die das Aggregat für ihn arrangiert, finden nur in seiner Einbildung
statt.

Alosha Putuvane dagegen behauptet, real zu sein und ihn befreien zu
wollen. Der grauhaarige Mann, IT-Spezialist und ehemaliger
Techno-Mahdist, ist auf eine Hütte in den Anden aufmerksam geworden
und hat ihn unter einer Mental-Dilatationshaube entdeckt, wo er in
einem Messingtraum gefangen gehalten wird. Die Hunde sind
autonom-mobile Programme, die sich eigenständig durch das
Hauptprogramm des Messingtraums bewegen können. Sie attackieren
Cerotay und setzen ihr so schwer zu, daß es Perry Rhodan gelingt,
aufzuwachen.

Er findet sich in jener Hütte wieder, die nun unter Beschuß steht. Als
Sofortumschalter gelingt es Perry Rhodan relativ schnell, sich in der
realen Welt zu orientieren. Alosha Putuvane, der die Hütte
gleichzeitig mit Rhodans Erwachen mit Robotern angreifen ließ, steckt
in der Klemme, denn er hat nicht mit der Stärke des Aggregats Cerotay
gerechnet, das ihm schwer zusetzt. Außerdem hat auch das Aggregat
Roboter. Es gelingt Rhodan, Cerotay einen Schlag zu versetzen, der sie
für kurze Zeit zurücktaumeln läßt, Putuvanes letzter Roboter kann den
letzten Roboter Cerotays vernichten und sich dann auf das Aggregat
selbst konzentrieren. Während dieses Kampfes gelingt es Perry Rhodan
und Putuvane, in einem Mietgleiter zu fliehen. Der Risikopilot Rhodan
fliegt extrem waghalsige Manöver, um die Drohnen abzuschütteln, die
hinter ihnen herrasen.

Schlußendlich landen sie in La Paz, wo Putuvane eine Unterkunft hat.
Dort können sie zum ersten Mal wirklich miteinander reden. Alosha
Putuvane brach mit dem Techno-Mahdi, als dieser das Solsystem
abriegelte, denn für ihn ist Wissenschaft Freiheit. Außerdem sei sein
Sohn bei einer vom Techno-Mahdi initiierten Expedition verschollen, so
daß Alosha befürchtet, er sei getötet worden. Da der Techno-Mahdi ihm
jegliche Information über den Verbleib seines Sohnes verweigerte und
ihm zudem verbat, selbst nach ihm zu suchen, hegt Putuvane einen
tiefen Groll gegen ihn. Da seine Aufgabe darin bestand, den 70
Kilometer westlich von La Paz gelegenen erloschenen Zeitbrunnen zu
untersuchen, befand er sich in der Nähe der Hütte und stellte
Energieemissionen fest, die sich nicht erklären ließen. Als er
nachschaute und Perry Rhodan fand, dabei aber wußte, daß der wahre
Perry Rhodan im Einsatz gegen die Thoogondu unterwegs war, wurde ihm
klar er, daß dies nur ein falscher sein konnte. Ihn zu befreien,
stellt für Putuvane einen weiteren Weg dar, dem Techno-Mahdi zu
schaden.

Der Plan Rhodans und Putuvanes ist nun, nach Wanderer zurückzukehren
und zu verhindern, daß Adam von Aures bzw. der Techno-Mahdi die
Scheibenwelt in Besitz nimmt. Erst danach kann Rhodan II sich um den
Verbleib seiner Menschheit kümmern.

Am 28. Juli 1552 NGZ kehrt die RAS TSCHUBAI mit Atlan an Bord zurück.
Der Arkonide bezeichnet seine Mission als vollen Erfolg, denn er hat
Proto-Eiris mitgebracht. Nach dem Dorksteigerschen Konversionstheorem
kann die Proto-Eiris so programmiert werden, daß sie jene vom
Techno-Mahdi ausgebrachten Pseudo-Biophoren, die den Weltenbrand
ausgelöst haben, neutralisieren kann. Die Milchstraße könnte man so
gegen den Weltenbrand impfen.

Auf diese freudige Botschaft folgt wenige Stunden später eine weitere,
die Rhodan II in eine Mischung aus erfüllter Sehnsucht, panischer
Furcht und namenloser Hoffnung versetzt. Perry Rhodan I kündigt seine
Ankunft im Solsystem für den folgenden Tag an. Die Invasion der
Thoogondu sei abgewendet und er sehe einer künftigen Zusammenarbeit
mit dem erneuerten und pazifizierten Gondunat entgegen.

Putuvane und Rhodan II wird klar, daß nun höchste Eile not tut. Mit
dem Auftauchen von Atlan und Rhodan I schwimmen dem Techno-Mahdi bzw.
Adam von Aures die Felle davon. Er wird vielleicht überstürzt handeln.
Um so dringender wird es, daß Rhodan II zum Wanderer gelangt. Dazu
braucht man ein Schiff und eine Besatzung. Rhodan will als Bezahlung
ein Bleiberecht auf Wanderer anbieten, auf dem vermutlich kein
Weltenbrand herrscht. Putuvane trommelt einige ehemalige Kollegen
zusammen, die ebenfalls dem Techno-Mahdi abgeschworen haben.

Die High-Tech-Bastlerin Peri "Gadget" Sherman, der gatasische Xeno-
und Kosmopsychologe Yossü Laroc und der Hochstapler Paaku Hechtfisher
sind schließlich von der Partie. Auf dem Raumhafen werden Schiffe
feilgeboten und Sherman entdeckt das genau richtige für sie. Perry
Rhodan kann an einer Bankfiliale als echter Rhodan einen Ersatz für
seinen angeblich verlorengegangenen Kreditchip bekommen. Da er von
einem Roboter bedient wird, der mit einem DNS-Abgleich und Augenscan
zufrieden ist, erregt er kein Aufsehen. Seinem Team, das mit Feilschen
beschäftigt ist, zeigt er sich bislang nur in Maske. Rhodan kann den
Verkäufer mit dem Verdacht, es handele sich um ein gestohlenes Schiff,
mit einem Bruchteil des geforderten Preises abspeisen, womit dieser
vermutlich noch einen Gewinn machen kann, denn die Raumjacht hat
keinen Überlichtantrieb und kann das Solsystem nicht verlassen - für
Weltenbrandflüchtlinge unbrauchbar, für Rhodans Plan genau richtig.

Sherman, die ganz begeistert von dem alten aber runderneuerten Schiff
ist, das den Namen HOMECOMING erhält, installiert noch einen guten
Ortungsschutz. Doch gerade als sie starten wollen, rast das Aggregat
Cerotay auf das Schiff zu. Rhodan startet unverzüglich und kann die
weiße Frau abhängen.

Erst unterwegs erfahren seine Teammitglieder, wer er wirklich ist und
worum es ihm mit dem Flug zu Wanderer geht. Er hat ihre volle
Unterstützung. Die HOMECOMING hält direkt auf die Wachflotte um
Wanderer zu und wird natürlich aufgehalten. Alosha Putuvane, Yossü
Laroc und Paaku Hechtfisher tun ihr möglichstes, um den
Verantwortlichen etwas von einem hyperphysikalischen Problem mit
Wanderer vorzugaukeln, aber damit kommen sie nicht durch.

Daraufhin nutzt Rhodan eine Lücke im Verband, um eine Kurztransition
durchzuführen und aus der Ortung zu verschwinden. Doch auch das hilft
ihnen nur kurzzeitig. Man droht, das Schiff abzuschießen. Also gibt
sich Perry Rhodan zu erkennen, was zumindest für einen Aufschub sorgt.
Er erklärt, wer er wirklich ist und daß er auf jeden Fall nach
Wanderer zurückkehren wird. Die HOMECOMING befindet sich auf
Kollisionskurs mit dem Kunstplaneten, der Perry Rhodan II bereits als
seinen Bürger identifiziert hat. Als dieser schon glaubt, Erfolg zu
haben, taucht die FLORENCE LAMAR auf und zieht die kleine Raumjacht
mit dem Traktorstrahl von Wanderer weg.

Gegen das Schiff von Lotho Keraete haben sie nun wirklich keine
Chance. Perry Rhodan II will sich dem ehemaligen Boten von ES
ausliefern und bittet um freien Abzug für sein Team. Doch seine
Gefährten wollen nicht so leicht aufgeben.

Da wird die terranische Wachflotte aktiv und umzingelt die FLORENCE
LAMAR. Diese bringt mit nur einem Schuß den Schutzschirm eines der
Schiffe zum Erlöschen und droht mit dessen Vernichtung. Lotho Keraete
fordert Perry Rhodan II auf, zur "schönen Familie" zurückzukehren.
Sein Team würde freies Geleit erhalten. Doch da schaltet sich
schließlich Perry Rhodan I ein und droht Keraete mit der Vernichtung
der FLORENCE LAMAR. Er gibt vor, die RAS TSCHUBAI, in die er schnell
umgestiegen war, habe mit Hilfe der Proto-Eiris an Bord Modifikationen
vorgenommen, die in der Lage sind, Keraetes Schiff tatsächlich zu
zerstören. Kurz darauf zieht die FLORENCE LAMAR ab und die HOMECOMING
schleust in die RAS TSCHUBAI ein.

Rhodan I und Rhodan II wollen nun erst einmal an einem gemütlichen Ort
miteinander sprechen.
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